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DIONED Dsch: 


Zu einer vollftändigen Schilderung der ftaatsfirchenrechtlichen 
Stellung der Israeliten in Bayern wäre e3 erforderlich, außer dem 
Sonderrechte der Israeliten auch alle jene Materien des bayerijchen 
Staatzfirchenrechtes zur Darftellung zu bringen, bie fih nicht aus— 
ſchließlich auf die Hriftlichen Konfefjionen, jondern auf alle Neligions- 
gejellichaften gleihmäßig, alfo auch auf die iSraelitifche, beziehen. Allein 
dieje allen Neligionsteilen gemeinjamen Nechtspartieen haben bereits 
anderweitig, jo in den beiden Werfen von Ernit Mayer ımd 
A. Reinhard: „Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern” 
und jüngst wieder im 6. Bande des Bayerijchen Staatsrechtes von 
Seydel eine jo eingehende Darlegung erfahren, daß ich mich, wollte 
ich fie in den Bereich diejer Abhandlung hereinziehen, nur in Wieder: 
holungen bewegen fünnte. Ich habe es daher vorgezogen, nur in der 
Lehre von den Rechtsquellen ($ 2) im Allgemeinen nachzuweiſen, 
welches jener den Israeliten mit den anderen Konfeffionen gemeinjume 
Rechtsſtoff ift, im übrigen mich aber begnügt, das für die Jsraeliten 
geltende- Sonderrecht darzuftellen. Hiebei ift es allerdings nicht felten 
notwendig geworden, bei Gelegenheit ftreitiger ragen mich auch in 
Erörterungen einzulafjen, welche das Necht der hriftlichen Religions: 
gejellichaften ebenjo berühren, wie jenes der israelitiſchen. 
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IV Vorwort. 


Wo es notwendig war, auf israelitijche Religionslehren und 
- Gebräuche einzugehen, mit welchen ich bei Beginn diefer Arbeit nicht 
vertrauter war, als es eben der Nichtisraelite zu jein pflegt, habe ich 
mir durch mündliche und jchriftliche Befragung iSraelitijcher Gelehrter 
und Rabbiner Aufklärung zu verichaffen gejucht, Die mir auch in 
danfenswertefter Weife zur teil wurde. 


Würzburg, im Januar 1893. 
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Finlertung. 


8 1. Geſchichtlicher Überblick. 


Jahrhunderte lang lebten die über Bayern zerſtreuten Israeliten 
in einem nahezu rechtloſen Zuſtande. Als Ausländer, die ihre Nationali— 
tät mit ihren ſcharf ausgeprägten Eigentümlichkeiten zu wahren ſuchten, 
und als Glaubensgenoſſen, die zu den herrſchenden chriſtlichen Konfeſſionen 
ſchon deshalb in einem Gegenſatze ſtanden, weil man ihnen bezw. ihren 
Borfahren den Krenzestod des Stifters der chriftlichen Religion zum 
Borwurf machte, waren fie gehabt und angefeindet und nur Dort ge: 
duldet, wo man den ihrem Stamme eigenen Erwerbsfinn fih nutzbar 
zu machen juchte. Beiten bfutiger Verfolgung und harter Bedrüdung 
wechjelten für fie mit Zeiten verhältnigmäßiger Ruhe. Erſt in der 
zweiten Hälfte dieſes Jahrhunderts erlangten fie Die bürgerliche und 
pofitijche Gleichſtellung mit den Angehörigen der chriftlichen Konfeſſionen. 
Eine Sonderſtellung nehmen fie in Bayern jetzt nur noch in einer Be- 
ziehung ein, injoferne fie nämlich als Religionsgejellichaft auftreten. In 
dieſer Hinſicht hat ihnen der bayeriſche Staat nicht die nämlichen Rechte 
wie den großen chriſtlichen Kirchen verliehen, ſondern ſie in die Stellung 
verwieſen, welche er den Privatkirchengeſellſchaften einräumt. 

Die vorliegende Abhandlung ſoll eine dogmatiſche Darſtellung dieſer 
beſonderen Rechtslage der bayeriſchen Israeliten in kirchlichen Dingen 
geben. Entſprechend dem Zwecke der Abhandlung darf daher ein ge— 
ſchichtlicher Überblick, den ich der Darſtellung vorausſchicke, aus den 
verſchiedenen Perioden der bayeriſchen Geſchichte nur dasjenige hervor- 
fehren, was Die Stellungnahme des Staates zur religiöfen Be— 
thätigung der Israeliten beleuchtet. Er muß fich, jo verlockend es bis— 
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Heimberger, 











9 | I. Abjchnitt: 


weilen auch fein mag, weitere Gebiete zu berühren, darauf bejchränfen, 
die ftaatsfirchenrechtlichen Verhältniſſe der Israeliten zu beleuchten. 

Nicht gleichbedeutend mit einer Darftellung dieſer Verhältniſſe 
würde e3 fein, wenn ich die Stellung der ISraeliten als Befenner einer 
nichtehriftlichen Neligion überhaupt jchildern wollte. Dies hieße näm- 
ih eine Erörterung über die geſamten Verhältniſſe der Siraeliten, 
ebenſowohl in bürgerlicher und politifcher, wie in Firchenrechtlicher Be- 
ziehung geben. Denn auf ihrer Eigenjchaft als Befenner einer nicht- 
riftlichen Neligion beruhte in erjter Linie die eigentümliche Rechtslage 
der Israeliten von der frühejten Zeit bis tief ins 19. Jahrhundert. Nur 
Chriften waren des Vollgenufjes der bürgerlichen und politiichen Rechte 
fähig. Nichtchriften achtete man derjelben nicht für würdig. Inſoferne 
aljo müßte ih, wenn ich von der rechtlichen Stellung der Iſraeliten 
als Nichtchriften jprechen wollte, hier eine vollitändige Entwicklung des 
gejamten Verhältniſſes zwiſchen Staat und Israeliten geben und dabei 
alle die wechjelvollen Geſchicke des jüdischen Volkes jchildern: die Ver- 
folgungen, die mehrfach fich wiederholenden Landesverweifungen, damit 
wechjelnd die jtillfchtweigende Wiederzulafjung, die heute die Einräumung 
und morgen die Entziehung des den ISraeliten gewährten geringen 
Maßes von Rechten zur Folge hatten. AL dies hat anderweitig feine 
Darjtellung gefunden. Ich verweife im allgemeinen auf Gräß, Ge 
ſchichte der Juden, Leipzig 1860—1875, Joſt, Geſchichte der Iſraeliten, 
Berlin 1820 —1828, Otto Stobbe, die Juden in Deutjchland während 
des Mittelalters, Braunfchweig 1866, für Bayern fpeziell auf Aretin, 
Geſchichte der Juden in Bayern, Landshut 1803 und insbejondere auf 
Sotthelf, Hiſtoriſch-dogmatiſche Darftellung der rechtlichen Stellung 
dev Juden in Bayern, München 1851 und Gotthelf, die Rechtver- 
hältniffe der Juden in Bayern auf Grumdlage der neueſten bayerijchen 
Geſetze, München 1852. 


I. Dom erften Auftreten der Juden in Bayern bis zum Beginne des 
19. Jahrhunderts. 


Die geschichtliche Ausbeute, welche fich für diefen Heitraum im 
Rahmen des hier zu erörternden NRechtsgebietes machen läßt, ift nicht 
vecht beträchtlich. Das Ergebnis derjelben it jehr einfach. Man kann 
es jchließlich in zwei Worte zufammenfaffen: Entweder geitattete man 
den Juden die Niederlaffung im Lande und dann ließ man fie auch in 
ihren Neligionsübungen und Gebräuchen gewähren, joweit fie mit den- 
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ſelben nicht an die Öffentlichkeit traten — oder man verwies fie aus 
dem Lande, und dann hatte es mit der Neligionsiibung ohnehin ein 
Ende. Juriftiiche Komplikationen gab es da nicht viele. Die Rechts: 
gelehrten fühlten allerdings zuweilen das Bedürfnis fich ſolche zu ſchaffen 
und dieſelben dann unter Aufwendung großen Scharffinns und vieler 
Gelehrſamkeit zu löſen. Es mutet fonderbar an, wern man z. B. ein 
umfangreiches Gutachten „des Decanus und der anderen Doctores Der 
Suriften- Fakultät zu Altdorf bey Nürenbergifcher Univerfitaet da- 
ſelbſt“ (v. 3. 1696) lieſt über Die Frage, „ob ein Chriſt denen Juden 
an einem Sabbath mit nothwendigen Liebesdienten, ſonder Verlegung 
feines Gewifjens, an die Hand gehen könne)“ Vom kulturhiſtoriſchen 
Standpunkte aus betrachtet bietet dergleichen ja manches Intereſſe, für 
die Beurteilung der Stellung der Israeliten als Religionsgeſellſchaft 
aber hat es nur jehr mittelbare Bedeutung. Ich ziehe derartiges daher 
nicht in den Kreis der Darftellung herein und begnüge mich das wenige, 


aber unbedingt hier Intereffe Heifchende im Folgenden niederzulegen. 


Die erſte verläfjige Kumde von dem Auftreten der Juden in Bayern 
bringt eine Urkunde vom Jahre 906. Diejelbe enthält eine Verein- 
barung über den Zoll zu Paſſau. Die einschlägige Stelle lautet: 
„Mercatores Judaei, undecunque sint, justum solvant theloneum 
de rebus et maneipiis?).“ In der Folge fiedelten die Juden fich in 
verjchiedenen bayerischen Städten an?); jo in Negensburg, München, 
Sauingen‘) Mühldorf’), Sulzbach, Sulzbürg“, Diefjen‘). 


1) Bed, de juribus Judaeorum, Nürnberg 1731, p. 168 ff. 


2) Gotthelf, Hiftorifh-dogmatifche Darftellung u. 1.10. ©. 02 Defelen 


seriptores rerum boicarum I., 718. 

3) Aretin, a. a. D. ©. 12 ff, welcher überhaupt zum Folgenden zu ver- 
gleichen ift. 

4) Defele II. S. 147. Hier ift eine Urkunde Ludwigs des Bayern aufgeführt, 
in welcher die Judenſteuer zu Zauingen erwähnt wird. 

5) 2. Hübner, Beihreibung der Stadt Sakburg 1792. 1. Th. ©. 148. 

6) Köhler, Historia genealogica Dominorum et comitum de Wolfstein 1728 
S. 257: „Cum etiam jam ab anno 1371, ut ex charta obligatoria eonstat, Judaeorum 
paucae et exiles familiae in ditione Sulzburgensi vixerint, procul dubio olim in 
magna illa Judaeorum strage in Bojoaria edita extorres et speciali Imperatoris indultu 
a Wolfsteiniis receptae, horum etiam prec/bus iteratis dedit Christianus Albertus, 
comes de Wolfstein, consultis prius aliquot Theologorum et Jure consultorum col- 
legiis academieis, ut sacris suis operentur in majore conclavi aedifieii novi pro suo 
ludi magistro sive praecantore exeitati. 

7) Monumenta boica. Vol. 8 p. 962: Monumenta Diessensia. Urkunde v. 1385, 
betr. Jura in eives Diessenses: „Ceteri vero in platea elaustrali vel Judaeorum ...... 


residentes.‘* 


a 





ER I. Abſchnitt. 


Es ift zwar nicht von allen diefen Orten gejchichtlich überliefert, 
daß die Ssraeliten dortjelbft eine firchliche Gemeinde mit Synagoge und 
ſonſtigen Einrichtungen gebildet haben, aber es läßt fich dies faſt mit 
Sicherheit annehmen. Denn es galt bei den Israeliten ftetS als religiöje 
Pflicht, an Orten, wo fie fich in größerer Zahl zufammenfanden, auch 
zu gemeinschaftlichem Gottesdienfte fich zu vereinigen. Für einige Orte 
läßt fich überdies pofitiver Beweis hiefür erbringen. Bezüglid Sulz 
bürgs vergleiche man die auf S.3 Anm. 6 angeführte Stelle, für Regens— 
burg folgende Notiz bei Defele, script. rer. boic. Tom. II. ©. 502 
unter Anonymi Ratisbonensis Farrago Historica rerum Ratis- 
bonensium „MXCVII. Henricus Imperator ab Italia rediens Ratis- 
bonam Bojoariae urbem venit ibique aliguamdiu moratus Judaeis, 
qui baptizari coacti sunt, judaisandi ritum concessit.“ Man hatte 


fie alfo dort zur Taufe gezwungen, Heinrich IV. aber gejtattete ihnen 


wieder die Ausübung ihrer religiöſen Gebräuche. In der erjten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts verkaufte man ihnen in Negensburg Pläbe für 
eine Synagoge nnd eine Begräbnisitätte.!) Lange Zeit hindurch erfreuten 
fi die Juden in Negensburg einer bejjeren Lage als ihre Glaubens- 
genoſſen in den anderen bayerischen Städten. Wenn Berfolgungen im 
Lande gegen jte ausbrachen, nahmen Nat und Geiitlichfeit von Regens— 
burg ſie regelmäßig in Schuß und retteten fie vor dem Untergange. 
Auch in Paſſau befaßen die Juden 1204 eine Syragoge;?) des- 


gleichen in Minden?) Lebtere wurde 1285 jamt den in Diejelbe 


gefliichteten Suden verbrannt. In Ingoljtadt findet fich ebenfalls eine 
‚Sudengemeinde, die jedoch gegen Ende des 14. Jahrhunderts unterge- 

1) Pfeffinger, Vitriarius T. II. Lib. III Tit. XVII 3. 82 unter See. XII. 

Defelel. ce. T.I. ©. 556: „Hie (sc. Abbas Eberhardus 1225—1242) primo 
vendidit aream et ortum pro sepultura perfidissimis Judaeis de agro Praitten.“ 

Eodem ©. 560: „Abbas Wernherus perfidis Judaeis Ratisponen:ibus vendidit 
aream ex agro Praitten centum libris Ratisponensis monetae. In eodem agro sua 
sepelierunt cadavera spureissima usque in annum MDXIX, quo ab urbe Ratispona 
sunt praescripti prorsus et profligati.‘ 

2) Vgl. Wiener, Regeften zur Gejchichte der Juden in Deutſchland während 
des Mittelalter. Hannover 1862. ©. 107 Ziff. 16. 

3) Joannis Aventini Annalium Boiorum Libri VII. MDCCX. Lib. sept. Cap. X. 


J Auliei atque praetores ducis impetum (se. populi) compescere 
CONANIUL 0 une consulturique Judaeis eos in fanum lapideum, Synagogam nun- 
eupant, commigrare jubent. Quo cum Hebraei eonfugissent, fit acrior tumultus. 
Populus convolat ..... eentum et octoginta Judaeos una cum templo igne con- 
cremant. 


Ebenſo bei Bergmann, Gejchichte der Stadt Münden 1783. ©. 41. 
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gangen zur fein feheint. In einer Urkunde vom 15. Juli 1397 ſchenkte 
nämlich Herzog Stephan IM. der Stadt Ingolftadt die Judenſchule 
und den Judenhof, die dem Herzog wegen Entweichung der Juden ver- 
fallen waren. !) q 

In Landshut Fieß Heinrich der Reiche (1395 — 1450), als die Juden— 
gaffe auf feinen Befehl abgebrochen wurde, auf die Bitten der Juden 
"die Synagoge ftehen.?) Auch Amberg bejaß feine Sudengemeinde. °) 
1410 verlieh Pfalzgraf Ludwig dem Priefter Otten Stidern unfer 
Frauen Altar in der Frauenkapelle dortſelbſt, „welche einft eine Juden— 
ſchule war.” 


Inzwifchen mußten jedoch die Juden mehrmals unter heftigen Ber- 
folgungen das Land räumen, und e3 wiederholte fich dies im Laufe 
der nächſten Sahrhumderte noch zu verfchiedenen Malen. Allein fie 
ließen ſich durch die itberjtandenen Leiden und Bedrüdungen von der 
Rückkehr nicht abhalten. Nach wenig Jahren war das Erlittene wieder 
vergefjen und verjchmerzt, und man fteht fie die alten MWohn- und 
Handelsftätten von Neuem aufjuchen. 


Während der friedlichen Zeiten, die ihnen vergönnt waren, führten 
fie ein jelbjtändiges gemeindliches Leben, wählten fi) ihre Vorſteher 
und Rabbiner, ordneten unabhängig ihre inneren Angelegenheiten, richteten 
fih Synagogen ein, in welchen fie ungeftört zur gemeinjchaftlichen 
Ausübung ihrer Religion und ihrer Gebräuche fid) vereinigen fonnten. 
Ein Zwang zur Annahme des chriftlichen Glaubens wurde im Prinzip 
nicht gegen fie geübt. *) 

Man darf indeifen nicht wähnen, daß die zeitweilige tolerante Be⸗ 
handlung der Juden in religiöſer Beziehung ganz allein ein Ausfluß 


1) Bgl. Wiener, ©. 158 8. 378. 

2) Bgl. Wiener, ©. 166 3. 449. 

3) Bol. Wiener, ©. 167 3. 453. 

4) Intereſſant ift folgende Stelle des Schwabenjpiegels (Cap. 214 in der Aus: 
gabe von Wadernagel): 

„Die juden fol nieman twingen ze friftenlichen gelouben. wan mac man ft 
mit guoten worten bringen zuo ber friftenheit, daz jol man gerne tuon, unde wirt 
ein jude friften, unde mil er von dem gelouben dar nach ten, jo fol in geiftlich 
unde weltlich gerichte twingen, daz er da bi befte. unde verlougnet er Friften gelouben 
unde wil des niht erwinden, man jol in brennen als einen kezer. wan waere, daz 
man ſi da zuo twunge, daz ſi ſich touften, ſo ſolden ſi doch ſtaete ſin an kriſtenlichen 
gelouben. daz iſt da von, daz die touf nieman mac abgenemen für daz der man 
dar in kumet.“ 


6. 1. Abſchnitt. 


freundlicher Gefinnung der Herricher gewejen jei. Die Juden durften 
die Gewogenheit der Fürften durch reichliche Beiſteuer in die fürftliche 
Schatzkammer oft teuer genug bezahlen. Heinrich dem Neichen von 
Landshut (1393— 1450) wird in dieſer Beziehung am wenigjten Gutes 
nachgerühmt. 

Im Sahre 1553 wurden die Juden von Neuem des Landes ver- 
wiejen und zwar durch Herzog Albrecht V. Bon da au war ihnen 
die Anſäſſigmachung, der Erwerb liegender Güter und die Betreibung 
bürgerlicher Gewerbe durchaus unterjagt. Durch die Polizeiordnung 
von 1616 wurde dies Berbot wiederholt. Die herzoglichen Vorſchriften 
fanden diesmal jo jtrenge Handhabung, daß in der That, entgegen der 
früheren Gepflogenheit, Juden lange Zeit hindurch in Bayern nicht zur 
Anfäffigkeit gelangten. Erſt während des ſpaniſchen Erbfolgefrieges 
und zwar während der öfterreichifchen Occupation. Bayerns fanden fich 
die Juden wieder ein. Kurfürſt Mar Emanuel erteilte zwar alS- 
bald (von St. Cloud aus, 1715) den Befehl, fie jofort aus dem Lande 
zu weiſen; Doch jcheint diejer Befehl wenig Erfolg gehabt zu haben; denn die 
Juden bfieben im Lande oder waren wenigftens nur kurze Zeit außer 
Landes gegangen. Schon 1726 nämlich beflagte ſich die Landichaft, 
daß die Juden fich unterftanden hätten ihr Laubhüttenfeft zu feiern. !) 
Die Antwort des Kurfürjten (Karl Albrecht) an die Landichaft 
ift für die Beurteilung der damaligen firchlichen Lage der Siraeliten 
zu jehr von Intereſſe, als daß fie hier nicht einen Platz finden follte. 
Die einjchlägige Stelle lautet: „Gleichwie wir übrigens mit unjern 
höchſt empfindlichen Mißfallen aus eurem unterthänigften Anfügen ver- 
nommen, daß die. hier vorhandenen Juden nächithin ihr Lauberfeft 
publice celebriert und publicam Executionem Religionis geübt 
haben jollen, wovon wir einige Wifjenfchaft bisher nicht gehabt, minder 
hierzu einigen Verlaub gegeben. So ift zwar wohl geichehen, daß ihr 
dieje3 gehorfamft berichtet, es hätte fich aber, weilen ihr feine Juris— 
diction habet, gebührt, daß dieſes unzuläßige in unfern Landen nicht 
erhörte Unternehmen der verbürgte Gaftgeb Hillebrand bey feiner 
bürgerlichen Obrigkeit und jelbe bey uns oder unfern Hofrath jogleich 
damalen, al3 erfagte Juden fich dejfen erfrechet, angebracht haben jollte. 

1) Aretina. ad. ©. 69. 


Nah Freyberg, Pragmatische Gefchichte der bayeriſchen Gejeggebung und 
Staatsverwaltung, 2. Bd. ©. 351, wurde die Feier des Lauhüttenfeftes als eine 
„violatio territorii catholiei und laesio majestatis divinae“ angejehen. 
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Derentwegen in defjen Unterlaffung von beiden Theilen Höchſt ver- 
weislich gejchehen, und wir von Vürgermeifter und Nath die Verant- 
wortung erfordern, wo wir Damals jogleich verordnet Haben würden, 
daß in ipso actu gefambte Iudenjchaft wäre aufgehoben und arreftier- 
lich angehalten worden. Jetzt zumalen . befehlen wir unſerm Hofrath, 
daß er die Sache auf das genauefte unterjuche und die Juden mit ihrer 
Verantwortung ſolch ihrer Erfrechung wegen vernehme, euch verfichernd, 
daß, wie unſere durchlauchtigen Vorältern jederzeit dem Eifer des Herrn, 
und ſeiner allein ſeligmachenden Kirche zu beeifern ihren vornehmſten 
Grund geſetzt, alſo wir nicht weniger thun, und nach unterſuchter Sache 
ſolchen Schluß faſſen werden, welcher dem Jüdiſchen Verbrechen und 
der Gerechtigkeit, auch unſerer angeſtammten Religion allerdings ge— 
mäß ſeyn ſolle.“ 


In der Oberpfalz waren die Verhältniſſe der Juden keine un— 
günſtigen. Ein Schutzbrief von 1744!) geſtattet ihnen freie Ausübung 
ihrer Ceremonien ſowohl in den Häufern als in der Synagoge und 
auf dem Begräbnisader und ſichert ihnen zu, daß fie in ihrem Babe, 
Begräbnisader und in der Borfängerwohnung nicht geitört werden 
follten. 


Die Lage der Juden unter Kurfürft Marimilian III. läßt ſich am 
beiten aus Kreittmayr’$ „Anmerkungen über den Codicem Maxi- 
milianeum Bavaricum Civilem“ 5. Teil, 20. Kap., 8 III (von Juden) 
erfennen: „Die Conditiones und Cautelae, worunter man fie zu 
recipieren pflegt, jeynd gemeiniglich diefe, dab fie... . - - Gottes— 
fäfter- oder Schänd- und Schmähungen gegen unfere Religion nicht 
ausüben, in der Charwochen und am Dftertag nicht nur in Publico 
nicht erjcheinen, ſondern auch Thür und Fenfter verichlüffen ?), fich 
weder bey Chriften als Dienjtbothen und Ehehalten verdingen, noch dieje 
zu dergleichen Dienften annehmen, Hriftliche Säugammen nicht gebrauchen, 
ihre Kinder, welche post Annos discretionis fonvertieren wollen, oder 
andere dahin inflinierende feines Wegs davon abhalten, viel weniger 
einen Chriftenmenjchen verführen und zu ihrer Religion beveden jollen, 
oder was dergleichen mehr ift.” 


1) Aretin ©. 85 u. 86. 

2) Val. hiezu auch Bed, de juribus Judaeorum S. 44 und cap. 4 u. 15 
X 5, 6 de Judaeis. Siehe aud) Johann Jakob Mofer’s Abhandlungen aus dem 
Teutſchen Kirhen-Redht. Frankfurt und Leipzig 1772 ©. 114 ff. 


Sich 2 Die 1. Abſchnitt. 






„Der Einguartierung ſeynd nur ihre Synagogen, nicht aber andere 


Judenhäuſer befreit Y.“ 

„Ob und wie weit man ihnen in loco Receptionis die Gewiſſens⸗ 
freyheit und den offentlich- oder heimlichen Gottesdienst zu gejtatten habe, 
hangt zwar meiften theils von dem Herfommen oder dem Innhalt ihrer 
Sonceffionen oder Toleranz-Patenten ab. Aufjer deme bringt freylich 
natura receptionis ſchon mit fid), daß fie ihren Gottesdienſt mit Be— 
obachtung der in der jüdifchen Kirch üblichen Ceremonien, wo nicht 
offentlich, doch zu Hauß in der Still üben, johin von niemand hier- 
unter beuntuhiget und am Sabbath weder vor Gericht geladen noch 
zur Arbeit angehalten oder ſonſt moleftiert werden darfjen?).” 

„Neue Synagogen errichten oder die alte erweiteren geht ohne 
Landsherrichaftlicher Bewilligung niemal an, und das jogenannte Lauber— 
feſt darf Hier zu Land nicht einmal von den Hoffaktoren?) und anderen 
mit Churfirftlicher Toleranz verjehenen, gejchweigens von jenen, welche 
nur ducchpaffieren, unternohmen werden.” 

Unter Kurfürft Karl Theodor erlangten die Juden einige weitere 
Befuaniffe. Gegen alljährliche Bezahlung von 500 fl. in die Armen- 
kaſſe wurde ihnen unter dem 2. September 1786 die eier des Laub- 
hüttenfeftes zu München geftattet ®). 

1792 erlaubte man ihnen die ungeftörte Ausübung ihrer Be— 
gräbnisbräuche ?). 


1) Kreittmayr bezieht fi auf L. 4 cod. 1, 9 de Judaeis et Caelicolis: 
„In synagoga Judaicae legis velut hospitii merito inruentes jubeas emigrare: quos 





privatorum domus, non religionum loca habitationum merito convenit attingere.‘“ 

Belle. cap. XV $S 1 in fine: 

„Sleihwie dann auch weniger nicht die Juden denen Cinquartierungen unter: 
worffen, aber nicht ihre Synagogen, als welche davon erimiert und befreyet ſeyn.“ 

2) Kreittmayr ftügt ſich auf folgende Stellen: 

Beda. a. D. cap. V. $ 6: „Uebrigens haben die Juden, wann jemand fie 
an einen Ort recipiert, völlige Sicherheit und Gewiſſens-Freyheit zu geniefen, und 
mögen dannenhero von ihrer Religion mit zwang nicht abgezogen, noch in ihren 
Gottes-Dienft, Ceremonien und Gebräuchen auf einigerley Weiß und Meg turbirt und 
gehindert werden”; ferner auf L. 13 und 14 cod. 1, 9; cap. IX 5,6; can. 3 
dist. 45. 


3) „Hoffaktor“ war ein Titel, deſſen Innehaber handeln durfte, jedoch häufig 
unter einer fremden Obrigkeit ftand; jo Gotthelf, Hiftorifh-dogmatifhe Dar: 
jtellung u. f. w. ©. 54. 

4) Mayr, Sammlung ver Kurpfalz = bayerifchen allgemeinen und bejonderen 
Zandesverordnungen, 4. Bd. ©. 697. 

5) Mayr, a. a. D. 9. Bd. ©. 799. 
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In den nächjten zwanzig Jahren traten wejentliche Veränderungen 
in den firchlichen Verhältniſſen der Ssraeliten nicht ein. Die Verord— 
nung des Kurfürſten Maximilian Joſeph vom 26. Auguft 1801, die 
Anſäſſigmachung anderer Religionsverwandten betreffend, erſtreckte fich 
nicht auf die Juden. Dagegen war anfangs des Jahres 1801 an das 
Generallandesdireftorium ein Erlaß des Kurfürften ergangen!), in welchem 
derjelbe die Abficht ausſprach, den Juden eine Einrichtung zu geben, 
durch welche fie „allmählich zu nützlichen Staatsbürgern erzogen“ werden 
jollten. Auch ließ der Kurfürft von den verjchiedenen Landesftellen 
Gutachten über die Judenfrage ausarbeiten und trug dem General: 
landesdireftorium auf, diejen Gegenftand in reifliche Überlegung zu 
ziehen. Zu einer definitiven Regelung der Verhältniffe follte e3 jedoch 
fo bald noch nicht fommen. Nur für München erließ die Eurfürftliche 
Landesdireftion am 17. Juni 1805 ein „Negulativ für die hiefige 
Sudenjchaft?).” Im Ziffer 9 desjelben wird den Juden erlaubt, ihre 
Neligionsgebräuhe an einem Privatorte auszuüben, ohne von anderen 
Religionsrerwandten hierin geftört zu werden; auch follte ihnen ein 
Begräbnisort angewiejen werden. 


2. Die Dermebrung der jüdiihen Bevölkerung Bayerns zu Anfang des 
19. Jabrbunderts und die itaatlihe Regelung ihrer Derbättnifie.?) 


Im erſten Dezennium diejes Jahrhunderts erfuhr Bayern einen 
bedeutenden Zuwachs jeiner jüdischen Bevölferung durch die Erwerbung 
verjchiedener Landesteile mit zahlreicher jüdischer Einwohnerfchaft. 1803 
fanden jich noch in den oberen Erblanden, nämlich in den Herzog- 
tümern Bayern, Oberpfalz und Neuburg, im ganzen nicht mehr als 
ungefähr 250 Judenfamilien, wovon 36 in der Stadt München, die, 
übrigen in den oberpfälziihen Landgerichten Schnaittah, Sulzbach, 


1) Aretin a. a. D. ©. 97 und 

Döllinger, Sammlung der im Gebiete der inneren Staatöverwaltung des 
Königreihs Bayern beftehenden Verordnungen 6. Bd. S. XI. 

2) Döllinger, 6. Bd. ©. 14 ff. 

3) Die unter diefer und der folgenden Ziffer enthaltenen Angaben entijtammen 
im wejentlihen den Akten des vormaligen f. Geheimen Rates und des k. Staats: 
minifteriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten, deren Einfichtnahme 
mir durch die Güte Ihrer Exeellenzen der Herren Staatsminifter Freiherr von Feilitzſch 
und Dr. von Müller gejtattet war. 
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Barkftein und Neumarkt wohnten. Zehn Jahre jpäter war bie Zahl 
der jüdischen Einwohner auf 30000 Seelen geftiegen. Mit dem Fürft- 
bistum Bamberg hatte Bayern 1803 die dortige Sudenforporation von 
mehr als 1500 Familien erworben; 1806 fam die Ansbacher Juden— 
forporation mit über 1200, Die Fürther Judenjchaft mit nahe an 600. 
Familien, die Fürftentümer Dettingen-Spielberg und Dettingen-Waller- 
ftein, die Grafichaft Pappenheim und einige andere ftandesherrliche 
Gebiete mit 7— 800 jüdifchen Familien an Bayern. Neuen Zuwachs 
von über 400 Familien brachten die Ländervermehrungen im Jahre 
1810, jo die Erwerbung von Bayreuth und Regensburg) Aud Eid): 
ftädt, Schweinfurt, Augsburg, Nürnberg hatten Judenfamilien, wenn 
auch in geringerer Zahl, an Bayern geliefert ?). 

In Landesteilen, in welchen die jüdiiche Bevölkerung jehr zahl: 
reich vorhanden war, hatte fie fich zu Korporationen vereinigt. 

Die Geſchicke der Juden in den vorjtehend genannten Gebieten 
waren ungefähr die gleichen geweſen wie in Altbayern: zu Zeiten Ruhe 
und Wohlftand, dann wieder Bedrängung und Bertreibung?). Doch 
febten die Juden im großen und ganzen in den Städten, wo jie 
größere Gemeinden bildeten, wie in Ansbach und Fürth, ungeftörter 
als in Altbayern. 

Während der ruhigen Zeiten war ihnen die freie Ausübung ihrer 
Religion, der Befit von Synagogen und Friedhöfen u. j. w. geitattet. 

Es Hat feinen Zwed, im einzelnen die zahlreichen Stellen anzu- 
führen, welchen dies zu entnehmen iſt; es mag genügen, auf die in der 
Anmerkung 3 verzeichnete Litteratur zu verweiſen. 

1) Diefe ftatiftifchen Notizen find dem Berichte der Minifterialpolizeifeftion über 
die Regelung der Verhältniffe der Zsraeliten aus dem Jahre 1812 entnommen. Siehe 
weiter unten! 

2) Stadt und Gebiet Würzburg, wo ebenfalls jeit langer Zeit Juden anfällig 
waren, gelangte definitiv erft 1814 in bayerischen Beſitz. 

3) Bol. Wiener, Regeften S. 105—216. 

Himmelftein, die Juden in Franken. (Im „Archiv des hiſtor. Vereins von 
Unterfranken und Aſchaffenburg“, 12. Bd. 2. Heft S. 125 ff., Würzburg 1853.) 

Heffner, die Juden in Franfen, Nürnberg 1855. 

Hänle, Gefchichte der Juden im ehemaligen Fürftentum Ansbach, Ansbach 1867. 

Würfel, Nachrichten von der Judengemeinde, welche ehehin in der Reichsſtadt 
Nürnberg angerichtet gewejen. 1755. 

„Beiträge zur Gejchichte der Juden in Bayern“, enthalten in „Die geöffneten 
Archive für die Gefchichte des Königreihs Bayern“ 2. Jahrg. 1822/23 3. Heft ©. 260 ff. 
(Speziell von Intereffe für die Verhältniffe in Deltingen.) 


— 
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Dieje Vermehrung der jüdischen Bevölkerung, die in jedem einzelnen 
Landesteile wieder nach bejonderen Rechten und Geſetzen lebte, drängte 
dazu, eine einheitliche Regelung der Rechtslage der Israeliten im ganzen 
Königreiche zu ſchaffen. 5 


Zunächſt wurde die Minifterialpolizeifeftion beauftragt, Vorſchläge 
über die Ordnung der Verhältniffe der israelitifchen Staatseinwohner zu 
entwerfen. Sie entledigte fich ihres Auftrags in einem umfangreichen 
Pro memoria. In deſſen erjter Abteilung giebt fie eine Schilderung 
der Lage der Juden in den verjchiedenen Landesteilen und hieran 
ſchließt ſie ihr eingehendes Gutachten über die „Lünftige Verbefjerung 
des Zuftandes der Juden”. Im Eingange diefes Gutachtens bemerkt 
der Berichteritatter, die PVolizeifeftion gehe von der Anfchauung aus, 
dab halbe Mafregeln nichts helfen. Die Negierung könne fich fein 
anderes Ziel jegen als die allmähliche völlige Gleichitellung der bürger- 
fihen Berhältnifje der Juden mit jenen der übrigen Staatseinwohner. 
Freilich jet die Erreichung diefer Abficht nicht auf der Stelle und ohne 
Vorbereitung möglih, und es müßten daher einftweilen vorbereitende 
Berfügungen getroffen werden, ohne daß man jedoch die völlige Gleich— 
ftellung als unverrücbares Biel aus dem Auge verliere. „Die Ber: 
fügungen, welche getroffen werden jollen, beftehen in einer Nevifion 
und neuen Anordnung des Kirchenwejens der Juden, ihrer Volks— 
erziehung, ihrer Erwerbsverhältnifje, der daraus fliegenden Niederlaffung 
und ihrer Gemeindeverhältniffe. Die völlige Freiheit in religiöfen 
Meinungen muß den Suden bleiben, aber die bisher ungehemmte Ver- 
breitung des ärgjten Aberglaubens muß gehindert, die Wahl, die Auf- 
führung, der Einfluß der Rabbiner muß unter Staatsaufficht genommen, 
die jchon bejtehende Hierarchie!) der jüdischen Geiftlichfeit muß geordnet 
und ihre Verbindung mit den StaatSbehörden hergejtellt werden. Die 
vernachläfjigte Erziehung der jüdischen Jugend ift zu beſſern .... .. 


1) Eine Art Hierarchie fand ſich nur in einzelnen Landesteilen. So bejaßen 
die Judengemeinden in Dettingen-Wallerftein, deren jede für ſich einen Unterrabbiner 
hatte, zufammen einen Oberrabbiner, der in Wallerftein feinen Sit hatte und mit 
jeinen Beifigern ein Yandesoberrabbinat bildete, vor dejjen Forum außer der frei- 
willigen und jtreitigen Gerichtöbarfeit der Juden alle Ceremoniengegenftände des 
jüdifchen Kultus gehörten. (Bgl. „Die geöffneten Archive” a. a.D.) Für die Land» 
judenſchaft von Ansbach eriftierte eine Art fländiger Synode, die fi aus einem 
Oberrabbiner und vier ihm beigegebenen Nabbinern zufammenfegte und die oberite 
Kirhengewalt ausübte. Auch die Bamberger Judenjchaft beſaß ihren Oberrabbiner 
und in Schwaben fand fich ein jolcher in dem Patrimonialorte Jchenhaufen. 
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Die Erwerbs- und Niederlaffungsverhältniffe find zu regeln. Dur) Ord- 
nung des Gemeindewejens der „Juden und Annäherung desjelben an 
die übrigen Staatsinftitute muß der eigene Korporationsgeift der Juden 
zerftört und die gebührende Einwirkung der Negierung auf dieſ 
Semeindeverhältniffe gefichert werden.” - 

Im einzelnen beantragte der Berichteritatter bezüglich der religiöjen 
Verhäftniffe der Igraeliten Folgendes: 

Den Juden ſei freie Neligionsübung zu gewähren ; fie ſollen alle 
den Privatfirchengejellichaften durch das Edikt vom 24. März 1809 
eingeräumten Befugniffe genießen, joweit fie die zu erlafjende Ber- 
ordnung nicht abändere. „Sie werden alle in ordentliche ficchliche Gemein- 
den, wovon feine in der Regel unter 30 Familien enthalten foll, eingeteilt; 
jede diejer Gemeinden foll eine Synagoge und einen Rabbiner haben.” 

In jedem Kreis, in welchem die Bevölkerung die Bahl von 300 
jüdischen Familien erreicht, joll ein Kreiskonſiſtorium mit einem Ober- 
tabbiner an dem Site des Generalfommifjariates beftehen. In München 
ſoll ein Centralfonfiftorium für die Judenſchaften des ganzen Königreichs 
errichtet werden. 

Der DOrtsrabbiner wird von der Gemeinde gewählt, von dem Kreis— 
fonfiftorium begutachtet und von dem Generalfommifjariate bejtätigt 
oder, wenn er die gehörigen Eigenfchaften nicht hat, verworfen. „Die 
von der Judengemeinde zu leiſtende Bejoldung des Rabbiners darf mit 
Einſchluß der rechtmäßigen Gebühren nicht unter 300 fl. jährlich jein. 
Kein Rabbiner darf ohne Bewilligung des Generalkommiſſariates ent 
laffen werden.” Der Wirfungskreis des Rabbiners wird auf die kirch— 
fichen Verrichtungen bejchränft und alle Ausübung von Gerichtsbarkeit 
duch denjelben ift ausgeſchloſſen. Das Kirchenvermögen ſoll dem 
jüdischen Kultus ausfchließend vorbehalten bleiben und in den Gemeinden 
durch den Rabbiner, den jüdiſchen Gemeindevoriteher und ein von der 
Gemeinde gewähltes Gemeindeglied unter Aufficht des Kreiskonſiſtoriums 
verwaltet werden. 

Es folgen dann die Vorſchläge über Bildung und Zuftändigfeit 
der Konſiſtorien. 

Die Negelung des Gemeindewejens denkt fich der Berichteritatter . 
in folgender Weile: 

Die Judenkorporationen find aufzulöfen.t) Die Sudengemeinden 


1) An Korporationen beitanden die von Bamberg, Ansbach, Bayreuth, Schwarzen- 
berg, Dettingen-Wallenftein und Dettingen-Spielberg. Die große Gemeinde zu Fürth, 
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jollen weiter exiftieren, jollen aber nur aus folhen Juden beftehen, 
welche noch fernerhin vom Nothandel leben. Diejenigen Juden aber, 
welche Aderbau oder ein ordentliches Gewerbe treiben, find in die 
Hriftlichen Gemeinden als Bürger mit vollem Gemeinde- und Bürger— 
recht aufzunehmen und „Sollen auf feine andere Art als ganz allein 
durch ihre Religion noch mit irgend einer jüdischen Gemeinde zuſammen— 
hängen und mır an die jüdische Kirchenkaffe diefer Gemeinde noch ihre 
verhältnismäßigen Beiträge leiſten“. 

Am Site eines jeden Kreiskonſiſtoriums ſoll jährlich eine jüdische 
Kreisverfammfung tagen. Sie befteht aus den weltlichen Mitgliedern 
des Konſiſtoriums und aus Deputierten der jüdischen Bevölkerung, 
deren einer immer auf 300 Familien trifft. Die Verſammlung ſoll die 
Rechnungen jämtlicher Judengemeinden des Kreiſes prüfen, etwa vor- 
gelegte Fragen der Regierung über jüdische Berhältniffe beantworten 
und ihre eigenen Wünſche und Anträge zur Verbefferung der Lage ihrer 
Slaubensgenojjen darlegen. In München joll jedes Jahr eine Central- 
verjammlung mit ähnlichen Aufgaben zujfammentreten. 

Die Bolizeijeftion nahm die Anträge ihres Referenten nur zum 
Teile an. Sie verwarf feine Vorſchläge über den Fortbeftand bezw. 
die Bildung bejonderer bürgerlicher Gemeinden für die den Nothandel 
treibenden Juden, ebenjo die Anträge über die Kreis- und Gentralver- 
jammlungen. !) 


die Gemeinde zu Bappenheim, alle Gemeinden in Schwaben und in der Oberpfalz, die 
Juden in Münden und Augsburg lebten abgejondert von allem Korporationsver: 
bande. (So im Berichte der Polizeiſektion.) 


1) Der Entwurf der Polizeifeftion lautet, joweit er hier von Intereſſe ift, 
wie folgt: 

Art. 1. Den jüdifchen Glaubensgenofjen in dem Königreihe Bayern wird die 
freie Religionsübung zugefihert. Sie genießen alle den Privatficchengefellichaften Durch 
das Edikt vom 24. März 1809 eingeräumten Befugniffe, infoferne fie in der gegen: 
wärtigen Verordnung nicht abgeändert find. 

Art. 2. Die Juden werden ſämtlich in ordentliche kirchliche Gemeinden, mo: 
von in der Regel feine unter 50 Familien enthalten joll, eingeteilt. Jede diejer Ge— 
meinden joll eine Synagoge und einen Ortsrabbiner haben; der Umfang diejer 
Kirchengemeinden foll mit den Grenzen der bürgerlichen Gemeinden zufammentreffen. 

Art. 3. In jedem Kreis, in welchem die jüdiſche Bevölkerung die hinreichende 
Zahl von Familien erreicht, joll ein Kreisfonfiftorium mit einem Oberrabbiner in dem 
Site des Generalfommifjariat3 beftehen. In der Hauptitadt des Königreihs joll 
ein Gentralfonfiftorium für die gefamte Judenſchaft des Landes errichtet werden. 

Art. 4, Die Ortsrabbiner werden von den Mitglievern der Kirchengemeinden 
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Bericht und Entwurf der PVolizeifeftion wurden durch Signat des 
Miniſters Grafen Montgelas vom 10. Februar 1812 dem geheimen 
Rate Graf Welsperg mit dem Auftrage zugewieſen, darüber zunächſt 


in den vereinigten Sektionen und dann in Plenum des Geheimen Rates 


Bortrag zu eritatten. . 

Graf Welsperg bemerkt, daß ihn diefer Auftrag anfänglich nicht 
wenig erjchrecdt habe; denn das zu behandelnde Thema jet ein höchſt 
befangreiches und ſehr jchwieriges und habe feit 30 und mehr Jahren 
ihon viele Federn für und wider in Bewegung gejeßt. Nichtsdeſto— 
weniger arbeitete er einen jehr voluninöfen Vortrag über das ihm zu— 
geteilte Thema aus und unterzog den Entwurf der Polizeiſektion einer 
eingehenden Kritik. Im wejentlichen find feine Vorſchläge, joweit fie 
von dem Entwurfe abweichen, die folgenden: 

Das Minimum von 50 Familien ſei zur Errichtung einer Gemeinde 
zu gering. Die Aufbringung der Kultuskoften überfteige zumeiſt die 
Kräfte von 50 Familien. Es folle ohne Feitiegung eines Marimums 
und eines Minimums ausgejprochen werden, „day dieſe Gemeinden 
nicht zu Elein fein dürfen und daß fie ſich nach der Zahl, nad) den 
Vermögenskräften der Individuen und nad) Umftänden auf die Grenzen 
einer Kommune, eines Land- oder Herrjchaftsgerichtes oder eines Kreijes 
zu begrenzen haben.” Die Synagoge jolle immer nur am Site einer 


gewählt, von dem Kreisfonfiftorium begutachtet und von dem Generalfommifjariate 
bejtätigt oder, wenn fie die erforderlichen Eigenſchaften nicht haben, verworfen. 

Art. 5. Künftig kann fein Jude zum Rabbiner gewählt werden, der nicht auf 
einer k. Univerfität oder anderen höheren Lehranftalt jämtlihe philojophiichen Studien 
abjolviert hat und bei dem Gentralfonfiftorium nad betandener Prüfung für fähig 
befunden worden ijt. Die von den Judengemeinden zu leiftende Bejoldung des 
Rabbiners darf mit Einfchluß der rechtmäßigen Gebühren nicht unter 300 fl jährlich 
betragen. Kein Rabbiner darf ohne Bewilligung des Generalfommiffariats entlaſſen 
werden. 

Art. 6. Der Wirkungskreis der Rabbiner wird ausſchließend auf die kirchlichen 
Derrichtungen beſchränkt und alle Ausübung von Gerichtbarkeit ift ihnen unter- 
—— ihr: Die Juden können eigene Vegräbnispläge haben, welche aber nad) 
den über diefe Gegenftände überhaupt beftehenden Vorjchriften angelegt und unter- 


halten werden müſſen. (Diefe Beftimmung über die Begräbnispläge fteht auffälliger 


Weiſe neben jener über den Wirfungskreis der Rabbiner.) 

Art. 7. Das jüdijche Kicchenvermögen bleibt dem jüdifchen Kultus ausſchließend 
vorbehalten. CS wird in den einzelnen Kirchengemeinden dur; den Rabbiner und 
zwei von den Gemeinden erwählte jüdische Gemeindemänner unter Aufficht des Kreis: 
fonfiftoriums verwaltet. 

Art. 8, 9, 10, 11 regeln die Konfiftorialverfaffung. Art. 11 beftimmt: Das 





| 
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Polizeibehörde beſtehen. — Die Errichtung einer Hierarchie verwarf 
der Referent vollſtändig. Erſtens laſſe ſich noch nicht erkennen, wie 
die jüdiſche Hierarchie in anderen Ländern ſich bewähre, da ſie in Frank— 
reich erſt jeit 1808, in Baden ſeit 1809 beſtehe; ferner ſei zu befürchten, 
daß die ſchul- und bibelfeiten Rabbiner und Judengemeinden den Kon— 
filtorien ihr Zutrauen nicht ſchenken und ihnen den Gehorjam verweigern 
möchten. Außerdem uber werde der fo jchädliche Sudenjeparatismus, 
anftatt ſich nach und nach zu verlieren, durch eine jüdische Hierarchie 
nur noch verjtärkt. Man möge dem Judenedikte die Bemerkung an- 
fügen, „daß ſich Seine Majeftät nach vollendeter Organiſation der 
Sudengemeinden noch über die Frage wegen Aufitellung von Konfi- 
ftorien das Weitere zu bejchliegen vorbehalte.” — Für den Nabbiner 
fordert der Berichterftatter einen Minimalgehalt von 600 fl. und freies 
Duartier. Außer dem Rabbiner und deſſen bejtätigtem Subjtituten 
ſoll niemand weder in der Synagoge noch auf Begräbnisftätten oder bei 
anderen öffentlichen feierlichen Gelegenheiten „predigen” dürfen. Dem König 
foll das Recht vorbehalten bleiben, „Die Judengemeinden zur Andacht 
in ihrer Synagoge nad eigenem höchſten Willen zu verjammeln.“ — 
Mit der Errichtung von. Verwaltungen der Kirchengemeinden zeigt fi) 
der Referent durchaus nicht einverftanden; er fürchtet, daß, wenn der- 
artige Verwaltungen in den Händen der Juden belaſſen wirden, der 
alte Verband, das Übel, das man habe beheben wollen, unter einem 


Gentral- und die Kreisfonftitorien werden auf Koften des jüdiſchen Kirchenvermögens 
erhalten. , 
Art. 12, 13, 14 regeln den Schulunterricht der israelitifhen Jugend und geftatten 


die Errichtung eigener Schulen in den israelitifchen Kirchengemeinden. 


Art. 15—22 behandeln die Erwerbsverhältniffe, Art. 23—25 Niederlafjung und 
Heiraten der Juden. 

Art. 26 ſtimmt mit $ 21 des jpäterhin erlafjenen Sudeneditts, Art. 23 mit 
8 22 desjelben überein. 

Art. 27 hebt die Gerichtäbarfeit der Nabbiner auf, obwohl dies jchon un Art. 6 
gejchehen. 

Art. 29. Für die Verwaltung des jüdifchen Kicchenvermögens, der ausschließend 
jüdifchen Stiftungen und die Berichtigung der vorhandenen älteren vor der neuen 
Berordnung entftandenen Gemeinde- oder auf die einzelnen Orte auszuteilenden Kor: 
porationsihulden müffen in jeder jüdiſchen Kirchengemeinde eigene Verwalter auf: 
geftellt werden, welche unter Zeitung der bei den Generalfonmiffariaten beftehenden 
Kreisitiftungs- und Kommunaladminiftration jenes Vermögen abminiftrieren und die 
Zinszahlungen nebft der allmählichen Abtragung der Pafjivfapitalien bejorgen. 
(Warum Art. 7 und Art. 29 nicht zufanmengezogen find, iſt nicht erfichtlich.) 
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anderen Titel wieder da ftünde. Das jüdische Kultus- und Stiftungs- 
vermögen jei ebenjo wie bei anderen Kirchengejellichaften ftaatlich zu 
verwalten. 


„Der Gehalt des Nabbiners, der Subjtituten und des übrigen . 


Kirchenperfonal3, wie überhaupt alle Auslagen auf Kultus find von 
den jüdischen Kirchengemeinden zu beftreiten. Hat die Gemeinde ein 
eigenes Kirchenvermögen, jo wird jolches zur Dedung der Erfordernifje 
beftimmt, und reicht dieſes nicht Hin, jo wird der Abgang oder im 
Notfall auch das Ganze nach der bisherigen Übung, d. i. nach dem 
Bermögensbeitande der Einzelnen auf die jüdischen Familien der 
Gemeinde verteilt.” 

Der Gehalt der jüdifchen Schulfehrer (mindeftens 400 fl.) ſoll wie 
die Kultusauslagen eingehoben werden. 

„Jeder bejondere bürgerliche Verband der Juden hat für die Zukunft 
aufzuhören. Es hat fünftig unter ihnen nur eine bejondere Kirchen: 
gejellichaft ſtatt.“ 

„Dte jüdischen Gemeinden machen fünftig Teile unjerer übrigen 
Gemeinden aus;“ „mit Ausnahme der Auslagen auf Kultus, welche 
fie jelbft für ich beftreiten, haben fie auch alle Gemeindelajten zu 
tragen.” 

Die Einführung der jüdischen Kreis- und Centralverfammlungen 

hält der Referent nicht für erforderlich; die Juden hätten nichts Be- 
jonderes mit einander zu verhandeln, da fie, abgejehen von Religions- 
jachen, in den übrigen Angelegenheiten den Staatsbehörden unterftellt 
ſeien. 

Die vereinigten Sektionen des Geheimen Rates verwarfen die Kon— 
ſiſtorialverfaſſung und die jüdiſchen Kreis- und Centralverſammlungen, 
billigten aber im Übrigen den Entwurf der Polizeiſektion. 

Am 6. Mai 1813 erſtattete Graf Welsperg noch Vortrag im 
Plenum des Geheimen Rates. Der Entwurf wurde ſo, wie er aus der 
Beratung der vereinigten Sektionen hervorgegangen war, von einigen 
geringen Änderungen abgeſehen, angenommen. Unterm 10. Juni 1813 
erlangte er die Sanktion des Königs und wurde als Edikt über die 
Verhältniſſe der jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Königreiche Bayern ver— 
kündigt.) Die Erörterung feines rechtlichen Charakters und feines In— 
a Ba der dogmatiſchen Darftellung an. 





1) Regierungsblntt von 1813 ©. 921. Siehe auch Döllinger VI, S. J. 
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5. Don der Verkündigung des Judenediktes bis zur Gegenwart. 


Es jchien, als ob das Judenedikt die Faffıng, die ihm 1813 ge: 
geben worden war, nicht lange behalten ſollte. Schon auf dem erſten 
Landtage von 1819 wurde Tebhaft über eine Nevifion des Ediktes 
debattiert und der Landtagsabſchied ftellte die Vorlage eines „umfafjenden 
Gejegentwurfes” an die nächjte Ständeverfammlung in Ausficht ). 
Allein es blieb bei dem Beriprechen; eine Vorlage erjchien nicht; Die 
Negierung erklärte fie als nicht zeitgemäß. 1831 fpielte ſich der gleiche 
Vorgang ab. Die Stände Hatten mittels Gejamtbeichluffes vom 
15. Dezember 1831 eine Reviſion des Judenediktes beantragt und in 
3-47 des Landtagsabſchiedes vom 29. Dezember 1831 wurde ihnen der 
Beicheid: „Wir werden eine umfafjende Reviſion der über die Berhältnifje 
der israelitiichen Glaubensgenofjen bejtehenden Gejege und Verordnungen 
vornehmen und dabei den von den Ständen in dem Geſamtbeſchluß 
vom 15. Dezember diejes Jahres uns vorgelegten Antrag forgfältig 
berücjichtigen.” Hierbei behielt es aber auch dies Mal fein Bewenden. 


Was die Regierung bezüglich einer Verbeſſerung der Firchlichen 
Berhältnifje der Israeliten in den nächiten Jahrzehnten vornahm, bewegte 
fih Hauptfählih um die Frage der Emrichtung einer israelitiſchen 
Hierarchie. 0% 

Der Gedanfe an eine folche war Ende der ziwanziger Sahre aus 
iSraelitiichen Kreifen ſelbſt wachgerufen worden. Ein angejehener 
Münchener Jude, Israel Hirih Pappenheimer, unterbreitete 1827 
dem Minifterium einen Vorſchlag über Verbeſſerung der Firchlichen 
Verhältniſſe der Israeliten, der hauptjächlich die Schaffung einer nad) 
franzöfifchen Meufter einzurichtenden Konfiftorialverfafjung bezwedte. 
Der Vorſchlag Bappenheimers fand aber fofort eine Entgegnung durch 
den Hofjuwelier Eduard Marz, der einen jo großen Behördenorganismus 
als nicht im Verhältnis ftehend mit der Zahl der israelitiſchen Glaubens— 
genofjen bezeichnete und die Errichtung eines Oberrates aus 3 Nabbinern 
fir vollftändig genügend erachtete. 

Um die gleiche Zeit wurde die nämliche Frage von dem f. Regierungs— 
rat J. B. Graſer in Bayreuth in feiner Schrift „Das Judentum und 
feine Keform, Bayreuth 1828” einer eingehenden Erörterung unterzogen. 
Graſer's Vorſchläge deden ſich jo ziemlich mit jenen Pappenheimers. 


1) Gejeßblatt 1819, ©. 42. 


Heimberger. 
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Das Minifterium nahm nun Veranlaffung der Frage näher zu 
treten und forderte mit Entjchließung vom 4. Juli 1828 die Streis- 
vegierungen mit Ausnahme der niederbayerifchen, in Deren Bezirk 
Israeliten nicht vorhanden waren, auf, Gutachten über die Zweckmäßigkeit 
der Errichtung eines Oberrabbinats abzugeben. Die Anfichten der . 
Regierungen gingen auseinander: München, Würzburg, Speyer und 
Regensburg ſtimmten unbedingt fir Errichtung eines Dberrabbinates, 
Augsburg ſchlug auberdem die Errichtung von Kreisrabbinaten vor, 
Bayreuth war für eine Bertagung der Angelegenheit, da die Sgraeliten 
für eine hierarchiſche Verfaſſung noch nicht reif ſeien, Ansbach war der 
Meinung, es fänden ſich keine geeigneten Perſönlichkeiten für das Amt 
der Oberrabbiner ; da man aber das Bedürfnis einer einheitlichen Ober— 
leitung zugeben müfje, jollte von Zeit zu Zeit ein Synhedrin zujammen- 
berufen werden, welches aus gewählten Abgejandten der einzelnen 
Kultusgemeinden bejtünde. 

Das Minifterium beſchloß jet die Israeliten jelbft zu Hören und 
ſchrieb Kreisverſammlungen aus, welche an den Regierungsſitzen ſtatt— 
finden und von jämtlichen Kabbinern, Neligionslehrern und je einem 
eigens gewählten Vertreter der einzelnen Kultusgemeinden bejucht werden 
follten. Die Verſammlungen fanden 1836 jtatt. Alle Berjammlungen 
bis auf jene von Bayreuth (mehrere einftinmig) erffärten die Errichtung 
einer Oberbehörde für. durchaus erjtrebenswert. Bayreuth brachte, da 
e3 an tanglichen Elementen zur Kontituierung einer Oberbehörde fehle, 
ein dem jechsjährigen Wechjel unterworfenes Synodalfollegium im 
Borichlag. 

Nach Einlauf der Verhandlungsprotofolle beruhte die Sache wieder 
einige Sahre, obwohl gerade damals, wo im Prinzip jämtliche Ver— 
fammlungen für die Errichtung einer DOberfirchenbehörde jtimmten, die 
Einführung derjelben fich am leichteſten abgewicelt hätte. 

Da die Kreisverfammlungen alſo zunächſt ohne fichtbaren Erfolg 
blieben, richteten die unterfränfiichen Israeliten an die Staatsregierung 
die Bitte, man möge wenigftens in Unterfranken eine einheitliche kirchliche 
Oberleitung ſchaffen, indem man den Würzburger Rabbiner Seligmanı 
Bir Bamberger als Oberrabbiner für Unterfranken einjege. Das 
Minifterium gab diefem Gejuche nicht Folge, weil es fich hiedurch einer 
unbefugten Einmifchung in innere Angelegenheiten einer Kirchengefellichaft 
ſchuldig zu machen glaubte. 

Im Sahre 1846 kam man, wie ſchon mehrmals, in der Stände 
verſammlung wieder auf die Frage der Reviſion des Judenediktes zurüc 
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und auf die Anregung der Stände hin kündigte der Landtagsabjchied 
vom 23. Mai 1846 GGeſetzblatt ©. 31) an: „Wir haben vor, die 
Trage, ob und welche Abänderung der über die Berhältniffe der 
israelitiichen Glaubensgenoſſen in unferem Königreiche beftehenden Gejeß- 
gebung zeitgemäß und ein Bedürfnis jei, im reife Erwägung ziehen zu 
lafjen.” Im Anſchluß an dieſe Verheißung richtete das Miniftertum 
am 25. Oktober 1847 an ſämtliche SKreisregierungen (Niederbayern 
ausgenommen) die Aufforderung, über die in dem Landtagsabichted 
angeregte Frage, injoweit diejelbe die über Kultus- und Schulweien in 
den 88 23— 34 des Judenediftes enthaltenen Beftimmungen berühre, 
ein Gutachten zu erſtatten. In den hierauf eingelaufenen Berichten 
bifdet überall den Hauptpunft der Beiprechung die Erörterung der 
Notwendigkeit, eine israelitiiche Oberfirchenbehörde einzufegen. Mehrere 
Regierungen erachteten es überdies fiir angezeigt, den Israeliten die 
Rechte einer öffentlichen Kirchengejellichaft einzuräumen. 

Das Kultusminifterium arbeitete nunmehr einen jehr eingehenden 
Entwurf eines Gejeges, die Firchlichen und Schulverhältniffe der israe— 
fitifchen Glaubensgenoſſen im Königreich Bayern betr., aus, deſſen Bor- 
lage an die Volksvertretung in der Thronvede bei Eröffnung Des 
Landtags von 1848 in Ausficht geſtellt wurde. In demjelben waren 
in 23 Paragraphen die jüdischen SKirchenverhältniffe einer genauen 
Regelung unterworfen, insbejondere Beſtimmungen über Errichtung 
eines „iSraelitiichen Kirchenrates fir das Königreich Bayern” und defjen 
Kompetenz getroffen. 

Da trat nun die merkwürdige Erfcheinung zu Tage, dab Die 
Israeliten plöglich von einer Oberfirchenbehörde nichts mehr willen 
wollten, und daß allen voran die unterfränfischen Israeliten, welche 
zuvor am Eifrigiten für eine ſolche agittert und petitioniert hatten, mit 
vielen Unterjchriften bedecte Adrefjen an die Kammer der Abgeordneten 
richteten, in welchen fie nicht genug hervorheben fonnten, wie jehr Die 
Einjegung einer ſolchen Behörde den israelitiſchen Lehrbegriffen wider- 
ſpreche und wie fie geradezu „den Ruin der Religion und eine Beein- 
trächtigung der Gewifjensfreiheit” bedeute. 

Infolge diejer Gegenftrömung, und da überdies im Minifterium 
ſelbſt Bedenken rechtlicher Natur gegen den Gejegentwurf fich erhoben, 
unterblieb deſſen Vorlage an den Landtag. 


Allein die Kammer der Abgeordneten griff im folgenden Jahre die 
Frage felbjt wieder auf. Aus Anlaß eines von dem Abgeordneten 
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Dr. Sepp geftellten Antrages gab die Kammer zufolge Ausschuß: 
befchluffes vom 16. Dezember 1849 dem Kultusminifterium außer 
anderen Punkten von Neuem auch die Frage zur Erwägung anheim, 


ob es nicht zuläffig und zweckmäßig jei, eine iSraelitiiche Oberfirchen- 


behörde einzujeßen. ’ 


Das Minifterium ging jetzt in der Weile zu Werke, daß es 28 
Fragen über religiöje und kirchliche Verhältniſſe der Siraeliten aufjtellte, 
die es ımterm 20. Mai 1850 an eine Reihe angejehener Rabbiner?) 
zur gutachtlihen Beantwortung hinausgab. 


Die 23. Frage Iautete: „Vermögen fih die Rabbiner in Gegen- 
ftänden des Glaubens, des Ritus und der Disziplin einem aus ihrer 
Mitte in einer Provinz oder im Königreich gewählten Oberrabbiner zu 
unterwerfen oder vermögen fie dies in Abficht auf die Beſchlüſſe einer 
Synode?” Die gutachtlichen Äußerungen auf dieje Frage lauteten nicht 
übereinſtimmend. Die orthodoren Rabbiner erflärten, daß weder einer 
Oberbehörde noch einer Synode das Necht eingeräumt werden fünne, 
in Sachen des Glaubens, des Ritus und der Disziplin bindende Ent- 
icheidungen zu treffen. Eine derartige Autorität habe das Religions— 
geſetz nur dem Synedrium im Tempel zu. Jerufalem eingeräumt, das 
übrigens jeinerfeits auch ftrenge an das Neligionsgejeg gebunden ge 
wejen ſei. Der andere Teil der Rabbiner jprach ji dafür aus, daß 
zwar nicht in Sachen des Glaubens, wohl aber des Ritus und der 
Disziplin einer aus Nabbinern und Laien zufammengejegten Synode 
die Befugnis enticheidender Beſchlußfaſſung eingeräumt werden fünnte. 


Da das Minifterium fi nun wieder entgegengejegten Anfichten 
gegenüber geftellt jah, ließ e8 die ganze Angelegenheit zunächit auf fich 
beruhen. Erſt 1861 fam Minifter von Zwehl auf die Sade zurüd. 
Er richtete am drei angejehene auswärtige Rabbiner?) Anfragen über 
Zuläffigfeit und Zweckmäßigkeit der Errichtung einer Oberbehörde. Die 


1) Die Rabbiner waren: 

Dr. Feuchtwang in Dettingen, Dr. Aub in Bayreuth, Dr. Löwi in Fürth, 
Dr. Adler in Aſchaffenburg, ©. B. Bamberger in Würzburg, Hirſch Aub in 
Minden, Guggenheimer in SKriegshaber b. Augsburg, Dr. Elias Grünebaum 
in Zandau i. d. Pf, Seligmann in Kaiferslautern, außerdem Mendel Roſen— 
baum, ein jüdifcher Gelehrter, in Würzburg. 

2) Dr. Aub in Mainz, Dr. Feuchtwang in Nifolsburg in Mähren und 
3. Hirſch in Frankfurt a/M. 
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Rabbiner ſprachen fich entweder jehr entichieden gegen eine jolche aus 
oder fie verjprachen jich von derjelben feinen Vorteil. 


Unter diefen Umständen nahm das Minifterium Anftand, an die 
Schaffung einer Kirchenverfaffung der Israeliten noch weiter zu denken. 
Man belieh es beim Alten und begnügte fich damit durch eine einfache 
Minifterialentichliegung (vom 29. Juni 1863) in Anlehnung an das 
Edikt von 1813 die notwendigften Anordnungen zu treffen, um jedem 
israelitiichen Staatseinwohner die Ausübung feines Kultus thunlichit 
zu ermöglichen. Aus den Motiven zu jener Entſchließung läßt fich, 
was die Frage der Errichtung einer Oberbehörde oder der Einführung 
einer Synodalverfaffung anbelangt, folgendes entnehmen: 


„Soll unter ſolchen Verhältnifjfen in Bayern zur Leitung und 
Beauffihtigung des israelitiichen Neligionswejens eine Oberbehörde 
überhaupt oder eine ſolche Behörde mit gleichzeitiger Einrichtung einer 
Synodalverfafjung ins Leben gerufen werden? Die Frage dürfte, wenn 
die thatfächlichen Verhältniſſe, wie fie dermalen bejtehen, ins Auge ge: 
faßt werden, auf dem Standpunkt der k. Staatsregierung zu verneinen 
fein. Wie auch immer die Zuſammenſetzung einer etwa zu jchaffenden 
Synode, der Wahlmodus für diejelbe gedacht wird, immer wilden im 
Schoße derjelben die tiefgehenden dogmatischen Gegenjäge, welche das 
Sudentum gegenwärtig beherrjchen, jofort in offenen Konflikt geraten 
und durch vielleicht der Zahl nach gleiche Parteien vertreten jein..... 
Käme in irgend einer Frage des Nitus oder der Disziplin, über 
welche die beiden Richtungen (die Orthodoxie und die Neologie) im 
PBrinzipe uneinig find, ein Majoritätsbeichluß zu ftande, wie wollte dem— 
jelben Vollzug und Parition verfchafft werden, wenn, je nad) dem 
Inhalte desjelben, entweder die Anhänger der freien Richtung oder die 
Orthodoxen den Gehorſam verweigerten und zwar jeder Teil unter Be— 
rufung auf die verfafjungsmäßig garantierte Gewiljenzfreiheit? Wäre 
der Staat in der Lage, die Entſcheidung der Synode durch Hilfe des 
weltlichen Armes zur Geltung zu bringen, wenn 3. B. die Orthodogen 
im Prinzip und unter Berufung auf das Religionsgeſetz der Synode 
überhaupt die Befugnis abiprechen, auch in Sachen des Ritus und der 
Disziplin den einzelnen Igraeliten bindende Bejchlüffe zu fafjen? Immer 
wäre der Staat bei folchen Differenzen als Richter in Glaubensſachen 
bejtellt, wozu ihm mit der verfaffungsmäßigen Befugnis auch die Be: 
fähigung abgeht.” 

Seither hat die Staatsregierung feine Beranlafjung mehr ge- 
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nommen, die firchlichen Verhältniſſe der Israeliten einer durchgreifenden 
Pegelung zu unterwerfen. Nur für die Jsraeliten in der Pfalz erjchien 
1872 eine Allerhöchfte Verordnung, die Kultusgemeinden betreffend. 
Siehe über diefelbe den folgenden Paragraphen! Aus dieſer Unthätigfeit 
des Gefeßgebers darf aber feineswegs der Schluß gezogen werden, als - 
ob die beregten Verhältniffe nicht dennoch ebenjo wie vor dreißig und 
mehr Jahren einer Regelung in vielen Beziehungen dringend benötigten. 
Es wird im Gegenteile im weiteren Verlaufe der vorliegenden Ab- 
handlung am gar manchen Stellen fic zeigen, wie jehr ein neues ge- 
jeßgeberifches Eingreifen Bedürfnis wäre. 


8 2. Die Rechtsquellen. 


Die Quellen, aus welchen die Grundfäge über die ftaatskirchen- 
rechtliche Stellung der. Israeliten gejchöpft werden müfjen, find nicht 
für alle bayerifchen Landesteile ganz die gleichen. Die Pfalz bejikt, 
wie auf manchen anderen Gebieten, jo auch hier zum Teil ihr eigenes 
Recht. Dieſe Nechtsverjchiedenheit beruht darauf, dab in der Pfalz 
bereit3 unter franzöſiſcher Herrichaft die Verhältnifje der Israeliten jo- 
wohl in bürgerlicher al3 in religiöfer Beziehung eine Regelung ge- 
funden hatten. Als die Pfalz 1816 wieder an Bayern fiel, belie man 
es der Hauptjache nach bei dem Rechtszuſtande, welchen man vorfand!). 
Diefe von der franzöfiichen Zeit her überfommenen Berhältnifje bildeten 
auch jpäterhin noch teilweife die Grundlage für die Berordnungen, 
welche für die Israeliten der Pfalz jpeziell ergingen. 

Im folgenden behandle ich zunächſt, ohne Rückſicht auf die Pfalz, 
diejenigen Nechtsquellen, welche für Bayern rechts des Rheins maß— 
gebend find. Im Anfchluffe hieran fommt zur Erörterung, inwie- 
weit diejelben auch für die Pfalz gelten, und welche Sonderbejtimmungen 
die letztere außerdem befibt. 








J 

1) Val. hiezu auch die Allerh. Entſchl. v. 5 Oktbr. 1818, die Verfaſſung des 
Königreih3 Bayern betr. Pfälz. Kreisamtshlatt v. 1818 ©. 547 (Weber, Neue 
Geſetz- und Verordnungenfammlung I. 733) B. 3. 3: „Ebenſo finden die im Titel IV 
Ber Berf.) enthaltenen Nechte und Pflichten ..... auf den gedachten Kreis volle 
Anwendung mit einziger Ausnahme der nachfolgenden Modifikationen, dab nämlich ...... 

3. durch die im erwähnten Titel $ I enthaltene Beftimmung über die religiöjen 
Verhältnifje den ftaatsbürgerlichen Nechten, welche die Juden in dem Rheinkreiſe bis- 
her genofjen haben, fein Entgang zugehen joll; doch verbleibt es Hinfichtlich der 
Wahlfähigfeit zur Ständeverfammlung bei den diesfalls verordneten Beſtimmungen.“ 
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N 
Die Redtsquellen für die Landesteile diesfeits des Rheins. 


Die Grundlage fr alle gejeglichen, verordnungsmäßigen und 
fonftigen Beftimmungen über veligiöje und firchliche Verhältniſſe jämt- 
licher Staatseinwohner, aljo auch der Israeliten, bildet S 9 des Titel3 IV 
der Verfaffungsurfunde des Königreichs Bayern. Derjelbe fichert den 
Staatseinwohnern Gewiſſens- und Neligionsfreiheit, garantiert alleır 
KReligionsteilen das ungeftörte Eigentum und den Genuß ihrer Stiftungen, 
beſtimmt wenigitens im Umriſſe den Wirkungsfreis der geiftlichen Gewalt, 
ordnet am, inwieweit ein Eingreifen der: Staatsgewalt in dieſen 
Wirkungskreis zuläſſig ſei, und unterwirft Kirchen und Geiſtliche in 
ihren bürgerlichen Beziehungen und Handlungen den allgemeinen Staats— 
geſetzen und den weltlichen Gerichten. 

Hinſichtlich der übrigen näheren Beſtimmungen über die äußeren 
Rechtsverhältniſſe der Bewohner des Königreichs in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Geſellſchaften verweiſt er auf das der Ver— 
faſſungsurkunde als 2. Beilage angefügte Religionsedikt vom 26. Mai 1818. 

In zweiter Linie kommen hienach als Rechtsquelle die Beſtimm— 
ungen des Religionsediktes in Betracht. 

Man iſt indeſſen nicht immer darüber einig geweſen, inwieweit 
dieſelben für die Israeliten Anwendung zu finden haben. Ins— 
beſondere war man teilweiſe der Meinung, daß die Vorſchriften in 
SS 6—23 des Religionsediktes, welche von der Wahl des Glau— 
bensbefenntniffesg und den Neligionsverhältniffen der Kinder aus 
gemifchten Chen Handeln, für die Jsraeliten nicht gelten. Anlaß 
zu dieſer Anjchauung gab die faljche Auslegung des 8 25 des Nel.- 
Ed. welcher vorjchreibt, daß die nichtehriftlichen Glaubensgenofjen als 
Religionsgeſellſchaften nach den über ihre bürgerlichen Verhältniſſe be- 
ftehenden bejonderen Gejegen und Verordnungen zu behandeln jeien. 
Ich verweiſe auf die Min.-Entjehl. vom 14. Mai 1820 (Döll. VII. 
©. 32), 7. Sanuar 1850, 22. September 1851, 17. April 1852 (Döll. 
XXI. ©. 19 und 21). Diefe Entfchliegungen jprechen aus, daß 
gemäß 8 25 Nel.-Ed. die Beftimmung des $ 6 ibid. itber das Unter- 
ſcheidungsalter auf Israeliten nicht zur Anwendung fomme, und daß 
die Vorſchriften über den Konfeſſionswechſel ſich iiberhaupt auf ISraeliten 
wie auf alle Privatficchengefellichaften nicht bezögen; es gehe dies unter 
Anderem auc aus dem in $ 10 R.-E. enthaltenen Ausdrucke „Über 
gang von einer Kirche zur anderen” hervor, da unter „Kirchen“ nur 
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die öffentlichen Kirchengefellfchaften, nicht die bloß tolerierten israelitiichen 
Slaubensgenofjen oder irgend welche andere Privatkirchengeſellſchaften 
verſtanden ſein könnten. Anlangend die Beſtimmungen über die Re⸗ 
ligionsverhältniſſe der Kinder aus gemiſchten Ehen äußert ſich eine 
M.-E. vom 20. VII. 57 (Weber, Verord. ©. IV. ©. 534) folgen- 
Denen, 8 sl. das Nel.-Edift und namentlich der I. Abſchnitt 
enthält neben den Beftimmungen, die nach ihrer Haltung und Natur 
der Sache nur auf die mit vollen und gleichen jtaatsbürgerlichen Rechten 
aufgenommenen vier hriftlichen Kirchengefellichaften wie z. B. die Be— 
ftimmungen über die gemifchten Chen anwendbar find... —“ 
Man macht fir die ausjchließliche Anwendbarkeit der SS 12 —23 
R.E. auf die öffentlichen oder doch wenigitens chriftlichen Religions— 
gejellfchaften geltend, daß zur Zeit der Exlafjung der Berfajjungs- 
urfunde eine Ehe zwiſchen Chriften und Nichtehriften überhaupt nicht 
zuläffig gewejen fei, daß alfo der Gejeßgeber von gemijchten Ehen nur 
mit Rückſicht auf die chriftlichen Kirchengefellfchaften habe jprechen können 


and wollen. Hiefür Kiefere auch Beweis die in 8 18 R.-E. ſich findende 


Erwähnung rein chriftliher Einrichtungen, nämlich der Kommunion 
und Konfirmation. 


Dieje Anfichten find unrichtig und laſſen fich unſchwer widerlegen: 


Die beiden in Bezug auf ihren perjönlichen Geltungsbereich hier 
beitrittenen Kapitel find in dem I. Abjchnitt des R.-E. enthalten, welcher 
die Überfchrift trägt: „Allgemeine Beitimmungen über Neligionsver- 
hältniffe”. Schon diefe Überfchrift deutet darauf Hin, daß der Inhalt 
des Abfchnittes allgemeiner Natur ift und ſich demzufolge auf die An- 
gehörigen jedes Glaubensbefenntnifjes erjtredt. Es kann dies auch nicht 
durch die Heranziehung des 8 25 R.-E. entfräftet werden. Denn wenn 
Berielbanlanteti Zu a8 als Neligionsgejellichaften . . . . jind fie 
(die nichtchriftlichen Glanbensgenofjen) nach den über ihre bürgerlichen 
Verhältnifje beftehenden befonderen Gejegen und Verordnungen zu be- 
handen“, jo ift Elar, daß mit dieſer Beftimmung die Verhältniffe der 
nichtchriſtlichen Glaubensgenoſſen nur in deren Eigenſchaft als Kirchliche 
Gefellichaft, nicht aber als Einzelperfonen getroffen werden wollten. 
Nun handelt der I. Abjchnitt des Neligiongediftes aber nur von der 
ftaatzfirchenvechtlichen Stellung der Individuen und erſt die folgenden 
von jener der Firchlichen Geſellſchaften; $ 25 kann daher unmöglich auf 
den I. Abjchnitt des R.-E. bezogen werden. Außerdem kann aber für 
jedes der beiden Kapitel im einzelnen Beweis fir jeine allgemeine 
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Geltung erbracht werden. Der Titel des 2. Kapitels („Wahl des 
Slaubensbefenntnifjes”) ift wie jener des ganzen Abjchnitts jo allgemein 
gefaßt, daß er auf jede Konfeffton zutrifft. Hätte der Geſetzgeber die 
Geltung des Kapitels auf die öffentlichen Kirchengeſellſchaften einjchränfen 
wollen, jo würde er zweifellos eines bejtimmteren Ausdruckes fich be- 
dient haben. SS 5 und 6 R.-E. jagen überdies noch mit der wünſchens— 
werteften Deutlichkeit, daß die Wahl des Glaubensbefenntnifjes jedem 
Staatseinwohner überlafjen fei, und daß derſelbe, alfo jeder 
Staatseinmwohner, hiezu das gejegliche Unterjcheidungsalter erreicht 
haben miüfje. Der Gebrauch des Wortes „Kirche“ beweiſt für Die 
gegenteilige Anficht nichts. Das Religionsedikt will hier unter „Kirche“ 
nichts anderes als Neligionspartei oder Neligionsgejellichaft verjtanden 
wiſſen, einerlei ob öffentliche oder private; braucht es doch häufig genug 
den Ausdruck „Kirche“ und „kirchlich“ ohne Unterjchied für beide Arten 
der Glaubensgeſellſchaften. Sogar das Edift über die Verhältniſſe der 
jüdifchen Glaubensgenofjen kennt israelitiiche „kirchliche“ Gemeinden 
(SS 24 und 25 dajelbft), eine „Kirchengemeinde“ (8 26) und ein jüdiſches 
„Kirchen“Vermögen ($ 31). 


Gegen die Einſchränkung des Begriffs „Kirche“ ſpricht übrigens 
der Wortlaut des 8 10 R.-E. ſelbſt. Nach demjelben ift der Kon: 
feffionswechjel „bei dem einjchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Vorſtande 
ſowohl der neugewählten als der verlafjenen Kirche“ anzuzeigen. Die 
betreffende „Kirche“ kann alfo hiernach Pfarrer oder auch andere geiftliche 
Borfteher an der Spite ihrer Gemeinden haben. Da nun die Vor- 
fteher in den öffentlichen SKirchengejellichaften durchweg ben Titel 
„Pfarrer“ führen, jo können unter den „geiftlichen Vorſtänden“ des 
8 10 nur die Vorfteher der Privatkicchengejellichaften verjtanden fein. 


Bezüglich) des 3. Kapitels des I. Abjchnittes Des R.-E. mag 
wenigftens für Bayern rechts des Aheins zugegeben werden, daß der 
Geſetzgeber bei Erlafjung der fraglichen Beſtimmungen Ehen zwilchen 
Chriften und Israeliten nicht im Auge hatte, eben weil ſolche nicht 
möglich waren. Es iſt aber jelbftverftändfich, daß Diejelben, jobald fie 
erlaubt wurden, zu den gemifchten zählten, und daß von nun an die 
iiber Erziehung der Kinder aus folchen Ehen vorhandenen Vorſchriften 
auf ſie Anwendung finden mußten, auch ohne daß es eines eigenen 
Ausdehnungsgeſetzes bedurft hätte. Die Erwähnung der Kommunion 
und Konfirmation in 8 18 R.-E. hängt mit dem ſoeben zugegebenen 
Umftande zufammen, daß 1815 der Gejeßgeber zunächit wohl nur Ehen 
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zwifchen Chriften im Auge Hatte, ändert aber nichts an dem Geltungs- 
bereiche des Kapitels '). 


Hinfichtlich der Pfalz trifft der erhobene Einwand von vorneherein 
nicht zu. Denn der Code civil fennt eine Eheſchließung zwiſchen 
Chriſten und-Juden vor dem Standesbeamten. Zwar verbot eine DVer- 
ordnung der öfterreichifchen und bayerifchen gemeinjchaftlichen Landes⸗ 
adminiſtrationskommiſſion vom 22. Auguſt 1814 den Standesbeamten, 
Ehen zwiſchen Chriſten und Juden zu ſchließen, beſtimmte jedoch nichts 
für den Fall einer Zuwiderhandlung gegen das Verbot, ſo daß eine 
dennoch abgeſchloſſene Ehe zwiſchen Chriſten und Juden nicht als nichtig 
anzuſehen war. Außerdem mußten aber die vor Erlaß der erwähnten 
Verordnung eingegangenen Ehen als giltig erachtet werden, und dieſe 
hätte der Geſetzgeber, falls er nicht die Beſtimmungen in SS 12—23 
Nel.- Ed. auf fie hätte angewendet wiſſen wollen, durch bejondere An- 
ordnung jicher berücjichtigen müfjen?). 


Es fragt ſich nun, ob und welche Bedeutung die weiteren Abjchnitte 
de3 R.-E. für die Ssraeliten haben. Am Eingange des II. Abjchnittes 
findet fich in 8 25 die ſchon citierte Beftimmung, daß die nichtchriftlichen 
Slaubensgenofjen als Religionsgeſellſchaften nach) den über ihre 
bürgerlichen Verhältniſſe beftehenden bejonderen Gejegen und Ver— 
ordnungen zu behandeln jeien. Dieje Beftimmung ift vorzugsweile — 
man kann jagen ausſchließlich — auf die Ssraeliten berechnet. Denn 
e3 gab in Bayern zur Zeit der Erlaſſung des Religionsediktes — wie 
auch jest noch — feine andere nichtchriftliche Neligionsgejellichaft als 
die israelitiſche?). 


1) Bol. zum Obigen insbefondere die Ausführung in den Blättern für admin. 
Praxis Bd. IV. ©. 81 ff., ferner Pözl, Verfaffungsredt S. 81. E. Mayer, 
©. 133 u. 134, Reinhard ©. 191 ff, Sartorius, Die religiöfe Erziehung der 
Kinder aus gemifchten Chen nad bayer. Recht, Nördlingen 1837, ©. 55; Karl 
Schmidt, Die Konfeffion der Kinder nad den Landesrechten im Deutjchen Reiche 
1890 ©. 252, 253 u. 257. Entſch. d. 5. Verwaltungsgerichtshofs X. Bd. ©. 118. 
eennel vl. ©, 116. 


2) Val. hiezu Karl Schmidt a. a. O. S. 257, welcher ſich hiefür auf eine 
nicht veröffentlichte Entſch. d. V.G.-H. v. 9. Mai 1888 bezieht. 


3) In der Älteren Faſſung des R.-E. vom 24. IH. 1809 (Regierungsblatt von 
1809 S. 897 ff.) lautete $ 25 (dort $ 29) infoferne anders, als er fich nicht allein 
auf die nichtehriftlichen Glaubensgenoffen, jondern auf alle jene Einwohner des Reiches 
erjtvecte, welche zu einer der drei großen chriftlichen Kirchen ſich nicht befannten. 
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Zunächſt iſt aljo die Geltung des 2. und 3. Abjchnittes des N.-E., 
da diejelben von den Befugniſſen der Religionsgejellichaften und 
deren Stellung zur Staatsgewalt handeln, für die ISraeliten ausge: 
ſchloſſen. 

Unter den beſonderen Geſetzen und Verordnungen des 8 25 R.E. 
war aber das am 10. Juni 1813 erlaſſene „Edikt über die Verhältniſſe 
der jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Königreich Bayern!) — gewöhnlich 
„Judenedikt“ genannt — verjtanden. Dasjelbe war mit Entjchliefung 
vom 5. Dezember 1816?) auf die neu mit Bayern vereinigten Landes- 
teile: das Großherzogtum Würzburg und das Fürftentum Ajchaffenburg 
ausgedehnt worden. Sonſtige Gejege oder Verordnungen, die 8 25 
R.E. im Auge gehabt haben fünnte, find nicht vorhanden. So eifrig der 
Geſetzgeber ſich bezüglich der bürgerlichen Verhältniſſe der Israeliten 
zeigte, — man jehe den 6. Band von Döllinger’s Sammlung —, jo 
ipärlich floffen die Beftimmungen über firchliche Berhältnifie. 


Das Iudenedilt. 


Das Judenedikt zählt 34 Paragraphen, die fich innerlich in zwei 
Abſchnitte teifen. Der erſte, 88 1 mit 22, vegelt die bürgerlichen Ver— 
hältniſſe der Israeliten (Erwerbung des Indigenats, Anlegung der Juden— 
matrifel, Annahme von Familiennamen, Niederlaffung und Anſäſſig— 
machung, Betrieb der Gewerbe und der Landwirtichaft, Verbot des 
Schacherhandels, Erwerb liegender Güter, Aufhebung der Judenkorpora— 
tionen, Verhältnis zur politifchen Gemeinde). 

Der zweite Abjchnitt ordnet die kirchlichen und Schul-Berhältnife. 
Die erften 22°) Baragraphen find veraltet und hauptjächlich durch das 
Geſetz vom 29. Juni 1851, die bürgerlichen Rechte der israelitiſchen 
Glaubensgenoſſen betr., ferner hinſichtlich der Beſchränkung in Anſäſſig⸗ 
machung und Gewerbebetrieb durch den Landtagsabſchied vom 10. Nov. 
1861 3. III. 8 15, bezüglich der Einwanderung durch das Geſetz über 
Heimat, Verehelichung und Aufenthalt vom 16. April 1868 Art. 53 
Abſ. 2, endlich durch das Neichsgejeg vom 3. Juli 1869, die Gleich— 


1)-Regierungsblatt von 1813 ©. 921. 

DEIN; VI. ©: 9. 

3) $ 22 befteht allerdings infofern noch fort, als die Israeliten entfprechend 
der darin enthaltenen Beftimmung aud jest noch Mitglieder der politifchen Ge— 
meinde find. 
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berechtigung der Konfefjionen in bürgerlicher und ftaatsbürgerlicher 
Beziehung betr., außer Wirkung gejegt. Dagegen find die hier in Be⸗ 
tracht kommenden Beftimmungen über die Israeliten als Religions- 
gejellichaft in SS 23—34 mit Ausnahme der Aufrechterhaltung der 
Ausnahmegejeße in $ 30, noch heute in Kraft. Seydel!) bemerft - 
etwas boshaft, aber mit Necht, daß man das als ein Zeichen ihrer 
inneren Vortrefffichkeit nicht anfehen dürfe. Das Edikt ift dem Anhang 
der vorliegenden Abhandlung eingefügt. 


Bevor ich in der Aufſuchung der Rechtsquellen weiter gehe, Halte 
ich es fir erforderfich zu unterfuchen, welchen Charakter das Judenedikt 
in feiner Eigenfchaft als Rechtsſatzung an fich trage, d. h. ob ihm nach 
heutigen Begriffen die Natur des Gejeges oder der Verordnung inne— 
wohne. Diefe Frage wird von praktischer Bedeutung, wenn es ſich um 
Abänderung oder Befeitigung der ediftmäßigen Beſtimmungen handelt. 
Müſſen fie als Geſetz angejehen werden, jo fünnen fie eine Abänderung 
oder Befeitigung nur unter Mitwirfung des Landtages erfahren; außer— 
dem bedarf es hiezu des Gejegebungsapparates nicht. 


Zur Zeit der Erlaffung des Ediktes, alſo vor Berfündung der 
Berfaffung vom 26. Mai 1818, kannte man den jcharfen Unterjchied, 
der heutzutage zwijchen Gejeg und Verordnung gemacht wird, nicht. 
Es beitand auch feine Veranlafjung, ſich mit einem jolchen zu befafjen. 
Denn Alles, was der damals noch abjolute Monarch vorjchrieb, war 
— mochte es ſich Gejeg oder Verordnung, Edift oder Mandat oder 
wie immer nennen — für die Unterthanen bindende Norm. Wenn jich 
daher das Judenedikt auch jelbjt zweimal (in S 23 und S 34) als Ver— 
ordnung bezeichnet, jo bildet dies noch feinen Beweis für jeine recht- 
liche Natur. An anderen Orten findet man es dafür wieder als Geſetz 
aufgeführt 3. B. in der Allerh. BD. vom 5. Dezember 1816 (Döll. 
Ve, 


Der Charakter jolcher vor der Berfafjung entjtandenen Rechts— 
jagungen kann daher bei dem gänzlichen Mangel äußerer Kennzeichen 
lediglich aus ihrem Inhalte beurteilt werden. Man muß prüfen, ob 
diefer Inhalt heutigen Tages nur auf dem Wege der Gejeßgebung oder 
Ihon auf dem der bloßen Verordnung zur Nechtsnorm gemacht werden 
fünnte. 


1) Bayerifches Staatsrecht VI ©. 330. 
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Hiebei ift nicht ausgefchloffen, daß fir den einen Teil einer Rechts— 
fagung das erftere, für den anderen das letztere zutrifft und ſomit ein 
einheitlicher Charakter der Rechtsſatzung nicht gegeben ift. 

Wenn zu jebiger Zeit in einem Bejege neben folchen Beftimmungen, 
die nur auf dem Wege der Gejeßgebung erlaſſen werden fünnen, auch 
andere fich finden, die im Wege der Verordnung ergehen dürften, jo 
find die leßteren nichtsdeftoweniger Geſetz, wenn auch Geſetz im formellen 
Sinne, und vermögen nur wieder auf dem Wege der Gejebgebung ab- 
geändert oder aufgehoben zu werden. Bei jenen alten, vor der Ver— 
faffung ergangenen Rechtsjagungen liegt die Sache anders. Ihre Be— 
ftimmungen mit verordnungsmäßigem Inhalt fünnen um deswillen, weil 
fie mit jolchen gejfegmäßigen Inhalts in eine Form gegofjen find, 
nicht ebenfalls als Gejeße im heutigen Sinne gelten. Denn, wie er- 
wähnt, ift für die Maffifizierung jener alten Erlaſſe der Inhalt, nicht 
die Form das Enticheidende. 

Was nun das Judenedift anbelangt, jo fünnten die Bejtimmungen 
über Niederlaffung, Anſäſſigmachung, Gewerbe- und Handelsbetrieb, 
Eigentumserwerb, Auflöfung der Judenforporationen, Gemeindezuge— 
hörigfeit, Gemeinderechte und Gemeindepflichten Heutzutage lediglich auf 
dem Wege der Gejebgebung erlaffen werden; denn fie betreffen ficherlich 
die Freiheit der Perſonen oder das Eigentum von Staatsangehörigen 
(Zit. VII S 2 Berf.-Urf.). Im der That ging auch die Aufhebung 
diefer Beftimmungen im Gefeßgebungsverfahren vor ſich, wie aus ber 
oben fich findenden Aufzählung der Geſetze, welche das Edikt in feinem 
erften Teile bejeitigen, zu erjehen ift. 

Zum größten Teile anderen Charakter trägt das Judenedikt in 
jeinem zweiten Abſchnitte. Es läßt fich dies in folgender Weife feſtſtellen: 

Die 88 23 bis 34 des Ediftes mit Ausnahme von SS 30, 32 
und 33 bilden die Aufnahmsurfunde der Jsraeliten als Neligions- 
gejellichaft. Zwar finden fich auch aus der Zeit vor der Erlaſſung des 
Ediktes einzelne zerjtrente Beftimmungen über die Berechtigung ber 
Israeliten zur Religionsausübung (vgl. den gejchichtlichen Überblick!), 
aber eine förmliche Rezeption derſelben als Glaubensgeſellſchaft und 
eine einheitliche, wenn auch nur teilweiſe Regelung ihrer äußeren religiöſen 
Verhältniſſe enthält erſt das Judenedikt. — Es erhebt ſich nun die 
Frage, in welcher Weiſe heutigen Tages, wenn dieſer Fall noch einmal 
eintreten könnte, die Aufnahme der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft 
vor ſich zu gehen hätte. 


30 I. Abſchnitt. 


Die Antwort giebt $ 26 des Religions-Ediktes. Derſelbe bejtimmt: 
„Religions- oder Kirchengeſellſchaften, die nicht zu den bereits geſetzlich 
aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdrückliche Königliche Ge— 
nehmigung nicht eingeführt werden.” Zur Aufnahme einer Religions— 
gejellichaft bedarf es aljo einfach der füniglichen Genehmigung, Die- 
in einer Aufnahmsurfunde erteilt wird. (Vgl. 88 37, 89 Rel.-Ed.) 
Buftimmung des Landtags ift nirgends gefordert, Gejeb aljo nicht not— 
wendig‘). Die Anwendung diefer Sätze auf den vorliegenden Fall er- 
giebt, daß der zweite Teil des Judenedikts, joweit er ſich al3 Aufnahms— 
urfunde der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft daritellt, Gejegescharafter 
nicht trägt. 

Es Tiefe ſich vielleicht an einen Einwand hiegegen aus 8 26 
Rel.Ed. jelbft denken. Da nämlich die israelitische Neligionsgejellichaft 
bei Verkündung des Neligionsediktes ſchon aufgenommen war, 8 26 aber 
von bereit3 „gejeßlih” aufgenommenen Religionsgejellichaften ipricht, 
fo könnte aus dem Gebrauche des Wortes „gejeglich” gefolgert werden, 
e3 habe auch das Judenedikt hiedurch als „Geſetz“ bezeichnet werden 
wollen. Allein dem it entgegen zu halten, was bereit3 oben ausge- 
führt wurde: Die rechtlihe Natur der vor der Verfaſſung ergangenen 
Allerhöchſten Erlafje ift nicht aus ihrer Benennung, jondern aus ihrem 
Inhalte zur beurteilen. Das Wort „gejeglich” kann Hier nicht im Gegen- 
faß zu „verordnungsmäßig” gebraucht jein und zwar umjoweniger, als 
. die Beftimmung des S 26 wörtlich mit jener des 8 30 im Rel.-Ed. 
von 1809 übereinftimmt, und 1809 an einen Gegenjat zwiſchen „ge- 
ſetzlich“ und „verordnungsmäßig“ ficherlich noch viel weniger gedacht 
wurde als 1818. „Geſetzlich“ bedeutet hier nichts weiter als „recht- 
mäßig” oder „durch Allerhöchften Willensaft.“ 

Was die Detailvorjchriften der Aufnahmsurkunde anbelangt, jo find 
diejelben nicht etwa von der Art, daß fie den Verordnungscharakter 
derjelben ändern könnten; fie erweiſen fich vielmehr alle als Beftimmungen, 
die nur im Rahmen und zur Ausführung beitehender Gefege ergangen 
find. Im einzelnen läßt fich dies folgendermaßen darthun: 

5 24 behandelt die Gemeindebildung. Bedingungen fir die Zu- 


1) Ebenjo: Thudihum, Deutjches Kirchenrecht des 19. Jahrh. 18771. ©. 356. 

E. Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern. München 1884 
©. 136. 

Reinhard, Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern, 1884 ©. 128 u. 129, 

Seydel, Bayer. Staatsreht VI. Bd. 1892 ©. 117. 
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läſſigkeit der Gemeindebildung können aber nach 8 104 (verglichen mit 
S 103) des NRel.-Ed. von 1809 (= S 89 und $ ST R.-E. v. 1818) 
in der Aufnahmsurfunde jeder Neligionsgejellichaft aufgeftellt werden. 


S25 Abi. 1 — Beichränfung des gemeinschaftlichen Gottesdienftes 
der Juden auf die Orte, wo fie eine Gemeinde bilden — ergeht in 
Ausführung der 8 42 lit. b und 8 88 lit. a des R.E. von 1809 
(= $ 38b und 8 76a des N.-E. von 1818). — 8 42b räumt dem 
Regenten das Recht der Oberaufficht über die Feier des Gottesdienftes 
ein und 8 88a ein Necht der Mitwirkung bei Anordnungen über den 
äußeren Gottesdienst, fpeziell über deſſen Ort. In Ausübung diejer 
Befugniffe trifft 8 25 Abi. 1 zur Ermöglichung der polizeilichen Kontrolle 
des Gottesdienftes die bezeichnete Vorſchrift. — 8 25 Abſ. 1 verbietet 
ferner alle heimlichen Zufammenfünfte unter dem Vorwande des häus- 
lichen Gottesdienftes, ein Verbot, welches ich Lediglich al3 wörtliche 
Wiederholung der Beitimmung in $ 6 R.E. v. 1809 = 8 4 RE. 
v. 1818) darſtellt. 

Die Vorſchrift in Abſ. 2 des 8 25 (Regelung der örtlichen Zu— 
ftändigfeit der Nabbiner) entjpringt dem hier analog zur Anwendung 
kommenden Mitwirfungsrechte des Negenten bei der Einteilung der 
Pfarrſprengel ($ 88£ d. R.-E. v. 1809 = 8 766 d. R.-E. v. 1813). 
Wenn der Staat an der Einteilung der kirchlichen Bezirke und 
AufrechtHaltung derjelben ein Intereffe nimmt, fo verjteht es fi) von 
ſelbſt, daß er die geiftlichen Oberen der einzelnen Bezirke vor Übergriffen 
und Eingriffen Unzuftändiger jchüst. 

Die Beitimmungen in den 88 26, 27, 28, 29 und 34 über Wahl 

der Rabbiner, ihre Anftellung und Entlafjung und ihre Vorbildung 
find ein Ausfluß des dem Staate nad) 8 42F d. R.E. von 1809 
— 8 38f RE. v. 1818) zuftehenden Dberauffichtsrechtes über 
Approbation und Ordination der Kirchendiener und feiner nad) S 748 
d. RE. v. 1809 = $ 648 R.E. dv. 1818) ihm zufommenden, hier 
analog zur Anwendung gebrachten Befugnis, Beſtimmungen über Zu— 
laffung zu Kicchenpfründen zu treffen. 


Der erſte Satz des $ 31 (Zuweifung des jüdijchen Kirchenvermögens 
an den jüdiſchen Kultus) enthält nichts als eine Reproduktion der in 
Tit. I $ 6 der Konſtitution von 1808 (Tit. IV $ 9 Abf. 4 der 
Berf.-Urf. v. 1818) und 8 50 R.E. v. 1509 = 8 AT R.E. v. 1818) 
allen Religionsteilen geleifteten Garantie für den ungeftörten Beſitz ihres 
Kirchenvermögens, und der zweite Satz entfließt der Befugnis des 
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Staates, alle Beftimmungen über Tiegende Güter, fahrende Habe, 
Nutzung, Renten, Rechte der Kirchen und fomit auch über deren Ver— 
waltung zu treffen. (S 74b R.E. v. 1809 — $ 64h R.-E. v. 1815.) 


Obwohl nun nach dem Vorausgehenden der Verordnungscharakter 
des Judenediftes, jo weit es als Aufnahmsurkunde der iSraelitifchen 
Religionsgeſellſchaft erfcheint, feftiteht, jo hindert desungeachtet nichts, 
daß bei einer Abänderung diefer Aufnahmsurkunde die Mitwirkung des 
Landtages in Anspruch genommen würde. Der König kann ja befanntlic) 
den Beirat und die Zuftimmung der Kammern auch in Fällen erholen, 
in welchen er hiezu durch die Verfaſſung nicht verpflichtet ift. 


Es erübrigt no), die 8830, 32 u. 33 J.-Ed. einer kurzen Betrachtung 
zu unterziehen. Diejelben jtehen nicht in unmittelbarem Jufammenhang mit 
der Eigenschaft der Jgraeliten als Religionsgeſellſchaft. 8 30 iſt größten- 
teils gegenwärtig nicht mehr von Bedeutung. Er diente jeinerzeit 
dazu, die Kgl. Entichliegung vom 13. April 1809, die Gerichtsbarkeit 
über die Juden betr.?), aufzuheben und ift längſt durch andere Gejebe 
über Gerichtsverfaffung überholt. (Vgl. auch 8 15 des Gerichtsver- 
faffungsgejeges für das deutſche Neich vom 27. I. 77). Die SS 32 
und 33 betreffen Berpflichtung und Berechtigung der israelitijchen 
Jugend zum Schulbefuch und die Errichtung eigener Volksſchulen durch 
die Ssraeliten. — Soweit eine Verpflichtung zum Schulbefuch ſtatuiert 
wird, muß diefen Beitimmungen, da fie hierdurch in die Freiheit der 
Perſon eingreifen, Geſetzeseigenſchaft zugeiprochen werden. E3 beruht 
zwar das ganze bayerische Volksſchulweſen, von der Aufbringung des 
Schulbedarfs abgejehen, durchgängig auf Verordnungen und Allerhöchiten 
und Höchiten Entſchließungen. Die grundlegenden Verordnungen datieren 
aber aus der Zeit vor Berfündung der Verfaffungsurfunde und können 
daher troß anderweitiger Bezeichnung dennoch als Gejege im heutigen 
Sinne aufgefaßt werden. 


Es ift Schließlich noch der Auffaffung, die ſich hie und da findet, 
zu begegnen, daß das Judenedikt ein Verfaffungsgefeß ſei. Für diefe 


1) „Seine Königliche Majeftät haben, nach dem Gutachten Allerhöchſt Ihrer 
einschlägigen Minifterien beſchloſſen, daß jolange die bisherige Verfaffung der Juden 
im Königreiche in Hinficht auf ihren bürgerlichen und Religionszuftand noch beitehen 
wird, auch die Gerichtöbarfeit derfelben (mit Ausnahme von dem organifchen Edikte 
über die Gerichtäverfaffung) jo, wie dieſelbe in den verfchiedenen Teilen des Könige 
reichs nad) den einzelnen den Juden ertheilten Concefftonen bisher beftanden ift, auch 
fernerhin proviforifch beibehalten werden ſolle.“ Neg.=Bl. v. 1809 ©. 676, 
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Annahme iſt kein Grund vorhanden. Denn von älteren Geſetzen ſind 
nur diejenigen als Verfaſſungsgeſetze zu betrachten, welche von der 
Verfaſſungsurkunde als Beſtandteile derſelben bezeichnet worden ſind. 
Bei dem Judenedikte trifft dies nicht zu. Überdies hat der zur Reviſion 
der konſtitutionellen Edikte niedergeſetzte Ausſchuß in der Sitzung vom 
18. April 1815 die Frage, ob ein revidiertes Judenedikt als konſtitutionelles 
Edikt zu erlaſſen ſei, ausdrücklich verneint’). 

Ich hielt es für notwendig, die rechtliche Natur der noch geltenden 
Beſtimmungen des Judenediktes etwas eingehender zu beleuchten und 
kehre nach dieſer Abſchweifung zur Aufſuchung der weiteren Rechts— 
quellen zurück. 


Das Judenedikt ſelbſt beſtimmt in 8 23: „..... Sie (die jüdiſchen 
Glaubensgenoſſen) genießen alle den Privatkirchengeſellſchaften durch 
das Edikt vom 24. März 1809 im 2. Kapitel des II. Abſchnittes ein— 
geräumten Befugniſſe, inſoferne ſie in der gegenwärtigen Verordnung 
nicht abgeändert oder näher beſtimmt ſind.“ Hiedurch wird zunächſt 
das 2. Kapitel des II. Abſchnittes des Rel.Ed., deſſen Geltung für 
die Israeliten 8 25 Nel.-Ed. vorerft ausgeſchloſſen hatte, auf einem 
Umwege wieder eingeführt und zur Nechtsquelle für die israelitiſche 
Religionsgejellichaft gemacht. Es fünnten Zweifel entitehen, welches 
Religionsedikt für die Israeliten jet in Betracht zu kommen habe, 
jenes von 1809 oder jenes von 1818, nachdem lebteres im 8 23 des 
Judenediktes nicht ausdrücklich an die Stelle des erjteren gejeßt wurde. 
Dieſe Frage ift nicht ohme jegliche praktiſche Bedeutung. Denn wenn 
auch das Edit von 1818 zum größten Teile mit: jenem von 1809 
fogar im Wortlaute übereinftimmt, jo ergaben fich doch einige Änderungen 
von Belang. Ich verweife des Beifpiel3 halber auf den Inhalt der 
88 53 umd 54 des älteren und des mit Diejen Forrejpondierenden 
8 49 des neueren Ediktes. Meines Erachtens gelten auch für die Israeliten 
nicht mehr die in $ 23 J.E. angezogenen Beitimmungen des Nel.-Ed. 
von 1809, fondern jene des Nel.-Ed. von 1818. Das neue Edikt wollte 
das alte aufheben und jedenfalls nach) allen Richtungen an deſſen Stelle 
treten. Es bedurfte daher einer befonderen Erklärung nicht, daß auch) 
für die Ssraeliten das alte Edit, joweit es nah 8 23 3.-E. für fie 
Bedeutung Hatte, durch das neue erjegt ſei. Außerdem zielt $ 23 J.E. 
augenfcheinfich nur darauf ab, den Israeliten überhaupt die gleichen 


1) Dal. Seydel I. S. 577 Anm. 3 und VI. ©. 115 Ann. 2. 
Heimberger. x 3 
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Rechte wie den Privatkirchengefellichaften einzuräumen, gleichviel nad) 
welchen Vorſchriften die Stellung der letzteren fich jeweils vegelt. 


Dom 2. Kapitel des II. Abfchnittes des Neligionsediktes find für 
die Jeraeliten die 88 32 bis 43, 45 bis 49 von Belang. Diefelben 
beziehen fich zum Teil auf die Privatkirchengefellichaften allein, zum ' 
Teil auf diefe und die öffentlichen Kirchengejellichaften gemeinjam. 


Zufolge der Beitimmung in $ 38 Nel.-Ed.!) findet auch der 
II. Abſchnitt des Neligiong-Ediktes (S 50— 79): „Verhältniſſe der im 
Staate aufgenommenen Kirchengejellichaften zur Staatsgewalt” auf die 
Ssraeliten Anwendung, ſoweit jeine Normen auf die israelitijchen 
Kultusverhältnifje paſſen. 


Der IV. Abſchnitt des Neligionsediftes?) befist unmittelbare Geltung 
für die iSraelitifche Neligionsgejellihaft. Denn er iſt allgemeiner Natur 
und will, wie jein Inhalt beweilt, jämtliche im Staate vorhandenen 
Neligionzgejellfchaften treffen. Freilich find viele Vorschriften desjelben 
für die Israeliten ohne Bedeutung, da fie Verhältniſſe berühren, die 
nur zwiſchen chriftlichen Kicchengefellichaften vorfommen, z. B. Simultan- 
gebrauch von Kirchen. Eine Bedeutung für die israelitiiche Religions— 
gejellichaft wird wohl nur den SS SO—83, 89, 100—102, 103 Abj. 2 
u. 3, beiwohnen. 

AS Reſultat aus den vorjtehenden Ausführungen ergiebt ſich: 
Neben dem Edifte über die Berhältnijje der jüdijchen 
Slaubensgenofjen vom 10. Juni 1813 fommen der I. und IV. 
Abſchnitt der 2. Beilage zur Berfajjungsurfunde unmittel- 
bar, derlI. und III. Abjchnitt derjelben mittelbar d. i. durd 
Anordnung im S 23 des Judenediftes bezw. $ 38 der 2. Ver- 
fajjungsbeilage als Nechtsguellen für die Stellung der 
iSraelitiihen Religionsgejellihaft in Betradt. 


Auf dem Geſetzes- oder Verordnungswege find im diesfeitigen 
Bayern weitere Anordnungen über die ſtaatskirchenrechtlichen Verhältniſſe 
der Israeliten nur jehr zerjtreut ergangen. Vgl. 3. B. das Geſetz 
über die öffentliche Armen: und Krankenpflege vom 29. IV. 69 Art. 22 





1) „Jeder genehmigten Privat: oder öffentlichen Kirchengeſellſchaft kommt unter 
der oberſten Staatsaufficht nach den im IH. Abſchnitte enthaltenen Beltimmungen 
die Befugnis zu, nad der Formel und der von der Stantögewalt anerkannten Per: 
faſſung ihrer Kirche alle inneren Kirchenangelegenheiten anzuordnen u. ſ. w.“ 

2) „Bon dem Verhältniffe verfchiedener Religionsgefellfchaften gegen einander.“ 
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Adi. 1 Ziff. Id und das Geſetz vom 26. III. 81, die Aufhebung 
der unter dem Namen „Nenjahrsgelder”“ und dergleichen beftehenden 
Abgaben der Israeliten betreffend. 


Diejelben werden an den entjprechenden Stellen der Abhandlung 
angeführt werden. 

Um jo zahlreicher find die Miniſterialentſchließungen, die 
in iSraelitiichen Kultusangelegenheiten erlafjen wurden. Selbſtverſtänd— 
lich vermögen diejelben an dem Inhalte derjenigen Rechtsquellen, welche 
Geſetzes- oder Berordnungscharafter tragen, nichts zu ändern. Sie 
fünnen nur im Rahmen der gejeh- und verordnungsmäßigen Borjchriften 
fih bewegen und für deren Bollzug jorgen: Gegenteiligen Falles 
wären fie nichtig. Die wichtigite und befanntejte dieſer Entjchließungen 
it jene des Kgl. StaatSminifteriums des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten vom 29. Junt 1863, die Verhältniffe der israeli— 
tiichen Kultusgemeinden betreffend, ergangen an jämtliche Kreisregierungen 
diesjeitS des Nheins!). Diejelbe war, wie ſchon im vorhergehenden 
Paragraphen mitgeteilt wurde, das jchließliche Reſultat einer langen 
Reihe fehlgeichlagener Verſuche den Israeliten eine Kirchenverfaſſung 
zu geben. 

Die Akten des Sulramienterima enthalten „Bemerkungen zum 
Entwurf der Entſchließung vom 29. Juni 1863” von der Hand des 
Referenten, welche über die Abjichten, Die mit dem Erlaffe der Ent- 
ſchließung verfolgt wurden, nachjtehendes erjehen laſſen: „.... Soll 
die Staatsregierung (wenn nun auch die Einführung eimer Konfiftorial- 
oder Synodalverjaffung nicht zu empfehlen ift) den in Mitte der iSraeli- 
tischen Religionsgejellichaft ausgebrochenen Streitigkeiten (nämlich zwiſchen 
Neologie und Orthodoxie) gegenüber fich ganz pafjiv verhalten? Keines— 
wegs. Die Grundlagen des auf der Offenbarung ruhenden moſaiſchen 
Religionsſyſtems, wie jolche bei Anerkennung und Aufnahme der Religions- 
gejelljhaft im Staate (1813) unbezweifelt fejtjtanden und namentlich) 
in den einzelnen äußeren Attributen des Kultus zum Ausdrucke gelangen, 
müffen, wenn der Staat nicht in Kurzem eine ganz andere Neligions- 
gejellfchaft in feiner Mitte haben will, in Kraft des verfafjungsmäßig 
begründeten Dberauffichtsrechtes auch ferner aufrecht erhalten werden. 
Diejelben haben, wie die zahlreichen in Band VI der Döllinger’jchen 
Berordnungenfammlung abgedrudten Meinijterialentichließungen und 
Normative beweifen, auch von jeher einen Gegenftand der Staats: 

1) Minift.-Blatt für Kirchen und Schulangelegenheiten von 1865 ©. 218. 
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thätigfeit gebildet. Es fteht fein gejegliches Hindernis im Wege, den 
Kreisregierungen die in dieſer Beziehung maßgebenden Grundſätze 
wiederholt befannt zu geben und zum Vollzug einzufchärfen. Es dürfte 
hiemit wenigftens das erreicht werden, daß feinem Israeliten in Bayern, 
welcher kultusgemäß leben will, hiezu die Möglichkeit entzogen wird.” - 
Die Entſchließung vom 29. VI. 63 ift in dem Anhange zur gegen- 
wärtigen Abhandlung abgedrudt. Eine nähere Beiprehung und Beur- 
teilung ihres Inhaltes Findet fih an den einjchlägigen Stellen der 
Abhandlung. 

Weitere Minifterialentihließungen enthält in großer Zahl „Döl- 
linger3 Sammlung der im Gebiete der inneren Staatsverwaltung 
des Königreichs Bayern beftehenden Verordnungen” im 6. Bande Seite 
141— 219, und im 22. Bande (2. Band der von Strauß fortgejegten 
Sammlung) Seite 421—437. Diejelben find auch in Karl Weber’s 
neuer Geſetz- und Verordnungenfammlung 1880 ff. abgedrudt. Im 
einzelnen können dieſe Entjchließungen nicht aufgeführt werden; fie 
werden im DBerlaufe der Abhandlung, joweit fie von Bedeutung find, 
bei den betreffenden Materien zur Sprache fommen. 


An einigen Stellen der Abhandlung wird fich ergeben, daß auch 
das Gemwohnheitsrecht als Nechtsquelle in Betracht zu fommen hat. 


1I. 
Die Rechtsquellen für die Pfalz. 


Die religiöfen Verhältnifje der Israeliten in der Pfalz waren be- 
reits unter franzöficher Herrichaft geregelt worden. Napoleon hatte 
1506 nach) Bari ein großes Sanhedrin jüdischer Notabeln und Rabbiner 
zufammenberufen, welches eine Verfaffung der iSraelitiichen Religions⸗ 
geſellſchaft für Frankreich und die der franzöſiſchen Herrſchaft unterworfenen 
Länder beriet. Das Ergebnis der Beratungen wurde in einem Reglement!) 
niedergelegt und dieſes erhielt durch Dekret vom 17. März 1808 die 
Beftätigung des Kaiſers. Von Bayern wurde das Reglement aus- 





u Abgedrudt bei Siebenpfeiffer, Handbuch der Verfaſſung, Gerichtsordnung - 
und gejamten Verwaltung Rheinbayerns 2. Band, Zweibrüden 1832, S. 517 ff. 
Siehe auch den Anhang diefer Abhandlung! 
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drücklich aufrecht erhalten. Unter dem 6. April 1818 erging nämlich 
nachjtehende Allerh. Verordnung: 


„Das franzöfiiche Dekret vom.17. März 1808 über die Verhält⸗ 
niſſe der jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Rheinkreiſe betr. Wir haben 
Ben. beichlofien, daß das erwähnte Dekret im Rheinkreiſe injolange, 
bis über die Verhältniſſe der jüdischen Glaubensgenofjen in diefem Kreije 
allgemeine umfafjende Beſtimmungen erlaffen werden können, Gejebes- 
fraft behalten und in Vollzug gejegt werden ſolle.“ 


Der größte Teil des Reglements, nämlich die Beftimmungen über 
die Konfiftorialverfaffung, Hatte mit dem Heimfall der Pfalz an Bayern 
feine Bedeutung verloren. Ein pfälzifches israelitifches Konfiftorium 
war nicht vorhanden umd errichtet wurde ein ſolches von Bayern auch) 
nicht. Es fanden ſich nur vier „Partikularſynagogen“ vor: Landau, 
Neuftadt, Pirmafens und Kaiferslautern. (Gegenwärtig an Stelle von 
Neuftadt und Pirmaſens: Frankenthal und Zweibrüden.) 


Bon Belang blieben die Art. 20, 21, 22, 23. Art. 20 traf Be- 
ftimmungen über die Qualifikation zum Nabbineramte, Art. 21 umſchrieb 
den Wirfungskreis der Rabbiner, Art. 22 ſetzt eine Kongrua von 
1000 Franken für den Rabbiner feſt und Art. 23, welcher der wichtigite 
von allen ift, da in Iegter Linie auf ihm noch heute in der Pfalz die 
Verpflichtung zur Zahlung von Kultusgemeindeumlagen beruht, ſah Die 
Erhebung von Umlagen vor. Er lautet: „Jedes Konfiftorium begut- 
achtet bei der Behörde einen Maßſtab zur Verteilung unter die 
Ssraeliten für den Gehalt der Rabbiner; die übrigen Kultfoften werden 
von der Obrigfeit auf Begehren der Konfiftorien feitgejest und verteilt.” 


1823 ordnete der König die analoge Anwendung des Judenediktes 
von 1813 für die Jsraeliten der Pfalz an. Zum Vollzuge diejer An— 
ordnung erging am 8. Dftober 1823 ein Ausichreiben der Regierung 
des Rheinkreiſes), welches die Beſtimmungen des Judenediktes faſt 
wörtlich für die Pfalz wiederholte. 

Belangreichere Verſchiedenheiten zwiſchen dieſem Ausſchreiben und 
dem Judenedikte ſind die folgenden: Die Wahl der weltlichen Mitglieder 
der Verwaltung des: Kultusvermögens muß von dem k. Landeskom— 
miſſariate beſtätigt werden (3. 8). Dieſe Vorſchrift entſpricht jener des 





1) Pfälz. Kreisamtsblatt von 1823 ©. 97. Siebenpfeiffer, a. a. O. ©. 
520 ff. Siehe auch den Anhang diefer Abhandlung! 


28 I. Abſchnitt. 


Art. 4 des Reglements von 1808: „Dede Bartikularfynagoge joll durch 
zwei Notabeln und einen Rabbiner verwaltet werden, welche von der 
betreffenden Behörde ernannt werden jollen.” — Das Regierungs- 
ausjchreiben jegt für den Rabbiner eine Stongrua von 450 fl. feit 
(3. 9. Die NRepartition auf die einzelnen Glieder der kirchlichen 
Gemeinde wird von dieſer entworfen und vorn der Regierung exeku— 
toriſch erklärt (3. 9). — 8 30 des Judenediktes fand in dem Aus— 
ichreiben feine Aufnahme, wohl deswegen, weil der Wirfungsfreis der 
Rabbiner in 8 21 des NeglementS bereits in pofitiver Weiſe um- 
Ichrieben war. 

Diejes Ausichreiben iſt als rechtsgültig anzuerfennen: 

Die Beftimmungen in Ziff. 8 und 9 find eine Wiedergabe von 
Borjehriften des aufrecht erhaltenen franzöfiichen Neglements, und der 
ſonſtige Inhalt ftimmt feiner rechtlichen Natur nach mit den £orrejpon- 
dierenden Beitimmungen des Judenediftes überein, die, wie oben nach— 
gewiejen, nicht Geſetzes- ſondern Berordnungscharafter tragen und infolge 
defjen jehr wohl vom König ohne Mitwirkung der Stände auf die 
Pfalz ausgedehnt werden konnten Y. 


Unter dem 27. Januar 1854 erfolgte durch Kgl. Verordnung eine 
Neuregelung der Berhältniffe der israelitiichen Kultusgemeinden der 
Pfalz?). Dieſe Verordnung wurde jpäterhin einer Reviſion unterftellt 
und al3 „Königliche Allerhöchite Verordnung, die iSraelitifchen Kultus— 
gemeinden der Pfalz betr.“ vom 27. März 1872 neu erlafjen®). 
Legtere ift im Anhange abgedruckt. 

Art. XI dieſer Verordnung (— Art. VIII der BD. vom 27. I. 54), 
welcher die Erhebung von Umlagen in den Kultusgemeinden zuläßt, 
leitet feine Gültigfeit aus dem franzöftichen Dekret vom 17. III. 1808 
ab, in welchem bereits die Verpflichtung der Israeliten zur Zahlung 
von Kultusgemeindeumlagen begründet ift. (Vgl. 8 23 franz. Reglements.) 


Art. XXVI läßt die Beftimmungen des Regierungsausichreibeng 


1) So auch Seydel VI, ©. 348. 

2) Kreisamtsblatt der Pfalz von 1854, &. 138—146, 

3) Negierungsblatt von 1872 S. 1073, auch Minifterialblatt für Kichen- und 
Schulangelegenheiten von 1872 S. 109; Kreisamtsblatt der Pa ©. 989, Weber, 
Neue Gejez- und Verordnungsfammlung IX S. 352; Geib, Handbuch für die Ge- 


meindebehörben der Pfalz, 2. Aufl., neu bearbeitet von Graefund Gresbed 2. Bo. 
1884, ©. 124. 


BD werner ber — 
n derſpruch ſtehen. 
edit vom 26. Mai 1818 findet in dem sub Bit u 


— en. vom 29. Juni 1863 fommt für die: 
ſelben nicht in Betracht. Sie ift ausdrüdfic nur an die Regierungen 
der Kreife vechts des Rheins erlafjen. 
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1. Abf&hnitt. 


Die Hefamtheit der israelitifhen Neligionsgefellfhaft 
in Dapyern. 


S 3. Der rechtliche Charafter 
der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft in Bayern. 


Es find unter diefem Titel zwei Fragen zu erörtern, eine firchen- 
rechtliche und eine privatrechtliche. Bei der erjten handelt es fich darıım 
zu entjcheiden, welche Stellung die Jsraeliten in Bayern als Religions— 
gejellichaft einnehmen, bei der zweiten, welcher Charakter der israeliti- 
ſchen Religionsgefellichaft auf privatrechtlichem Gebiete innewohne. 


$ 


Die Frage nach dem ftaatsfirchenvechtlichen Charakter der israeli- 
tiſchen Religionsgeſellſchaft ift in Theorie und Praris immer einhellig 
dahin beantwortet worden, daß fie eine Privatfirchengejellichaft im Sinne 
der SS 32—38 des Neligionsediftes jei. Es tritt nur injoferne ein 
Unterſchied zu Tage, als der eine Teil der Autoren und Praktiker die 
Israeliten in ihrer Geſamtheit als eine Privatkirchengeſellſchaft be- 
zeichnet !), während der andere Teil eine Mehrheit jüdischer Privat: 
ficchengefellichaften, entiprechend der Zahl der einzelnen Kultusgemeinden 


1) Vgl. 3. B. M.-E. v. 25. Sept. 26 (Döll. VL. S. 141) M.-E. vom 16. März 
1865 (Kult.-M.-Bl. 1865 ©. 71 ff.), Entſch. d. Verwaltungsgerichtshofes I. S. 491, 
III. ©. 695 ff., IX. ©. 203, Silb ernagl, Verfaſſung und Verwaltung ſämtlicher 
Neligionsgejellichaften in Bayern, 3. Aufl. Regensburg, 1893 S. 28; Pözl, Lehr: 
buch des bayer. Verfaffungsrechtes 5. Aufl. 1877 ©. 234; E. Mayer, Die Kirchen⸗ 
hoheitsrechte des Königs von, Bayern 1884 S. 140 oben; Reinhard, Die Kirchen— 


) Pr Fa 
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oder auch der einzelnen Nabbinatsverbände, annimmt!) Eine Erörterung 
Der Frage, ob die Bezeichnung - „Privatlirchengejellihaft“ auf die 
Israeliten mit Recht angewendet werden könne, findet fich jedoch nirgends, 
ebenjowenig eine Begründung der einander gegenüberftehenden Anfichten 
von der Eriftenz einer einzigen oder einer Mehrheit iSraelitifcher Privat- 
firchengejellichaften. Beide Fragen find bei einer Darjtelung des gelten: 
den Rechtes zu würdigen. 


1. Jit die israelitiibe Religionsgenofienfhaft eine Privatkirchen— 
geiellibaft im Sinne der II. Derfaffungsbeilage: 


Die Frage mag etwas überflüfjig erjcheinen, da an der Antwort 
noch niemand gezweifelt hat. Desungeachtet können fich bei näherem 
Zuſehen Bedenken in doppelter Richtung erheben, einmal darüber, ob 
denn die Israeliten überhaupt als eine „Kirchen“-Geſellſchaft zu 
bezeichnen find, und dann über die Frage, ob der iSraelitiichen Re— 
figionsgejellichaft nicht gleich bei ihrer Aufnahme Rechte vorenthalten 
wurden, deren Befit fir den Begriff der Brivatkicchengejellihaft im 
Sinne des Neligionsediftes wejentlich tft. 


Was den erjten Punkt anbelangt, jo ift e3 gewiß, daß der Begriff 
„Kirche“ ein rein chriftlicher ift. Auf den erſten Blick iſt es daher 
nicht wahrjcheinlich, daß der Negent den Israeliten die Bezeichnung 
„Kirchen“Geſellſchaft habe verleihen wollen. Man möchte dies umjo- 
weniger annehmen, al3 die Aufnahme der israelitiichen Neligions- 


hoheitsrechte des Königs von Bayern 1884 ©. 102; Krais, Handbud der inneren 
Verwaltung, 3. Aufl. 1891 ©. 333; Pechmann, Wirfungäfreis der Diftriktöver- 
waltungsbehörden, 5. Aufl. 1890 ©. 334; Seydel, Staatöreht VI. ©. 122 Anm. 1. 


1) M.-E. v. 31. 1. 50 (Döll. XXI. ©. 427) fpricht von den „israelitijchen 
Kultusgemeinden al3 Privatkirchengeſellſchaften“. Die M.-E. vom 8. VIII. 51 (Döll. 
XXI ©. 421) beginnt: „Da die Jsraeliten in Münden eine Privatreligionsgefell- 
ſchaft bilden.“ Ein Erfenntnis des oberjten Gerichtshofes vom 4. III. 56 (Reg.Bl. 
©. 193 ff.) handelt auf ©. 200 von „den jüdijchen Brivatfirchengefellichaften” und 
„von jeder jüdiſchen Privatficchengejellihaft”. Luthardt nennt in den Blättern f- 
admin. Praris Bd. XVI ©. 240 Anm. „israelitijche Privatkirchengeſellſchaften“, 
ebenſo Moiy, Staatsrecht des Königreichs Bayern 1840 I. Teil 1. Abt. ©. 437. 

Ahnlich Thudichum, Deutjhes Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts 1. Bd. 1877 
S. 355. Bei Behmann 4. Aufl. (1880) S. 178 findet fih der Sag: Denjelben 


iſt die Bildung kirchlicher Gemeinden in der Eigenjchaft von Privatkirchengeſellſchaften 
geſtattet.“ In der 5. Aufl. iſt dieſes geändert. Entſch. d. V-⸗G.⸗H. VI. Bd. ©. 101 


ſpricht von den „israelitifchen Kultusverbänden als Privatkirchengeſellſchaften“. 
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genofjenichaft in eine Zeit fiel, in welcher man mit dem Begriffe 
„Kirche“ noch nicht fo freigebig verfuhr als heutigen Tages, wo es 
nicht mehr auffällt, wenn von einer jüdischen, muhammedanifchen oder 
gar von heidnifchen Kirchen gejprochen wird. Desungeachtet jcheint 
der Gefeßgeber ') nichts entgegen gehabt zu haben, wenn die Ssraeliteri 
die Bezeichnung „Kirchen“ -Gefellichaft führen. Denn er fpricht in 
SS 24 und 25 J.E. von „Eirchlichen” Gemeinden der Juden, in $ 25 
Abf. 2 und 8 30 von „fichlichen” Verrichtungen der Rabbiner, in 8 31 
vom jüdischen „Kirchen“-Vermögen und zeigt hiedurch, daß er jelbit, 
was allerdings auffallen kann, in der Anwendung des Begriffs „Kirche“ 
ſich nicht auf die hriftlichen Religionsgeſellſchaften beſchränkt. Man 
kann alſo, ohne mit den Abfichten des Gejeßgebers in Widerjpruch zu 
geraten, die israelitischen Glaubensgenojjen ganz wohl als eine „Kirchen“ 
Gejellihaft im Sinne des bayerischen Staatsrechtes bezeichnen. 


Mehr von Belang als dieje rein formelle Sache ift die zweite oben 
berührte Frage. Es beftimmt nämlih 8 23 3.-E.: „Sie (die israeli- 
tiichen Glaubensgenoſſen) genießen alle den Privatfirchengejellichaften 
eingeräumten Befugniffe, injoferne fie in der gegenwärtigen 
Verordnung niht abgeändert oder näher beftimmt find.” 
Nun fragt ih, ob durch diefe Klaufel, bezw. durch die in derjelben 
angefiimdigten und in den folgenden Paragraphen getroffenen Abänder- 
ungen und näheren Beitimmungen den Jsraeliten nicht eine Rechts— 
minderung widerfuhr, die fie des Charakters der Privatfirchengejellichaft 
im Sinne des Neligionsediftes beraubte. Denn als Privatfirchengejell- 
ſchaft in dieſem Sinne kann nur diejenige Religionsgefellichaft gelten, 
welcher zum Mindeften die in 88 32—38 Nel.-Ed. aufgeführten Be- 
fugniffe eingeräumt find). Allein diefe Frage ift zu verneinen. 

1) Ich brauche hier und auch ferner noch der Einfachheit wegen das Wort 
„Geſetzgeber“, wenn auch gerade der Teil des Ediktes, mit welchem ih mich hier zu 
befafjen Habe, nicht al3 Gejes im heutigen Sinne gelten kann. 

2) Man ift in der Theorie hierüber allerdings nicht ganz einig. Während 
E. Mayer, Kirchenhoheitsrechte ©. 138, den Negenten als durch die Beſtimmungen 
in SS 32-33 R.E. gebunden erklärt, und auch Seydel VI. ©. 128 ausjpricht, 
daß durch die Verfügungen der Aufnahmsurfunde den Privatfirchengefellihaften nichts 
genommen werben Fünne, was die Verfaſſung ihnen zugeftehe, vertritt Reinhard, 
Kirchenhoheitsrechte S. 134 die Anficht, daß der Regent auch eine beſchränkte oder 
bedingte Aufnahme gewähren könne, zumal es ihm freiftehe, die Aufnahme ganz zu 
verjagen. — Demnach wäre auch diejenige Glaubensgenoſſenſchaft Privatkirchengeſell— 
ſchaft im Sinne des Religionsediktes, welche nicht die in FF8288 R.-G. bezeichneten 


— 
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Die Aufnahmsurkunde der Israeliten enthält feine Beftimmung, 

die nicht analog in der Aufnahmsurfunde jeder Privatkirchengeſellſchaft 
getroffen werden fünnte. Vgl. die Beiprechung der einzelnen Paragraphen 
des Judenediktes in 8 2 (die Rechtsquellen). Zu Zweifeln fünnte 
höchjtens die Anordnung in S 25 J.E. Anlaß geben: daß nämlich die 
Juden dort, wo fie feine Gemeinden bilden, auf die einfache Hausandacht 
beichränft find. Doc Liegt auch hierin feine Beichränfung, die nicht 
jeder Brivatfirchengejellichaft ohne Verlegung des ihr verfaflungsmäßig 
garantierten Minimums von Nechten auferlegt werden dürfte. Der 
Staat hat fih m 8 38 It. b R.-E. die Oberanfficht über die Feier 
des Gottesdienjtes und in S 76 lit. a zuſammen mit $ 77 Nel.- Ep. 
das Mitwirfungsrecht bei allen Anordnungen über den äußeren Gottes- 
dienſt, ſpeziell deſſen Ort u. ſ. w. vorbehalten. Nun steht nichts im 
Wege, daß der Regent jchon bei der Aufnahme einer Neligionsgejellichaf 
von diefem Oberauffichts- und Mitwirkungsrechte in der Weiſe Gebrauch 
macht, daß er, anjtatt im einzelnen Falle, von vorneherein für alle 
Fälle anfindigt, er gejtatte an gewifjen Orten die Abhaltung gemeinjamen 
Gottesdienstes nicht. So unterfagt er Hier den Gottesdienit an Orten, 
an welchen feine Eirchliche Gemeinde bejteht. Es wird ihn hiezu wohl 


Befugniſſe genöffe — auf den vorliegenden Fall angewendet: Die Israeliten wären 
als Privatkirchengejellihaft im Sinne des bayerischen Staatsrechtes auch dann zu 
erachten, wenn das Judenedift ihnen Rechte vorenthielte, welche die 88 32—38 R.-C. 
den Privatfichengejellichaften gewähren. Ich Halte die Anficht Reinhards nit 
für zutreffend. 


Hätte es der Regent in der Hand, auch ein Minus von Rechten zuzugejtehen, 
io käme den Beitimmungen in $$ 32—38 R.-E., wenn fie nicht völlig überflüflig 
fein follen, nur jubfiviäre Bedeutung zu d. h. Bedeutung für den Fall, daß der 
Regent in der Aufnahmsurkunde nichts anderes bejtimmte. Daran ift jedoch Hier nicht 
zu denken. Denn einer Gejegesbeftimmung ift immer primäre Geltung beizulegen, 
es jei denn, daß fie jeldft jagt, fie wolle nur ſubſidiär gelten, und dies ift hier nicht 
der Fall. ($ 14 Rel.-Ed. enthält eine ſolche ſubſidiäre Bejtimmung ; Dort ift aber 
die Subfidiarität aud zum Ausdruck gebradt.) — Außerdem it noch zu beadten, 
daß der Geſetzgeber, wenn er die Möglichkeit der Verleihung auögedehnterer Rechte er- 
wähnt ($ 37 R.-E.), doch noch viel mehr der Zuläffigfeit einer Rechtsminderung hätte 
gedenken müfjen. Die Folgerung Reinhards, daß der Kegent, wenn er das Ganze 
— die Aufnahme — verweigern dürfe, doch wohl aud einen Teil verjagen könne, 
tt an und für ſich einleuchtend. ‘Aber bei der Deutlichfeit der Beitimmungen des 
Religions⸗Ediktes — und da die Befugniffe in 88 32—38 Kel.-Ed. in der That ein 
Minimum von Rechten darftellen, ohne welches eine Slaubensgenofjenschaft faum mehr 
als Kichengejellichaft zu exiftieren vermag —, iſt mit dem Syllogismus Reinhards 
nicht durchzukommen. 
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die Erwägung veranlaßt haben, daß er an jolchen Orten fich Feine 
firchlihe Behörde gegenüber habe, die er nötigen Falls für Uber 
jchreitungen der Zwecke des Gottesdienstes verantwortlich machen könnte. 

AS Antwort auf die unter Ziffer 1 oben geftellte Frage ergiebt 
fich jomit nach dem VBorausgeführten der Sat: Die israelitiiche Religions— 
gejellichaft in Bayern trägt Namen und Charakter einer PBrivatfirchen- 
gejellichaft im Sinne der II. Verfafjungsbeilage. 


2. Bilden die Israeliten in Bayern eine einzige oder eine 
Mehrheit von Privatfichengeiellihaften ? 


Die Frage bedarf näherer Würdigung, zumal ihre Beantwortung 
nicht bloß aus theoretijchem, fondern auch aus praftiichem Interefje ge- 
boten ift. 

Auszugehen ift von dem Begriffe der Kirchengeſellſchaft. Die 
Definition dieſes Begriffs wird fich verjchieden geftalten, je nachdem 
man das Gewicht auf den erften Teil des Wortes, auf „Kirche“, oder 
auf den zweiten Teil, auf „Geſellſchaft“, legt, d. h. je nachdem man 
die Definition mehr von theologifchem oder von juriftiichem Stand- 
punfte aus giebt‘). Im theologifchen Sinne wird man „Kirchen: 
gejellichaft” definieren können als eine Mehrheit von Perfonen, die durch 
das Bekenntnis des gleichen Glaubens mit einander verbunden find. 
Es genügt da3 geiftige Band der Befenntnisgleichheit, um eine Religiong- 
gejellichaft im theologifchen Sinne als vorhanden annehmen zu können. 
In dieſem Sinne bilden z. B. ſämtliche Anhänger der Confessio 
Augustana eine Kirchengeſellſchaft, ebenfo die Angehörigen der griechifchen 
Kirche. Anders bei der SKirchengejellihaft im NRechtsfinne: Für 
da3 Recht Hat nur diejenige Gejellichaft Erijtenz, die man auch 
äußerlich als Gejellichaft erkennen kann. Fragt man aber, wodurch 
eine Geſellſchaft dieſe äußere Erkennbarkeit erlangt, ſo wird man 
ſagen müſſen: Dadurch, daß ſie ſich eine Verfaſſung giebt, daß ſie 
Organe ſchafft, welche ſie zu vertreten, ihren, der Geſamtheit, 
Willen erkennbar zu machen haben. Für den Staat ſind Religions— 





1) Vgl. zum folgenden den Aufſatz in Doves Zeitſchrift für Kirchenrecht 
85.. 31 ©. 157 ff. ‚Das Verhältnis von Staat und Kirche aus dem Begriffe von 
Staat und Kirche entwidelt“, von Rudolf Sohm, der bier in Ziff. II. „die Kirche“ 
nn Unterjchied zwifchen Kirche im Lehrfinn und Kirche im Nechtsfinn bejonders 
llarlegt. 
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gejellichaften ohne Berfaffung Tediglih eine Summe von Cinzel- 
perjonen, von welch Ießteren jede zwar als Nechtsfubjett für fi 
in Betracht fommt, die aber als Gejamtheit gar feine rechtliche Be- 
deutung haben. Mit einer bloß in der Idee eriftierenden, nur im 
Glauben ruhenden Gefamtheit, deren Aufammengehörigfeit nicht eine 
greifbare Geftalt in Form einer Organifation angenommen hat, vermag 
der Staat ſich nicht in Beziehung zu jegen. Hieraus folgt, daß für 
die Kirchengejellichaft im Nechtsfinne der Beſitz einer VBerfaffung ein 
wejentliches Merkmal bildet. Sohm bezeichnet demnach die Kirche als 
„eine verfafjungsmäßig organifierte Gemeinjchaft zur Verwaltung der 
Heilsmittel“. Wollte man dieje Definition 3. B. auf die Gejamtheit 
der Anhänger der Confessio Augustana anwenden, jo würde man 
finden, daß dieſe eine Kirchengejellichaft im Rechtsſinne nicht find. Denn 
es fehlt ihnen die einheitliche Verfaſſung. Sie find auf die Organi- 
jation angewiejen, welche ihnen innerhalb der einzelnen Staaten gegeben 
wird, und unterjcheiden ſich hiedurch insbeſondere von der fatholijchen 
Kirche, welche ſich in ihrer Gejamtheit als einen jehr genau gegliederten, 
äußerlich erfennbaren Organismus darftellt. 


Prüft man am Borausgeführten den Gejellichaftscharafter der 
Ssraeliten, jo ergiebt fich folgendes: 

Als eine Kirchengejellihaft im Rechtsſinne läßt fich die Geſamt— 
heit der Israeliten in Bayern nicht anſehen. Denn fie entbehrt der 
hiefür notwendigen Verfaſſung vollftändig. Näheres hierüber ſiehe in 
S A! Eine Verfaſſung beſitzen einzig und allein die einzelnen Kultus- 
gemeinden. Wenn man, anf den reinen Nechtsftandpunft fich jtellend, 
das Hauptgewicht auf den Begriff der Gejellfchaft legt, jo bleibt aljo 
nichts übrig, al3 eine jo große Anzahl israeliticher Kicchengejellichaften 
anzunehmen, al Kultusgemeinden vorhanden find. Inſofern haben 
daher diejenigen Necht, welche von einer Mehrzahl israelitischer Kirchen— 
geſellſchaften ſprechen. 


Allein es fragt ſich, ob der Geſetzgeber bei der Aufnahme der 
israelitiſchen Glaubensgenoſſen an Schaffung einer Vielzahl von Kirchen— 
geſellſchaften gedacht hat. Ich halte dies nicht für möglich; denn zur 
Zeit der Erlaſſung des Judenediktes war man ſich des Unterſchiedes 
zwiſchen einer Kirchengeſellſchaft im Rechtsſinne und einer ſolchen im 
theologiſchen oder Lehrſinne noch nicht bewußt geworden. Was man 
1813 im Auge haben konnte, war nichts Anderes als die Kirche im 
Lehrſinne — auf die Israeliten angewendet: die Geſamtheit jener Perſonen, 
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die durch das Bekenntnis der mojaifchen Religion mit einander ver- 
bunden waren. Der Staat nahm die Verhältnifje, wie fie fich ihm 
boten: Er fand in feinen Grenzen eine Anzahl Befenner des moſaiſchen 
Glaubens, jah, daß die religiöjen Berhältnifje derjelben dringend einer 
Negelung bedurften, und traf Ddiefe Regelung, indem er, nicht etwa 
jeder der vorhandenen Kultusgemeinden im einzelnen, fondern den 
jüdiſchen Glaubensgenofjen in ihrer Gejamtheit die den PBrivatfirchen- 
gejellichaften zuftehenden Nechte verlieh, fie dadurch zu einer einheit- 
lichen Kirchengejellfchaft im Sinne des bayeriſchen Staatsrechtes er- 
hebend }). 


I. 


Es ift zu unterfuchen, welche Stellung die israelitiſche Religions— 
gejelljchaft auf privatrechtlichem Gebiete einnimmt. 

Paul Roth?) vertritt die Anficht, daß durch den 8 31 des Juden- 
edikte3?) die Gejamtheit der jüdischen Kirchengemeinden als vermögens- 
fähiges Rechtsſubjekt, als Korporation, erklärt worden jei. Ich kann 
dieſe Auffafjung nicht teilen. 8 31 a. a. D. enthält weiter nichts als 
eine Garantie, daß das jüdische Kirchengut israelitifchen Kultuszwecken 
gewahrt bleiben jolle, und eine Beſtimmung über dejjen Verwaltung 
in den einzelnen Gemeinden. Roth findet vielleicht in den Worten: 
„Das jüdiiche Kirchenvermögen bleibt dem jüdiſchen Kultus ...... 
überlaffen,“ eine Anerkennung der jüdifchen Religionsgejellichaft als 
Korporation, weil hier von dem jüdijchen Kultus insgefamt geiprochen 
ift und dieſem die einzelnen Kirchengemeinden gegemüber gejtellt jind. 
Allein eine jolche Anerkennung liegt nicht in den Worten der fraglichen 


) Stellte man fi) auf den gegenteiligen Standpuntt, jo müßte man konſe⸗ 
quenterweiſe zu dem abſonderlichen Reſultate kommen, daß ein gewiſſer Teil der 
Israeliten in kirchlicher Beziehung ſozuſagen in das Nichts hinausgeſtellt wäre. Da 
nämlich nad 8 24 des Judenediktes nur dort kirchliche Gemeinden gebildet werden 
dürfen, wo die Juden in einem gemiffen mit der Territorialeinteilung des Reiches 
übereinftimmenden Bezirke in einer Zahl von mindeftens 50 Familien vorhanden 
fund, jo giebt es Israeliten, die einer Kultusgemeinde gar nicht angehören. Dieje 
wären, wenn nur jede Kultusgemeinde eine Privatkirchengeſellſchaft bildet, die Geſamt— 
heit aber nicht, der Mitgliedſchaft der iſraelitiſchen Kirchengeſellſchaft gar nicht teil— 
haftig, obwohl ſie ſich zum moſaiſchen Glauben bekennen. 

2) Bayer. Civilrecht 1. Teil (2. Aufl). Tübingen 1881 S. 294 Anm. 17. 

3) 8 31 Jud.-Ed.: „Das jüdische Kirchenvermögen bleibt dem jüdiihen Kultus 
ausſchließend überlaffen. Es wid in den einzelnen Kirchengemeinden durch den 
Rabbiner und zwei von der Gemeinde erwählte Mitglieder verwaltet.“ 
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Beitimmung. Sollte der Gejeßgeber wirklich die Abficht gehabt haben, 
der israelitiſchen Gejamtreligionsgejellichaft in Bayern Nechtsperjönlich- 
feit zu verleihen, jo hätte er ficher nicht verjäumt, dies in unzwei- 
deutigen Worten zum Ausdrude zu- bringen. Aber auch in den vor: 
bereitenden Verhandlungen zum Judenedikte findet fich hierüber nicht 
die geringjte Andeutung. 


Es wäre übrigens eine jonderbare Sache um die Privatrecht: 
perjönlichkeit der bayerischen Gejamtjudenichaft. Wenn Meurer 
ſchon von der Korporationseigenjchaft der katholiſchen Gejamtfirche in 
Bayern jagt, fie jtehe bloß auf dem Wapieret), jo Tiefe fich dies mit 
noch viel größerem Rechte von der iSraelitiichen Neligionsgejellichaft 
behaupten. Sollte legtere eine Korporation jein, jo müßte fie eine 
Organijation bejigen; es müßte ein Organ zu ihrer Vertretung vor- 
handen jein. Allein von einer folchen Bertretung der Gejamtheit ift auch 
nicht eine Spur vorhanden?). Träte der Fall, welchen Meurer für die 
fatholiiche Landeskirche beijpielshalber angenonmen hat, bei der iSraeli- 
tiihen ein, daß diejelbe nämlich mit deutlichen Worten einmal zum 
Univerjalerben eingejeßt würde, jo läge der Mangel der Nechtsperjün- 
lichkeit jofort Elar zu Tage. Wer jollte die Annahme der Erbjchaft erklären? 
Meurer findet für die katholiſche Kirche einen Ausweg. Er läßt den Bapft, 
welcherBertreter der ganzen katholiſchen Kirche und jomit auch des baye- 
rischen Teiles derjelben ift, die Annahmeerflärung abgeben; und in zweiter 
Linie erfennt er auch eine Legitimation der acht Landesbischöfe an, 
wenn diejelben in Gemeinſchaft Handeln. Hiebei betont er aber, daß 
diefe Ießtere Alternative ihre erheblichen Schwierigfeiten habe, insbe— 
iondere deshalb, weil e3 für eine jolche Kolleftivbethätigung an jeder 
materiellen wie organifatoriichen Beſtimmung fehle. — Für die israeli— 
tische Religionsgeſellſchaft könnte man vielleicht entfernt an einen ähn— 
lichen wie dieſen zweiten von Meurer vorgejchlagenen Ausweg denen, 
indem man etwa ein gemeinjames Vorgehen der Kultusvorſtände jämtlicher 
jüdischer Kirchengemeinden ins Auge faßte. Allein hier wären Die 
Schwierigkeiten, die Meurer betont, noch in viel höherem Maße 
vorhanden, und außerdem würde ſelbſt eine einhellige Erklärung aller 
Kultusgemeinden noch nicht genügen, weil es in Bayern Joraeliten 
giebt, die einem kirchlichen Verbande gar nicht angehören und dennoch 


1) Meurer, Der Begriff und Eigentümer der heiligen Saden U. Bd. ©. 97 ff. 
2) Bgl. den $ 4 über die Verfafjung der israelitiſchen Neligionsgejellichaft. 
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Mitglieder der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft ſind und ſein wollen. 
Die Katholiken unterliegen, auch wenn ſie in der Diaspora leben, doch 
wenigſtens dem Diözeſanverbande und können in ihrem Biſchof eine 
Vertretung finden, während die nicht in einer Kultusgemeinde lebenden 
Israeliten an einem höheren kirchlichen Verbande nicht teilnehmen. 

Von einer Privatrechtsfähigkeit der israelitiſchen Religionsgeſell— 
ſchaft als Geſamtheit kann nach alledem nicht die Rede ſein. 

Rechtsperſönlichkeit beſitzen dagegen die einzelnen Kultusgemeinden. 
Das Nähere hierüber ſiehe in 8 26. 


S 4. Die Verfaſſung der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft 
in Bayern bezw. der Mangel einer ſolchen. 


Was von der kirchlichen Verfaſſung der israelitiſchen Religions— 
geſellſchaft in Bayern geſagt werden kann, iſt im Grunde ſehr wenig. 
Denn es finden ſich nur ſehr ſchwache Spuren einer ſolchen. Die 
Organiſation, welche anderen Religionsgeſellſchaften eigen iſt, der Beſitz 
eines gemeinſamen Oberhauptes, ſei es in einer Einzelperſon oder in 
Geſtalt einer ſtändigen Behörde oder einer zeitweiſe ſich verſammelnden 
Synode, mangelt den Israeliten völlig, desgleichen jede hierarchiſche 
Stufenleiter. Eine Organifation befigt nur die einzelne Kultusgemeinde. 
Die Kultusgemeinden find die Heinften und zugleich die größten Drganis- 
men in der israelitiſchen Glaubensgenoffenschaft. Nicht einmal die 
Rabbinatsdiftrikte können als höhere Verbände gegenüber den Gemeinden 
betrachtet werden. 

Diefer eigentümliche Zuftand muß umſomehr wundernehmen, wenn 
man die firchlichen Verhältniſſe der Israeliten in einigen anderen deut- 
ſchen Staaten zur Vergleichung heranzieht. 2 

Die Israeliten in Baden erhielten fehon durch das landesherrliche 
Edit vom 13. Januar 1809 über die Verhältnifje der Juden!) eine 
ſehr wohl durchgeführte Kirchliche Verfaffung. An der Spitze der ge- 
jamten Neligionsgefellichaft in Baden jteht der israelitiſche Oberrat. 
Nach dem Edifte von 1809 waren demfelben zunächft die Provinzſynagogen 
mit einem Landrabbiner untergeordnet; dieſe wurden jedoch als über- 
Nüffig durch Verordnung vom 5. März 1827?) aufgehoben, und jo 

1) Bad. Reg.-Bl. v. 1809 ©. 29 ff. 

2) Reg.Bl. ©. 67. 
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unterjtehen dem Oberrate jet direft die Orts- und Bezirksſyna— 
gogen, welche von Orts- oder Bezirksrabbinern geleitet werden. Bei 
differierenden Anfichten im Oberrate kann eine Landesſynode berufen 
werden, welche aus dem Oberrate, jäntlichen Rabbinern des Landes 
und den drei ältejten Bezirksältejten bejteht. 


Auch Kurheſſen gab durch Verordnung vom 30. Dezember 1823 ') 
feinen Israeliten eine Verfaſſung: Jede größere Synagogengemeinde 
ſoll einen Rabbiner haben, die Aufſicht über die Rabbiner der Provinz 
führt der Provinzialrabbiner. Zur Leitung, Verbejjerung und Beauf- 
fihtigung des gejamten jüdischen Neligionswejens in allen Landesteilen 
tritt halbjährlich ein Landrabbinat zufammen. 


Württemberg traf in einem Geſetze vom 25. April 1828, betr. 
die öffentlichen Verhältniffe der israelitiichen Glaubensgenoſſen?), ähnliche 
Einrichtungen wie Baden. Die Aufficht und Leitung über das ganze 
israelitiiche Kirchen: und Armenwejen ift einer von der Regierung be- 
stellten Oberbehörde, die aus einem Negierungsfommifjär und wenigjteng 
vier israelitiſchen Beifigern bejteht, übertragen. Zur Beratung wichtigerer 
Angelegenheiten kann die Dberbehörde fich durch Beiziehung eines oder 
mehrerer der im Königreiche angeftellten Rabbiner verjtärken. 


Hannover ordnete durch Gejeß vom 30. September 1842?) und 
ausführende Bekanntmachung hiezu vom 19. Januar 1844 *) Die 
Berfafiung der Israeliten in folgender Weile: An der Spitze der 
Synagogengemeinde fteht ein Rabbiner (Unterrabbiner); für größere 
Bezirke find Landrabbiner beitellt, welche unter Leitung der Landdrofteien 
die Oberaufficht über Synagogen-, Schul- und Armenwejen führen. 
Dagegen findet ſich eine gemeinjame höchſte Firchliche Behörde oder 
Synode, welche den Landrabbinern vorgejegt wäre, nicht. 


Für das Herzogtum Holſtein verfügte ein däniſches Geſetz, betr. 
die Verhältniffe der Juden im Herzogtum Holftein, vom 14. Juli 1863°) 
die Einjegung eines Oberrabbiners in Altona, dem die Rabbiner der 
einzelnen Gemeinden unterjtellt wurden. 


Preußen, welches die Verhältniffe der Juden durch Geſetz vom 


) Gej.-Sanımlung Nr. XII 

2) Reg.-Bl. ©. 301 ff. 

3) Hannoverſche Gef.-Sammlung v. 1842 I. Abt. Nr. 41. 

4) Gej.- Sammlung I. Abt. Nr. 6. 

5) Gejeg- u. Minifterialblatt für die Herzogtümer Holftein u. Lauenburg ©. 167. 
Heimberger. ; 4 
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23. Juli 1847%) ordnete, hat eine Organifation der israelitifchen 
Gejamtreligionsgefelliehaft nicht gejchaffen, dagegen behielt es deren 
firchliche Verfafjung in den neu erworbenen Landesteilen, in welchen 
fich eine ſolche vorfand, bei?). 


Bayern hat trog des Beiſpiels diefer Staaten es unterlaffen, den 


Israeliten eine die ganze Neligionsgejellichaft umfaffende Organifation 
zu geben; es hat jogar im Gegenjat zu Preußen in den einzelnen Ge- 
bieten, in welchen fich die Anfänge einer kirchlichen Verfaffung fanden, 
diefelben wieder unterdrückt. Die Erklärung für diefe Erſcheinung er- 
giebt fich aus dem die vorliegende Abhandlung einleitenden gefchicht- 
lichen Überblice?): Anfangs war man auf Seite der Regierung 
der kirchlichen Drganifierung der Juden abgeneigt und fpäterhin, als 
die Regierung anderen Sinnes geworden war, ftellten fich der Ver— 
wirffichung ihrer Abfichten aus der israelitischen Bevöfferung ſelbſt eine 
Reihe von Schwierigkeiten entgegen. Wollte man nicht rücfichtslos 
durchgreifen, jondern den religiöfen Anſchauungen der Israeliten Rech— 
nung tragen, jo mußte man deren äußere religiöfe Verhältnifje fo be- 
lafjen, wie fie fich bisher herausgebildet hatten. 


Was num von einer firchlichen Verfaffung der Israeliten, ſoweit 
von einer jolchen gefprochen werden kann, zu jagen ift, befteht in Fol⸗ 
gendem: 


Die weitaus größte Zahl der bayeriſchen Israeliten iſt in einzelne 
Kultusgemeinden vereinigt. Nur ein geringer Teil, ſo die wenigen in 
Niederbayern lebenden Jsraeliten, ſtehen außerhalb eines Kultusgemeinde— 
verbandes. Man kann dieſe Gemeinden als eine Art Heiner firchlicher 
Republifen betrachten: Sie find unabhängig von einander und ebenjo 
von über ihnen ftehenden firchlichen Behörden; denn es giebt feine 


ſolchen. 


Mehrere Kultusgemeinden ſind immer zu einem Rabbinatsdiſtrikte 
vereinigt. Es hat dies aber nicht die Bedeutung, als ob gegenüber den 
Kultusgemeinden der Rabbinatsdiſtrikt als ein höherer Verband von 


1) Gej.-Sammlung ©. 263 ff. 

?) Vgl. Mafomwer, Über die Gemeindeverhältniffe der Juden in Preußen, 
Berlin 1873. Hier findet fich eine Reihe der in den verschiedenen Teilen der preußifchen 
Monarchie geltenden Gejege über die Verhältniffe der Juden abgedrudt. 

3) Dal. Sl. 
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der Art zur betrachten wäre, wie etiwa der Defanatsbezirk gegenüber den 
einzelnen Pfarreien. Das Verhältnis ift vielmehr folgendermaßen auf- 
zufaffen: Da nicht jede Kultusgemeinde in der Lage ift, fich einen 
Nabbiner aufzuftellen, jo verbinden ich immer mehrere Gemeinden, um 
ſich auf gemeinjchaftliche Koften einen Nabbiner zu halten. Diefer 
Rabbiner, der die Bezeichnung „Diſtrikts-Rabbiner“ führt, ift genau 
genommen der Rabbiner für jede einzelne Gemeinde'). Es fteht daher 
nichts im Wege, daß eine Gemeinde, welche die nötigen Mittel befigt, 
für ſich allein einen Rabbiner halte, vorausgejegt nur, daß fich derjelbe 
am Site einer Volizeibehörde niederlaffe ($ 24 Jud.-Ed.). 


Die Einteilung der Nabbinats- Diftrikte beruht nicht in allen Re— 
gierungsbezirfen auf den gleichen Grundfägen. Unterfranfen z. B. tft 
durch eine Negierungsentjchliegung vom 31. Dezember 1839 in der 
Weiſe in Rabbinatsdiftrikte eingeteilt worden, daß immer mehrere Land— 
gerichtsbezirfe (älterer Ordnung) einen Diftrikt bilden. Infolgedeſſen 
giebt es in Unterfranken feinen Ort, der nicht innerhalb eines Rabbinats— 
diftriftes läge. Jede neu fich bildende Kultusgemeinde ift daher von 
vorneherein jchon einem bejtimmten Diftrifte zugeteilt. In anderen 
Kreifen hat man lediglich die vorhandenen Kultusgemeinden zu Rabbinat3- 
diftriften vereinigt und die nicht von Juden bewohnten Ortjchaften außer 
Betracht gelaffen. Wird dort eine neue Gemeinde gegründet, jo ſchließt 
fie fich irgend einem, nicht von vorneherein bejtimmten Nabbinats- 
diftrifte an, jo z. B. in Mittelfranken und in der Oberpfalz. 


Anhang. 


Mer ſich mit den jüdischefirhlichen Verhältniffen weniger befaßt hat, mag 
e3 insbejondere im Gedanken an das Snftitut der Hohenpriefter, des Synedriums 
und anderer derartiger Einrihtungen, die jeden aus der biblischen Gejchichte 
geläufig find, auffällig finden, daß die ißraelitiiche Religionsgeſellſchaft an ſich in 
religiöfen Dingen fo gar feine höhere äußere Autorität und auch feine Amter— 
organifation fennt, einer jolhen fid) vielmehr nur dort beugt, wo fie ihr von 
Seite des Staates gegeben worden ift. 


Um diefe auffälligen Berhältniffe zu erklären, iſt e$ notwendig, auf Die 
geſchichtliche Ausgeftaltung derfelben einzugehen. Sch gebe daher im Folgenden 
in ganz furzen Zügen einen geichichtlichen Uberblid über die Entwidelung 


1) Das Nähere über die Stellung des Nabbiners findet deshalb auch feine 
Darftellung in dem Abjchnitte von der Kultusgemeinde. 
4* 
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welche die Firchlihe Verfafiung des Judentums genommen hat. Wenn ich hie— 
bei zeitlich etwa8 weiter aushole, als man es vielleiht im Rahmen dieſer Ab- 
handlung für angezeigt findet, jo liegt der Grund darin, daß gerade die mehr— 
verbreitete Kenntnis der altteftamentlihen kirchlichen Verbältnifje der Israeliten 
Anlaß zu einer unrichtigen Vorftellung von der gegenwärtigen Berfafjung der 
iSraelitifhen Neligionsgejellihaft geben fann, und dab eben deshalb gezeigt 
werden muß, wie jene Berhältniffe im Laufe der Zeit fich änderten. 

Big!) zum Untergang des jüdischen Neiches beja das Judentum auch 
eine firchliche Verfafjung. Allerdings itanden Staat und Kirche, wenn ich mich 
des letzteren Ausdruckes bedienen darf, bei dem Charakter des Staates als einer 
Theofratie in fo enger Verbindung, daß ftaatlihe und kirchliche Drganifation 
mannigfach ineinander üibergingen. Es zeigt fi dies ſchon bei dem oberiten 
Drgane, dem großen Synhedrin, deſſen Einfluß fich nicht allein auf geiftlicheg, 
fondern aucd auf weltliches Gebiet eritredkte. Das große Synhedrin reiht nah 
rabbiniiher Lehre in die Zeit des Moe) hinauf, der ſich in der Wüſte mit 
einem Nat von 70 Alteften umgab. Natürlich erhielt e8 erft im Laufe der 
Sahrhunderte feine Spätere Bedeutung und auch feinen aus dem Griechifchen 
ftammenden Namen 3). E3 zählte mit dem Vorfigenden 71 Mitglieder und hatte 
feinen Sig im Tempel. Seine Aufgabe war die Auslegung des Geſetzes, Be— 
ratung allgemeiner religidfer Angelegenheiten und Erlafjung der bezüglichen 
Anordnungen. Das Synhedrin fonnte die Hohenpriefter und die Fürften*) vor 
ſich Taden. Zweifelhafte Fälle wurden ihm zur Entfcheidung vorgelegt und feine 
Entiheidungen und Anordnungen wurden von den einheimifhen und aus— 
wärtigen Juden als verpflichtend anerfannt. Die Einheit der Lehre fand dur 
das Synhedrin ihre Wahrung und Vertretung 5). In jeder Stadt von 120 Ein- 

1) Dal. zum Folgenden: Gräs, Gefchichte der Juden, in 11 Bänden, 1860—1875 
und Joſt, Gejhichte der Ysraeliten, in 9 Bänden, 1820—1828 au Samuel 
Mayer, die Rechte der Jöraeliten, Athener und Römer, 1. Bd. Leipzig 1862; 
Schür er, Geſchichte des jüdifchen Volkes im Zeitalter Jeſu Chrifti, 2. Aufl. 2. Teil 
Leipzig 1886, jpeziell 8 23. Verfaffung, Synhedrium, Hohepriefter S. 50166, 

2) 2. Buch Mofes, 24. Kap. 1. V. und 4. Bud 11. Kap. 24. u. 25. 2. 

3) Zudwig Philippfon, Die israelitiiche Religionslehre 2. Bd. 4. Abt. 
Zeipzig 1865 ©. 201 jagt, daß das Synhedrin (Sanhedrin, Synedrion) in feiner 
jpäteren Verfafjung und Bedeutung erft zur Zeit der Seleuciven entjtanden, während 
des Makfabäeraufftandes aufgelöft und mit der Wiedererlangung der Freiheit re- 
fonftitwiert worden ſei. 

4) Schürer dagegen a. a. DO. ©. 159: „Der König fteht nicht unter feinem 
Urteilsſpruch.“ 

5) So Grätz. — Schürer a. a. O. fagt auf S. 159 ver 2. Abt.: „Bor fein 
Forum gehörten alle vichterlichen Entſcheidungen und alle Verwaltungsmaßregeln, die 
nicht entweder den Lofalgerichten niedrigeren Ranges zuftanden oder vom römischen 
Profurator für fi) waren vorbehalten worden. — Por allem war es die höchite 
Inſtanz zur Entſcheidung gejeglicher Fragen .... Hatte es einmal eine Entſcheidung 
getroffen, jo waren die Beifiger aller Ortögerichte bei Todesitrafe verpflichtet, fich 
daran zu halten.” 
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mwohnern und darüber bejtand ein Mittelfenat, kleines Synhedrin, mit 23 ges 
jeßesfundigen Mitgliedern, in noch Heineren Orten Kollegten von 3 Mitgliedern, 
leßtere aber nur als Zivilgerichte. 


Der Hobhepriefter war urſprünglich nur oberiter Opferpriefter, Beine 
für den Tempeldienft. Späterhin wurde er. auch Dberhaupt des ftaatlichen 
Gemeinmwejengt) und ftand an der Spite des Synhedriumg 2). 

Mit dem Untergang des jüdischen Staates, mit der Zerftörung des Tempelg, 
der Abführung der Juden in Gefangenschaft und Exil (70 n. Ehr.) nahm das 
Synhedrin und das Hoheprieftertun ein Ende. Die Befugniffe des Synhedring 
waren, woran auch heute noch die ftrengaläubigen Israeliten feithalten, an 
feinen Sit innerhalb des Tempels gebunden; außerhalb desſelben mußte es 
feinen gejeßgebenden und gefegentjcheidenden Charakter verlieren. 


Desungeahtet machte nad der Zerftörung des Tempels ein hervorragender 
jüdischer Gelehrter, AR. Sohanan ben Saffai 3), früher Mitglied des großen 
Synhedrins, den Verfuch, ein neue Synhedrin zu gründen, um hiedurd) einen 
religidfen und nationalen Mittelpunkt für die augeinandergerifjenen Glieder des 
Sudentums zu ſchaffen. Der Verſuch war von Erfolg begleitet und das neu 
erjtandene Synhedrin zu Sabre oder Samniat), einer Stadt in der Nähe von 
Soppe, vertrat nun das alte in vielen Beziehungen. Der wejentliche Unter- 
ſchied zwilchen beiden beftand aber darin, daß das alte Synhedrin al3 gütt- 
liche und ftaatliche Snftitution mit äußerer Autorität umfleidet war, während 
die Stellung des neuen auf feinem eigenen Werte und der freiwilligen Aner— 


-fennung der in der Diaspora lebenden SSraeliten beruhte. Diejes zweite Synhe— 


drin hielt fich mehrere Sahrhunderte. Schließlich ergaben ſich aber Spaltungen 
innerhalb desselben, auch that fich in Babylon ein Gegenfynhedrin auf, und am 
Ende löſte jih der große Rat von jelbit auf. 

Einen gewiſſen religiöfen und nationalen Mittelpunft bejaßen die Juden 
indeſſen noch an dem Erilarhat in Babylonien und deffen Einrichtungen 5). 
Die in großer Anzahl in Babplonien lebenden Juden bildeten dortjelbft einen 
eigenen Bafallenftaat unter einem Erilsfürften, der zu den perfiichen Königen 
ungefähr in dem Verhältniſſe eines Lehensträgers ftand. Das Erilarhat erhielt 
fih big in das iSlamitische Zeitalter. Wenn nun auch die Erilarchen ſelbſt 
meift eine Lehrwürde nicht beffeideten und keineswegs einen Anſpruch auf Die 
Eigenihaft einer höchften Inſtanz in Glaubensſachen erhoben, jondern mehr die 
politifche Seite des babylonishen Judentums vertraten, jo bot das Exilarchat 
doch den Kernpunft, um welchen fih die Einrichtungen religidfer Art anfeßen 
fonnten. An derartigen Einrihtungen waren vorzüglich zwei Lehrkollegien vor— 
banden, gewiffermaßen Hochſchulen fir jüdiſche Theologie, eines zu Sura, ein 


1) Schürer a. a. D. ©. 166. 

2) Schürer a. a. O. ©. 156, 157, 158, 166 u. 167. 

3) Gräß, Bd. 4 ©. 10 ff. 

4) Bol. auch Schürer a. a. O. 2. Teil ©. 150. Später (im 3. u. 4. Jahrh.) 
befand fich dieſes Synhedrin zu Tiberias. Schürer, ebenda. 

5) Grätz, 4. Bd. ©. 270 ff. 
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zweites zu Bumbadita. An der Spite eines jeden ftand der Gaon. Man ver= 
bindet diefe beiden Schulen au unter dem Begriffe „Gaonat“. Das Gaonat 
bildete eine oberite Snftanz in Lehrſachen, interpretierte den Talmud, erließ auch 
neue Gejege und bewachte deren Befolgung. Außer einem engeren Nat, der 
den beiden Borftehern der Schulen zuuächſt ftand, war noch ein Kollegium von 
100 Mitgliedern gebildet, das ih in ein großes Synhedrin zu 70 und ein 
kleines zu 30 Mitgliedern ſchied. Trotz des Anjehens, welches das Gaonat nicht 
bloß in Babylonien, jondern bei den Juden der ganzen Welt genoß, darf man 
Doch auch hier nicht vergefien, daß feine Autorität wie jene des jamnenfilchen 
Synhedrins nicht auf güttlicher oder ftaatliher Anordnung, vielmehr auf der 
freiwilligen Anerfennung der Glaubensgerofjen berubte. 

Das Erilarhat ging im zehnten Sahrhundert nah Chriſtus unter und 
das Gaonat folgte ihm etwa 100 Sabre jpäter. Sm 12. Sahrhundert lebten 
beide Inſtitute noh einmal auf; zur früheren Bedeutung gelangte das Gaonat 
jedoch nicht mehr; denn e3 hatte inzwiſchen der Schwerpunkt des jüdischen 
Geiſteslebens eine Verſchiebung erfahren. Er hatte jih von Aſien nah Europa 
und zwar nach dem weftlichen Curopa, nach Spanien, verlegt. 

In Spanien waren es nicht Gelehrtenfollegien, die fich eine bejondere 
Autorität in Glaubensſachen erwarben, jondern einzelne durch Gelehrjanifeit 
ausgezeichnete Männer, die als Interpreten des Geſetzes und Träger de3 un: 
verfälichten Glaubens Anfehen in ganz Europa genofien, jo Moje ben Maimuni 
Maimonides) 1135—1204 und Salomo ben Aderet, Rabbi von Barcellona 
1235—1310). 

Eine neue Erſcheinung, die im firhlid=religiöfen Leben der Israeliten 
bisher nicht gefannt war, trat im 12. und 13. Sahrbundert in Franfreich und 
Deutjchland ind Leben, nämlich Rabbinerſynoden?). Diefelben fanden vorzüglich 
an bedeutenden Meßplägen, die von vielen Juden befucht wurden, ftatt, 3. B. 
in Troyes und Aheims, außerdem auch in Mainz3). Es verfammelten fih auf 
diefen Synoden die bedeutendften Nabbiner Frankreich bezw. Deutjchlands, um 
allgemeingültige, zeitgemäße Anordnungen zu treffen. Auf einer Rabbiner 
ſynode zu Mainz im Sabre 1223 wurde für die deutiche Judenſchaft fogar eine 
oberite Inſtanz zur Entſcheidung ftreitiger Fragen eingefett, beitehend aus den 
Nabbinaten und Gemeinden von Mainz, Worms und Speyer, al3 den älteften 
der deutſchen Sudenjchaft 9. 


1) Gräs, 6. Bd. ©. 310 ff. und 7. BD. ©. 157 ff. 

2) Grätz, 6. Bd. ©. 214 ff. 

3) Gräß, 8. Bd. ©. 433. 

4) Für Worms fpeziell berichtet Pfeffinger in jeinem Vitriarius Tom. III. 
Lib. I. Tit. XVII. Ziff. 82 unter Anno 1312 von einem Judenbiſchof, der an 
der Spite des jüdischen Rates zu Worms ftand und vom Biſchof von Worms aus 
den Mitgliedern des Nates auf Lebenszeit ernannt wurde. Diejer „Judenbiſchof“ 
wird übrigens jehon in dem Wormfer Judenprivileg Friedrichs I. (VIII idus aprilis 
1157) genannt. Vgl. D. Stobbe, Die Judenprivilegien Heinrihs IV. für Speier 
und für Worms (in der Zeitſchrift für die Gefchichte der Juden in Deutihland Bd. 1 
©. 213, Braunfchweig 1837). 
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Derartige Synoden traten im 16., 17. und 18. Jahrhundert auch in Polen 
Gu Lublin und Jaroslaw) regelmäßig zweimal des Zahres zufammen. Sie 
bejaßen große Bedeutung nicht bloß für Polen, jondern auch fitr die entfernteiten 
deutichen Sudengemeinden. 1765 wurden fie durch Stanislaus Auguft 
Boniatowäfi unterjagt: 

Sehr porübergebend beitand für ganz Deutichland ein von Kaiſer Ruprecht 
von der Pfalz eingejettes Dberrabbinat. Mit der Ernennung des Dberrabbinerd 
oder „Hochmeiſters über alle Nabbiner, Juden und Südinnen des deutſchen 
Reiches“ verfolgte der Kaiſer aber weit weniger religiöſe al3 vielmehr jehr welt- 
lihe Zwede. Der Hochmeiſter war nämlich hauptfählich ernannt worden, um 
mittel3 religidfer Zwangsmaßregeln (Bann) feine Glaubensgenofien zur pünft- 
lihen Zahlung der Judenſteuer anzuhalten. Die deutſchen Rabbiner ver= 
weigerten dem Hochmeifter jedoch den Gehorfam und wohl fchon unter Kaifer 
Sigmund nahm da3 Inſtitut en Endet). 

Der Drang, einen einigenden religidfen Mittelpunkt zu jchaffen, fam im 
16. Sahrhundert no einmal im Morgenlande zum Durhbrude. Man beab- 
fihtigte in Paläſtina ein Nabbinatsfollegium einzujegen und demjelben Die 
Würde des alten Synhedrins zu verleihen. Es wurde ein folches in Safet ge= 
bildet; bald erhoben fich aber Rangftreitigfeiten mit einem Rabbinerfollegium in 
Serufalem und mit dem Tode des erften Vorfisenden nahm das Synhedrin 
ein Ende?). 

Innerhalb des Sudentums jchliefen von da ab die Beltrebungen, der Ge— 
famtbeit eine firhlihe Organifation zu geben, jo ziemlich ein. Nur dort, wo 
die Juden innerhalb kleinerer Territorien eine Mehrzahl von Gemeinden bildeten 
die wegen der Gemeinschaftlichkeit ihrer Intereſſen jowohl gegenüber dem Landes— 
herrn al3 zur Förderung ihrer inneren Angelegenheiten auf engeren Zuſam men— 
ſchluß bingewiejen waren, findet fih meiſt eine gewiffe Firchliche Verfaſſung, die 
nit der politiihen Organifation der betr. Judenſchaft in naher Verbindung fteht. 

Überblikt man die wechſelvollen Schickſale des israelitiihen Volkes im Laufe 
von Sahrhunderten, jo müßte man es geradezu für wunderbar anjehen, wenn 
e3 ihm gelungen wäre, fi in feiner Gejamtheit oder auch nur innerhalb eines 
Reiches eine feite und dauernde Organifation zu haften und zu erhalten. Mochte 
das Bedürfnis nach einer einheitlihen Zeitung auch noch jo dringend fein und 
immer und immer wieder von Neuem hervortreten und mochte man aud von 
Zeit zu Zeit einen energiichen Anlauf nehmen, um fi eine oberite firchliche 
und nationale Snftanz zu fichern, bei der Zerſtreuung des Bolfes, der Auflöjung 
des nationalen Verbandes, den ftändigen Berfolgungen war die Aufrechthaltung 
einer Organifation ein Ding der Unmöglichkeit. Und als die Zeiten für die 
SSraeliten ruhiger zu werden begannen, jo lag es auch da noch in der Natur 
der Sache, daß nicht mit einem Schlage eine Verfaffung ind eben gerufen 
werden fonnte, die das gefamte Indentum umfaßte und zu firhlicher Einheit 


1) Val. Stob be, Die Juden in Deutjchland während des Mittelalters, ©. 147 ff. 
Siehe auch: Zeitſchrift für die Gefchichte der Juden in Deutſchland, Bd. 3 ©. 159 ff. 
Braunschweig 1889. (Auffag von G. Wolf: Zur Gefchichte der Juden in Deutjchland.) 

2) Grätz, 9. Bd. ©. 310 ff. 
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brachte. Wer hätte auch das Unternehmen wagen können, die allerwärts zer— 
ſtreuten Gemeinden, welche ſich aus den Verfolgungen erhalten hatten, zu einigen? 

Es fehlte an Perſonen, welche die erforderliche unbedingte Autorität bei 
ihren Glaubensgenofien befaßen. Und wenn auch der eine oder andere ange= 
ſehene Rabbiner eine Anregung hätte geben wollen, jo wiirde jich vielleicht ein 

Teil ihm angeschlofien, der andere aber um fo energiicher opponiert haben. 

Wenn den Suden eine firhlidhe Verfafjung gegeben werden follte, jo war 
dies auf feinem anderen Wege möglid als auf dem des ftaatlihen Eingreifens 
und da natürlicy auch nur wieder innerhalb des einzelnen Landes. 

&3 fühlten denn aud die Staaten teilweife felbft bald das Bedürfnis, 
fih der kirchlichen Verhältniffe der Suden anzunehmen. Hinausweiſen wollte 
und fonnte man die Juden, die fih nach und nah im Lande anfäflig gemacht 
hatten, nicht mehr. Man behielt fie daher, wollte fich aber bemühen, fie zu 
nüßlihen Gliedern des Staates heranzuziehen, als welche man fie bis dahin 
feineswegs betrachtete. Eines der nächjitliegenden und beften Mittel hiezu war 
die Ordnung ihrer religiöfen und firhlichen Verhältniſſe. Denn eine geregelte 
und durch eine Firhliche Verfaſſung geficherte religiöje Erziehung bot dem 
Staate die meilte Garantie fir die Erzielung einer bürgerlihen Braucbarfeit 
der SSraeliten. 

Sranfreih ging voran. Napoleon I. berief 1806 eine jüdische Notabeln- 
verfammlung nach Baris, die über eine Regelung der bürgerlichen und religiöfen 
Berhältniffe der SSraeliten in Beratung treten und ihm ihre Vorſchläge unter- 
breiten ſollte. Diejelbe bejchloß die von einer faiferlihen Kommiffion vorge- 
ſchlagene Einführung einer israelitiſchen Konfiftorialverfafiung. An der Spite 
jollte ein Bentralfonfijtorium ftehen mit einem Großrabbiner al3 Vorſitzenden; 
demfelben wurden die einzelnen Konfiftorien und diefen die Bartikularfpnagogen 
(Kultusgemeinden) unterftellt. Ein weiterhin eingerufenes große3 Synbedrin von 
71 Mitgliedern beftätigte die Beichlüffe der Notabelnverfammlung und ſank— 
tionierte ſie als religiöſe Geſetze. Vgl. hiezu das in $ 2 unter den Rechtsquellen 
für die Pfalz erwähnte Reglement, welches die Grundzüge der franzöfiichen 
Konſiſtorialverfaſſung enthält. 

Den Beilpiele Frankreichs folgten die verschiedenen oben bereits genannten 
deutihen Staaten und auf diefe Weiſe geſchah es, daß die israelitiiche Religions⸗ 
geſellſchaft, die an und für ſich eine religiöſe Verfaſſung nicht mehr befißt, in 
manchen Ländern eine jolche wieder erlangt bat. 


5 9. Zugehörigkeit zur israelitifchen Neligionsgefellichaft. 


Es Handelt fich hier wie überhaupt in der vorliegenden Abhand- 
fung lediglich um Darftellung ſt aats kirchenrechtlicher Grundſätze. Die 
Beſprechung der Zugehörigkeit zur israelitiſchen Religionsgeſellſchaft be— 
faßt ſich daher im Grunde nur mit der Frage, welche Beſtimmungen 
von Staats wegen über dieſe Zugehörigkeit etwa vorhanden ſeien, oder 
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mit anderen Worten: wen der Staat als Mitglied der israelitiſchen 
Neligionsgejellichaft betrachte. Dagegen hat primär dasjenige, was die 
jüdische Kirche ſelbſt über die Zugehörigkeit zu ihr bejtimmt, feine Dar- 
jtellung zu finden. ? | 
Subfidiär kann dies aber dennoch notwendig werden und wird es 
auch werden, nämlich dann, wenn der Staat fich darüber nicht äußert, 
wen er als Mitglied der israelitischen Kirchengejellichaft anjehe, und 
ſonach die von der Kirchengeſellſchaft ſelbſt aufgejtellten Vorſchriften 
über Kirchenzugehörigkeit ſich aneignet. Diejelben erwerben hierdurch 
ftaatsfirchenrechtlichen Charakter. 
Bei Erörterung der Frage der Kirchenzugehörigfeit find zwei 
Punkte zu behandeln: 
1. die Aufnahme in die Kicchengejellichaft, 
2. der Austritt aus derjelben. 


I. 
Die Aufnahme in die israelitifhe Religionsgeſellſchaft. 
-A. Form der Aufnahme, 


Dem Judenedikte läßt fich nichts über die Form der Annahme in 
die israelitiſche Religionsgejellichaft entnehmen; ebenjowenig enthält das 
Religionsedikt Beſtimmungen diefer Art‘). ES geht hieraus hervor, 
daß der Geſetzgeber diejenige Aufnahmeform anerkennt, welche die iSrae- 
fitifche Religionsgeſellſchaft ſelbſt fejtgeießt hat. Welches iſt num Dieje? 
Merkwürdigerweiie find die Israeliten ſelbſt über dieje Frage nicht voll- 
fommen einig. 


1) E. Mayer a. a. ©. 141 u. 142, ift zwar ber Anficht, daß 8 18 Nel.-Ed. 
eine Aufnahmeform in der Konfirmation oder Kommunion vorjchreibe. Dieje An— 
nahme, welche er allerdings nicht auf Die Israeliten erſtreckt, ſcheint mir nicht zutreffend. 
Der Zwed der von Mayer herangezogenen Beftimmung ift, Kinder, die bereitö zu einer 
gewiſſen geiftigen Reife und jelbjtändigeren Auffaffung der Glaubenswahrheiten ge- 
langt find, vor Gemiljensbedrängung zu ſchützen. Das Wort „aufgenommen“ iſt in 
der fragliden Beltimmung unpaffend gewählt. Es ſtimmt zwar zu „Konfirmation“, 
da in der proteftantichen Kirche nad) überwiegender Ansicht die Aufnahme durch die 
Konfirmation erfolgt, nicht aber zu „Kommunion“. ine jo wichtige Vorſchrift, wie 
die Beftimmung einer Aufnahmeform, hätte der Gefetgeber auch ficher nicht jo ver: 
jtect in einer anderen Materie gegeben. Man wird im diefer Anficht beftärkt werden, 
wenn man die Entftehung der fraglichen Stelle verfolgt. In dem Religionsedikte 
von 1809, das ja ganz auf den gleichen Grundjägen wie jenes von 1818 beruht und 
von welchem das leßtere nur eine neue Auflage bildet, ift nämlich die Stelle, auf Die 


rt 
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Sn 8 1 wurde erwähnt, daß das bayeriſche Kultusminiſterium, als 
es eine Reviſion des Judenediktes vorzunehmen im Begriffe ſtand, an 
mehrere hervorragende Rabbiner eine Reihe von Fragen zur Beantwort- 
ung jandte. Die 24. lautete: „Welches ift die Form der Aufnahme 
in die jüdische Neligionsgejellichaft?” Eine Gruppe der Rabbiner er- 
Härte: Jeder von einer israelitifchen Mutter Geborene gehört mit feiner 
Geburt der israelitifchen Neligionsgefellfchaft an, ohne daß es einer be- 
jonderen Aufnahmeform bedürfte. Doch gilt für den israelitifchen Knaben 
nach bibliſcher, feineswegs aber rabbinifcher Anſchauung die Beichnei- 
dung al3 Form der Aufnahme in die Neligionsgemeinfchaft. Durch 
die Unterlaffung dieſer Aufnahmeform hört jedoch der Jsraelite nicht 
auf, ein Mitglied der iSraelitiichen Religionsgefellichaft zu fein. — Bei 
der Aufnahme von Nichtisraeliten ift die Beſchneidung und dag Unter- 
tauchen beim männlichen, das Untertauchen allein bei dem weiblichen 
Geſchlechte Form der Aufnahme. 

Eine zweite Gruppe bezeichnet für Knaben unbedingt die Beichnei- 
dung al3 Form der Aufnahme, während für Mädchen das Neligions- 
geje eine Form nicht vorjchreibe. 

Dr. Uerander Behr, Lehrbuch der moſaiſchen Religion, München 
1826 ©. 57 jagt über die Beichneidung: „Es joll ein Zeichen am Leibe 
eines jeden Israeliten fein, daß er in den Bund der göttlichen Religion 
aufgenommen und verpflichtet jei, alle Gebote Gottes zu beachten. Keines— 
wegs aber iſt die Beichneidung eine Bedingung zur Aufnahme in den 
Bund der Israeliten, fondern fie gehört in die Klaſſe der Chajve 
Krisus'), und derjenige, der fie üibertreten bat, ijt deshalb nicht der 
übrigen Pflichten eines Israeliten entbunden.“ 


ſich Mayer ftügt, noch gar nicht enthalten. Würde man nun auf Grund des Ediktes 
- von 1809 die Frage zu beantworten haben, ob der Geſetzgeber eine Form der Auf: 
nahme in die Kirchengefellfchait vorgejchrieben habe, jo würde man nicht zweifeln, 
daß diefe Frage verneint werden müffe. Bei der Neuredaftion des Ediktes fam es 
aber Niemand in den Sinn, eine Aufnahmeform vorjchreiben zu wollen. Es kann 
daher dem in Frage ftehenden Sätzchen auch nicht die Bedeutung beigelegt werden, 
die ihm nad) Mayers Anficht zufonmt. 

In diefem Sinne auch Sartorius ‚ Die religiöſe Erziehung der Kinder aus 
gemifchten Ehen. Nördlingen 1887 S. 85 Anm. 133. Über die Bedeutung der von 
Mayer interpretierten Stelle fiehe auch Seydel Bd. 6 S. 138 u. Entſch. des B.-6.:9. 
XUlI, Bd. ©. 527 u. 528. 

1) Das find Inftitutionen, deren Nichtbefolgung mit der göttlichen Strafe der 
Ausrottung bedroht ift. 
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Dr. Zunz, Gejammelte Schriften, herausgegeben vom Kuratorium 
der Zunzitiftung 2. Bd. ©. 214 jchreibt: „Die Aufnahme eines Kindes 
in die Synagogengemeinschaft, in die ecclesia judaica, ift formell nicht 
nötig, e3 geſchieht jolches durch die Geburt, bei Knaben überdies durch 
die Beichneidung.” \ 

Drthodore Rabbiner, jo bejonders Herr Diftriftsrabbiner Bam- 
beraer in Würzburg, den ich bei dem Mangel eigener Kenntnis der 
israelitiichen Religionslehre ‚öfters um Aufklärung bat, bejtätigten, daß 
die Thatſache der Geburt von einer jüdischen Mutter allein ſchon Die 
Aufnahme bewirfe?). 

Was mit Sicherheit aus diefen Äußerungen entnommen werden 
fann, ijt folgendes: 

Sedenfalls ift für Fonvertierende Nichtisraeliten eine bejtimmte 
Aufnahmeform vorgejchrieben, die bei dem männlichen Gefchlechte in der 
Beichneidung und dem Untertauchen, bei dem weiblichen im Untertauchen 
allein beiteht. 

Weniger unzweifelhaft geftaltet fich die Frage bezüglich der Auf— 
nahme von Kindern, die von israelitifchen Eitern abftanmen. Nach 
Anficht des überwiegenden Teiles der Rabbiner bedarf die Aufnahme 
einer Form überhaupt nicht — die‘ Abftammung von einer jüdijchen 
Mutter begründet bereits die Konfeffionsangehörigkeit —, während Andere 
die Beichneidung bei Knaben für notwendig halten. 

Sch folge der erſteren Anfiht. Denn daß eine befondere Form 
der Aufnahme nicht wejentlich ift, geht am beiten daraus hervor, daß 
bei dem weiblichen Gejchlechte eine Zeremonie fir die Aufnahme nicht 
erfordert wird und daß die Mädchen dennoch ebenjowohl Mitglieder 
der israelitiichen Neligionsgefellichaft werden, wie die Knaben. Ein 
innerer Grund für die Formlofigkeit der Aufnahme liegt aud) in der 


1) Der von Silbernagl, Verfaffung und Verwaltung ſämtlicher Religions- 
genoſſenſchaften in Bayern 3. Aufl. 1893 S. 456, angezogene Beichluß der israelitischen 
Synode zu Augsburg im Jahre 1871, nad welchem der von einer jüdischen Mutter 
Geborene auch ohne Beſchneidung für einen Israeliten anzufehen ift, hat ebenfo wie 
die oben im Texte angeführten Gutachten, nur Wert al3 private Außerung von Sad) 
verftändigen. Dagegen gilt er keineswegs als Segung einer Norm. Denn eine 
ſolche Synode beſitzt nad jüdischer Lehre feinen geſetzgebenden oder geſetzentſcheidenden 
Charakter: Dies kam gerade bei der Augsburger Synode zum Ausdrud. Gleich nach 
ihrem Zufammentritte nämlich wandte fich eine Anzahl Rabbiner an das Kultus: 
minifterium mit dem Anſuchen, es möchten etwa von diefer Synode gefaßte Beſchlüſſe 
nicht als israelitiſche Religionsgejege angejehen werden, da der Synode jede Berech— 
tigung abgehe, Neligionsgefege zu machen. 
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engen Verbindung, welche bei den Israeliten zwiſchen Staats- und 
Religionsangehörigkeit beſtand. Staat und Kirche waren bei dem aus— 
erwählten Volke in eine untrennbare Einheit verſchmolzen. Wer der 
Nationalität nach Israelite war, iſt es nicht minder der Religion nach 
geweſen; und wer daher durch die Geburt die israelitiſche Staatsange- 
hörigfeit erwarb, erlangte auf gleichem Wege, ohne befondere Aufnahme, 
auch die israelitiiche Neligionsangehörigkeit. Mag nun auch, nachdem 
der jüdiſche Staat längft untergegangen ift, diefe enge Berbindung 
zwijchen Staat und Religion aufgehört haben, jo hat doch die auf jene 
Verbindung ſich gründende Lehre ihren Beftand nicht verändert. 


B. Vorausſetzungen der Rechtsgültigkeit der Aufnahme, 


Wenn nach israelitifcher Lehre mit der Geburt von einer jüdischen 
Mutter bezw. bei fonvertierenden Nichtisraeliten mit der Beichneidung 
und dem Untertauchen die Formen erfüllt find, welche die Aufnahme 
in den i8raelitifchen Neligionsverband rechtswirffam werden laſſen, jo 
ift doch damit nicht auch fchon nach Staatsrecht die Rechtswirkſamkeit 
ver Aufnahme außer Zweifel geftellt. 

Das Neligionsedift hat nämlich in dem DBeitreben, Reibungen 
zwifchen den verfchiedenen Slaubensgefellichaften und Beeinträchtigung 
der Gewifjensfreiheit der Einzelnen durch die Glaubensgejellichaften zu 
verhüten, Vorausſetzungen aufgeftellt bezw. jolche, die im bürgerfichen 
Rechte begründet find, anerkannt, von deren Erfüllung die Rechts: 
gültigfeit der Aufnahme abhängt. Diejelben find fein Sonderrecht für 
die Israeliten, fie gelten vielmehr gleichmäßig für alle Religionsgejell- 
Ihaften. Da fie anderweitig bereits eingehende Erörterung gefunden 
haben, bejchränfe ich mich darauf, fie Hier ohne weitere Wirdigung 
zu wiederholen und nur anzuführen, was bei den Israeliten als Be- 
ſonderheit anzuſehen iſt und was zur Ergänzung vorhandener Aus— 
führungen etwa geſagt werden muß. 

Die erwähnten Vorausſetzungen unterſcheiden ſich, je nachdem es 
ſich um die Aufnahme vor oder nach erreichtem Unterſcheidungsalter, 
* um die Aufnahme eines Minderjährigen oder eines Volljährigen, 
andelt. 


1. Aufnahme vor erreichtem Unterſcheidungsalter. 
Minderjährige können ſich ihre Konfeſſion nicht frei wählen. Bei 
NE 6 ————— 
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Heinen Kindern verfteht ich dies von ſelbſt. Es ift Sache und Necht 
derjenigen, welchen die Erziehungsgewalt zufteht, die Wahl der Kon- 
feſſion für den zu Erziehenden vorzunehmen. Eine ohne den Willen 
des Erziehungsberechtigten vollzogene Aufnahme ift rechtsunwirkſam. 
Der zuftimmende Wille des Erziehungsberechtigten bildet alfo die uner- 
fäßliche Vorausſetzung der Nechtsgültigkeit der Aufnahme. 

Bet der israelitiichen Neligionsgejellichaft zeigt jih nun im Ver: 
gleich mit den hriftlichen Kirchen eine Eigentümlichkeit. Bei den letzteren 
tritt der Wille des Erziehungsberechtigten dadurch) zu Tage, daß diejer 
das Kind zur Taufe bringen läßt. Die Willenserklärung Tiegt alfo 
ganz zwedentiprechend zeitlich vor dem Aufnahmeakt. Anders bei den 
Sraeliten: Die Willenserklärung erjcheint hier als ratihabitio, als 
nachträgliche Genehmigung. Sie kann naturgemäß der durch die Geburt 
erfolgenden Aufnahme in die Neligionsgejellichaft nur nachfolgen. Nur 
in einem Teile der Fälle und nur bei Knaben tritt dieſe nachträgliche 
Genehmigung alsbald erkennbar hervor: Wenn nämlich der Vater am 
achten Tage nad) der Geburt, wie dies vorgejchrieben iſt, die Be— 
jchneidung des Knaben vornehmen läßt, jo giebt er dadurch zu der 
bereit3 vollzogenen Aufnahme des Knaben jeine Zuftimmung zu er: 
fennen. Läßt der Erziehungsberechtigte den Knaben nicht beichneiden, 
jo fpricht die Vermutung dafür, daß er die Aufnahme des Knaben durch 
die Geburt nicht anerfenne. Die nach jüdischer Lehre durch die Ge- 
burt erfolgte Aufnahme hat dann ftaatsrechtlich feine Wirfung. Es ift 
jedoch auch denkbar, daß der Erziehungsberechtigte zwar die Beichneidung 
nicht vornehmen läßt — 3. B. aus gejundheitlichen Rückſichten —, aber 
dennoch) die Erziehung des Knaben in der moſaiſchen Neligion wünſcht. 
Die ratihabitio muß ſich dann durch ausdrückliche Willenserklärung 
oder durch konkludente Handlungen erkennbar machen, 3. B. dadurch, 
daß der Knabe in die Keligionsichule und die Synagoge gejchiekt wird). 
Das Gleiche gilt für Mädchen, da es für dieſe feine der Be— 
ſchneidung entiprechende Handlung giebt, durch welche eine alSbaldige 
nachträgliche Genehmigung zum Ausdruce gebracht werden fünnte. 

Für den nichtisraelitiichen Vater, der jein Kind in die moſaiſche 
Konfeffion aufnehmen läßt, trifft die oben aufgejtellte Behauptung, daß 
die Willenserflärung der Aufnahme erft nachfolge, natürlich nicht zu. 


1) Irrelevant ift es für die ſtaatsrechtliche Beurteilung dieſes Falles, ob dem | 
Knaben nicht etwa aus religiös-disziplimären Rückſichten die Zulafjung zur Synagoge 
und Religionsſchule verweigert wird. 


2. IT. Abſchnitt. 


2. Aufnahme nad) erreihtem Unterfheidungsalter. 


Der Eintritt oder der Übertritt in die israelitiſche Religionsgeſell— 
ichaft fteht nach, Staatsrecht ($ 5 Rel.Ed.) jedem, der das Alter ber 
Volljährigkeit erreicht hat, frei‘). Die Nechtsgültigfeit des Übertritte3 
- hängt aber, wie bei jeder anderen Religionsgejellihaft, davon ab, daß 
die in 8 10 Rel.-Ed. niedergelegte Beſtimmung befolgt ift und feiner 
der Fälle der 88 7 und 8?) Nel.-Ed. vorliegt. 

Der geiftliche Vorftand der israelitiſchen Neligionsgefellichaft, bei 
welchem die Eintrittgerflärung nad $ 10 Rel.Ed. abgegeben werden 
muß, ift der Rabbiner desjenigen Rabbinatsdiſtrikts, innerhalb deſſen 
der Übertretende ſeinen Wohnſitz hat. Denn der letztere muß als Israelite 
der Kultusgemeinde ſeines Wohnortes angehören (3. 2 der M.-E. vom 
29. VI. 63). — Der Fall, daß er nicht innerhalb einer Kultusgemeinde 
oder doch eines Nabbinatsdiftriktes wohnt, ift nicht vorgefehen. Man 
darf wohl annehmen, daß im einem jolchen Falle der Rabbiner, 
dem die Eintrittserflärung abgegeben werden joll, frei gewählt 
werden fann. 


Es ift bezüglich aller Konfeffionen ftreitig, von welchem Augenblide 
an der Übertritt als rechtswirkſam zu betrachten fei, ob erjt mit den 
Aufnahmezeremonien (bei den Israeliten alfo mit Bejchneidung und 
Untertauchen) oder ſchon mit Abgabe der nach S 10 Rel.Edikt not- 


1) Eine Änderung in der bürgerlichen Stellung bringt der Übertritt zum Juden- 
tum nicht mehr mit fih, nachdem durch Neichögejeg vom 3. Juli 1869 die Ange— 
hörigen ſämtlicher Konfeffionen in bürgerlicher und ftaatSbürgerlicher Beziehung ein- 
ander gleichgeftellt find. Die Beitimmung in $ 11 Rel.Ed. am Ende, welde auf 
den Übertritt zum Judentum fich bezog, ift infolgedefien gegenwärtig nicht mehr von 
Bedeutung. 

8 11a. a. ©. lautet: „Durd die Neligionsänderung gehen alle firchlichen 
Gejelfchaftsrechte der verlafjenen Kirche verloren ; diejelbe hat aber feinen Einfluß 
auf die allgemeinen jtaatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Würden; ausgenommten, es. 
gejchehe der Übertritt zu einer Neligionspartei, welcher nur eine bejchräntte Teilnahme 
an dem Staatsbürgerrecht gejtattet iſt.“ 


2) Nel.-Ed. $ 7: „Da diefe Wahl eine eigene freie Überzeugung vorausfegt, 
fo fann fie nur ſolchen Individuen zujtehen, welche in feinem Geiftes- oder Ge— 
mütszuftande fich befinden, der fie derjelben unfähig macht. 

8 8: Keine Partei darf die Mitglieder der anderen durch Zwang oder Liſt 
zum Übergang verleiten. 

8 10. Der Übergang von einer Kicche zu einer anderen muß allezeit bei dem 


einfchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Borjtande ſowohl der neugewählten als der 
verlaffenen Kirche perjünlich erklärt werden.“ 
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wendigen Erklärung vor dem Pfarrer oder geiftlichen Vorjtande der 
nengewählten Kirchengejellichaft. Zwei Meinifterialentjchließungen ent- 
ichieden die Frage im letzteren Sinne. Die erjte‘) (vom 7. Juli 
1833) gab keine nähere Begründung, die zweite (vom 28. September 
1833)?) führte folgendes aus: 

„Es ift Har, daß ein Staatsbürger juridifch der neugemwählten Kon» 
feifton von dem Tage angehört, wo er vor dem Pfarrer der verlafjenen 
ſowohl als der neugewählten Kirche die erforderliche Erklärung nieder⸗ 
gelegt hat... ... Diefe Interpretationsweife allein entjpricht dem Texte 
der Berfaffung. Sie ift aber auch allein deren Geifte gemäß, da das Grund 
geſetz Gewifiensfreiheit im vollften Umfange will, und eine entgegengejebte 
Deutungsweiie, namentlich dem Sterbenden, dem der herannahende Tod 
feine Zeit mehr zum Abwarten der Aufnahmsförmlichkeiten geftattet, 
— die Dispoſitionsbefugnis auf eine ungenierbare (?) Weiſe ent— 
ziehen würde. Anders aber verhält es ſich mit der Frage in religiöſer Be— 
ziehung. Der Übertretende kann durch ſeine Erklärung juridiſch und 
reſp. politiſch dem neugewählten Glauben angehören, ohne deshalb gegen— 
über dem geiſtlichen Forum bereits in der neuen Kirche aufgenommen 
2 “ Diefe Entſchließungen treffen das Richtige nicht. 

Was zunächit die Berufung auf die von der Verfaſſung garantierte 
Gewiffensfreiheit anbelangt, jo beruht diefelbe auf einer faljchen Vor— 
ftellung von dem Begriffe der Gewiffensfreiheit. Das Necht der Ge— 
wiffengfreiheit hat zwei Seiten. Eritens begreift es in fich die Freiheit 
von dem Zwange eine Religion zu bethätigen, die der eigenen Überzeugung 
entgegen ift. Dieſer Seite des Rechtes hat der Geſetzgeber dadurch 
Rechnung getragen, daß er den Austritt aus der einzelnen Kirchen: 
gejelljchaft jelbjt gegen deren Willen und Lehre ermöglicht und daß er 
die Erzwingung des Gintrittes in eine Konfeſſion verbietet. Die andere 
Seite des Rechtes der Gewifjensfreiheit äußert ſich in der Befugnis, 
diejenige Religion zu befennen und auszuüben, welche der Überzeugung 
des Einzelnen gemäß ift. Was nun der bayeriſche Gejeßgeber unter 
Gewifiensfreiheit in diejer pofitiven Richtung verfteht, hat er durch Die 
Beitimmung in 8 2 Nel.-Ed. zu erfennen gegeben, indem er jagt: 
ine. . auch darf Niemanden, zu welcher Religion er fich befennen mag, 
die einfache Hausandacht unterjagt werden.” 

1) Döll. VII ©. 33. 

2) Döll. VII. ©. 34. 
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Was der Staat demnach garantiert, ift die freie Hausandadt nah 
demjenigen Befenntniffe, welches der Überzeugung jedes Einzelnen 
entipricht. Weiter geht er nicht; insbejondere leiſtet er feine Gewähr 
dafür, daß jedem der Eintritt in eine der im Staate vorhandenen 
Kircchengefellichaften möglich ſei. Auch die Zuficherung der freien Wahl 
des Glaubensbefenntnifjes enthält nicht diefe Garantie, jondern nur 
die Gewähr, daß Niemand von dem Eintritte in eine jeiner Überzeugung 
entiprechenden Konfeſſion abgehalten werde. 


Die angeführten Minifterialentichliegungen find diefer Auffaffung 
entgegen. Sie beruhen auf der Anfchauung, daß der Staat es jedem 
ermöglichen müſſe, in eine Kirchengeſellſchaft auch dann einzutreten, 
wenn dieſe die Aufnahme verweigere. Freilich fühlt der Verfaſſer der 
Entichliegungen, daß er fich dadurch eine Vergewaltigung der Kirchen- 
gejelliehaften zu Schulden fommen Iafje, und macht deshalb einen Unter- 
jchied zwijchen einer bürgerlichen und einer religiöfen Kirchenangehörig- 
feit. Einen jolchen Unterfchied giebt e& jedoch nicht. Zwar hat die 
Kirchenangehörigfeit religiöfe und bürgerliche Wirkungen; beide aber 
find die Folge der einzig und allein möglichen religiöfen Kirchenange- 
hörigfeit. Um die Haltlofigfeit der Annahme einer bürgerlichen 
Kirchenangehörigkeit jofort zu erfennen, braucht man ſich nur folgende 
Konjequenz zu vergegenwärtigen, die fich aus einer jolhen Annahme 
ergeben fann: 


Vor Aufhebung der die Juden in bürgerlicher Beziehung beichränfen- 
den Geſetze geht ein Israelite nach vorschriftsmäßiger Abmeldung bei 
jeinem Rabbiner zum katholiſchen Pfarrer und erklärt jeinen Übertritt 
zum Katholizismus. Cs fällt ihm aber hinterher gar nicht ein fich taufen 
zu laſſen. Nun müßte der Staat nach) der vom Ministerium 
jeinerzeit vertretenen Anſchauung bejagten Jsraeliten „bürgerlich” als 
Katholifen betrachten und ihm fämtliche Rechte zugeftehen, die den 
Juden damals verfagt und nur den Chriften zuerkannt waren. Ich 
halte es nicht für möglich, daß der Geſetzgeber derartiges beabfichtigt 
habe. 


Die Rechtswirkfamkeit des Übertrittes beginnt ſonach mit dem Augen: 
blick, in welchem nach Erfüllung der vom Staate aufgejtellten Voraus- 
jegungen der Aufnahmeakt feitens der betreffenden Neligionsgefellichaft 
bethätigt ift, hier alfo mit der Vornahme der Beichneidung und des 
Untertauchens. 
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1. 
Der Austritt aus der israelitiihen Religionsgeſellſchaft. 


Nach jüdischer Lehre bleibt der Austritt aus der israelitiſchen Reli— 
gionsgejellichaft ebenjo ohne Wirkung, wie nach kanoniſchem Rechte der 
Austritt aus der katholiſchen Kirche. Wie der in die fatholiiche Kirche 
Aufgenommene durch die Taufe ein unauslöſchliches Merkmal aufge= 
drückt erhält, und wie er troß Austrittes dennoch als ein Glied der 
Kirche, wenn auch als ein ungehorjames Glied, betrachtet wird, jo be— 
hält auch der von einer jüdijchen Mutter Geborene Beit feines Lebens 
den Charakter als Israelite, mag er ſich durch die Taufe oder wodurch 
immer in eine andere Kirchengejellihaft aufnehmen Lafjen. 

Der Staat nimmt einen anderen Standpunkt ein. Nach Staat3- 
recht?) fteht jedem Israeliten, wie jedem anderen Staatseinwohner, wenn 
er nur zur Volljährigkeit gelangt ift, der Austritt aus feiner Neligions- 
gejellichaft frei, jowohl behufs Übertritts in eine andere Religionsgejell- 
ichaft, als, nad richtiger Auslegung, auch ohne fofchen Übertritt. Vor— 
ausjegung für die Nechtsgültigfeit des Austrittes ift nur, daß der 
Austretende bei dem zuftändigen geiftlichen Vorftande perjünlich ſich 
abmelde?). Diefer Vorftand ift der Rabbiner des Bezirkes, in welchem 
der Austretende feinen Wohnſitz hat. (Vgl. auch S 6, letzter Abſatz, S. 71.) 

Eine Regelung fehlt für den Fall, daß ein ben Austritt beab- 
fichtigender Jsraelite feiner Kultuggemeinde und auch feinem Rabbinats— 
diftrifte zugehört, jomit feinen geiftlichen Vorgeſetzten befitt. Man kann 
Hier nicht als Ausweg vorjchlagen, daß der betreffende Israelite fich 
den Rabbiner, bei dem er ſich abmelden will, frei wähle. Denn es 
könnte ihn jeder Rabbiner mit der Bemerfung, er ſei nicht zuftändig, 
abweiſen und ihm jo den Austritt, für welchen er des Nachweijes der 
Abmeldung bedarf, unmöglich machen. Die Lücke wird durd Analogie 
auszufüllen fein. Hinfichtlic) der chriſtlichen Glaubensgenofjen nämlich, 
die fich in ähnlicher Lage befinden, ichreibt eine Miniſterialentſchließung 
vom 16. Mai 1826 (Döll. VIII. ©. 37) folgendes vor: „Wenn der— 





1) 88 5 u. 6 Rel.⸗Ed. 

2) Eine Min.-Entihl. v. 22. Sept. 1851 (Döll. XXIU ©. 20) vertritt die 
Anficht, daß der von einer Privatfirchengejellichaft zu einer öffentlichen Kirche Uber: 
tretende dem Vorftande der erfteren feine Anzeige zu erftatten habe. Diefe Ent: 
ichliegung beruht aber auf der bereit8 in dem Paragraphen über die Nechtsquellen 
beſprochenen unrichtigen Anficht, das Wort „Kirche“ in 8 10 Rel.Ed. bezeichne nur 
die öffentlichen Kirchengeſellſchaften. 


Heimberger. ” 


TE 
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gleichen zerfireut wohnende Familien und Individuen von ihrer bis- 
herigen Kirche zu einer anderen übergehen wollen, jo haben fie den 
Anforderungen des 8 10 des Ediktes über die äußeren Nechtsverhält- 
niffe in Beziehung auf Neligions- und Kirchengefellichaften dadurd 
Folge zu leiten, daß fie ihren Austritt aus ihrer bisherigen Kirche 
dem Pfarrer derjenigen Gemeinde dieſer Konfeſſion, zu welcher fie ſich 
gehalten haben, oder, wenn ein jolches Verhältnis nicht ftattgefunden 
hat, demjenigen benachbarten Geijtlichen erklären, welcher denjelben von 
der fgl. treisregierung im Einverjtändnifje mit dem betr. erzbiichöflichen 
oder bijchöflichen Ordinariate oder mit dem betr. protejtantiichen Kon— 
filtorium zu jenem Behufe ernannt werden wird.“ Der in jolcher Lage 
ſich befindende Israelite wird ſich an die einschlägige Kreisregierung zu 
wenden haben, die ihm einen Nabbiner zur Entgegennahme der Aus- 
trittSerklärung beftimmt. Niederbayeriiche Jsraeliten würden zu dieſem 
Zwecke ein Gejuch an das Kultusminifterium richten müffen, da in 
Niederbayern Rabbiner nicht vorhanden find, die von der dortigen Re- 
gierung zu dem bezeichneten Zwecke delegiert werden fünnten. 


S 6. Beſonderheiten der religiöfen Kindererziehung. 


Die Frage der religiöfen Kindererziehung wird am beiten als An- 
hang zu der Lehre von der Aufnahme Minderjähriger in die Religions- 
gejelljchaft behandelt, da ſie mit dieſer Lehre im engften Zufammenhange 
ſteht. Ich beabfichtige jedoch) nicht, Hier das ganze bezüglich der reli- 
giöjen Kindererziehung geltende Recht zur Darftellung zu bringen, ob- 
wohl deſſen allgemeine Grundfäge auf die Israeliten ebenjo zutreffen, 
wie auf die Angehörigen anderer Befenntniffe. Allein eben deshalb 
und weil dieje allgemeinen Lehren anderweitig bereits die eingehendjte 
Erörterung gefunden haben!), genügt es hier, auf die Ergebnifje jener 
anderen Darftellungen erforderlichen Falls Bezug zu nehmen und nur 
die Bejonderheiten hervorzuheben, welche fich bei der israelitiſchen Reli— 
gionsgeſellſchaft zeigen. ; 

Hier fragt fich zunächſt, welche Bedeutung für die Israeliten fol- 





1) C. Sartorius, Die religiöe Erziehung der Kinder aus gemijchten Chen 
nach bayerifchem Nechte, Nördlingen 1887; €. Mayer a. a. D. ©. 207 ff.; Rein: 
hard a. a. O. S. 184 ff.; 8. Schmidt, Die Konfefjion der Kinder nad) den Landes- 
rechten im Deutſchen Reiche, Freiburg i. B. 1890 S. 233—305; Seydel, Br. 6 
©. 136 ff. 
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gende Beſtimmung des 8 18 Rel.Ed. habe: „.. . . Geht ein Ehegatte 
zur Religion des anderen über, und die Ehe hört dadurch auf gemischt 
zu fein, jo folgen die Kinder der nun gleichen Religion ihrer Eltern, 
ausgenommen fie waren — dem -bejtehenden Chevertrage gemäß, — 
durch die Konfirmation oder Kommunion bereitS in die Kirche 
einer anderen Konfeifton aufgenommen, in welchem Falle ſie bi3 zum 
erlangten Unterfcheidungsalter darin zu belaffen find.“ 

Die Bedeutung diefer Beftimmung bejchränft ſich nicht auf den in 
8 18 behandelten Fall der Umwandlung einer gemifchten Che in eine 
ungemijchte, jondern reicht, wie allgemein anerkannt ift, über denfelben 
hinaus. Es ift daher nicht bloß wegen Der verhältnismäßig jelten 
vorkommenden gemifchten Ehen zwiſchen Chriften und Juden und deren 
Umwandlung in chriftliche, jondern auch wegen des gemeinjchaftlichen 
Überteittes jüdischer Eltern zu einer chriftlichen Konfeffton von Intereſſe, 
ſich Har zu machen, wie es denn hier um die Zuläſſigkeit eines Kon- 
feifionswechjels der bisher israelitifchen Kinder tee, nachdem man unter 
Konfirmation und Kommunion doc) zunächit rein chriftliche Einrichtungen 
ſich vorzuftellen gewöhnt ift. 

Es giebt in der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft eine religiöſe 
Handlung, die an manchen Orten, beſonders aber in Gemeinden von 
neologiſcher Richtung, Konfirmation genannt wird. Die Handlung be— 
ſteht darin, daß die Knaben, welche das 13. Lebensjahr zurückgelegt 
haben, an dem auf den betreffenden Geburtstag folgenden Sabbath in 
der Synagoge zur Thora vorgerufen werden und einen Abſchnitt aus 
derſelben vorleſen. Es wird hiedurch zum Ausdruck gebracht, daß der 
Knabe nun ein „Bar Mizwa“, „ein geſetzespflichtig Gewordener“ ſei. 
Mehr als eine äußerliche Dokumentierung des nunmehr erfolgten Ein— 
trittes in die religiöſe Selbſtändigkeit liegt in dem Akte jedoch nicht. 
Unterläßt der Knabe die Vornahme desſelben, ſo wird er vom 13. Jahre 
an nichtsdeſtoweniger in Bezug auf Ritualhandlungen und moraliſche 
Zurechnung als mündig betrachtet?). 

Mädchen ſind nach orthodoxer Lehre zur Vornahme der geſchilderten 
Handlung nicht berechtigt und nicht verpflichtet. Es rührt dies wohl 
daher, daß in Bezug auf die äußere Bethätigung des Glaubensbekennt— 
niſſes in der Synagoge das weibliche Geſchlecht wenigſtens bei den 
orthodoxen Israeliten eine gewiſſe Zurückſetzung erfährt. — In man⸗ 





1) Bgl. insbeſondere Seydel 6. Bd. S. 137 Anm. 3. 
2) Vol. Zunz, Gejammelte Schriften 2. Bd. ©. 214. 
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chen Gemeinden, insbefondere aber in Ländern, in welchen den Israe— 
fiten von Staatswegen eine firchliche Berfaffung gegeben wurde *), hat 
man den vorbefchriebenen Aft mit verfchiedenen Zeremonien umgeben, 
die jehr an die Konfirmationshandlung in der proteftantijchen Kirche 
erinnern. Neligionsprüfung und feierliche Ablegung des Glaubens: 
befenntnifjes find die Hauptbeftandteile der Handlung. Wo diefe Zere- 
monien eingeführt find, werden die Mädchen ebenjo wie die Knaben 
dazu herangezogen?). 

In Bayern befteht feine einheitliche Regelung dieſes Gebrauches. 
Da jede Gemeinde im Einvernehmen mit dem Rabbiner ihre religiöfen 
Angelegenheiten jelbitändig regelt, jo kann es mit der Konfirmation 
überall nach freiem Belieben gehalten werden. Der Brauch ift daher ein 
verjchiedener. In einem Teile der Gemeinden hält man fich an das 
alte Herfommen und läßt Lediglich den 13jährigen Knaben einen Ab- 
ſchnitt aus der Thora vorlefen, in anderen feiert man eine fürmliche 
Konfirmation für Knaben und Mädchen. Manchmal aber ift fogar 
innerhalb der gleichen Gemeinde der Brauch ein verfchiedener. Wenn 
nämlich daS Gebührenregulativ des Rabbiners, wie das da oder dort 
der Fall fein foll, eine bedeutendere Gebühr für die Vornahme der 
Konfirmation aufweist, fo ziehen die Ärmeren es vor, die Konfirmation 
unter Verzicht für ihre Kinder den Kindern der Neicheren zu überlafjen. 

Es erhebt fih nun die Frage, welche Bewandtnis es angejichts 
diejer iSraelitiichen „Konfirmation” mit der Anwendung des oben an- 
geführten 8 18 Rel.-Ed. auf israelitiiche Kinder habe. So viel it 
far, daß, wenn man diefe „Konfirmation“ als Konfirmation im Sinne 
des Religionsediktes aufzufaffen hätte, eine heillofe Berwirrung in der 
Rechtſprechung entjtimde. Die Verjchiedenheit des Gebrauches in den 
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1) Ausführliche Beftimmungen über dieje Konfirmation enthält die Gottesdienit- 
ordnung für die Synagogen des Königreichs Württemberg vom Jahre 1838 im 7. Ka— 
pitel. Sie ift abgevrudt bei F. F. Mayer, Sammlung der Württembergijchen 
Geſetze in Betreff der Jsraeliten, Tübingen 1847. Val. auch die Hannöverſche Ner- 
ordnung, betr. den Erlaß einer allgemeinen Synagogenordnung v. 31. Dezbr. 1860, 
ipeziell S$ 51—58 dieſer Synagogenordnung. Abgedruckt bei Mafomwer, Über die 
Semeindeverhältnifje der Juden in’ Preußen, Berlin 1873 S. 61 ff. 

2) Die Einführung diejer israelitifchen Konfirmation ftammt aus den beiden 
erjten Jahrzehnten diejes Jahrhunderts. Sie wurde zunächſt nur in größeren nord» 
deutjchen Städten befannt. In Bayern war fie zur Beit der Erlaſſung des Religions 
Ediktes jedenfalls noch nirgends in Übung. Aal. Zunz, Gefammelte Schriften 
2. Bd. ©. 215. 
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einzelnen Gemeinden und die ungleichmäßige Behandlung der Knaben 
und der Mädchen wirden eine einheitliche vechtliche Beurteilung gar 
nicht zulaſſen. 


Das Richtige dürfte folgendes fein: Wenn der Geſetzgeber in 8 18 
Rel.Ed. von der Konfirmation Spricht, jo hat er dabei ein mit der prote- 
ftantifchen Lehre feſtverwachſenes undin der ganzen proteftantijchen Kirche 
im wejentlichen durchweg gleich geregeltes Iuftitut im Auge Ich 
folgere num allerdings nicht, daß deswegen, weil der Gejeßgeber nur 
an die Konfirmation in der proteftantifchen Kirche gedacht haben könne, 
die Beftimmung in 8 18 a. a. D. nicht auch für die anderen Konfeſſionen 
Platz greifen dürfe, die erſt ſpäterhin eine Art der Konfirmation adop— 
tierten; aber ich meine, daß dieſe Einrichtung in der betreffenden Kon⸗ 
feſſion gleichwie in der proteſtantiſchen Kirche doch allgemein durchgeführt 
und in der Lehre feſt begründet ſein müſſe. Iſt dies nicht der Fall, 
ſondern hat bezüglich der Konfirmation die eine Gemeinde dieſen, die 
andere jenen und die dritte einen halben und die vierte gar keinen 
Brauch, und verwirft die eine, was die andere thut, ſo kann man in 
einer ſolchen Einrichtung eben nicht diejenige Konfirmation erblicken, 
um die es ſich in 8 18 Rel.Ed. Handelt; fie iſt nicht Einrichtung der 
Religionsgejellichaft, jondern einzemer Gemeinden. Man muß daher 
die betreffende Neligionsgejellihaft denjenigen zuzählen, die eine 
Konfirmation nicht befigen. So die Israeliten. Wie verhält es ſich 
aber bei ſolchen Konfeſſionen mit der Anwendung des 8 18a. a.D.? 
Die Beftimmung des 8 18 will mit der Heranziehung der Kommunion 
und Konfirmation offenbar nur den Zeitpunkt bezeichnen, mit welchem die 
religiöfe Erziehung des Kindes beendigt zu fein pflegt und knüpft an 
den Eintritt diefes Zeitpunktes die Wirkung, daß von da ab bis zu 
erreichter Volljährigkeit ein Konfeffionswechjel nicht mehr ftattfinden 
fönne. Befist nun eine Religionsgejellihaft, welche das Imftitut der 
Konfirmation und Kommunion nicht fennt, eine anderweitige Feſtſetzung 
des Endpunftes der religiöfen Erziehung, ſo tritt eben finngemäß mit 
diefem Endpunfte die vorermähnte Wirkung Hinfichtlich der Möglichkeit 
des Konfeſſionswechſels ein. Etwas anderes fann man, ohne fich einer 
argen Buchftabeninterpretation des 5 18 a. a. D. ſchuldig zu machen, 
nicht annehmen. 

Nun befigt aber die israelitiſche Religionsgeſellſchaft in der That 
eine ſowohl von den orthodoxen als von den Reform-Juden anerkannte 
Beitimmung über das Ende der veligiöfen Erziehung in der Vorſchrift, 
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daß die religiöfe Volljährigkeit des Knaben mit zurücgelegtem drei- 
zehnten und jene des Mädchens mit zurücgelegtem zwölften Leben?» 
jahre eintrete'). 

Dem Ablaufe des Tages, mit welchem der israelitifche Knabe das 
13., das israelitifche Mädchen das 12. Lebensjahr zurücklegt, iſt daher - 
bezüglich der Möglichkeit eines Religionswechſels die gleiche Bedeutung. 
beizufegen, wie bei den hriftlichen Konfefjionen dem Empfange der 
erften Kommunion und ber Konfirmation ?). 


Gine weitere Bejonderheit ergiebt fih aus 8 22 des Neligions- 
ediftes. Derſelbe lautet: „Findlinge und natürfihe Kinder, deren 
Mutter unbekannt ift, folgen der Religion desjenigen, welcher das Kind 
aufgenommen hat, joferne er einer der öffentlich eingeführten Kirche 
angehört, oder der Religionspartei des Findlingsinftituts, worin ſie 
erzogen werden. Außer diefen Fällen richtet ſich ihre Religion nad) 
jener der Mehrheit des Findlingsortes.” Nach dieſer Beitimmung 
darf ein Kind von der hier bezeichneten Art, wenn es von einem 
Kgraeliten aufgenommen wurde, nicht in der moſaiſchen Religion er- 
zogen werden. Das Gleiche hätte ohne Zweifel in dem Falle zu gelten, 
‚wenn das Kind in ein israelitifhes Findlingsinftitut aufgenommen 





1) Siehe Talmud, Traetat Sucka fol. 6a: Rechtsgutachten des Rabbi Ascher 
cap. 16. Frage: Woher entnehmen wir, dab mit dreizehn Jahren und einem Tage 
die religiöfe Strafbarfeit eintritt und früher nicht? Antwort: Wiffe, es iſt mündlid) 
Mofes auf Sinai gejagt worden und gehört unter die Klaſſe der verjchiedenen Maße, 
Zahlen, Unterſcheidungen, welde dem Mofes auf dem Sinai erklärt wurden, jomwie 
ihm alle derartigen Bejtimmungen mündlich überliefert wurden. 

Auerbach, Lehrbuch der israelitiſchen Religion 2. Aufl. Gießen 1853 ©. 62 
Anm.: „ES wird hier gelegentlich bemerkt, dab vermöge traditioneller Beltimmung 
die religiöfe Volljährigkeit des Knaben nad zurüdgelegtem 13. und des Mädchens 
nach zurüdgelegtem 12. Jahre beginnt. Diejes Alter qualifiziert fie zur Ausübung 
aller Religionsvorſchriften und macht fie in jeder Beziehung zurechnungsfähig, wie 
auch den Knaben zum jelbftändigen Mitglied bei der erforderlichen Anzahl zum öffent 
- lichen Gottesdienste, Tijchgebete und Kopulationsafte.” 

Bol. ferner Nathan Bamberger, Leitfaden für den Keligionsunterriht in 
der israel. Schule 2. Aufl. 1892 ©. 37. 


2) Die M.-E. v. 14. V. 20 (Döll. VIII. ©. 32) läßt es zu, daß der Söraelite 
N. bei feinem Übertritte zum Chriftentum feinen 17Y/ejährigen Sohn N. ebenfalls 
der Kath. Religion zuführe. Ähnlich die ME. v. 7. I. 50 (Döll. XXI. ©. 19). 
Beide Entſchließungen find meines Erachtens unrichtig. al. zu denjelben auch, was 
in der Lehre von den Nechtöquellen ($ 2) über den perſönlichen Geltungsbereich des 
I. Abſchnittes des Neligionsediktes gejagt wurde. 
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bezw. in einem Orte gefunden wurde, deſſen Bewohner der Mehrzahl 
nach Israeliten find‘). Der Geſetzgeber hat dies zwar nicht mit aus 
drückfichen Worten vorgejchrieben, aber es entipricht jeinen Abfichten. 
Daß der Geſetzgeber die berührten- Fälle im Wortlaut der Bejtimmung 
zu berücjichtigen unterließ, hat feinen Grund wohl darin, daß zur Zeit 
der Erlaffung des Religionsediktes ein jüdisches Findlingshaus faum 
beitanden hat, und daß es bei den jehr erjchwerten Niederlaſſungsver— 
hältniſſen einen Ort nicht gegeben haben wird, in welchem ſich die 
Israeliten in der Überzahl befanden. 


Die nad) 8 23 Nel.-Ed.?) den geiftlichen Oberen zuftehenden Rechte 
ſind bei der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft von den Rabbinern aus— 
zuüben. Es entſpricht das der ihnen durch das Judenedikt und die Nor— 
mativentſchließung vom 29. Juni 1863 eingeräumten Stellung ?). 


S 7. Konzeſſionen an das religiöje Bewußtſein der Israeliten 
auf verſchiedenen Gebieten der Staatsverwaltung. 


Der religiöſen Überzengung der Israeliten wird vom Staate nicht 
bloß dadurch Rechnung getragen, daß er die freie Ausübung des israe— 
litiſchen Gottesdienſtes und ſonſtiger kirchlicher Gebräuche gejtattet, er 
hat derjelben auch auf folchen Gebieten der Staatsverwaltung Berüd- 


1) Ebenjo Seydel VI. ©. 147 Anm. 6. 


2) $ 23 Rel.-Ed.: „Die geiftlihen Oberen, die nächften Verwandten, die Bor: 
münder und Pathen haben das Recht, darüber zu wachen, daß vorftehende Anordnungen 
befolgt werden. Sie fünnen zu diefem Behufe die Einficht der betreffenden Beſtimm⸗ 
ungen der Eheverträge und der übrigen auf die Religionserziehung ſich beziehenden 
Urkunden fordern.“ 


3) Vol. auch die Entſcheidung des B.-6.-9. vom 9. Mai 1885, wonad) „Die 
Befugnis der Rabbiner, in dergleichen Streitfragen die vechtlichen Intereſſen der 
jüdiſchen Religionsgeſellſchaft wahrzunehmen und zu dieſem Zwecke Beſchwerde zu 
führen, angeſichts der ihnen nach 88 24 u. 30 des Ediktes vom 10. Juni 1813 und 
nach No. 4, 5 der Normativentſchließung vom 29. Juni 1863 innerhalb jener Religions: 
gejellichaft zufommenden Stellung nicht bezweifelt werden kann.“ Diejes Erfenntnis 
ift in der. Sammlung der Entſcheidungen nicht erjchienen, findet fich aber, ſoweit es 
hier mitgeteilt ift, abgedrudt bei K. Schmidt, die Konfeffion der Kinder nad den 
Sandesrechten im deutjchen Reiche, Freiburg i. B. 1890 ©. 286 Anm. 3. 
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fichtigung angedeihen laſſen, die zunächſt mit Dem Staatsfirchenrechte 
nicht in Beziehung ſtehen). 

1. Armenwefen. Das Gefeb über die öffentliche Armen- und 
Krankenpflege vom 29. April 1869 Art. 22 Ziff. I lit. d beſtimmt, 
daß der Vorſtand der israelitiſchen Kultusverwaltung in Gemeinden, 
wo eine ſolche beſteht, Mitglied des Armenpflegſchaftsrates ſei. — Es 
läßt ſich aus dem Wortlaute dieſer Beſtimmung nicht deutlich erkennen, 
wen das Geſetz als Vorſtand der Kultusverwaltung anſieht. Weder 
das Edikt vom 13. Juni 1813 noch die Normativentſchließung vom 
29. Juni 1863 kennt den Begriff „Kultusverwaltung“. Meines 
Erachtens kann unter „Kultusverwaltung“ nur der in 3. 3 der letzt— 
erwähnten Entjchliegung genannte „Vorſtand“ der Kultusgemeinde zu 
verstehen fein. Neger?) meint in Anm. 1 zu Art. 22 des Armen- 
gejeßes, daß im rechtsrheinifchen Bayern nur die in 3. 3 der M.-E. 
vom 29. VI. 63 erwähnten „Nepräjentationen” als Kultusverwaltungen 
zu erachten ſeien. Sch fehe hiefür feinen Grund; denn einmal giebt es 
in Heineren Gemeinden nur einen „Vorſtand“ und feine Repräfentation; 
und dann ift auch nicht anzunehmen, daß in größeren Gemeinden der 
Borfigende der erſt in zweiter Linie jtehenden Repräjentation und nicht 
jener des dem Range nach höher ftehenden „Vorſtandes“ das Ehrenamt 
eines Mitgliedes des Armenpflegjchaftsrates befleiden jollte. Für die 
Pfalz beftehen dieſe Zweifel nicht, weil es dort in allen, großen wie 
fleinen, Gemeinden, nur ein einziges Verwaltungskollegium, den Syna- 
gogenausichuß, giebt. 

2. Beerdigungswejen. Die oberpolizeilichen Borjchriften über 
die Leichenſchau und die Zeit der Beerdigung vom 20. November 1885 °) 
bejtimmen in 8 10, daß in der Negel Leichen nicht früher als 48 Stunden 
nad) Eintritt des Todes beerdigt werden dürfen. Die Beerdigung 
jüdischer Leichen kann jedoch Schon nach Ablauf von mindeitens 24 Stunden 
auf Begutachtung des Leichenjchauers durch die Ortspolizeibehörde ge- 
jtattet werden, wenn die Beerdigung bei Einhaltung der Frift von 
48 Stunden auf einen Sabbath oder einen hohen jüdischen Feiertag fiele®). 





1) E. Mayer (Kirchenhoheitsrechte ©. 223 ff.) bezeichnet diefe Berückſichtigung 
des religiöjen Bekenntniſſes auf Rechtsgebieten, die mit Staatöfirchenrecht nichts ge— 
mein haben, als das „veligtöje Moment in der Staatöverwaltung.“ 

2) Neger, Gejeg über die öffentliche Armen- und Krantenpflege v. 29. IV. 69. 
Mit Erläuterungen und Vollzugsporjchriften, 1886. 

5) Geſetz- und Verordnungsblatt 1885 ©. 655 ff. 

4) Vgl. noch M.-E. v. 6. XII. 87 (Geſetz- und Verordnungsblatt S. 690). 


u an — 
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3. Volksſchulweſen. Für eine Schulbildung der israelitiſchen 
Jugend war von Staatswegen bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts 
in Bayern nicht geſorgt worden. Es war Sache der einzelnen Juden— 
gemeinden, ſelbſt Schulen einzurichten, wenn ſie ihre Jugend in den 
Elementarfächern unterrichtet wiſſen wollten. Erſt Kurfürſt Mari: 
milian Joſeph öffnete der jüdiſchen Jugend ſämtliche Bildungsanſtalten 
des Landes durch eine Verordnung vom 18. Juni 1804'), in welcher 
er nicht bloß die Berechtigung, fondern auch die Verpflichtung der Juden— 
finder zum Schulbeſuch ausſprach. Hiebei geftattete er jedoch Den 
Israeliten die Beibehaltung ihrer eigenen Gemeindeſchulen und Die 
Errichtung neuer auf ihre Koften. Bei Erteilung diefer Erlaubnis 
leitete ihn die Abficht, den israelitiſchen Eltern von vorneherein jeglichen 
Grund zum Mißtrauen gegen den hriftlichen Schulunterricht dadurch 
zu benehmen, daß er ihnen freiftellte, ihre Kinder in die chriftlichen 
oder israelitiſchen Schulen zu jchiden. 

Was die Verordnung von 1804 ausgefprochen hatte, wurde im 
Judenedikt wiederholt. 8 32 desjelben beftimmt: „Die Judenkinder 
beider Gejchlechter find gleich jenen unſerer übrigen Untertdanen zum 
öffentlichen Schulbefuche in Städten und auf dem Lande verbunden, 
und fie erhalten, mit Ausnahme der Religionslehre, gleichen Unterricht 
mit denselben, unter Beobachtung aller über das Schul- und Erziehungs— 
wejen beftehenden Verordnungen; der Zutritt zu allen höheren Lehr- 
anftalten ift ihnen geftattet.” 

8 33: „Den Juden ift bewilligt, eigene Schulen zu errichten, wenn 
fie vorjchriftsmäßig gebildete und geprüfte Schullehrer aufitellen, welche 
fönigliche Unterthanen find und denen ein Gehalt von wenigftens 300 fl. 
gefichert ift. Diejelben find an den allgemeinen Lehrplan gebunden. 
Die Aufnahme von Hauslehrern richtet fich nach den allgemeinen Be— 
ftimmungen.” 

Diefe eigenen Schulen der Israeliten find ihrem rechtlichen Charakter 
nach meines Dafürhaltens bloße Privatjchulen?). ALS öffentliche Schulen 
fönnen nur die Schulen des Staates, der Kreis: umd Ortsgemeinden 
erachtet werden. 


1, Döllinger, VI. ©. 200 ff. 

2) Auch Seydel ift diefer Anficht in Bd. VL ©. 333 Anm. 4. Er’ bezieht 
ſich aber hiefür auch auf den Landratsabſchied für Mittelfranken vom 11. IV. 1551 
(NReg.-Bl. S. 491) und das ift ungevechtfertigt, weil dort nur von den Religions: 
ſchulen die Rede ift. 
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In einem Erkenntniſſe vom 22. September 1885") ſpricht Dies 
auch der k. Verwaltungsgerichtshof mit ganz flaren Worten aus, wenn 
er fagt: „Unter öffentlichen Schulen und Erziehungsanftalten verjteht 
man in Bayern gemeiniglich nur diejenigen Anftalten, welche vom 
Staate oder den Gemeinden gegründet find und unter der unmittelbaren ° 
Leitung und Kontrolle der vom Staate und ben Gemeinden bejtellten 
Organe ftehen. Im Gegenjage hiezu zählen zu den Privat-Unterrichts- 
und Erziehungsanftalten alle jene, welche ihre Gründung einer bloßen 
Privatunternehmung verdanfen, gleichviel ob diefe durch eine Korporation, 
einen Verein oder eine einzelne Privatperjon repräfentiert wird. Auch 
die Privatunterrichtsanftalten find der ftaatlichen Aufficht unterftellt, fie 
entbehren aber der unmittelbaren Leitung durch die öffentlichen Organe, 
an deren Stelle der private Unternehmer tritt.” — An der Nichtigkeit 
diefer Ausführung ift nicht zu zweifeln. Allein der Gerichtshof wird 
ihr aus praftifchen Gründen untren. In einem z. 5. in der Samm- 
fung der Entfeheidungen noch nicht veröffentlichten Erfenntnifje vom 
28. Dezember 1892, die Beitragspflicht der politijchen Gemeinde Leimers⸗ 
heim zu den Koſten der israelitiſchen Schule daſelbſt betreffend, bezeichnet 
er nämlich die israelitiſchen Elementarſchulen als „öffentliche Volksſchulen, 
wenn in denſelben der Schulbeſuch für die der israelitiſchen Konfeſſion 
angehörenden ſchulpflichtigen Kinder an Stelle der allgemeinen Volksſchule 
obligatoriſch iſt und ſie unter der unmittelbaren Leitung und Kontrolle 
der öffentlichen Schulbehörden ſtehen.“ Die in dem früheren Erkennt— 
niffe al3 notwendiges Merkmal der „öffentlichen“ Schule angejehene 
Gründung durch den Staat oder die politiiche Gemeinde wird hier mit 
Stillſchweigen übergangen, obwohl gerade fie das Wejentliche ift. Der 
Gerichtshof machte diefe Schwenfung, um jeine Zuftändigfeit zur Ent- 
ſcheidung des an ihn gebrachten Falles zu begründen ?). 

Auch das Kultusminifterium bezeichnet die iSraelitifchen Elementar- 
ſchulen, wenn auch nicht ausdrüdlich als „öffentliche“, jo doch als 
„deutſche“ oder „Volks“Schulen. Eine Entſchließung vom 28. XI. 62°) 





+) Sammlung VI ©. 199. 
2) Art. 10 3. 19 des Geſetzes über die Errichtung eines Verwaltungsgerichts- 


hofes u. f. w. vom 8. VIII. 78: „Der VBerwaltungsgerihtshof Üt....... in 
folgenden Angelegenheiten zuftändig: .. . .. 19. Berbindlichfeiten zu Leiſtungen für 
das Dienfteinfommen des Lehrperjonals an den Volksſchulen ...... für die Ein- 


richtung und Beheizung der Schullofalitäten und für den fonftigen Schulbedarf.” 
3) BL. f. adminift. Pr. Bd. XIII ©. 62 ff.: auch Weber, Neue Gefeg: u. 
Verordnungenfammlung Bd. VI. ©. 123. 


— 
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äußert fich folgendermaßen: „Das Geſetz vom 10. XI. 61, die Auf 
bringung des Bedarfes für die deutjchen Schulen betr. . . . .. erſtreckt 
ſich ſeinem Wortlaut und Sinn nach auf alle „deutſchen Schulen“ d. h. 
dem feſtſtehenden Sprachgebrauch zufolge auf alle jene Schulen, in 
welchen nach den organiſchen Einrichtungen des Staates für die ſchul— 
pflichtige Jugend der öffentliche Unterricht in den Elementarlehrgegen— 
ſtänden erteilt wird. Als ſolche Schulen haben zweifelsohne auch die 
förmlich eingerichteten Elementarſchulen der Israeliten zu gelten.“ 
Zuzugeben ift, daf die israelitifchen Elementarjchulen die öffentliche 
Schule in jeder Beziehung erjegen jollen; deswegen find fie aber noch 
nicht ſelbſt öffentliche Schulen, ebenſowenig wie eine etwa von einem 
Fabrikherrn für die Kinder ſeiner Arbeiter errichtete Schule. 


Aus der Beſtimmung der israelitiſchen Elementarſchulen, die öffentliche 
Volksſchule zu erſetzen und zum Teil aus der Anſchauung des Miniſteriums, 
es ſeien dieſelben öffentliche Schulen, erklären ſich die für ſie erlaſſenen 
Vorſchriften: 

Die israelitiſchen Schulen ſind an den allgemeinen Lehrplan der 
deutſchen Schulen gebunden; fie find den Lokal— und Diftrittsfchulinfpef- 
toren unterftellt !); die anzuftellenden Lehrer müfjen, wie die anderen Ele- 
mentarlehrer vorgebildet und geprüft jein?)?). Die israelitiſchen Ele- 
mentarſchulen find gleich den deutjchen Schulen bei Verteilung der 
Kreisichulfondsunterftügungen zu berüdfichtigen‘). — Das Gejeß vom 
10. November 1861, die Aufbringung des Bedarfs für Die deutjchen 
Schulen betreffend, joll auch auf die iSraelitifchen Elementarjchulen An- 
wendung finden); nur hat an Stelfe der politijchen Gemeinde die Kultus 
gemeinde für die Dedung des Schulbedarfes aufzufommen ‘). 

Die israelitiſche Elementarfchule ift eine Anftalt der Kultusgemeinde, 
die durchgängig aus konfeſſionellen Rückſichten errichtet wird. Der Auf- 
wand für diejelbe ift daher Kultusausgabe und ift in gleicher Weife 

1) M.-G. v. 35. Auguft 1813 8. 1, Döltinger VI. ©. 208 u. 209. 

2) Ebenda 3. 9- 

3) Bezüglich der Ausbildung der israel. Elementarlehrer in den Schullehrer: 
- feminarien greifen dieſelben Beftimmungen Plag wie für die Religionslehrer (ſ. $ 22). 

4) M.-E. v. 14. Juni 1833. Döllinger VI. ©. 2ll. 

5) 8 33 des Judenediktes hat durch das Schulbevarfsgejeg eine Abänderung 
erfahren, da nad deſſen Artikel 3 das Gehaltsminimum eines Lehrers 350 fl. = 
600 ME. zu betragen hat, während das Judenedikt nur 300 fl. verlangte. 

6) Bol. M.-E. vom 28. Novbr. 1862, abgedrudt in den BI. f. admin. Praxis 
Bd. 13 ©. 62 ff. Siehe auch BL. f. admin. Pr. Bo. 25 ©. 195. Weber a. a. D. 
Hp. VI ©. 123. 
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wie die Mittel zur Deckung der anderen Kultusausgaben aufzubringen). 
Die Verpflichtung zur Beitragsleiftung hiefür beruht lediglich auf dem 
Kultusverbande?). Hieraus folgt, daß nur Die im Bezirke der Kultus- 
gemeinde wohnenden phyſiſchen Perſonen zu Umlagen für die Schule 
pflichtig find. 

Es verfteht fih, daß die Mitglieder einer Kultusgemeinde, welche 
eine eigene Elementarſchule befist, zu den Umlagen für die Schulen 
der politifchen Gemeinde nicht herangezogen werden fünnen. Allein 
diefe Befreiung gründet fi) nicht etwa auf Art. V des Umlagengejebes 
vom 22. Juli 18199). Denn als „Schulen einer Religionspartet” find 
nur folche Schulen zu erachten, welche infolge irgend welcher ſtiftungs⸗ 
mäßiger oder ſonſtiger rechtlich geltender Anordnungen und Einrich⸗ 
tungen nur für Angehörige ein und derſelben Konfeſſion beſtimmt find, 
ohne daß Andersgläubigen ein Recht auf Mitbenügung zufteht‘). Den 
Ssraeliten fteht jedoch ein ausgejprochenes Recht der Mitbenügung an 
den Schulen der politiichen Gemeinde zu, und fie fönnen, jalls jie eine 
eigene Schule errichtet Haben, dieſe jeden Augenblid wieder aufgeben 
und die Zulaffung zur Gemeindefchule verlangen. Die Schule der politi- 
ichen Gemeinde ift daher nicht Schule einer den Israeliten fremden 
Neligionspartei. Die Befreiung der Jsraeliten von der Verpflichtung, 
zur Schule der politifchen Gemeinde Umlagen zu zahlen, gründet ji) 
vielmehr auf die in 8 33 des Judenediktes ihnen eingeräumte Befugnis, 
fich die Gemeindeſchule durch Errichtung einer eigenen Schule in jeder 
Richtung zu erjegen?). 


1) Für die Pfalz iſt dies ausdrüdlich ausgeiprohen in der Verordnung vom 
27. März 1872 Art. XVII. Bol. auch Entſch. d. B.-6.:9. v. 28. Dez. 1892. 

2) Bal. Entf. d. 3.6.9. Bd. X ©. 160 ff. 

3) Art. V des Umlagengejeges lautet: „Kein Staatsbürger ift verbunden, zur 
Befriedigung der Bedürfniffe von Kirchen und Schulen einer Neligionspartei, zu 
welcher er nicht gehört, mittelft Umlagen beizutragen, wenn nicht ein gemeinfchaftlicher 
Genuß oder ein bejonderes Nechtsverhältnis beiteht.” 

4) Vgl, Entid). des B.:6.:9. Bd. I ©. 21 ff, Bd. HI ©. 261 ff. 

5) Aus einer Entſchließung vom 28. VIII. 13 (Döll. VI. ©. 208) geht mit 
Deutlichkeit hervor, daß man die Israeliten nicht dazu verhalten wollte, außer für 
die eigene auch noch für die Schule der politischen Gemeinde zu zahlen. 3. 2 der 
Entſchl. jagt nämlich: „Wo die jüdischen Einwohner eines Ortes feine folche be- 
jondere Schule haben, find ihre Kinder gleich denen der übrigen Ortseinwohner zu 
der allgemeinen Volksſchule pflichtig, das Schulgeld gleich den anderen zu bezahlen 
verbunden.” Per argumentum e contrario ergiebt ſich hieraus, daß fie dort, wo fie 
eine eigene Schule befigen, hiezu nicht verpflichtet find. 
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Bei der Nichtanmwendbarkeit des Art. V des Umlagengefebes 
hindert nichts, daß Israeliten, die in der Gemeinde befteuert find, 
ohne in derjelben zu wohnen, auch dann, wenn in der Gemeinde eine 
israelitische Elementarfchule befteht,-dennoc zu Umlagen für die Schule 
der politischen Gemeinde herangezogen werden. Eine Doppelbefteuerung 
entfteht hiedurch nicht, da fie zur israelitiſchen Schule, weil fie nicht 
Mitglieder der Kultusgemeinde find, nicht zahlen. | 

Anders Liegt die Sache, wenn die Kultusgemeinde über die politische: 
Gemeinde hinaus auf den Wohnort des Forenjen fich erjtredt. Dann 
zahlt der Forenſe zur israelitiſchen Schule, nicht aber zur Schule der 
politiihen Gemeinde. > 

Noch ift des Falles zu gedenken, daß ein Israelite jeine Kinder 
nicht in die israelitifche, fondern in die gemeindliche Elementarſchule 
ichieft. Diefer iſt zu beiden Schulen umlagenpflihtig: zur iSraeli- 
tiichen, weil der Aufwand für diefelbe Kultusausgabe it, zu 
welcher jeder Kultusgemeindeangehörige fonkurriert, mag er die Kultus- 
anftalt bemügen oder nicht, zur gemeindfichen, weil er einen Nubgenuß 
von derjelben hat. 


4. Sabbathfeier. Durch eine Entjchliegung des k. Staats 
minifteriums des Innern vom 31. Mat 1838, Nr. 11527 2) wurde 
auf Allerhöchiten Befehl angeordnet, daß Die iSraelitifchen Schüler in 
den öffentlichen Schulen und Lehranftalten am Sabbath vom Schreiben 
befreit fein follten. — Eine Entſchließung des k. Staatsminifteriums 
des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten vom 19. Januar 
1887, Nr. 84512), Schuldispenfe der iSraelitiichen Schüler an Sab- 


1) „Seine Majeftät der König haben unter Aufpebung der generalifierten Mini- 
ſterialentſchließung vom 16. Septb. 1835 Nr. 13177 (Döll. VI. ©. 155 u. 156), 
den Vollzug des $ 23 im Edikte über Die Verhältniffe der israelit. Glaubensgenofjen 
vom 10. Juni 1813 bezüglich. der Teilnahme der israelitiſchen Schüler an den jehrift- 
lichen Schularbeiten am Sabbath betr., alferhöchft zu befehlen geruht, dab die Lehr: 
ftundenordnung an den Öffentlichen Schulen und Lehranftalten, welche von Schülern 
und Zöglingen israelitiicher Religion beſucht werden, allenthalben in der Art geregelt 
werden, damit fein Zwang gegen jolde Schüler und Zöglinge zur Übertretung des 
Verbotes ihres Ceremonialgejeges, am Sabbath zu ſchreiben, ſtattfinde und daß hier— 
auf bezügliche Reklamationen beſeitigt bleiben. Die k. Regierung, Kammer des Innern, 
hat hienach das Geeignete zu verfügen.“ 


2) „An die ſämtlichen k. Rektorate der humaniſtiſchen und Realgymnaſien und 
der Realſchulen, dann an die k. Subrektorate der iſolierten Lateinſchulen. — Auf den 


Antrag mehrerer Rabbiner des Königreichs ſieht ſich das unterfertigte k. Staats— 


.r 


bothen und israelitiſchen Fefttage dieſe Tage di 
iSraelitiichen Schülern der höheren Lehranftalten ‚volljtändige 
freiheit. s 





minifterium veranlaßt, entſprechend der in einzelnen" Fällen bereits wiederholt er- { 2 


gangenen Entjheidung, nunmehr die allgemeine Anordnung zu treffen, daß die 


israelitiſchen Schüler der Humaniftifchen und techniſchen Mittelihulen an den Sabbathen 
und israelitiſchen Feittagen vom Schulbeſuche zu diöpenfieren find, jofern von jeiten 
der Eltern derjelben oder deren Stellvertreter ein bejonderer Antrag hierauf bei den 
fgl. Rektoraten geftellt wird. Die Beteiligten find jedoch darauf aufmerfjam zu machen, 
dag ein Nachholen des an ſolchen Tagen durchgenommenen Unterrichtspenfums in 
der Schule nicht ftattfindet und daß daher den israelit. Schülern die Ausfüllung der 
auf dieſe Weife in ihrem Unterrichte entftehenden Lüden jelbjt überlafjen werden muß.“ 
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Die Kulfusgemeinde. 


I. Kapitel. 
Die Kultusgemeinde in den Landesteilen rechts des Rheins. 


8 8. Begriff und öffentlich-rechtlicher Charakter der 
Kultusgemeinde. 


Nach israelitiicher Lehre ift eine Kultusgemeinde von ſelbſt vor— 
handen, wenn an einem Orte mindeitens zehn männliche nicht unter 
dreizehn Jahre alte Israeliten wohnen, welche die Mittel zur Beihaffung 
der Kuftusbedürfniffe aufzubringen vermögen‘). Eine nad) bayeriſchem 
Staatsrechte vollkommen zutreffende Definition kann jedoch hieraus nicht 
‚entnommen werden; denn der Staat hat eigene Bedingungen aufgeftellt, 
unter welchen er die Bildung einer Kultusgemeinde zuläßt. Man wird die 
Kuftusgemeinde zu definieren haben als eine mit ftaatlicher Genehmigung 
zu ftande gekommene Örtliche Bereinigung einer Anzahl Israeliten zum 
Zwede der gemeinjchaftlichen Sottesverehrung nad) moſaiſchem Ritus. 

Die rechtlichen Verhältniſſe dieſer Vereinigung wurzeln im Boden 
des Öffentlichen Rechtes. Man war allerdings zeitweiſe der Auffaffung, 


1) Unter den ſchon mehrfach erwähnten 28 Fragen, welche das Kultusminifterium 
im Jahre 1850 einer Reihe von Nabbinern zur Beantwortung vorlegte, lautete die 
vierte: „Unter welchen Vorausjegungen fann eine israelitiiche Kultusgemeinde an 
einem Orte als bejtehend angenommen werden?” Sie wurde faft einftimmig in dem 
im Texte wiedergegebenen Sinne beantwortet. 
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daß die Kultusgemeinden nur Verbände des Brivatrechtes feien'). Anlaß 
hiezu gab der Wortlaut des $ 32 des Religiongediktes: „Eine Neligions- 
gejellichaft, welche die Rechte öffentlich) aufgenommener Kirchengejell- 
ichaften bei ihrer Genehmigung nicht erhält, wird nicht als eine öffent- 
fiche Korporation, ſondern ‚als eine PBrivatgejellichaft erachtet.” Man’ 
glaubte, e3 feien durch dieſe Bejtimmung die fämtlichen Privatkirchen— 
gejellfchaften, alſo auch die israelitiſche, vollftändig auf das Gebiet des 
Privatrechtes verwieſen worden und nur die öffentlichen Kirchengejell- 
ichaften feien Verbände des öffentlichen Rechtes. — Zu einer eingehen- 
den Widerlegung diefer Anficht wäre es allerdings erforderlich, zunächſt 
feftzuftellen, was ein Verband des öffentlichen Rechtes überhaupt jet. 
Allein diefe Frage ift fo beftritten?), daß fie in dem Rahmen der vorliegen 
den Abhandlung unmöglich jo, wie es ihre Bedeutung verlangt, be- 
handelt werden fünnte und daher befjer unerörtert bleibt. Es mag 
hier der Hinweis genügen, daß jest Theorie?) und Praxis darin über- 
einftimmen, dat die Brivatfirchengefellichaften des Religionsediktes nicht 
minder Verbände des öffentlichen Nechtes find als die öffentlichen 
Kirchengejellfchaften, von welch Ießteren dies ohnehin ſchon immer feit- 
ftand. Und in der That find auch die Vorzüge, welche die öffent— 
lichen vor den Privatfirchengejellichaften voraus haben, feineswegs von 
der Art, daß gerade fie den erfteren den öffentlich-rechtlichen Charakter 
aufprägen fünnten?®). 


1) Bol. M.-E. v. 6. XI. 31 u. 5. IH. 32 (Dölt. VI. ©. 19); M-E. v. 6. 
XII. 47; 28. XII. 47; 27. VII. 48; 2. XI. 48; (Döll. VIII. ©. 432 -435). 

2) Bol. Rofin, Das Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft. Freiburg i. B. 1886, 
insbejondere 8 1, Kritif der bisherigen Anfichten. Siehe auch die bei Seydel VI. 
©. 120 Anm. 3 verzeichnete Litteratur. 

3) Bgl. E. Mayer, Kirhenhoheitsrechte S. 135 u. Seydel VI. ©. 120. 

4) Das wichtigfte Vorrecht der öffentlichen Kirchengefellichaften, das exereitium 
religionis publicum d. h. das Recht, mit dem Gottesdienfte an die Offentlichfeit zu 
treten, Prozeſſionen zu veranftalten und mit Gloden zum Gebet und zum Gottes- 
dienfte zu rufen, wird niemand als ein wejentliches Merkmal des Begriffes „öffentlich 
vechtlicher Verband” anfehen. Val. auch E. Mayer, Kirhenhoheitärechte S. 185. 
Das Gleiche gilt bezüglich der den öffentlichen Kirchengejellichaften ipso jure zukommen— 
den Vrivatrechtsfähigfeit (S 44 Nel.-Ed.). Denn die Verleihung der Korporations- 
eigenſchaft ift ja eine Bevorzugung lediglich auf dem Gebiete des Privatrechtes. Auch 
die den Angehörigen einer öffentlichen Kirchengeſellſchaft erteilte Befugnis, eine Firch- 
liche Gemeinde zu gründen, ſobald fte hiezu die erforderlichen Mittel nachweiſen ($ 88 
Rel.“Ed.) bildet fein essentiale des Begriffes der öffentlich rechtlihen Korporation. 
Dies geht jchon daraus hervor, daß bei vielen Verbänden, die allgemein als öffentlich 
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In den 88 3 und 6 der vorliegenden Abhandlung ift bereitS dar- 
gethan worden, daß die iraelitiiche Neligionsgejellichaft in Bayern in 
ihrer Gejamtheit nicht als ein für das Necht exiftenter Verband, als 
eine Gefellichaft im Nechtsfinne anzujehen ift, da fie mangels jeglicher 
Organisation als Gefamtheit überhaupt feine greifbare Geftalt annimmt. 
Nur die Kultusgemeinde bejißt eine VBerfaffung und tritt daher in Die 
äußere Erſcheinung. Wenn num die Privatirchengejellichaften als Ver— 
bände des öffentlichen Rechtes anzufehen find, bei der israelitiſchen 
Religionsgenofjenjchaft aber die Kultusgemeinde allein al3 ein juriftifcher 
Verband gelten kann, jo kann auch nur fie es jein, im welcher der 
öffentlich -vechtliche Charakter der Neligionsgejellichaft zum Ausdrud 
fommt?). 


S 9. Die Bildung der Kultusgemeinden. 


Der 8 24 des Judenediftes, welcher die grundlegende Beſtimmung 
über Bildung von Kultusgemeinden enthält, lautet: 

„Wo die Juden in einem gewifjen mit der Territorialeinteilung 
des Neiches übereinftimmenden Bezirke in einer Zahl von wenigſtens 
50 Familien vorhanden find, ift ihnen geftattet, eine eigene Firchliche 
Gemeinde zu bilden und an einem Drte, wo eine Polizeibehörde be- 
fteht, eine Synagoge, einen Rabbiner und eine eigene Begräbnisitätte 
zu haben.“ 

Es erhoben fich alsbald nach Erlaſſung des Judenediktes Zweifel 
darüber, ob dieſe Beſtimmung auch auf jene Kultusgemeinden An— 


rechtliche anerkannt ſind, ſchon ihrer Natur nach das Recht der Gemeindebildung gar 
keine Rolle ſpielt. Ebenſo wird niemand behaupten wollen, daß die Zubilligung ge— 
wiſſer perſönlicher Vorzüge an die Beamten einer Vereinigung ſeitens des Staates letztere 
zu einer öffentlich-rechtlichen ſtempele. (Vgl. $ 30 Rel.-Ed., welcher den Geiftlichen der 
öffentlichen Kirchengeſellſchaften die Rechte und Achtung öffentlicher Beamter verleiht.) 
Andere Vorrechte der öffentlichen Kirchengeſellſchaften vor den privaten beftehen nicht. 
Die Garantie befonderen ftaatlihen Schuges, welde SS 29.u. 31 Rel.Ed. den Kirchen 
und dem Eigentum der öffentlichen Religionsgeſellſchaften leiſtet, kann nicht mehr als 
Bevorzugung der letzteren gelten, man müßte denn an die ſtaatliche Uberwachung der 
kirchlichen Vermögensverwaltung denken; es genießen heutigentags Gotteshäuſer und 
ſonſtiges Eigentum der Privatkirchengeſellſchaften den gleichen ſtaatlichen Schutz wie 
jene der öffentlichen. (Vgl. SS 243 3. 1, 304, 306 d. Reichsſtrafgeſetzbuches.) 

1) Bgl. Seybel VI. ©. 335. Entſch. d. B.-6..H. XII. ©. 426, Bl. f. Rechts⸗ 
Anwendung B. 19 ©. 124 u. 125. 
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wendung zu finden habe, welche jchon vor Erlaſſung des Ediftes be- 
ftanden. Gemeinden, bei welchen Die in S 24 aufgejtellten Voraus 
jegungen nicht vorlagen, hätten infolgedeffen aufgelöft und vielleicht 
mit anderen Gemeinden zu einer neuen, den Vorjchriften des 8 24 
entiprechenden Gemeinde vereinigt werden müſſen. Auch hätte man an - 
Orten, die feine Polizeibehörde bejaßen, die etwa vorhandenen Syna- 
gogen und Friedhöfe ſchließen und die Nabbinate aufheben müfjen. 

Das Minifterium beantwortete eine diesbezügliche Anfrage des 
Generalfommiffariates des Oberdonaufreifes in Eichjtädt durch Ent- 
ſchließung vom 6. Dezember 1813) in folgender Weiſe: „Die Be- 
ftimmung, dag Synagogen, Nabbiner und Begräbnisftätten nur an 
einem folchen Orte ftattfinden jollen, wo eine Bolizeibehörde, d. i. eine 
Rolizeidireftion, ein Polizeikommiſſariat, Landgericht, Herrſchafts- oder 
Ortsgericht befteht, gilt nur von der Errichtung neuer Kirchengemeinden 
und neuer Synagogen, ohne auf die jchon beftehenden eine mit dem 
Edikt über die Rechtsverhältniffe der Einwohner des Königreichs Bayern 
in Beziehung auf Religion und Eirchliche Gejellihaften nicht wohl ver- 
einbarfiche Rückwirkung zu haben.“ 


Keubildung von Rultusgemeinden. 


Es ſoll zunächſt einzig und allein unterjucht werden, was das 
Sudenedift über Neubildung von Kultusgemeinden bejtimmt. Spätere 
Minifterialentichliegungen bleiben vorerjt außer Betracht. 

Die Bedingungen, welche 8 24 J.E. für die Bildung von Kultus- 
gemeinden vorjchreibt, find unjcheinend nur zwei: Erjtens müſſen 
mindeſtens 50 Familien vorhanden jein, welche ſich zu einer Gemeinde - 
vereinigen wollen, zweitens müſſen dieje in einem mit der Territorial- 
einteilung des Neiches übereinftimmenden Bezirke wohnen. Bei näherem 
Zuſehen finden fich aber zwei weitere Bedingungen. Da nämlich eine 
Gemeinde nicht ohne Synagoge beftehen kann — der gemeinjchaftliche 
Gottesdienjt, dem die Synagoge geweiht ift, bildet ja den erjten Zweck 
der Gemeindebildung —, ergiebt ſich als dritte Bedingung, daß die 
für die neue Gemeinde erforderliche Synagoge an einem Orte, wo eine 
Polizeibehörde befteht, errichtet werde. Endlich verlangt das Edikt für 
jede Gemeinde auch einen Rabbiner. Es ift leßteres zwar nicht pofitiv 
ausgeſprochen; aber der Geſetzgeber jcheint als ganz ſelbſtverſtändlich 


1) Döllinger VI, ©. 197, 
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betrachtet zu haben, daß jede Kultusgemeinde einen Rabbiner beige. 
Synagoge und Rabbiner find ihm offenbar etwas Unzertvennliches. Denn 
in 8 25 Abſ. 2 Schreibt er vor, daß da, wo eine Synagoge bejtehe, 
nur der Rabbiner oder deffen- bejtätigter Subjtitut (— geprüfter 
Rabbinatsfandidat, wie ſich aus den SS 26 ff. ergiebt) Kirchliche Ver- 
richtungen vornehmen dürfe. Außerdem wird im $ 31 die Verwaltung 
des Kultusvermögens in den einzelnen Gemeinden dem Rabbiner, an 
deſſen Vorhandenſein alfo gar nicht gezweifelt wird, und zwei Gemeinde: 
gliedern übertragen. Die Anficht, daß Kultusgemeinde und Nabbiner 
notwendig zufammengehören, jtimmt zwar nicht mit den religiöfen 
Anſchauungen der Israeliten, kann aber aus dem Edikte nicht Hinweg- 
geleugnet werden !). 

Zu den einzelnen eben aufgezählten Bedingungen der Gemeinde- 
bildung ift folgendes zu bemerfen: 

Was iſt Rechtens, wenn inmerhalb eines Bezirkes zwar mindejtens 
50 jüdiſche Familien vorhanden find, aber nur ein Teil derjelben zur 
Gründung einer Gemeinde geneigt ift, während der andere fich ablehnen 
verhält? Die Gemeinde kann in diefem Falle nicht gebildet werden. 
8 24 J.E. ſtatuiert nämlich nicht eine Berpflihtung, ſondern ein 
Recht zur Gemeindebildung. Ein Zwang gegen die fich ablehnend 
Berhaltenden widerjtrebt daher dem Sinne der Beſtimmung des Ediftes?). 
Ebenſowenig ſtünde e3 aber mit deren Geifte im Einflang, wenn die 
nach der Gemeindebildung ftrebende Partei, um die Gemeindegründung 
durchzufegen, fich lediglich auf die Thatſache zu berufen brauchte, daß 
ja 50 Familien im Bezirke vorhanden jeien. Dem Gejeßgeber kann 
e3 nicht genügen, wenn nur überhaupt 50 Familien. im Bezirfe ſich 
befinden; er will vielmehr, daß dieſe Zahl in Wirklichkeit zur Kultus: 
gemeinde fich vereinige, wenn Die Gemeindegründung ftatthaft jein jolle. 


1) Die Vorverhandlungen zum Edikte laſſen feinen Zweifel, daß die Regierung 
Gemeinde und Rabbiner als zuſammengehörig dachte. Der Entwurf der Polizei— 
ſektion beſtimmt in Art. 2: „Die Juden werden ſämtlich in ordentliche Firchliche 
Gemeinden, wovon in der Negel feine unter 50 Familien enthalten foll, eingeteilt; 
jede dieſer Gemeinden joll eine Synagoge und einen DOrtsrabbiner 
haben; der Umfang diejer Kirchengemeinden joll mit den Grenzen der bürgerlichen 
Gemeinden zufammentreffen.“ 

Die vereinigten Seftionen und das Plenum de3 Geheimen Rates ftimmten dem 
Entwurfe der Polizeijeftion zu. Der Referent (Graf Welsperg) beantragte, dem 
Artikel noch die- Beftimmung beizufügen, „daß die Synagoge immer am Sie einer 
Polizeibehörde zu bejtehen habe.“ Sein Antrag wurde angenommen. 

2) Vgl. übrigens S. 95 Anm. 5. 3 
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Was iſt eine Polizeibehörde im Sinne des $24%.-E.? Die oben- 
angeführte Minifterialentfhliefung vom 6. Dez. 1813 giebt die Ant- 
wort. Sie bezeichnet als Bolizeibehörde eine Polizeidirektion, ein Polizei- 
fommiffariat, ein Landgericht, Herrihafts- und Drtsgericht. Mit den 
gegenwärtigen Berhältniffen ftimmt dies jedoch nicht mehr, da den Ge - 
richten die polizeilichen Funktionen abgenommen find. An ihre Stelle 
find die Bezirksämter und unmittelbaren Magiftrate getreten). 


Der Zwed der Beitimmung, daß die Synagoge nur an einem 
Polizeiſitze errichtet werden dürfe, ift offenbar der, daß die Zujammen- 
fünfte der Israeliten von der Staatsbehörde geeignet jollen überwacht 
werden können. Die Vorſchrift ift unter Umständen für die Ssraeliten 
jehr hart und kann es ihnen ſogar unmöglich machen, eine Gemeinde 
zu bilden. Man nehme an, es jei in einem Landgerichtsbezirfe (älterer 
Ordnung) die weitaus größte Zahl der ISraeliten in einem am der 
Grenze des Bezirkes gelegenen Dorfe anfällig. Müſſen diejelben ihre 
Synagoge am Sitze des Landgerichtes errichten, jo hat die Gemeinde- 
bildung für fie äußerjt wenig Wert; denn am Sabbath, an dem Tage 
alfo, an welchem fie der Synagoge am dringenditen bedürfen, fünnen 
fie diefelbe nicht benützen, da ihre religiöjen Vorſchriften ihnen verbieten, 
am Sabbath größere Streden zurüdzulegen. Dder: An dem Orte, in 
welchem die Polizeibehörde ihren Sit hat, jollen Juden zu der Zeit, 
als man die neue Gemeinde gründen wollte, nicht anſäſſig geweſen fein. 
In ſolchem Falle war bis zum Jahre 1861 die Gemeindegriündung 
überhaupt nicht möglich, mochten auch 50 oder 100 oder noch mehr 
israelitiſche Zamilien im Boltizeibezirfe wohnen. Denn nach 8 13 J.E., 
welcher erit durch S 15 des Landtagsabjchiedes vom 10. November 1861 
(Gejegblatt S. 70) aufgehoben wurde, fonnte den Juden an Orten, wo 
fie noch nicht anfäfjig waren, die Anſäſſigmachung nur in gewifien 
in 8 13 aufgeführten Fällen bewilligt werden. Da die Errichtung 
und der Beſitz einer Synagoge die Anſäſſigmachung mindeftens einiger 
weniger zum Synagogendienſte erforderlicher Perſonen notwendig macht, 
überdies auch ein Rabbiner am Polizeifige fich niederlaffen muß, anderer- 


1) Die Bürgermeifterämter gelten nicht al3 PBolizeibehörden im Sinne des Ediktes. 
Das Öeneralfommifjariat des Oberdonaukreiſes hatte in feinem obenerwähnten, in 
den Alten deö vormaligen Geheimen Rates noch vorhandenen Berichte vom 31. Juli 1813 
ausdrüdlich angefragt, ob die Bürgermeifterämter nicht unter den Polizeibehörden 
mitzuverftehen jeien. Das Minifterium verneinte dies, wie aus feiner Aufzählung 
der Polizeibehörden hervorgeht. 
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ſeits aber der Synagogendienft nicht unter den Anſäſſigmachungstiteln 
des 8 13 enthalten tft, jo war in einem Falle, wie dem hier ange- 
nommenen, die Errichtung einer Synagoge, die Aufitellung eines Rab- 
biners und damit die Gründung einer Kultusgemeinde unmöglich, mochten 
auch ſonſt alle Borausjegungen gegeben fein. 

Der Gejeggeber hat vielleicht an folche Folgen nicht gedacht; aber 
jeine Beitimmungen find nun einmal von der Art, daß ſich aus ihnen 
dieſe Konjequenzen ergeben. 


Die Grundfäge des Ediktes in Bezug auf Gemeindebildung waren 
mit den Bedürfniſſen der Praris nicht recht. in Einklang zu bringen. 
Snsbejondere zeigte Fich zunächit der im Edikte zu Tage tretende Ge— 
danfe von der Notwendigkeit des Rabbiners und die diefem Gedanken 
entfließende Bejtimmung des 8 25 Abſ. 2!) J.E. als nicht wohl durch— 
führbar, da man von den zahlreichen Kleinen Judengemeinden, die aus 
der Zeit vor dem Edifte herübergefommen waren, kaum verlangen konnte, 
daß fich jede einen Rabbiner halte. Der Drang der Verhältnifje führte 
daher zu einer Weiterentwicdelung, die zunächft zwar noch nicht in 
direktem Widerjpruche mit dem Edikte ftand, jpäterhin aber kaum mehr 
als im Einflange mit demielben ftehend bezeichnet werden kann. 

Borerit ließ eine M.-E. vom 29. Auguft 1824?) unter prinzipielle 
Wahrung des vom Edifte eingenommenen Standpunftes eine Grleich- 
terung Hinfichtlich der Anftellung von Nabbinern durch folgende Ber 
ftimmung eintreten: 

„3.1. Gemeinjchaftliche Gottesdienfte, welche die Grenzen der ein- 
fachen Hausandacht überfchreiten, dürfen nur denjenigen jüdiſchen 
Slaubensgenofjen geftattet werden, die irgend einem beftimmten Rabbiner 
zugewiejen find. Wenn daher Feine Judengemeinden für ſich die Koſten 
eines Rabbiners zu bejtreiten nicht vermögen, jollen für mehrere ſolcher 
Gemeinden gemeinschaftliche Nabbiner aufgeitellt werden ... 

3. 3. Bor der Hand fann den jüdischen Gemeinden, welche ſich 
zur Aufftellung einzelner oder gemeinjchaftlicher Rabbiner bereitwillig 
erffären, die Fortjeßung des bisher ausgeübten gemeinjchaftlichen Gottes— 
dienftes in Gegenwart eines Vorſängers gejtattet werden .. ..“ 

Die Entſchließung geftattet alſo die Aufjtellung gemeinjchaftlicher 


1) „Wo eine Synagoge befteht, darf außer dem Rabbiner oder dem beftätigten 
Subftituten fein Anderer kirchliche Verrichtungen vornehmen.” 
2) Döllinger VI. ©. 157. 
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Rabbiner. Dagegen deutet, was wegen einer fpäteren Miniſterial— 
entſchließung hier feſtgeſtellt werden muß, nichts darauf hin, daß 
auch eine Erleichterung bezüglich der zur Gemeindebildung erforder⸗ 
lichen Familienzahl habe getroffen werden wollen. Der Ausdruck, 
„Kleine Judengemeinde“ läßt feinen zwingenden Schluß auf eine ſolche 
Erleichterung zu. 


Für die Zeit bis zum Jahre 1861 mochte man mit den Be— 
ftimmungen des Ediftes und der eben angeführten Miniſterialentſchließung 
zur Not ducchfommen. Denn die Zahl der Judengemeinden erfuhr 
infolge der erfchwerten Anfäffigmacjungsverhältniffe faum eine beträcht- 
fiche Bermehrung. ALS aber durc) den Landtagsabjchied vom 10. November 
1861 & 15 die Beichränfungen der Juden in Bezug auf Freizügigkeit 
und Niederlaffung aufgehoben wurden, änderten ſich die Verhältniſſe. 
An gar vielen Orten, die bisher jüdische Bewohner nicht Hatten, bildeten 
ſich israelitiiche Anfiedelungen, und damit war jofort das Bedürfnis 
nach Gründung neuer Kultusgemeinden gegeben. Die Beitimmung des 
Ediktes über die Familienzahl jtand jedoch hemmend entgegen; denn 
in den einzelnen Gemeinden fanden fich meift nicht fünfzig Familien; die 
Zuſammenlegung der Juden verjchiedener zu weit von einander gelegener 
Gemeinden aber zu einer einzigen Kultusgemeinde war wegen des 
Synagogenbejuches unthunlich. — Das Hinderlichjte indefjen blieb Die 
Vorſchrift, daß die Synagoge nur am Site der PRolizeibehörde errichtet 
werden jolle. Die Praxis Half fi) nun einfach damit, daß fie die 
bezüglichen Vorjchriften ruhig auf dem Papiere ftehen ließ und im 
übrigen fich nach den Bedürfniffen richtete. Ein ſolches Vorgehen 
war ungejeglich, aber es erhielt jeine Billigung durch die Normativ- 
entjchließung vom 29. Juni 1863. Freilich konnte der ungejegliche 
Zuftand durch dieſe Minifterialentichliegung nicht in einen gejeßlichen 
umgewandelt werden. Was der König im Edikte verordnet hatte, konnte 
das Minifterium allein vechtsgültig nicht ändern. Doch wurden: feine 
Anordnungen von der Praxis dankbar angenommen und haben nie 
eine Anfechtung erlitten. 


Die Normativentichliegung jagt folgendes: 


„Dereit3 Durch die zum Vollzuge des Ediktes .... vom 10. Juni 
1513 ergangenen Minifterialentfchliegungen vom 6. Dezember 1813 
8. 3 und 29. Auguft 1824 3. 1 und 3 ift ausgejprochen worden, daß 
der 8 24 des Ediktes dem Fortbeftande und der Bildung israelitiicher 
Lofalfultusgemeinden nicht entgegenftehe, joferne nur diefe Gemeinden 
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einem beſtimmten Rabbiner zugewiefen find. Hieran ift auch ferner 
feſtzuhalten .... 5 


Was hier bezüglich des „Fortbeitandes“ von Kırltusgemeinden 
gejagt wird, iſt richtig; unrichtig dagegen, was über die „Bildung“ 
von „Lofalfultusgemeinden” gejagt werden will. Unter Lofalfultusge- 
meinden verfteht die Entſchließung offenbar eine Art von Filialen einer 
Rabbiner-Gemeinde: Heine Bemeinden ohne Rabbiner, die ihre Synagoge 
nicht am Polizeiſitze haben und auch nicht 50 Familien zählen müfjen. 
Allein über die Möglichkeit der Bildung folcher Gemeinden jagt 
weder die eine noch die andere der beiden angezogenen Entjchließungen 
etwas. Sene von 1813 ſpricht nur vom Yortbeftande älterer vor 
dem Edikte gegründeter Gemeinden und jene von 1824 trifft nur er- 
Leichternde Beftimmungen über die Aufitellung von Nabbinern. Und 
was den $ 24 J.E. ſelbſt anbelangt, jo deutet diejer durchaus nicht 
auf die Möglichkeit der Neugründung ſolcher Lokalkultusgemeinden hin, 
wie die Normativentichliegung fie im Sinne hat}). 

Allein da das Miniftertum gefprochen hatte und feine Anordnungen 

den Bedürfniffen der Praris angemefjener waren als die veralteten 
Beltimmungen des Ediktes, kümmerte man fi) nicht weiter darum, ob 
diefe Anordnungen wirklich auf gejeglichem Boden erwachjen waren, 
und gründete ruhig Kultusgemeinden, auch wenn die ediftmäßigen Vor- 
ausjegungen nicht vorlagen. ' 
Wie man fih nun mit den widerfprechenden Beſtimmungen des 
Ediktes und der Normativentfchliegung zurecht findet, mag aus folgen- 
dem Auszug einer Entſchließung der k. Regierung von Oberbayern, Kammer 
des Innern, vom 11. Oftober 1892 Nr. 31802, Bildung einer iSraeli- 
tiichen Kultusgemeinde in Ingolſtadt betreffend, erjehen werden: 


„Nach 8 24 des Ediktes vom 10. Sumi 1813... .. ijt den 
Juden, wo fie in einem gewifjen, mit ber Territorialeinteilung des 
Keiches übereinftimmenden Bezirk in einer Zahl von wenigſtens 50 


1) E. Mayer, Kichenhoheitsrechte S. 177 ift der Meinung, daß eine Gemeinde: 
bildung auch dann möglich jei, mern die im Edikte vorgejchriebene Familienzahl noch 
nicht erreicht jei; nur könne in dieſem Falle die ftaatliche Genehmigung aud ver: 
weigert werden. Ich gebe dies zu; allein $ 24 J.E. hat Verordnungseigenjchaft, 
und wenn eine Dispens bezüglich der Familienzahl gegeben werden joll, jo muß fie 
dementiprechend vom König erteilt werden. Das geichah und gejchieht aber nie. Das 
Minifterium hat vielmehr in eigener Kompetenz durch die Entſchließung vom 29. VI. 63 
eine ftändige Dispens gewährt, und das ift nicht zuläſſig. 
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Familien vorhanden ſind, geſtattet, eine eigene kirchliche Gemeinde zu 
bilden und an einem Orte, wo eine Polizeibehörde beſteht, eine Syna— 
goge, einen Rabbiner und eine eigene Begräbnisſtätte zu haben. — 
In der Entſchl. des k. St.-M. d. J. f. K. u. Sch.-A. vom 29. VI. 
re wird jodann darauf hingewiejen, Daß der 8 24 des Ediftes 
dem Fortbeftand und der Bildung israelitifcher Kultusgemeinden nicht 
entgegenftehe, joferne nur dieje Gemeinden einem bejtimmten Nabbiner 
zugewiejen find. Augleich werden in diefer Min. -Entjchl. die Grund— 
ſätze bezeichnet, von welchen in Bezug auf den Bejtand und die Ein- 
richtung der einzelnen Kultusgemeinden auszugehen it, und wird her- 
‚ vorgehoben, daß diefe Grundfäge — nad) welchen unter anderem das 
Borhandenjein von 10 religiös jelbftändigen männlichen YSraeliten 
al3 zum Fortbeitand von israelitifchen Kultusgemeinden genügend 
erjcheint — auch bei Bildung neuer israelitiicher Kultusgemeinden 
Anwendung zu finden haben.” Die Neg.-Entihl. jagt dann weiter, 
daß in Ingolftadt mehr als 10 ſolche Israeliten jich befänden (es find 
augenbliclich 16, aljo bei weitem nicht 50 Familien), daß die Gemeinde 
fih dem Nabbinate München anjchließe und daß auch die jonjtigen 
Borausjegungen vorlägen; es jei daher die Gründung der Gemeinde 
nicht zu beanftanden. 

Der gegenwärtige thatfächliche, man kann nicht jagen Rechts-Zuftand 
iſt alfo der, daß bei dem Vorhandenſein von 10 über 13 Jahre alten 
Ssraeliten eine Kultusgemeinde gebildet werden darf. 


$ 10. Die Gründung mehrerer Kultusgemeinden am 
gleichen Orte. 


Die Gründung einer zweiten oder weiteren Kultusgemeinde am 
gleichen Drte kann aus verjchiedenen Urſachen notwendig oder doc) 
wünſchenswert werden. Den Hauptanlaß dazu mag der Umstand 
bieten, daß fich innerhalb des Judentums eine religiöfe Scheidung voll- 
zogen hat und noch immer vollzieht, die es fowohl den Anhängern der 
einen wie der anderen Nichtung faſt unmöglich macht, in einer kirch— 
lichen Gemeinde vereinigt zu bleiben. Orthodorie und Neologie find 
in einen jehr jcharfen Gegenjag zu einander geraten und fünnen in 
einer und derjelben Gemeinde ohne Beeinträchtigung der Gewiſſens— 
freiheit nur ſchwer nebeneinander beftehen. Die Fürjorge, welche die 
M.-E. dv. 29. Juni 1863 in Ziff. 4 trifft, um Gewiffensbedrängungen 
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möglichft fern zu haften, ift nur eine mangelhafte: Es follen wohl her- 
gebrachte Einrichtungen gegen die Einfprache des Rabbiner oder eines 
Dritteils der Gemeindeglieder nicht abgeändert werden dürfen. Kann der 
Staat enticheiden, was ſolche wohl hergebrachte Einrichtungen find? Und 
wie fteht es, wenn das geforderte Dritteil fich nicht vollftändig zu- 
fammenfindet? Sollen die der Neuerung Widerjprechenden, die fich 
auf Hunderte belaufen können, dann zur Teilnahme an einem Kultus 
genötigt fein, der vom Wohlhergebrachten und Artväterlichen abweicht? 

Man hat fich in Bayern, foweit ſich Veranlafjung ergab, — und 
folche ergab fich in München und Nürnberg; ob jonft noch, ift mir nicht 
befannt —, bisher damit geholfen, daß die orthodore Minorität einen 
eigenen Verein gründete, in welchen: fie ritusmäßigen Gottesdienjt ab- 
hält. Der betreffende Verein in München nennt fi): „Verein zur 
Förderung jüdischer Wiſſenſchaft“), beſitzt eine eigene Synagoge und 
einen eigenen Vorſänger; ſeine Mitglieder find aber ſämtlich Mitglieder 
der Kultusgemeinde München und zahlen zu derjelben auch Umlagen, 
teilweiſe find fie jogar Mitglieder der Kultusverwaltung der Gejamt: 
gemeinde. Ihre religiöſen Bedürfniſſe müſſen fie bis jet aus eigenen 
Mitten beftreiten, ohne von der Gejamtgemeinde einen Zuſchuß zu 
erhalten. 

Es erhebt fi num die Frage, ob es zuläffig fei, daß am gleichen 
Orte eine Mehrheit von Kultusgemeinden gegründet werde. 

Es ift meines Erachtens fein Grund vorhanden, dies als unzuläſſig 
zu betrachten. Insbeſondere ſteht 8 24 des Ediktes nicht entgegen. 
Wenn derſelbe geſtattet, daß bei Vorhandenſein von mindeſtens 50 Familien 
in einem Bezirke „eine“ Gemeinde gegründet werde, ſo will er damit 
nicht die Bildung mehrerer Gemeinden ausſchließen. Das Wort 
„eine“ vor „Gemeinde“ iſt hier nicht Zahlwort, ſondern unbeſtimmter 
Artikel. Sp wenig jemand Anſtoß daran nimmt, dab innerhalb eines 
Bezirksamtsſprengels, wenn die erforderliche Anzahl von Familien vor- 
handen ift, eine zweite, dritte und mehr Gemeinden errichtet werden, 
ebenfowenig kann man das für den Bezirk einer unmittelbaren Stadt oder 
auch einer fonftigen Gemeinde für unzuläſſig halten. 

Schwierigkeiten ergeben fich bezüglich der Teilung des Kultusver- 
mögens, die bei Abzweigung einer zweiten Gemeinde wohl notwendig 


1) Silbernagl (3. Aufl. ©. 662 Anm. 2 zu Lit. F) ift falſch berichtet, wenn 
er jagt, daß die beiden Parteien in Münden je eine eigene Kultusgemeinde bilden 
und einen eigenen Rabbiner haben. 
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wird. Zur Seceffton ift gewöhnlich die orthodore Minorität geneigt. 
Die neologiſch gefinnte Majorität wird fi) weigern, der Minorität 
einen Teil des Kultusvermögens auszuantworten mit der Motivierung, 
daß man die Minorität feineswegs zur Abjonderung veranlajje. Ein 
allgemein gültiger Grundfag über Notwendigkeit und Art einer Vermögens _ 
teilung läßt fich nicht aufitellen. Es ift im einzelnen. Falle unter Be— 
rückſichtigung der überall verichiedenen Verhältniſſe zu entſcheiden. 


$ 11. Fortbeftand, Vereinigung und Auflöjung von Kultus- 
gemeinden. 


Dem Judenedikte fehlt jegliche Bejtimmung über die Vorausjegungen 
für den Fortbeftand und die Auflöjung von Kultusgemeinden, obwohl 
ſolche im Intereſſe der Ordnung und eines geregelten Kultus nicht 
wohl entbehrt werden fünnen. Die Normativentichliefung vom 
29. Sunt 1863 holt das vom Edikte Verſäumte nah und trifft in 
Handhabung des dem Staate zuftehenden, hier analog zur Anwendung 
zu bringenden Meitwirfungsrechtes bei Einteilung der Pfarriprengel?) 
($ 76 lit. e und S 77 de3 Rel.-Ed.) die erforderlichen Anordnungen. 

Nach Ziffer 1 diefer M.-E. fünnen die Kultusgemeinden jo lange 
fortbeftehen, als fie die Mittel zur Beftreitung ihrer Kultusbedürfnifje 
aufzubringen vermögen und die Anzahl der in der Gemeinde vorhandenen, 
religiös jelbjtändigen männlichen Gemeindeangehörigen nicht unter 
10 Berjonen herabfinft. 

Sind dieſe Borausjegungen nicht mehr gegeben, jo iſt die betreffende 
Gemeinde nach Bernehmung der Beteiligten mit einer anderen, wo 
möglich demjelben Nabbinatsbezirfe angehörigen und nicht über eine 
Stunde entfernten israelitiichen Genofjenichaft zu einer Kultusgemeinde 
zu vereinigen ?). 

Unter religiös jelbftändigen Perſonen im Sinne der Entſchließung 

1) Wenn die Bezeihnung „Pfarriprengel” zunächſt auch nur auf die öffentlichen 
Kirchengefellichaften paßt, jo ift doch nicht anzunehmen, daß der Staat auf das Mit- 
wirkungsrecht, welches er fich gegenüber den öffentlichen Kirchen vorbehält, gegenüber 
den Privatreligtionsgejellfchaften verzichte. 


2) Die Vereinigung hat nad dem Obigen auch dann zu erfolgen, wenn zwar 
noch 10 oder mehr Perfonen in der Gemeinde vorhanden, diejelben aber nicht mehr 
im ſtande find, die Mittel zur Bejtreitung der Hultusbedürfniffe aufzubringen. 


ren —— 
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find Perſonen männlichen Gejchlechtes verftanden, welche das 13. Lebens- 
jahr zurückgelegt haben. Die Entjehliegung gründet fich in dieſem 
Punkte auf die ſchon öfter erwähnten gutachtlichen Hußerungen der 
Rabbiner zu den ihnen vorgelegten 28 Fragen. Die 3. lautete: Mie 
viele Mitglieder bezw. Familienväter find zur Bildung einer eigenen 
Kuftusgemeinde an einem Orte und im Umkreis von 2 Stunden wenig 
ftens erforderlich? Die Antworten - gingen im wejentlichen alle dahin, 
daß die Anweienheit von zehn religiös jelbftändigen, das jei männlichen 
Perſonen, welche das 13. Lebensjahr zurücgelegt Hätten, zur Abhaltung 
eines öffentlichen Gottesdienftes und daher auch in minimo zu einer 
Gemeinde erforderlich jet. 


Genau genommen Spricht die Normativ-Entſchließung nicht von 
„Auflöfung“ einer Gemeinde, fondern nur vom ber Vereinigung einer 
noch beftehenden, aber der jelbftändigen Fortexiſtenz nicht mehr fähigen 
Kultusgemeinde mit einer anderen. Dies ijt von praftifcher Bedeutung; 
denn es ift nicht das Gleiche, ob eine Gemeinde exit aufgelöft und ihre 
einzelnen feitherigen Mitglieder dann einer anderen Gemeinde zugeteilt 
werden, oder ob man die Gemeinde, ohne vorher ihre Auflöfung aus- 
zufprechen, jofort mit einer anderen vereinigt. Es find dies zwei nach 
ihrem rechtlichen Charakter und ihren Folgen verſchiedene Maßregeln. 
Die Verwaltungsbehörde, welche nach Ziff. 1 der M.-E. vom 
29. Suni 1863 vorzugehen hat, muß daher ihre Verfügung in Der 
Weiſe treffen, daß fie jagt: Die israelitiiche Kultusgemeinde A wird 
mit der israelitifchen Kultusgemeinde B zu einer Kultusgemeinde ver- 
einigt!). Es darf nicht zuerit die Auflöfung und dann die Vereinigung 
ausgejprochen werden. 


Über die Behandlung des Vermögens der jelbftändig nicht mehr 
weiter eriftierenden Kultusgemeinde kann dann meines Erachtens ein 
begründeter Zweifel nicht bejtehen. Dasſelbe ift, unbejchadet jchon er: 
worbener Rechte, mit dem Vermögen derjenigen Kultusgemeinde zu 
vereinigen, zu welcher die Zuteilung erfolgt; aus dem jo gemeinfchaftlich 
gewordenen Vermögen find die nun ebenfalls gemeinſamen Bedürfniſſe 
der Geſamtgemeinde zu beſtreiten. Unberührt von der Vereinigung 


1) So eine Min.-Entſchl. v. 16. April 1888 Nr. 7361, ergangen an die tgl. 
Regierung von Unterfranken und Ajchaffenburg in der Sache betr. Auflöfung der 
israelit. Kultusgemeinde Pfarrweifach und des Religionsſchulverbandes derjelben mit 
der israelit. Kultusgemeinde Kraisdorf, Bezirks Ebern. 


>, 
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bleiben aber etwa vorhandene Stiftungen, die ausdrücklich nur für die 
Angehörigen der aufgehobenen Gemeinde beftimmt find‘). 

Die Vereinigung einer Gemeinde mit einer anderen ift, wenn die 
Borausfegungen hiefür vorliegen, von Amtswegen vorzunehmen. Von 
- einem Antrage feitens der Beteiligten ift fie nicht abhängig gemacht; - 
dieſelben find jedoch einzuvernehmen. 

Es kann auch die wirkliche Auflöfung einer Kultusgemeinde ein- 
treten, nämlich dann, wenn fämtliche Mitglieder der Kultusgemeinde, 
noch bevor deren Vereinigung mit einer anderen Gemeinde erfolgt iſt, 
ausſterben, aus der Kultusgemeinde auswandern oder ihren Austritt aus 
der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft erklären. Das etwa vorhandene 
Vermögen der aufgelöſten Gemeinde, welches als Kirchenvermögen „unter 
feinem Vorwande zum Staatsvermögen eingezogen werden darf“?), iſt 
meines Dafürhaltens ebenſo zu verwenden wie „die Überſchüſſe, welche ſich 
in einzelnen Gemeinden nach hinlänglicher Deckung der Lokal-Kirchen— 
bedürfniffe ergeben“ 3), das heißt es muß zu Kultuszwecken anderer 
israelitifcher Religionsgemeinden verwandt werden, natürlich) unbejchadet 
der Anfprüche, welche Dritte an dasjelbe bereit3 erworben haben. 

Sn allen anderen Fällen fann die vollftändige Auflöfung einer 
Kultusgemeinde nur mit ftaatlicher Genehmigung vor fich gehen. Eine 
folche Auflöfung wird dann notwendig werden, wenn eine Kultus 
gemeinde zu ihrem Fortbejtande nicht mehr die erforderlichen Mittel 
oder die vorgejchriebene Anzahl von Mitgliedern befist, in der Nähe 
aber feine andere Gemeinde beiteht, zu welcher ihre Zuteilung er— 
folgen könnte. 

Über die fernere Verwendung der vorhandenen Vermögensteile 
(Synagoge, Wohnung des Lehrers u. ſ. w.) wird in Ddiefem Falle die 
Berwaltungsbehörde mit Zuftimmung der Beteiligten d. i. der Gemeinde- 
glieder Beſtimmung zu treffen haben. S 47 Rel.Ed. u. Tit. IV. 8 10 
der Verfafjungs-Urkunde®)?). 


1) Bal. zu Obigem 9.6.9. XIL ©. 428. 

2) $ 47 Rel.Ed. Hiezu noch $ 31 Jud.-Ed., welcher das israelitiſche Kirchen: 
vermögen dem jüdischen Kultus ausschlieglich garantiert. 

3) $ 48 Rel.Ed. 

4) 847 R.E.: „Das Kirchenvermögen darf unter feinem Vorwande zum Staatz- 
vermögen eingezogen und in der Subftanz zum Beften eines anderen als des be- 
ftimmten Stiftungszwedes ohne Zuftimmung der Beteiligten... . ver 
wendet werben.‘ 

5) Vgl. noch die Entfcheidung des oberiten Gerichtähofes vom 29. März 1879, 
Sammlung der Entſch. Bd. VII. ©. 968 ff. 
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8 12. Zuftändigfeit der Behörden zur Grrichtung und Uns 
bildung von Kultusgemeinden. 


Ihr Mitwirfungsrecht bei Errichtung, Umbildung und Auflöjung von 
Kultusgemeinden übt die StaatSgewaltdurch die Kreisregierungen, Kammern 
des Innern, aus. Ganz direkt ift dies zwar nirgends ausgeiprochen, aber es 
Liegt im Sinne der M.E. v. 29. Juni 1863, welche in ihrem legten Abjate die 
Regierungen beauftragt, nach den in der Entſchließung erteilten Weiſungen 
zu verfahren‘). Auch jpricht die Praris fir die Zuftändigfeit der Re— 
gierungen?). Die Sachlage bringt es zwar in der Negel mit jich, daß 
zunächjt eine Befafjung der Diftriftsverwaltungsbehörden mit Bildung, 
Umbildung und Auflöfung der Kultusgemeinden eintritt, indem dieſe 
die Inftruftion der Angelegenheit zu übernehmen haben; die Entjcheidung 
bleibt aber dennoch den Regierungen vorbehalten. Gegen deren Bejcheid 
nimmt die etwa zu erhebende Bejchwerde ihren ordnungsmäßigen Lauf 
zum k. Staatsminifterium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat ſich mit Streitigkeiten über Er- 
tihtung und Zuſammenlegung von Kirchengemeinden nicht zu befafjen, 
da ihm ſolche nirgends zur Entjcheidung zugewiejen find?). 


8 13. Zugehörigkeit zur Kultusgemeinde. 


Bon feiten des Staates war vor der Normativentichliegung vom 
29. Juni 1863 für die Landesteile rechts des Rheins feine Beſtimmung 
über die Zugehörigkeit zur einzelnen Kultusgemeinde getroffen. In 
der Regel verhielt es fich mit diefer Zugehörigkeit zwar aud) nicht 
anders als jegt, d. h. jeder Jsraelite gehörte der Kultusgemeinde jeines 
Wohnortes an, wenn an demjelben eine jolche vorhanden war. Allein 
es fand fi) in manchen oder auch in vielen Kultusgemeindeitatuten 


1) So aud) Seydel VI. ©. 333. 

2) Bol. Pech mann, Wirkungsfreis der bayer. DiftriktSverwaltungsbehörden 
5. Aufl. 1890 ©. 336, M.E. v. 31. Januar 1825 u. v. 24. Februar 1827 (Döll. 
VI. ©. 192). 

3) Vgl Entſch. d. 3.6.9. Bd. I. ©.145 ff, Bd. I. ©. 367. 47.,,80. II. ©. 
124 (letztere Entſcheidung handelt fpeziell von Bildung und Veränderung von Religions: 
ichulverbänden). 


A: III. Abſchnitt. 


die Beſtimmung, daß zur Kultusgemeinde alle Israeliten gehörten, 
“welche in deren Bezirke das Heimatrecht bejäßen, und dies hatte eine 
Durchbrechung der Regel zur Folge, da eben manche Iraeliten nicht 
in der heimatlichen Kultusgemeinde, fondern auswärts wohnten. Dis 
zum Landtagsabjchiede vom ‚10. November 1861 mochten fi) Hiedurd) - 
wohl nicht allzuviele Schwierigkeiten ergeben, da im allgemeinen wegen 
der erjchwerten Anſäſſigmachungsverhältniſſe jeder Israelite fich dort 
aufhielt, wo er in die Matrifel eingetragen und heimatberechtigt war. 
Als aber die Schranfen, welche durch das Judenedikt der freien Be— 
wegung der Juden gezogen waren, fielen und die Israeliten fi) un: 
gehindert über das Land verbreiten konnten, zeigte es jich als not— 
wendig, die Gemeindezugehörigkeit zu regel. 

Das Minifterium lehnte fich Hiebei an dem innerhalb der chrift- 
fichen Konfeſſionen geltenden Grundſatz art, daß die Konfeffionsangehörig- 
feit und das Wohnen im Pfarrſprengel die BZugehörigfeit zum Pfarr: 
verbande begründe, und beitimmte demgemäß in Ziff. 2 der M.-E. v. 
29. VI. 63: „Jede israelitiiche Familie, ſowie jeder einzeln ftehende 
Ssraelite muß derjenigen Kultusgemeinde angehören, welcher fein Wohn- 
ort zugeteilt 1jt').” 

Der Erlaß diefer Beftimmung gründet fich ebenjo wie die Normen 
iiber Errichtung, Auflöfung und Umbildung vor Kultusgemeinden auf 
das nad) 8 76 lit. e und $ 77 der II. Verf.- Beil. dem Staate zu— 
ftehende Necht der Mitwirkung bei Einteilung der Pfarr: und analog 
der Kultusgemeindeiprengel. Denn bei Regulierung jofcher handelt es 
fich nicht bloß um Zuteilung eines Territoriums, jondern auch um 
Zuweifung von Perſonen zur Pfarrei bezw. zur Kultusgemeinde. Das 
Necht der bloßen Mitwirfung des Staates verwandelt fich hier aber 
in ein Recht der freien Beſtimmung, da die israelitijche Gejamt-Religiong- 
gejellichaft Feine Kirchengewalt beſitzt, die in Gemeinjchaft mit der 
Staatsgewalt die Gemeindezugehörigfeit regeln könnte. 

Die angeführte Beftimmung über die Gemeindezugehörigfeit wirkt 
negativ und pofitiv. 

Die negative Wirkung äußert ſich dadurch, dab fein Israelite 
einer anderen Kultusgemeinde angehören kann, als der feines Wohnorts?). 


1) Für die Pfalz war die gleiche Vorſchrift mit den nämlichen Worten ſchon in 
Art. III. der Allerh. Verordnung v. 27. 1. 54 gegeben worden. Siehe 8 35. 
2) Val. Entf. d. B.-6.9. I., ©. 486; III. ©. 28; IV. ©. 271. 
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Es fteht zwar nichts im Wege, daß ein Jsraelite, wenn ihm dies an- 
gezeigt jcheint, faktiſch zu einer andern Gemeinde fich halte, dorthin 
Beiträge zahle und vielleicht auch vertragsmäßig hiezu fich verpflichte, 
aber ftaatsrechtlich gilt er nicht als Mitglied diefer fremden Gemeinde 
und insbejondere vermag er fich hiedurch nicht der Verpflichtung zur 
Beitragsleiftung für die Bedürfniffe der Gemeinde feines Wohnorts 
zu entziehen!). — Ferner kann auch feine Kultusgemeinde die in ihr 
beheimateten, aber auswärts wohnenden Israeliten als zu fich gehörig 
in Anſpruch nehmen. - Alle entgegenftehenden ftatutarifchen Beftimmungen 
find hinfällig ?). 

Die pofitive Wirkung zeigt ſich darin, daß jeder Israelite der 
Kultusgemeinde, welcher fein Wohnort zugeteilt ift, angehören muß. 
Es kann fein Israelite in einer Kultusgemeinde wohnen, ohne ihr an- 
zugehören?). Er ift durh Zwang an die Sultusgemeinde feines 
Wohnortes gebunden. Bayern befigt aljo das Syſtem der Zwangs— 
gemeinden*)?). 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß aus praftiichen Erwägungen 
dieſes Syſtem durchaus zu empfehlen ift. Insbeſondere bietet e3 eine 
Garantie für die Erhaltung der Leiftungsfähigfeit der Gemeinden. 
Allein e3 erhebt fich für die Theorie doch die Frage, ob dasſelbe nicht 

1) 8-68. IIT. 318 ff. 

2) K.M.Bl. v. 1876 ©. 90; 3.-6.-9. T., 483. 

3) Val. Entid. d. Q.-6.-9. XIN., ©. 203 ff. 

4) Bayern fteht mit diefem Prinzip der Zwangsgemeinden nicht allein; dasjelbe 
findet ſich faſt allgemein in den deutſchen Staaten, jo in Breußen: $ 35 des Gejehes 
vom 23. Juli 1847 über die Verhältniffe der Juden. Hannover: 8 35 des Geſetzes 
vom 30. Septbr. 1842 über die Nechtsverhältniffe der Juden. Kurhefien: $ 1 der 
Verordnung vom 20. Dezbr. 1823, die gemeindlichen Verhältniffe der Israeliten betr. 
Holftein: $ 10 des däniſchen Gejeßes v. 14. Juli 1863, die Verhältniffe der Juden 
im Herzogtum Holftein betr. - Baden: 3. II des Edittes über die Verhältnifie der 
Juden vom 13. Januar 1809. Württemberg: Art. 49 des Geſetzes v. 25. April 1828, 
die öffentl. Verh. der israel. Glaubensgenofjen betr. 

5) Val. den Tert zu Note 2 auf S. 83. Nach dem dort Ausgeführten kann troß 
Rorliegens der in $ 24 J.E. enthaltenen Bedingungen eine Gemeinde nicht gebildet 
werden, wenn nicht mindeftens 59 Familien fid) freiwillig zur Gemeindebildung bereit: 
finden ;.denn einen Zwang fennt das Edikt nicht. Nach dem jesigen Stande der 
Praris, die zehn religiös felbftändige Perfonen für genügend erklärt, ift ein jolcher 
Zwang möglid. Es brauchen nur zehn ſolche Perſonen eine Gemeinde zu bilden 
und es gehören dann auch die der Gemeindebildung Widerftrebenden ipso jure zur 
Gemeinde, weil fie innerhalb der Gemeinde wohnen. 
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einen Eingriff in die Gewifjensfreiheit enthalte, und das wird nicht 
vollftändig in Abrede zu ftellen jein. Man mag ja allerdings jagen, 
daß durch den Gemeindezwang noch niemand genötigt werde, eine der 
eigenen Anfchauung widerjprechende Überzeugung zu befunden oder gegen 


den eigenen Willen an gottesdienftlichen Handlungen fich zu beteiligen; - 


man fann auch einmwenden, daß der Gemeindezwang nichts als ein 
Steuerzwang fei und weniger das Gewifjen als die Kaſſe des Gemeindeange- 
hörigen bedränge, daß übrigens gar mancher Staatsbürger durch Steuern 
für Gründung und Erhaltung ftaatlicher oder gemeindlicher Einrichtungen 
beitragen müſſe, die er feiner politischen Überzeugung nach verwerfe; 
und ſchließlich läßt fich noch ins Feld führen, daß es ja jedem freiitehe, 
aus der israelitifchen Neligionsgejellichaft und hiemit zugleich aus der 
Gemeinde auszutreten }). 


Indeſſen ift dem doch entgegenzuhalten, daß Gewifjenszwang genug 
Schon in der Verpflichtung liegt, durd Beiträge die Gründung und 
Unterhaltung religiöfer Einrichtungen zu ermöglichen, welche die eigene 
religiöfe Überzeugung verwirft, daß ferner von jeher ein Zwang auf 
religiöfem Gebiete als eine viel bedenklichere Sache betrachtet wurde, als ein 
Zwang in politischen Dingen, und daß endlich gerade mit dem Hinweije auf 
die Möglichkeit des Austrittes aus der Religionsgejellichaft gar nichts ge- 
dient ift. Denn diejenigen, für welche das Ausjcheiden aus der Kultus- 
gemeinde — nicht aus der Religionsgejellichaft — ein Bedürfnis ift, find zur 
Beit zumeist die Orthodoxen unter den Israeliten, die ſich mit den in vielen 
Kultusgemeinden aufgefommenen Neuerungen nicht zu befreunden ver- 
mögen. Diejen fann man den Austritt aus der Religionsgejellihaft 
und die Ablegung des Namens als ISraeliten am wenigjten zumuten, 
da gerade fie die iSraelitiiche Religionsgejellfchaft nach ihrem alten Be- 
ftande und fo, wie fie einft Aufnahme im Staate fand, repräjentieren. 


In Preußen hat man in Berückſichtigung derartiger Gründe das 


Prinzip der Zwangsgemeinden etwas gemildert. Ein Geſetz vom 28. _ 


Suli 1876, betreffend den Austritt aus den jüdiſchen Synagogen: 
gemeinden?), giebt jedem Israeliten das Recht, aus der Synagogen: 
gemeinde, der er angehört, auszutreten, auch wenn er nicht aus der 


1) Bol. hiezu aud Mafomwer, Über die Gemeindeverhältniffe der Juden in 
Preußen. Berlin 1873 ©. 50 ff., wojelbft das Prinzip der Zwangsgemeinden einer 
‚Grörterung unterzogen wird. 


2) Gejeß-Sanımlung für die k. preußifchen Staaten 1876 ©. 353-355. 
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iSraelitiichen Religionsgeſellſchaft ausjcheiden, jondern dem Judentum 
zugethan bleiben will. Nur muß er vor Gericht die Verficherung ab- 
geben, dat der Austritt „auf religiöfen Bedenken beruhe”. 


Im einzelnen iſt zu 8. 2 der M.-E. vom 29. VI. 63 noch folgen- 
des zu bemerken: 

Unter Wohnſitz hat man im Einklang mit der Definition des ge: 
meinen Nechtes jenen Ort zu verftehen, welcher den Mittelpunkt des 
bürgerlichen Lebens und Wirkens einer Perjon bildet. 


Ziffer 2 der M.-E. trifft auch auf jolde in Bayern lebende 
Israeliten zu, die nicht bayeriiche Staatsangehörige find, da die M.-E. 
fich auf alle in Bayern wohnenden Bekenner der moſaiſchen Religion ohne 
Kücficht auf die Nationalität erſtreckt). Dies gilt jelbit für den Fall, 
daß der betreffende Israelite nach dem Nechte feines Staates Ange: 
höriger der heimatlichen Kultusgemeinde bleibt. 


Naturgemäß können nur phyfiiche, nicht auch juriftiiche Berjonen 
Mitglieder einer Kultusgemeinde fein, da neben dem Wohnen auch die 
Konfeffionsangehörigkeit zur Begründung der Gemeindemitgliedjchaft er- 
forderlich iſt?). 

Die Gemeindemitgliedichaft geht mit dem dauernden Abzuge aus 
der Gemeinde verloren und zwar auch dann, wenn fich der Abziehende 
an einem Orte niederläßt, der feiner Kultusgemeinde zugeteilt ift. 


Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu einem Kuftusgemeinde- 
verband gehören in letzter Inftanz vor den Berwaltungsgerichtshof?) 


$ 14. Die Verfafjung (Organijation) der Kultusgemeinde. 


Wie ſich aus dem Judenedikte ſelbſt und aus den Vorarbeiten zu 
demſelben ergiebt, wollte man die Organiſation der Kultusgemeinden 


1) 8.-6.-9. IIL, 694 ff.; XL, 218 ff. 

2) Bgl. B.-6.-9. II. ©. 362. 

3) Gef. über Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofs u. ſ. w. v. 8. Aug. 1878 
Art. 10 3. 12. Hier ift zwar nur die „Zugehörigkeit zu einem Pfarr und Kirchen: 
gemeindeverband“ genannt; aber man hat hierunter den Kultusgemeindeverband ohne 
Zweifel mitzuverjtehen. Bisher hatte fich der Berwaltungsgerichtshof mit der Frage 
der Gemeindezugehörigfeit immer nur als Borfrage bei Entſcheidung über Abgaben- 
verpflichtung zu befafjen. 


Heimberger. 
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in der Weife regeln, daß man an die Spige jeder Gemeinde einen 
Rabbiner als geiftlichen Vorſtand ftellte, zur Bejorgung der finanziellen 
Angelegenheiten der Gemeinde aber eine Verwaltung, aus dem Rabbiner 
und zwei Gemeindegfiedern beftehend, einjegte. Dieje Einrichtung gleicht 
im wefentlichen derjenigen, welche gegenwärtig die fatholifchen Kirchen- ° 
gemeinden befigen. Allein man überjah hiebei, daß eine ſolche Ver— 
faffung nicht mit den religiöfen Anſchauungen der Israeliten ſtimmte. 
Die Jsraeliten kennen keine Vorſteherſchaft des Rabbiners; der Rabbiner 
iſt ihnen nur ein Gelehrter, der im Dienſte der Gemeinde, nicht aber 
an deren Spitze ſteht'). Die Organiſation der Kultusgemeinden be— 
ruhte ſeit alter Zeit auf dem Prinzip der Selbſtregierung. Die Kirchen⸗ 
gewalt, wenn ich mich dieſes für die chriſtlichen Konfeſſionen gebräuch⸗ 
lichen Begriffes bedienen darf, lag im Grunde überall bei der Gemeinde 
ſelbſt. Dies gelangte auch dort, wo ein mehr autokratiſches Regiment 
der Vorfteherichaft hergebracht war, wenigftens dadurch zum Ausdrud, 
daß die Gemeinde fich ftet3 das Wahlrecht gewahrt hatte. 


In der Praxis fand das, was das Edift wollte, feinen Anklang 
und feine Befolgung. Einen eigenen Nabbiner ſtellten die wenigjten 
Gemeinden an, und fo fehlte es ſchon von vorneherein an dem geift- 
lichen Vorfteher, den das Edift jeder Gemeinde hatte geben wollen. In— 
folgedeffen Eonnte auch das Drgan zur Verwaltung des Kultusver- 
mögens nicht die vorgejchriebene Zufammenjegung haben und ſelbſt dort, 
wo man einen Rabbiner angeftellt hatte, wurde er zu diefer Verwaltung 
nicht zugezogen. 


In Wirkfichkeit behielten die Kultusgemeinden die althergebrachte 
Drganifation. Sie übertrugen nad) wie vor die Negierungsgewalt, 
welche die Gejamtheit der Kultusgenofjen naturgemäß nicht jelbjt aus- 
üben fonnte, an eine Vorſteherſchaft, die fich aus gewählten Gemeinde- 
mitgliedern zuſammenſetzte. Diejelbe bejtand an Heineren Orten aus 
einem, an größeren aus zwei VBerwaltungsfollegien. Nach der Natur 
der Sache war deren Hauptaufgabe die Verwaltung der finanziellen 
Gemeindeangelegenheiten und die Sorge für Aufbringung der Kultus- 
bedürfnijie. 


Das Minifterium überzeugte fi) von diefem Stande der Dinge, 
als es im Jahre 1850 die jchon mehrfacd erwähnten Fragen über die 





1) Bol. 88 17 u. 22. 
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religiöjen Berhältniffe der Israeliten an eine Mehrzahl bayerischer Rab— 
biner richtete. Die fünfte und fiebente Frage lauteten: Welche Organe 
muß eine Kultusgemeinde zur Fürjorge für ihre Bedürfniffe und zu 
ihrer Vertretung haben? Wie und auf wie lange werden fie beftellt ? 
Die Antworten jener Rabbiner, welche die Fragen richtig aufgefaßt 
hatten?), jtimmen im wejentlichen überein. Sie bejagen: Die Gemeinde 
bedarf einer Kultusverwaltung, beitehend aus einer der Größe der Ge- 
meinde entiprechenden Anzahl von Vorjtehern und Nepräfentanten, welche 
in der Negel auf einen Zeitraum von 3—6 Jahren durch die jelbit- 
ftändigen Gemeindeglieder in direkter oder indirefter Wahl aufgeftellt 
werden. 


Das Minifterium ſprach nun in Anlehnung an diefe Antivort der 
Kabbiner und augenscheinlich unter Anerkennung der Verhältniffe, wie 
fie jih im Gegenjage zum Edifte herausgebildet hatten, in der Ent- 
Schließung vom 29. Juni 1863 aus: 

„Zur Verwaltung der Einfünfte, jowie zur Beſorgung und Be— 
Schaffung der den Kultus betreffenden inneren Einrichtungen beiteht in 
jeder Kultusgemeinde ein Boritand, in größeren Gemeinden außerdem 
eine angemejjene Nepräjentation der Gemeinde, deren Mitglieder auf 
einen bejtimmten Zeitraum durch Wahl aller felbftändigen Gemeinde: 
mitglieder betimmt werden. Über die Zahl der Mitglieder des Bor: 
ftandes und der Gemeinde-Repräjentation, die Modalitäten der Wahl 
derjelben, ſowie ihr Verhältnis zur Gejamtgemeinde entjcheiden 
das Herfommen, oder wo jolche bejtehen, die Statuten der Kultus— 
gemeinden.” 


Sm Anſchluß hieran jagt Ziffer 4 der Minifterialentichliegung : 
„Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben in den 
einzelnen Kultusgemeinden und zwar, joweit fie den Gottesdienft be- 
treffen, nach Mafgabe der bejtehenden und genehmigten Synagogen- 
ordnungen, zunächſt der Vereinbarung des VBorjtandes und der Kultus: 
gemeinde-Mitglieder unter Aufficht des zuftändigen Bezirks-Rabbiners 
überlafjen.“ 


Es ift ar, daß die Vorſchrift des Ediktes über die Verwaltung 
des Kultusvermögens nicht durch eine einfache Minifterialentjchließung 


1) Andere erwähnen Rabbiner, Vorbeter, Schächter, Beichneider, Zehngebot- 
ichreiber u. dgl. * 
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geändert werden konnte. Allein dies hat bie Miniſterialentſchließung 
auch nicht beabſichtigt. Meines Dafürhaltens hat ſich eine Anderung 
der Beſtimmung des Ediktes auf gewohnheitsrechtlichem Wege vollzogen, 
und das Miniſterium erkennt in ſeiner Entſchließung lediglich die durch 
dieſe gewohnheitsrechtliche Bildung geſchaffenen Verhältniſſe an, indem 
es fie nur genauer prägifiert'). 

Der gegenwärtige Zuftand ift demnach der folgende: 

In allen größeren Gemeinden finden fich zwei Kollegien, die mit 
der Leitung der Gemeindeangelegenheiten betraut find. Nach der 
Minifterialentjchliegung vom 29. Juni 1863 haben fie die Bezeichnung 
„Vorstand“ und „Repräfentation” zu führen. Sie tragen aber nicht 
überall diefe Namen?). In Eleineren Gemeinden bejteht ein meijtens 
nur aus drei Perſonen zufammengejegter „Kultusvorjtand“. 

Eine ftaatliche Betätigung und Verpflichtung diejer Organe ift 
nirgends vorgeſchrieben?). 

Über die Befugnifje des Vorjtandes und der Nepräjentation laſſen 
fich allgemein gültige Grundjäge nicht aufjtellen. Sie unterjcheiden ſich 
nicht etwa in der Weile, daß die Nepräjentation das bejchliegende und 
der Vorftand das ausführende Organ wäre; fie bejisen vielmehr fajt 
durchweg beide das Necht der Beichlußfafjung, der Vorſtand in Dingen 
von geringerer Bedeutung, beide Organe zuſammen in wichtigeren An— 
gelegenheiten. Es hängt überall der Umfang ihrer Befugnijje von der 
Bollmacht ab, welche ihnen die Kultusgemeinde überträgt. 


In den meisten Gemeinden ift die Entjcheidung bejonders belang- 
reicher Fragen der Abjtimmung der Gejamtgemeinde vorbehalten. 


1) Das Minifterium wollte nicht neues Necht Schaffen. Vgl. die Motive (oben 
8 2 S. 36): „Es fteht Fein gefegliches Hindernis im Wege, den Kreisregierungen 
die maßgebenden Grundfäge wiederholt befannt zu geben und zum Vollzug einzu‘ 
ſchärfen.“ 

2) In München „werden die Gemeindeangelegenheiten durch den Verwaltungs— 
und den Reviſionsausſchuß beſorgt.“ $ 4 des Entwurfs der neuen Statuten. Der 
Verwaltungsausſchuß führt den Namen „Verwaltung der israefitiihen Kultusgemeinde 
in München”. Er wählt aus feiner Mitte einen aus drei Perſonen bejtehenden Vor: 
ftand. Nürnberg befitt eine „Adminiftration” und einen „Kultusgemeindeausſchuß“; 
Augsburg eine „Kultusverwaltung” und einen „Gemeindeausſchuß“; Würzburg 
einen „Vorftand” und einen „Kultusausihuß”. Vielfach werden beide Organe unter 
dem Namen „Kultusverwaltung” zufammengefaßt. 


3) Bol. M.G. v. 4. Mai 1840 (Döll. XXI. ©. 431). 
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Die Rultusämter. 


I. Der Rabbiner. 


S 15. 1. Borbemerfungen. 


Die israelitiihe Religionsgeſellſchaft kennt heutigentags feinen 
Vriefterftand und feine Prieftergewalt. Der ehemals vorhandene PBriefter- 
ftand Hat mit der Zerftörung des Tempel3 und dem hiedurch verur- 
ſachten Aufhören des Opferdienftes feine Bedeutung verloren '). Über: 
dies ift gegenwärtig eine Prieftergewalt nicht mehr erforderlich, da der 
israelitifche Gottesdienst in althergebrachten Formen vor fid) geht und 
einer priefterlichen Leitung nicht bedarf. Die Stelle des zum gemeine 
Ichaftlichen Gottesdienfte notwendigen Vorbeters kann von jedem Israeliten 
verſehen werden und auch die Akte der Trauung und der Eheſcheidung 
bedürfen nicht geiſtlicher Mitwirkung. Es genügt die Aſſiſtenz irgend 
eines geſetzeskundigen Israeliten, welcher die Beobachtung der vorge— 
ſchriebenen Formen überwacht und auch zu prüfen vermag, ob der ab— 
zuſchließenden Ehe nicht etwa im jüdiſchen Geſetze begründete Hinderniſſe 
entgegenftehen ). Das Vorhandenſein eines Rabbiners in der Kultus- 
gemeinde ift daher feinesfalls ein Gebot der Notwendigkeit ?). 


1) Al3 Träger einer potestas ordinis im chriftlihen Sinne war übrigens auch 
jener Priefterftand nicht zu betrachten. M. Duſchak, Die biblifchtalmudifche Glau— 
benslehre, Wien 1873, ©. 236 jagt hierüber: „Die von Moſes eingejeste Priefterfafte 
erhielt nur das Monopol der Fulturellen Funktion, an welcher ſich ein Israelite, der 
einem anderen Stamme angehörte, nicht beteiligen durfte; für die Lehre, für das 
Wiffen, für den Glauben waren fie nicht die Geweihten. Jeder einzelne Jöraelite 
wurde dazu berufen, fi das göttliche Wort zu eigen zu machen u. ſ. w.“ 

2) Vgl. E. Fränkel, Das jüdiſche Eherecht nad) dem Reichscivilehegeſetz v. 
6. Februar 1875, München 1891 ©. 18. 

3) Bol. hiezu Graſer, Das Judentum und feine Reform, Bayreuth 1828 
©. 149; ferner Zunz, Gefammelte Schriften, 2. Bd. ©. 208: „Der Rabbiner braucht 
als jolcher gar nicht da zu fein, vornehmlid; wenn ihm, wie jest fait überall, Die 
richterliche Gewalt entzogen ift; denn alle bezüglichen jüdiſchen geſetzlichen Bejtim- 
mungen.gelten nur dem Gerichtsoberhaupte »... +... Er ift weder Priefter 
noch Geiftlicher, macht feinen bejonderen Stand aus und empfängt feine Weihen.“ 

Bol. ferner Makower, Über die Gemeindeverhältniſſe der Juden in Preußen, 
Berlin 1873 ©. 27: „Die Rabbiner der Juden find nad) der allgemeinen Anficht und 
wie der Name jagt: Gelehrte, aber nicht Geiftlihe. Es befteht nicht die Meinung, 
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Wenn ſich desungeachtet in der israelitiichen Religionsgefellichaft 
Rabbiner als eine Art von Geiftlichen finden, jo beruht dies lediglich auf 
einen Bedürfniffe, welches fich aus naheliegenden Gründen im Laufe der 
Beit herausgebildet hat. Um eingehende Kenntniffe in den mojatjchen und 
tabbinifchen Gejegen und Nitualvorschriften zu erlangen, bedarf e3 be- 
fonderer Studien. Laien werden nur jelten in der Lage gemwejen jein, 
neben ihrem täglichen Berufe fich gründlich mit Bibel und Talmud zu 
befaffen. Die Gemeinden beriefen daher Männer, die ſich die Erwerbung 
biblifcher und rabbinifcher Kenntniffe und deren Verwertung zum Leben3- 
berufe gemacht hatten, als Gejeßesfundige zu ſich; dieſe widmeten fich 
mit ihrem Wifjen ftändig dem Dienfte der Gemeinde, erteilten in zweifel- 
haften Nitualfragen Auskunft und hatten bei religiöſen Akten, deren 
rechtsgültige Vornahme bejondere Geſetzeskenntnis erfordert, jo bei 
Trauung und Chefcheidung, mitzuwirken. Hierin beiteht auch noch 
heutigentags die Hanptthätigfeit des Nabbiners }). 


daß diefen Perſonen ein befonderes Mandat oder eine bejondere Macht von Gott 
verliehen jei. Man ift daher gewöhnt, die Rabbiner als Sadverjtändige in reli- 
giöfen Dingen, aber nicht als entſcheidende „Autoritäten” Fraft einer ihnen von Gott 
übertragenen Machtbefugnis anzujehen.” 


1) Die Gemeinde, welche einen Rabbiner anzuftellen wünſcht, vermag natürlich 
nicht felbjt zu beurteilen, ob der zu Berufende, den ſie zumeift nicht fennt, die erfor- 
derlihe Qualifikation zum Nabbineramte befige. Es hat ſich infolge defjen, und zwar 
feit Anfang des 15. Jahrhunderts, der Brauch entwidelt, daß die Nabbinatsfandidaten 
von angejehenen, im Amte befindlichen Rabbinern auf ihre Kenntnifje und Fähig- 
feiten fich prüfen lafjen, um fich gegenüber den Gemeinden über ihre Qualifikation 
durch Zeugnifje ausweiſen zu können. Gin jolches Zeugnis heißt Hathora (Geneh- 
migung) und der Gmpfänger hat den Titel Morenu (unjer Lehrer) anzujpreden. 
(Val. Joſt, Gefchichte des Judentums und feiner Sekten 3. Bd. Leipzig 1859, ©. 103.) 
Eigentümlicherweife hat fi) aber die Bezeichnung Morenu auf das Zeugnis über- 
tragen. Ohne Morenu wird von feiner Gemeinde ein Rabbiner angeftellt und von 
feinen Amtsgenofjen auch nicht anerkannt. 


Über die urfprüngliche Stellung des Nabbiners ſiehe Rönne und Simon, 
Die früheren und gegenwärtigen Verhältniffe der Juden in den jämtlichen Landes: 
teilen des preußifchen Staates, Breslau 1843 ©. 367 und 368. Daſelbſt find die 
Antworten abgedrudt, welche die Schon früher erwähnte, 1806 nach Paris berufene 
jüdische Notabelnverfammlung auf 12 von der Regierung ihr vorgelegte Fragen erteilte. 
Eine derjelben befaßt fich mit der Stellung des Nabbiners und jagt unter 3. 8: „Sn 
den mofaifchen Gejegen fommt ihr (der Rabbiner) Name gar niht vor ....... 
In der Mifchna und dem Talmud kommt der Name Rabbiner zum erften Male vor 
und bedeutet einen Lehrer des Nechts. Nach der Zerftreuung bildeten die Juden 
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Wenn num auch von jeiten der israelitiichen Kultusgemeinden im 
Grunde von dem Rabbiner nur bibliche und talmudiſche Gelehrjamteit 
verlangt wurde, jo geftaltete fich die Sache doch wejentlich ‚anders, als 
der Staat ſelbſt begann, fich der veligiöfen Verhältniffe der Israeliten 
anzunehmen. Bei der Bedeutung und. dem Einfluffe, welchen ver 
Rabbiner immerhin in der Gemeinde befitt — mag ſeine Macht auch) 
nicht fo groß fein wie die des hriftlichen, insbeſondere des katholiſchen 
Geiftlichen — erachtete es der Staat als geboten, von dent Nabbiner 
eine Bildung zu verlangen, die über den Beſitz, wenn auch noch jo 
gediegener, bibliſcher und talmudiſcher Kenntniſſe hinausgeht. 

Außerdem ſchien es auch angezeigt, das Eindringen ungeeigneter 
fremder Elemente zu verhindern. Es wurden nämlich aus Mangel an 
einheimiſchen Rabbinern oft Ausländer berufen, die zum Teil nicht 
günſtig wirkten. Daher ergingen vorkehrende Beſtimmungen auch in 
dieſer Richtung. 

Die Befugnis, derartige Maßregeln zu ergreifen, kann der Staat 
aus ſeinem Aufſichtsrechte über Approbation und Ordination der Kirchen— 
Diener und dem hier analog zur Anwendung zu bringenden Rechte, 
Beſtimmungen über die Zulaſſung zu Kirchenpfründen zu treffen, ab— 
leiten ?). 


8 16. 2. Die ſtaatlichen Vorausſetzungen für die Zulaſſung 
als Nabbiner. 


1. Vorausfcehungen allgemeiner Art. 


8 27 lit. a des Judenediktes verlangte, daß der zum Nabbiner 
vorgeſchlagene Kandidat als füniglicher Unterthan in die Matrifel ein- 
getragen jei. Mit Aufhebung der Sudenmatrifel fiel das Erfordernis 
der Eintragumg in diefelbe natürlich weg. Dagegen blieb die Beitimmung 
in Geltung, daß er füniglicher Unterthan fein, d. h. das bayerijche 








Heine Gemeinden und hier und da erteilte ein Rabbiner mit zwei anderen Nechtö- 
gelehrten Rechtsſprüche unter dem Namen des Bethdin, Haus der Gerechtigkeit.” 

Über Urſprung und Bedeutung des Wortes „Rabbi“ („mein Herr” oder „mein 
Lehrer”, dann auch „Gelehrter“) vgl. Joſt, Geihichte des Judentums und feiner 
Sekten 1. Bd. Leipzig 1857 ©. 270. 

1) Der Wortlaut in 8 64 lit. g Rel.Ed. deutet zwar nur auf die chriftlichen 
Kirchen ; die Beftimmung it aber wohl auch analog auf andere Keligionsgejellichaften 
anzumenden. 

Vgl. auch Reinhard, Kirchenhoheitsrechte S. 170. 


——— SE 
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Indignat befigen müffe. Yon Nichtbayern ift der Erwerb desfelben zu 


verlangen). 
Nach 8 27 lit. c des Judenediktes muß der Kandidat ohne Mafel 


des Wuchers oder eines betrüglichen Banferott8 und jonft von einem 


guten und fittlichen Lebenswandel fein. Entſprechend ben veränderten . 


Verhältniffen jchreibt eine Entſchließung des Kultusminiftertums vom 
12. November 1866?), den Vollzug des 8 27 des Ediktes über die 
Verhältniſſe der jüdiſchen Glaubensgenofjen im Königreiche vom 10. Juni 
1813 betr., vor, daß die Kreisregierungen darauf Bedacht zu nehmen 
haben, daß in fünftigen Fällen außer den allgemeinen Nachweiien über 
bürgerliche und gejellfchaftliche Unbefcholtenheit nicht auch der Nachweis 
der übrigen im 8 27 lit. ce des Judenediftes bezeichneten Borausjegungen 
von den Bewerbern ſelbſt verlangt, jondern in anderer Weije, jomeit 
nötig, die erforderliche Information erholt werde. 


2. Wiſſenſchaftliche Vorbildung. 


Die einſchlägigen Beſtimmungen des Ediktes lauten: 

8 27: Der zum Rabbiner .... vorgeſchlagene Jude muß 

b) der deutjchen Sprache mächtig und überhaupt wifjenihaftlich 
gebildet fein. 

$ 34: Die Erlaubnis zum Studium der jüdischen Gottesgelehrtheit 
foll feinem Jünglinge erteilt werden, bevor er von einer öffentlichen 
Studienanftalt des Königreichs über jeine Hinreichenden Vorbereitungs— 
fenntniffe ein günftiges Zeugnis erhalten hat. 

Diefe Borjchriften find jehr unbeftimmt und unzulänglich 

Wenn S 34 von der Erteilung einer Erlaubnis zum Studium der 
jüdischen Theologie jpricht, jo find dies bloße Worte. Denn wer joll 
dieſe Erlaubniß erteilen und wer holt ſie überhaupt ein? In der Praxis hat 
ſich die Ubung eingebürgert, daß derjenige, welcher zur Rabbinatsprüfung 
zugelaſſen werden will, alſo ein Israelite, der das Studium der Theo— 
logie nicht erſt beginnt, ſondern bereits abgeſchloſſen hat, das in 8 34 
geforderte Zeugnis vorlegen muß. Freilich kam es infolgedeſſen häufig 
vor, daß Leute, welche die theologiſchen Studien bereits beendigt hatten, 
raſch noch fich notdürftig mit Humaniftischen Studien beichäftigten, um 

1) Es gilt dies auch für nichtbayerische Reichsangehörige, da die fragliche 
Beſtimmung nicht durch Art. 3 der Neichöverfaffung aufgehoben ift. Das Rabbinat 


kann nicht als ein Öffentliches Ant im Sinne des Art. 3 a. a. D. betrachtet werden. 
2) 8-M.-Bl. 1866 ©. 351 u. 352, 


L 


Die Kultusgemeinde. $ 16. 105 


das vorgejchriebene Zeugnis zu erlangen. Hiedurch war natürlich der 
Bwed, den 8 34 verfolgt, nämlich die geeignete Borbildung zum höheren 
Studium, verfehlt. 

S 34 bejtimmt nichts über den Umfang der von den Kandidaten 
zu erwerbenden VBorbereitungsfenntniffe. So viel jcheint jicher, daß Die 
Kenntniffe der an einem Humaniftiihen Gymnaſium zu erwerbenden 
Bildung entiprechen müſſen; denn 1813 konnte man unter einer öffent- 
lihen Studienanftalt nichts anderes verjtehen. Dagegen iſt keineswegs 
das Abjolutorium des Gymnafiums verlangt!) 

Es fommt lediglich darauf an, welches Maß von Vorkenntniſſen 
dem PVorjtande oder dem Lehrerrate der einzelnen Studienanftalt zum 
Studium der jüdischen Theologie genügend ericheint. Halten es diejelben 
für erforderlich, daß der Kandidat der jüdischen Theologie die Kenntniſſe 
befige, welche zum Beftehen der Abjolutorialprüfung notwendig find, 
fo hindert nichts, daß fie dem Kandidaten die Ablegung einer folchen 
Prüfung vorjchreiben. 

Was das Studium der jüdischen Theologie ſelbſt anbelangt, jo Hat 
der Staat in diefer Richtung überhaupt feine Beitimmungen gegeben. 
Univerfitätsftudien find nicht angeordnet; über Ort und Dauer des 
theologiihen Studiums ift nichts beſtimmt. In dev Wirklichkeit begeben 
fih die Rabbinatskandidaten meift zu einem angejeheneren Rabbiner, 
um von diefem fich in rabbinifch-tamudischer Wiſſenſchaft unterrichten 
zu laſſen. Manche befuchen auch die wenigen in Deutjchland bejtehenden 
jüdiſch-theologiſchen Hochſchulen?). Die bayeriſchen Israeliten hatten 
ſeit 1828 zu Fürth eine Talmudſchule, für welche ein ausführlicher 
ſtaatlich genehmigter Lehrplan aufgeſtellt war?). Die Schule ging jedoch 
bald ein, Hauptjächlich wegen Mangels an Mitteln zu ihrer Unterhaltung. 

Hat eine Rabbinatsfandidat das nah) S 34 Jud.Ed. erforderliche 
Zeugnis erhalten und aud) das Studium der Theologie beendet und 
hat ev jelbjt eine Morenu fich erworben, jo muß er fich außerdem, 
will er als Rabbiner angeftellt werden, noch bei einer Streisregierung 


1) Früher pflegte das Minifterium, wenn es einen Nabbinatsfandidaten, ber 
fi) das nad) $ 34 erforderliche Zeugnis erwerben wollte, zu einer Symnaftalprüfung 
zuließ, anzuordnen, e3 jei in das Zeugnis der Vermerk aufzunehmen, daß mit dem: 
felben nur der Übertritt zum Studium ber jüdischen Gotteögelehrtheit bezweckt werde. 
Döllinger VI. ©. 183 u. 184. 

2) Es eriftiert eine ſolche in Berlin und daneben ein Rabbinerſeminar; ein folches 
befteht auch in Breslau. 

3) Döllinger VI. ©. 173 ff. 





5 


106 m nf Te ER 
der jogenannten Rabbinatsprüfung unterziehen, einer Einrichtung, die > 


auf der Beſtimmung des $ 26 Jud.Ed. beruht: „Die Ortsrabbin 


und Subftituten werden .... von den General- Kreis: Kommifjartaten 


geprüft und nach Befund beftätigt oder verworfen“. 


Die Prüfung wird von der Kreisregierung ausgejchrieben. Sie 


findet jedoch nicht regelmäßig ftatt, jondern lediglich mit Rückſicht auf 
das Bedürfnis des Kreifes und auf die Zahl der zu bejegenden Rab- 
binate und der vorhandenen Kandidaten‘). ES fteht nichts im Wege, 
daß einer oder mehrere Kandidaten, auch ohne daß fie ſich um eine be 
ftimmte Stelle bewerben, um die Abhaltung einer Prüfung nachſuchen, 
um bei eventuellen Vakaturen ſofort in Betracht kommen zu können. 
Die zur Prüfung ſich meldenden Kandidaten haben Nachweije über den 


Befit des bayeriichen Indigenates, über ihre bumaniftiiche und then» 


logiſche Vorbildung, ihren Lebenslauf, ihr politiiches und fittliches Ver⸗ 
halten zu erbringen?). 

Die Modalitäten der Prüfung richten fih nach der Minifterial- 
entſchließung vom 23. Oftober 1826 3. II, die Talmudſchule in Fürth 
betreffend). In derjelben find zunächit allerdings nur Vorjchriften über 
die Prüfung der Lehrer in der Talmudjchule jelbft getroffen. Die ſchon 
angeführte Min.-Entjchl. vom 11. Juni 1839 (Döll. IX. ©. 879) ordnet 
jedoch die analoge Anwendung jener Vorjchriften auf die Rabbinats- 
prüfung an. Die erwähnte Ziffer II lautet: „.. . Die Prüfung 
ift unter der Leitung eines Negierungstommifjärs, in den allgemeinen 
Wiffenichaften durch 'angeftellte Studienlehrer, und in den Glanbens- 


lehren durch geprüfte und bejtätigte Rabbiner vorzunehmen, zu deren 


Kontrolle ein der hebräifchen Sprache und Litteratur Kundiger von einer 
Studienanftalt oder von der Univerfität (Erlangen) beizuziehen ift. Die 
Eraminatoren haben die Eraminaten nad) Analogie der Prüfungsord: 
nung für das Lehramt zu Haffifizieren und die f. Regierung (des Rezat- 
freifes), Kammer des Innern, hat die Qualifitationsnoten fejtzujtellen 
und zu erteilen.” 

Mas unter den allgemeinen Wifjenjchaften zu verjtehen jet, jagt 
eine Entſchließung der Regierung des Rezatkreiſes vom 15. Juni 1827%), 


1) Vgl. Min.Entſchl. v. 11. Juni 1839. Döllinger IN, ©. 879, 
2) Min.-Entjäl. v. 2. Auguſt 1821. Döll VI ©. 166. 

3) Döllinger VI. ©. 168 ff. 

4) Döllinger VI. ©. 172. 
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die durch eine Meinifterialentichliegung vom 29. September 1827) be- 
ftätigt wurde. Es find: die deutjche, Lateinische, griechische und hebräiſche 
Sprache, die Gefchichte, Erdbejchreibung, Phyſik und Mathematik, die 
Philoſophie, Moral und Geſetzeskunde, ſoweit fie für das Lehramt er- 
forderfich ift, die Litteratur, die Hermeneutif und Kritik, die Nhetorif, 
Pädagogik und Didaktik. 

Sn der Pfalz jcheint fich die Prüfung nach einer Allerh. Ent- 
ichließung vom 25. September 1823?) teilweije anders zu gejtalten; die 
lateinische und griechische Sprache und einige andere Fächer find dort 
nicht Prüfungsgegenjtand. 

In der Praxis ift man überhaupt von dieſer Prüfung aus den 
allgemeinen Wiffenjchaften abgefommen, da die Kandidaten ihre allge: 
meine wifjenfchaftliche Bildung bereits durch das mehrerwähnte Zeugnis 
nah 8 34 Jud.-Ed. oder auch durch ein Gymmaftalabjolutorium nach— 
gewiejen haben ?). 

Über die Koften der Prüfung beftimmt die Minifterial-Entjchließung 


1) Döllinger VI. ©. 171 und 172. 


2) Chelius, Unterricht über die Amtsverrichtungen der Ortsvorſtände. 4. BD. 
4. Aufl., Kaiferslautern und Zweibrüden 1853 ©. 117. 

3) In Würzburg fanden die legten Prüfungen nach folgendem Plane ftatt: 

a) Schriftlihe Prüfung. 4 
1. Jüdiſche Glaubens: und Sittenlehre, 
2. Pädagogik und Didaktik, 
3. Ausarbeitung eines Themas zu einer Rede. 
b) Mündlihe Prüfung. 
Jüdiſche Glaubenälehre, 
Jüdiſche Sittenlehre, 
. Hebräiihe Sprade, 
. Bibelüberjegung, 
. Kirchenrecht nebft Edikt über die Verhältniſſe der jüdischen Glaubensgenofien, 
. Pädagogik und Didaktik, 
. Mündlihe Katechefe, 
. Mündlicher Vortrag der ausgearbeiteten Rede. 

Als Prüfungsfommiffion waren ein Regierungsfommiffär, zwei Uniwerfitäts- 
profefforen und ein Rabbiner niedergejeßt. 

Gine in der Entſchließung v. 22. Mai 1825 (Döllinger VI. S. 167) ent- 
haltene Bejtimmung, dab zur Prüfung aus der israelitiihen Religionslehre und 
Gottes3-Gelehrtheit außer einem Nabbiner zwei oder drei angejehene jüdische Familien- 
väter beizuziehen feien, ift als durch die jpätere Entſchließung v. 23. Dftober 1826 
(Dölt. VI. &. 168) zuſammen mit jener v. 11. Juni 1839 (Döll. IX. ©. 879) 
aufgehoben zu erachten. ; 
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vom 11. Juni 1839 (Döll. IX ©. 879), daß diefelben, wenn Die Prüfung 
auf Antrag einer Kultusgemeinde zum Behufe der Beftätigung eines zum 
Rabbiner gewählten Kandidaten ftattfinde, von diejer Gemeinde, außer: 
dem von dem die Prüfung veranlaffenden Kandidaten zu tragen ſeien 9. 

Durch das Beſtehen der Prüfung erwirbt der Kandidat noch feinen - 
Anſpruch auf Betätigung durch die Regierung im Falle feiner Wahl 
durch eine Gemeinde. Das Beitehen der Prüfung bildet nur eine der 
Vorausſetzungen für die Erlangung der Betätigung. 

Die bei einer Kreisregierung vorshriftsmäßig bejtandene Prüfung 
ift im allgemeinen auch bei Gejuchen um Bejtätigung als Rabbiner in 
anderen Kreifen al3 giltig zu betrachten ?). 

In neuerer Zeit dispenfiert das f. Staatsminifterium des Innern 
für Kirchen- und Schilangelegenheiten faſt regelmäßig von der Ab- 
fegung der Nabbinatsprüfung, insbejondere, wenn der Kandidat jene 
allgemeine wifjenschaftliche und theologiſche Bildung durch Gymnaſial⸗ 
abſolutorium oder Univerſitätszeugniſſe (Doktordiplom) und Atteſte von 
Rabbinerſchulen dargethan hat?). 

Die Rückſicht auf die einheitliche Behandlung der Kandidaten dürfte 
den Erlaß genauer Vorſchriften über den Studiengang und die Prüfung 
der Rabbinatskandidaten wünſchenswert erſcheinen laſſen. 


8 17. 3. Die Wahl und die Beſtätigung des Rabbiners. 


Die Kultusgemeinden wählen fich ihre Rabbiner jelbjt, nur haben 
fie die Verpflichtung, dieſelben der Kreisregierung zur Bejtätigung 
vorzuschlagen‘). Nachdem die Wahl den Kultusgemeinden überlafjen 

1) Diefe Koften umfaffen den Betrag der verwendeten Materialien und allen- 
falls andere fich ergebende Negieausgaben, die Taren und Stempelgebühren für die 
Beugniffe, und die Diätenbezüge für die beigezogenen Graminatoren, wenn jolde in 
Anfpruch genommen werden. Den Betrag hat die k. Regierung, Kammer des Innern, 
feftzuftellen und nach der Zahl der Eraminanden und den hienad) für die Prüfung und 
Zenſur nötigen Zeitaufwand in analoger Anwendung desfallfiger Beſtimmungen 
rücfichtlich anderer Prüfungen zu ermeſſen. M.-Entjchl. v. 11. VI. 39 3. 3. 

2) Min.Entſchl. v. 31. Januar 1835 (Döllinger VI. ©. 185). 

3) In Unterfranfen wurde feit 1869 Feine Prüfung mehr abgehalten, obwohl 
mehrfache Neubejegungen von Nabbineritellen notwendig wurden. — In Mittelfvanten 
bat nach Mitteilung der k. Kreisvegierung überhaupt noch Feine Prüfung ftattgefunden. 

4) $ 26 Abi. 1 J.E.: Die Ortsrabbiner und Gubjtituten werden von den 
Mitgliedern der Kirchengemeinde vorgefchlagen, von den Generalfreistommifjariaten 
geprüft und nach Befund beftätigt oder verworfen. 
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ift, müßte es eigentlich allein deren Sache fein, diejelbe auszuſchreiben, 
die Vorbereitungen zur Wahl zu treffen und die Wahlhandlung jelbit- 
ftändig durchzuführen. Erſt nach beendigter Wahl, wenn es fich um 
Beitätigung des Gewählten und VBorgefchlagenen Handelt, hätte fich die 
Regierung mit der Angelegenheit zu befaffen. 

Allein die Behörden haben von Anfang an, um eine ordnungs— 
mäßige Wahl zu ftande zu bringen, es für geboten erachtet, die Wahl- 
Handlung nebſt den Vorbereitungen hiezu jelbft in die Hand zu nehmen. 
Eine Wahlinftruftion oder Wahlordnung ift imdefjen nicht vorhanden. 
Es hat fih nur auf Grund einzelner Miniſterialentſchließungen und 
durch analoge Anwendung der für andere Wahlen beftehenden Grund— 
jäge ein gewifjes Herfommen gebildet, nach welchem die Wahl vor- 
genommen zu werden pflegt. 

Der Vorgang bei Belegung eines erledigten Rabbinats ift in der 
Regel der folgende: 

Da in Bayern die Rabbinatsdiftrifte fich wohl durchweg über 
mehrere Bezirksamtsſprengel erjtreden, jo überträgt die Kreisregierung 
die Beforgung des Wahlgejchäftes derjenigen Diftriftsverwaltungsbehörde 
oder demjenigen unmittefbaren Magiftrate, in deſſen Bezirk der Rabbinats— 
fi ſich befindet. Die mit der Vornahme der Wahl betraute Behörde 
ichreibt zunächſt die erledigte Stelle unter Bekanntgabe des Einfommens 
derjelben und unter Feftfeßung einer entjprechenden Anmeldefriit zur 
Bewerbung aus. Es fteht aber nichts entgegen, daß auch die betreffenden 
Kultusgemeinden eine öffentliche Aufforderung zur Bewerbung ergehen 
laſſen. Die einlanfenden Gejuche nebft Belegen müffen während einer 
angemefjenen Zeit vor der Wahl umd auch während des Wahlaktes 
ſelbſt zur Einficht der Intereſſenten aufgelegt werden. Ein Verzeichnis 
der Bewerber ift im Wahllofale anzuheften‘). 

Der Termin zur Wahl ift von der eimjchlägigen Diitriktsver- 
waltungsbehörde feitzufegen und befannt zu machen. 

Als aftivwahlberechtigt wird man alle diejenigen zu bezeichnen 
haben, welchen in Kultusgemeindeangelegenheiten überhaupt ein Stimm- 
recht zufommt. In analoger Anwendung der Beftimmungen, die für 
öffentliche Wahlen gelten, pflegt von der Diftriftsperwaltungsbehörde 
ein Verzeichnis der Wahlberechtigten angefertigt und vor der Wahl zur 
Einficht der Intereffenten aufgelegt zu werden. Das Verzeichnis wird 


1) Min.-Entil. v. 16. Sept. 1835. Döllinger VI. ©. 189. 
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durch Einreichung der Stimmliſten ſeitens der einzelnen Kultusgemeinden 
hergeſtellt. Der die Wahl leitende Beamte zieht, ebenfalls in analoger 
Anwendung der für andere Wahlen geltenden Beſtimmungen, mehrere 
Stimmberechtigte als Wahlausjchuß bei. 

Die Wahl geht in eimem Akte vor fi‘). Es ift nicht zuläffig, 
daß eine geteilte Abjtimmung bei den einzelnen Behörden der ver- 
ſchiedenen Diftrittsorte ftattfinde. Die Stimmabgabe hat bet der von 
der Kreisregierung beauftragten Diftriftsverwaltungsbehörde allein zu 
erfolgen. Die Stimmberehtigten haben perſönlich zu erjcheinen. Ber: 
tretung durch Bevollmächtigte ift nicht zuläffig. Die Min.-Entjchl. vom 
24. Dezember 1844 ſchreibt vor, daß die Abjtimmung zu Protokoll 
gegeben werde. Dieje Beitimmung wird vermutlich faum mehr befolgt, 
da für alle anderen derartigen Wahlen geheime Abjtinimung durch 
Wahlzettel eingeführt ift. In der Praxis bringt man wohl meijt Die 
Vorschrift der Inftruftion, die Vornahme der Kicchenverwaltungswahlen 
betr. v. 25. Auguft 1869 zur analogen Anwendung ($ 12 diejer 
Inſtruktion)?). 

Die Min.Entſchl. vom 24. Dezember 1844 verlangt, daß von der 
Gefamtzahl der Stimmberechtigten des Nabbinatsdiftriftes wenigitens 
zwei Drittel erfchienen find und abgejtimmt haben, wenn der Wahlakt 
gejchloffen werden joll. Die relative Mehrheit der Stimmen entjcheidet. 
Erftere Vorschrift iſt willfürlich und von ſehr fraglichem Werte. Denn 
wie joll es gehalten werden, wenn die geforderten zwei Drittel ſich nicht 
zufammenfinden? Die Entihliegung giebt darauf feine Antwort. Die 
Vorſchrift wird in der Praris faum beobachtet. Es bleibt wohl nichts 
übrig, als in dem Wahlausjchreiben zu bemerken, daß bei etwaigen 
Nichterjcheinen von zwei Dritteln der Stimmberechtigten der Wahlaft 
dennoch gejchloffen und die Nichterjchienenen der Majorität zugezählt 
werden. 

Nac der mehrerwähnten Meinifterialentichließung hat die Kreis— 
regierung Sorge zu tragen, dat Wahlumtriebe ferngehalten und Ber- 
anlafjungen zu gegründeten Beichwerden über leidenjchaftliche Störung 
der Wahlfreiheit vermieden werden. Auch diefe Vorſchrift iſt ohne 
ſonderliche Bedeutung. 





1) Min.Entſchl. v. 24. Dezember 1844. Döllinger XXI. ©. 431. 

>) Abgedrudt im Kreisamtsblatt für Unterfranken für 1869 S. 1447 ff., auch 
bei Stingl, Beitimmungen des bayeriichen Staates über die Verwaltung des Fath. 
Pfarramtes. 2. Aufl. Münden 1890 ©. 1105 ff. 
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Hat ſich der Gewählte zur Annahme der Wahl bereit erklärt, ſo 
iſt er nach 8 26 Jud.-Ed. der Kreisregierung zur Betätigung vorzuſchlagen. 
Fir den Fall, daß der Vorgeſchlagene noch nicht geprüft oder von der 
Prüfung nicht dispenfiert wäre, hätte nunmehr die Rabbinatsprüfung 
ftattzufinden ?). | 

Bei der Beftätigung hat der Rabbiner nad) 8 28 Jud.-Ed. einen 
Eid dahin abzulegen, daß er den Gejegen des Reichs durchgehends 
ſchuldige Folge leiften, nichts gegen diefelben lehren oder gejtatten, wo 
er etwas dagegen erfahren würde, jolches der Obrigkeit treulich anzeigen 
und in feine Verbindung irgend einer Art mit ausländischen Obern fi 
einlafjen werde. 


S 18. 4. Der Wirfungsfreis des Rabbiner. 


Die örtliche Kompetenz des Nabbiners regelt $ 25 Ab. 2 des 
Sudenediftes durch die Beftimmung: „Wo eine Synagoge beiteht, darf 
außer dem Nabbiner oder dem beftätigten Subftituten fein anderer 
kirchliche Verrichtungen ausüben” und Ziffer 5 Ab. 2 der Minifterial- 
entichließung vom 29. Juni 1863, welche den Rabbiner als „in jeinem 
Bezirke ausſchließlich befugt” erklärt zur Vornahme gewiſſer dortſelbſt 
näher bezeichneter Handlungen. Die örtliche Zuſtändigkeit des Rabbiners 
endigt daher mit den Grenzen des Rabbinatsdiſtrikts. Außerhalb des 
Diſtriktes kann er kirchliche Verrichtungen nur vornehmen, wenn der 
zuſtändige Rabbiner ihn hiezu delegiert. 

Die ſachliche Kompetenz des Rabbiners beſtimmt ſich zunächſt natur— 
gemäß nach dem eigenen religiöfen Herkommen der Ssraeliten. 


1) Eine Min.-Entihl. v. 23. Dftober 1838 (Döllinger XXII ©. 427 und 
428) fordert, daß für neu zu bejegende Rabbinate nur „ven ächten mofaischen Glaubens— 
lehren und Geremonialjagungen treu anhängende, nicht verderblicher Neologie huldigende 
Kandidaten fortan beitellt und reſp. bejtätigt werden follen.” Dieje Forderung tft 
ein unberechtigter Eingriff in innere Angelegenheiten der israelitiſchen Neligionsgefell- 
ſchaft. Es iſt Sache des Rabbinatsdiſtriktes, ob er einen mehr orthodoxen oder einen 
mehr der neueren Richtung anhängenden Rabbiner anſtellen will. Ein in dieſer Hin: 
fiht ausgeübter Zwang wäre eine Verlegung der Gewiſſensfreiheit. Überdies ift eine 
Regierung auch gar nicht in der Lage, zu entfcheiven, wo die Orthodorie endigt und 
die Neologie beginnt. In Wirklichkeit richten ſich die Regierungen nicht nach jener 
Beftimmung. Beweis hiefür iſt der Umſtand, daß an verſchiedenen Orten Rabbiner 
von anerkannt neologiſcher Richtung ſich im Amte befinden. Den Regierungen ge— 
nügt es mit Recht, wenn der Vorgeſchlagene die ſonſt vorgeſchriebenen Vorausſetzungen 
erfüllt. 
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Die vom Kıultusminifterium im Jahre 1850 befragten Rabbiner 
bezeichneten!) einhellig als hergebrachte Funktionen des Nabbiners Die 
folgenden: Unterricht über das jehriftliche und mitndliche Gejeg und 
Verbreitung der Kenntnis desjelben; Entjcheidung der vielfältig vor- 
fommenden Nitualfragen, Approbation und Autorifation der Worbeter, 
Religionslehrer, Schächter, Befchneider, Zehngebotfchreiber,Beauffichtigung 
und Prüfung der Schulen, Vornahme von Trauungen und Eheſcheidungen 
und des Chaliza-Aktes (Entbindung von der Schwagerehe)?)9). 

Das Judenedikt Sagt iiber die fachliche Kompetenz des Nabbiners 
weiter nichts, als daß fein Wirfungsfreis auf die Eicchlichen Verrichtungen 
bejchränft ſei (8 30 3.-E.). 

Dagegen zählt die Min.-Entihl. vom 29. VI. 63 im genauen 
Anſchluſſe an die vorerwähnte Antwort der Rabbiner die Befugnijje 
des Rabbiners eingehend auf: „Der Religionsunterricht, die jämtlichen 
Kultusanftalten nnd Kultusdiener der Gemeinden ftehen unter Auflicht 
des Bezirksrabbiners. Der Rabbiner ift in diefer Beziehung namentlich 
verpflichtet, der Erteilung des Neligionsunterricht3 für die jchulpflichtige 
Jugend an Werktagen und Sabbathen jeine ganze Sorgfalt zuzumenden 
und zu diefem Zwede nad) Maßgabe der Lokalen Verhältniſſe den Religionz- 
unterricht entweder felbft zu übernehmen oder deſſen Erteilung durch Die 
aufgeftellten Religionslehrer in den einzelnen Gemeinden zu überwachen; er 
ift ferner verpflichtet, für die Aufrechthaltung der religiöſen Einrichtungen 
und Stiftungen in den Gemeinden zu ſorgen, die bejtehenden Leichen: 
ordnungen zu überwachen und die Begräbnisfeierlichfeiten in eigener 
Perſon oder durch einen geeigneten Subſtituten zu leiten. 

Der Rabbiner ift in feinem Bezirfe ausjchließlich befugt zur 
Approbation und Autorifation der Kultusdiener, zur Vornahme der 
Konfirmation der israelitifchen Jugend da, wo fie eingeführt ift, ſo— 


1) Im Prinzip verneinten fie fajt alle, daß es einen eigentlichen Rabbinerſtand 
gebe. Es dürfe jeder gehörig qualifizierte Israelite die Funktionen des Rabbiners 
ausüben ; nur das Bedürfnis habe die Aufftellung der Rabbiner hervorgerufen. 

2) Val. 5. Buch Mofis Kap. 25 V. 5—10. Schwagerehe ijt die von Mojes 
vorgejchriebene Ehe eines Mannes mit der Finderlojen Witwe jeines Bruders 
Ein direkter Zwang zur Eingehung diefer Che wurde auf den überlebenden Bruder 
nicht ausgeübt, aber derfelbe wurde nur unter einer bejtimmten Ceremonie (Chaliza) 
von der Eingehung der Schwagerehe entbunden. Dies ift heute noch bei den Israeliten 
in Übung. 

3) Vol. auch Zunz, Gejammelte Schriften 2. Bd. ©. 207, mofelbft die 
Funktionen des Nabbiners in ähnlicher Weiſe aufgezählt find. 
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dann zur Vornahme von Trauungen, Vollzug von Ehefcheidungen und 
Befreiungen von der Leviratsehe (Chaliza).“ 

Diefe Aufzählung der amtlichen Funktionen des Nabbiners be: 
deutet feinen Eingriff in innere Kirchenangelegenheiten (geiftliche Amts— 
führung 8 38 lit. e Rel.Ed.). Sie ift, wie die Beitimmung bezüglich 
der notwendigen Einrichtungen der Kultusgemeinden!), nur eine Kon— 
jtatierung defjen, was in der iSraelitischen Neligionsgejellichaft ohnehin 
Rechtens tit. 

Die Beitimmung in Abj. 3 der Ziff. 5 der Miniſterialentſchließung 
vom 29. Juni 1863, daß „hinſichtlich der allgemeinen den Religions— 
verband bedingenden Aufſichtsrechte dem Rabbiner, als der nach den 
Grundſätzen der moſaiſchen Religion beſtellten Autorität die Ausitbung 
der gemäß der 88 39 bis 41 des II. Verf.-Ediktes begründeten Be— 
fugniſſe, ſoweit ſie mit den Grundſätzen der israelitiſchen Religions— 
geſellſchaft vereinbarlich ſeien, nicht beanſtandet werden könne“, hat 
wenig Bedeutung, da der Rabbiner keine Disziplinargewalt beſitzt. 


Bezüglich der Amtstracht, welche die Rabbiner bei Ausübung ihrer 
Funktionen tragen, iſt folgendes zu bemerken: 

Sie darf nicht die nämliche ſein, wie ſie bei den Geiſtlichen öffent— 
licher Religionsgeſellſchaften hergebracht iſt. Denn die Amtstracht der 
Geiſtlichen gehört nach richtiger Anſicht zu jenen Auszeichnungen der 
öffentlichen Kirchengeſellſchaften im Sinne des 8 35 Rel.Ed., deren die 
Privatkirchengeſellſchaften ſich nicht bedienen dürfen?). Das Miniſterium 
hat, von dieſer Anſicht ausgehend, durch Entſchließung vom 9. Juni 
1833?) den Rabbinern verboten, die Amtskleidung der proteſtantiſchen 
Geiftlihen nachzuahmen. 


8 19. 5. Das Verhältnis des Rabbiners zum Staate und zur 
politiihen Gemeinde. 


Es ift hier die Stellung des Nabbiners nach bayerijchem Staats— 
rechte und nach Reichsrecht zu unterjcheident. 
1. Nach bayerijhdem Staatsrechte*) geniegen die von den 


1) Bal. S 24. 

2) Bgl. Seydel, VI. ©. 125 u. 126. 

3) Döll. VI. ©. 190 u. 191. 

4) 8 36 der II. Berfaifungsbeilage. 

Heimberger. 8 
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Privatficchengejellichaften zur Feier ihrer Religionshandlungen beitellten 
Perſonen als folche feine bejonderen Vorzüge. Es gilt daher auch der 
Rabbiner im Prinzip nur als Privatperjon. Hieraus ergiebt ſich das 
ausdrücklich ausgefprochene Verbot der Führung eines Amtsfiegels') 
und der Mangel der Poftportofreiheit für die Korreipondenzen der ° 
Rabbinate unter fi) und mit den Kultusgemeinden oder einzelnen 
Israeliten ?). 

Bei dem Mangel der Beamteneigenjchaft ftünde grundjäglic von 
ftaatlicher Seite nichts entgegen, wenn ein Rabbiner neben feiner reli- 
giöfen Funktion noch irgend einen Erwerb betriebe, welcher Beamten 
nach der IX. Beilage ($ 21,D) zur Berfaffungsurfunde unterjagt tft. 
Freilich wird dies in Wirflichfeit nicht vorfommen, und wenn es vor- 
füme, bliebe der Kultusgemeinde immerhin die Möglichkeit, ſich des 
Rabbiner mit Bewilligung der Kreisregierung zu entledigen?). 

Der Staat bleibt feinem Prinzip, den Rabbiner als Religions- 
diener einer Privatfirchengejellichaft vor amderen Perſonen nicht zu 
bevorzugen, nicht durchweg treu. Er ftellt bejondere Anforderungen 
an ihn, gewährt ihm aber auch Vorzüge, die er Privatperjonen nicht 
zu Teil werden läßt. Er jchreibt für den Rabbiner eine höhere Bil⸗ 
dung vor, verlangt von ihm einen tadelloſen Lebenswandel, läßt ihn 
eidlich Pflichten übernehmen ($ 28 Jud.-Ed.), die er Privatperſonen 
nicht auflegt, ſchützt ihn andererjeit3 gegen willfürliche Entlafjung durd) 
die Kultusgemeinde und gewährt ihm jogar eine Kongrua. Im Staat$- 
budget ift nämlich feit einer Neihe von Jahren eine Summe zur Auf 


1) M.:E. v. 10. Juni 1821. Döll. VL ©. 185. 

2) M.-E. v. 5. Januar 1839. Döll. XXII. ©. 429. Trotz der Vorjchrift in dieſer 
Entjehliefung werden die Nabbinate dennoch in der Praris den „mittelbaren Bes 
hörden“ im Sinme der Verordnung vom 23. Juni 1829 gleichgeachtet und genießen 
als ſolche Portofreiheit im amtlichen Verkehr unter einander, mit den Kultusvor— 
ſtänden und Lehrern. Doch muß die Korreſpondenz mit dem Siegel des Rabbiners 
geſchloſſen, das abſendende Rabbinat bezeichnet, die laufende Geſchäftsnummer und 
der Betreff angegeben, außerdem die Sendung mit der Bezeichnung R. S. (Regierungs- 
fache) verjehen fein. In Fällen, in welchen Staats: und Polizeibehörden im öffent- 
lichen Interefje von Amts: und Auffichtswegen mit den Rabbinaten zu forrejpondieren 
haben, find letztere ebenfalls portofrei. M.-E. v. 14. II. 38 No. 1226. 

3) Nicht unintereffant ift folgende Beltimmung in dem NRegulativ für die 
Münchener Judenſchaft vom 17. Juni 1805 (3. 13), Döllinger VI ©. 14 ff.: 
„Den bey der Judenſchaft angeftellten Individuen als: Vorbether, Schädhter u. dal. 
follfe fein Handel gejtattet werden, jondern ſie jollen von der Judenſchaft bejolvet 
werden.“ 
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bejjerung gering dotierter Nabbinerftellen eingefeßt. Nabbiner, deren 
Jahreseinkommen weniger als 1900 ME. beträgt, erhalten zur Ergän- 
zung dieſer Summe einen jährlichen Zufchuß, der jedoch den Betrag 
von 720 ME. bei dem einzelnen Nabbiner nicht überfteigen darf. Einen 
Rechtsanſpruch auf Gewährung dieſer Zuschüffe befigen die Nabbiner 
jedoch nicht. Der Landtag kann jederzeit die Weiterbewilligung ver- 
jagen‘). 

Durch dieſe Emporhebung des Nabbiners über den Stand der 
Privaten wird indeſſen das Prinzip des 8 36 Nel.-Ed. nicht umgeftoßen. 
Soweit der Staat nicht ausdrücklich eine Bevorzugung eintreten läßt, 
bfeibt der Rabbiner PBrivatperjon. 


Was die Stellung des Rabbiners zur politifchen Gemeinde im be- 
fonderen anbelangt, jo fommen folgende Punkte in Frage: 

Die Gemeindeordnung für die Zandesteile diesſeits des Rheines 
vom 29. April 1869 befreit in Art. 17 Abi. 2 „Perſonen, welche 
ſich infolge eines öffentlichen Dienftverhältnifjes in der Ge— 
meinde aufhalten”, unter gewiſſen Borausjegungen von der Ver— 
pflihtung zur Erwerbung des Bürgerrechtes und in Art. 50 Abf. 2 
diefelben Perſonen von der Leiftung gemeimdlicher Handdienfte. Art. 173 
ebenda erklärt die Stelle eines Bürgermetfters, Beigeordneten oder Magi- 
ftratgrates mit dem aktiven Dienftverhältnifje eines „Geiſtlichen“ un: 
vereinbar, und nach Art. 2 des Gejebes über Heimat, Verehelichung und 
Aufenthalt vom 16. April 1868 erwerben definitiv angeftellte Beamte 
BED ANELET ... - . . der Kirche . . . die Heimat in der Gemeinde ihrer 
Anftellung. 

Finden diefe Beitimmungen auf den Rabbiner Anwendung ? 

Bezüglich der Art. 17 und 50 Gde.-D. geht die gemeine Meinung 
dahin, daß die erwähnten Vergünſtigungen wohl den Dienern der Öffent- 
lichen Kirchengeſellſchaften, nicht aber jenen der Privatkirchengeſellſchaften, 
alfo auch nicht den Rabbinern, zuftehen. Ich verweile auf Seydel, Staat3- 
recht 3. Bd. ©. 151 Anm.: „Die Abſicht des Geſetzes iſt hienach, jede 
Art öffentlichen Dienftes zu treffen, gleichviel ob er dem Staate oder 
einer Öffentlichen Religionsgejellihaft . . . - - geleiftet wird.” Ebenſo 
9. 4 ©. 562 Anm. 3. Seydel betrachtet demzufolge die Geiftlichen 


1) Vgl. hieher Kult.-M.-E. vom 30. III. 78, daS Budget für die XIV. Finanz 
periode, hier die Gehaltäaufbeflerungen der Geiftlihen und Schulfehrer betr., Kult. 
M-Bl. S.143. Krid: Das fath. Pfründeweſen im Königreiche Bayern, Pafjau 1879 
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der öffentlichen Kirchengejellichaften als in eimem öffentlichen Dienft- 
verhältniſſe ftehend '). 

Ich Halte die Annahme für richtig, daß nur die Geiftlichen der 
öffentlichen Religionsgejellichaften die hier in Frage ftehenden Bevor— 
zugungen genießen; allein nicht deshalb, weil fie fich in einem öffent» 
lichen Dienſtverhältniſſe befinden. Der Kirchendienſt ſcheint mir kein 
öfſentlicher Dienſt im Sinne der hier in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beitimmungen. „Offentlicher Dienft iſt“ — ic) ichließe mich Seydels 
eigener Definition (Bd. 3 ©. 322) an — „Diejenige perjünliche Thätig- 
feit, welche zur unmittelbaren Verwirklichung ftaatlicher oder gemeind- 
ficher Aufgaben entfaltet wird.” Die Thätigkeit der Geiftlichen dient 
aber, abgejehen von dem Falle ihrer Verwendung als Schulinjpeftoren 
und als Vorfigende des Armenpflegichaftsrates, nicht zur unmittelbaren 
Verwirklichung folcher Aufgaben und ihr Aufenthalt in der Gemeinde 
gründet fich daher nicht auf ein „Öffentliches Dienftverhältnis”?). Ge 
bühren ihnen trogdem Die den öffentlichen Dienern eingeräumten oben 
erwähnten Vorzüge, jo hat dies feinen Grund in der Beſtimmung des 
830 Rel.Ed., daß die Geiftlichen der öffentlichen Neligionsgejellichaften 
die Rechte und Achtung öffentlicher Beamter genießen. Soll dieje Be- 
ftimmung nicht eine bloße Phraſe fein, jo muß ſie in Fällen wie die 
porliegenden ihre Wirkung äußern). Dagegen hat man den Rabbinern, 
wie allen Religionsdienern der Privatlirchengefellichaften, die Nechte der 
Öffentlichen Beamten nicht beigelegt, und fie erfreuen ſich daher auch) 
nicht des Genuffes der hier befprochenen Privilegien. 

Wollte man im Gegenſatze zu dem Vorausgeführten die Stellung der 
Geiftlichen der öffentlichen Kirchengejellichaften als ein öffentliches Dienſt— 
verhältnis im Sinne der Art. 17 und 50 der Gde.-D. anjehen, jo 
müßte man fonfequenterweije bezüglich der Rabbiner und der Geiftlichen 
der übrigen Privatlirchengejellichaften das Gleiche thun. Beide Arten 
der Kicchengejellfcehaften jtehen auf dem Boden des öffentlichen Rechtes 
und fie unterfcheiden fich, wie ſchon in 8 8 dargethan, nur durch Dinge, 


1) Des ungeachtet jagt Seydel im 6. Bd. ©. 176: „Die Diener der Glaubens- 
gejelljehaften (ev meint hier ſämtliche Glaubensgeſellſchaften) ind nicht als Inhaber 
eines öffentlichen Amtes zu erachten.” 

2) Auch der oberfte Gerichtshof für das Königreich Bayern hat in mehreren 
Erkenntniſſen die Anficht vertreten, daß die Geijtlichen nicht als öffentliche Bedienitete 
anzufehen jeien. Vgl. Zeitfchrift f. Geſetzgebung u. Nechtöpflege III. S. 329, 334; 
NIS AVLIS, NEE NTRTESI AS: 

3) Dal. Mayer, Kirchenhoheitsrechte S. 191. 
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welche. auf ihren öffentlich-vechtlichen Charakter ohne Einfluß find. Auch 
dienen, wenn man darauf Gewicht legt, die Brivatficchengejellichaften 
im Prinzip ebenfowohl dem öffentlichen Intereffe, wie die öffentlichen; es 
zeigt ſich hiebei nur ein quantitattver Unterschied, injoferne nämlich als 
die öffentlichen Kirchengefellichaften bei der größeren Zahl ihrer An— 
hänger naturgemäß für das öffentliche Interefje von größerer Bedeutung 
find. Stehen aber die öffentlichen und die Privatficchengefellichaften in 
ihrem Weſen fich gleich, jo müſſen auch die von ihnen verliehenen 
firchlichen Amter gleichen Charakter tragen. Das Dienftverhältnis des 
Nabbiners wäre demnach ebenfalls ein öffentliches, wenn jenes des 
fatholifchen oder proteftantifhen Pfarrers es ift, und der Rabbiner 
genöſſe die aus demjelben entjpringenden Vorteile. 


Art. 173 Gde.O. trifft auch den Rabbiner, da der Sprachgebraud) 
den dort angewendeten Begriff des „Geiftlichen” nicht auf die Religions— 
diener der öffentlichen Kirchen beſchränkt. Überdies find die Gründe, 
welche ein Gemeindeamt mit dem Dienfte eines Geiftlichen unvereinbar 
ericheinen laſſen, bei den Neligionsdienern einer Privatkirchengeſellſchaft 
nicht minder vorhanden, al3 bei jenen einer öffentlichen !). 


Art. 2 des Heimatgejeges leidet auf den Rabbiner feine Anwendung. 
Es ift zwar richtig, daß die Verfaffung die Bezeichnung „Kirche“ auch den 
Privatrefigionsgefellichaften und jelbft den Israeliten nicht verjagt, aber 
wenn, wie in Art. 2 a. a. D., von „der Kirche” zur’ ESoynv die Nede 
ift, jo verfteht der Sprachgebrauch darunter nur die großen chriftlichen 


Konfeffionen ?). 

2. Reihsrehtlihe Normen: Gleichwie die Geiftlichen dev chrift- 
fichen Religionsgefellichaften nimmt nach Reichsrecht auch der Rabbiner 
in mehrfacher Richtung eine bevorzugte Stellung ein. Seine Privilegien 
finden fich teils im Militär-, teils im Prozekrechte, zum Teil auch im 
Strafrechte, im legteren aber mehr als privilegia odiosa. 

Militärreht: 8 65 des Neichsmilitärgejeges vom 2. Mai 1874°) 
beftimmt in Abſ. 2: „Perfonen des Beurlaubtenftandes und der Erſatz⸗ 
reſerve, welche ein geiſtliches Amt in einer mit Korporationsrechten 
innerhalb des Bundesgebietes beſtehenden Religionsgeſellſchaft bekleiden, 


1) Vgl. Seydel, 3. Bd. ©. 177 u. Anm. 6 daſelbſt. 

2) In dieſem Sinne auch Seydel, 3. Bd. ©. 113 u. Anm. 2 u. v. Riedel, 
Kommentar zum Heimatgeſetz, Art. 2 Anm. 8. 

3) Reichsgeſetzblatt ©. 45. 
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werden zum Dienfte mit der Waffe nicht herangezogen.” Vgl. hiezu 
noch 8 118 3. 5 Abſ. 2 der Wehrordnung für das Königreich Bayern 
vom 19. Januar 1889: „Sie (die vorbezeichneten Perſonen) werden 
im Falle des Bebarfes im Dienfte der Krankenpflege und Seeljorge 
verwandt.” Da die Jsraeliten eine mit Korporatiönsrechten innerhalb 
des Neiches beftehende Religionsgeſellſchaft bilden, jo fallen die Rabbiner 
unter die voraufgeführten Beitimmungen'). 

Prozefrecht und Gerichtsverfafjung: 8 34 3. 7 umd 8 85 Ger.- 
Berf.-Gef. befreien den Rabbiner als Neligionsdiener vom Amte des 
Schöffen und Gefchworenen. Die 88 52 3. 1 der Strafprozeßordnung 
und 348 3. 4 der Civilprozekordnung entbinden ihn von der Zeugnis⸗ 
pflicht in Anſehung deſſen, was ihm bei Ausübung der Seelſorge anver- 
traut ift?). 8 715 83. 6 md 8 749 3. 8 C.P. O. ſichern ihm ein 
beneficium competentiae. 

Strafreht: An ftrafrechtlichen Sonderbeftimmungen find von 
Belang: 8 180a St.G.B. (Kanzelparagraph), 8 174 3. 1.°), S 181 
8. 2%) und 8 3385) St.G.B. und 8 67 des Gejeßes über Die Beur- 
fundung des Berfonenftandes und die Ehejchließung vom 6. Febr. 1875°). 

Nun fommt noch in Frage, ob der Rabbiner als Beamter im 
Sinne des Reichsſtrafgeſetzbuches (S 359) und ob fein Amt als ein 
öffentliches Amt im Sinne des $ 31 N.-St.-©.-B. anzufehen jet. 

1) Das Reichsgeſetz, betr. die Wehrpflicht der Geiftlichen, vom 8. Februar 1890 
befreit nur Militärpflichtige „röm iſch-katholiſcher Konfeifion“, welche ſich dent 
Studium der Theologie widmen, von der Übungspflict. 

2) Unter den „Geiftlichen”, welche die angeführten Raragraphen nennen, find 
nad) der ratio legis die Geiftlichen oder Neligionsdiener aller jtaatlih anerkannten 
Religionögefellichaften zu verftehen. Vgl. Löwe, Strafprozefordnung, 6. Aufl. Berlin 
1890; 8 52 Note 6. 

3) „S 174: Mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren werden bejtraft: 

lern. Geiftliche, welche mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen un: 
züchtige Handlungen vornehmen.“ 

4) 8 181 bedroht die von Geiftlihen an ihren Schülern oder Zöglingen be- 
gangene Kuppelei. 


5) 8 338: „Ein Neligionsdiener oder Perjonenftandsbeamter, welcher, wiſſend, 
daß eine Perſon verheiratet ift, eine neue Che derjelben jchlieft, wird mit Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren bejtraft.” 

6) 8 67: „Ein Geiftlicher oder anderer Neligionsdiener, welcher zu den religiöjen 
Feierlichkeiten einer Eheſchließung jchreitet, bevor ihm nachgewiejen worden ft, daß 
die Ehe vor dem Standesbeamten gejchloffen fei, wird mit Geldftrafe bis zu 300 ME. 
oder mit Gefängnis bis zu 3 Monaten beitraft.‘ 
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Die erite Frage kann ohne Bedenken verneint werden. Nach 
8 359 St.G.B. find unter Beamten im Sinne dieſes Strafgeſetzes zu 
verftehen „alle im Dienfte des Reichs oder in unmittelbarem oder mittel- 
barem Dienfte eines Bundesstaates... ... angeftellten Perſonen“ 
ER Daß die bayerischen Rabbiner feine unmittelbaren Staats— 
beamten find, bedarf feiner Erörterung. Dies fteht außer Zweifel. Sie 
ftehen aber auch nicht im mittelbaren Staatsdienfte. Im mittelbaren 
Staatsdienfte befindet fich nur derjenige, welcher in einem dem Gtaate 
eingegliederten Organismus 3. B. in der Kreis, Diſtrikts- oder Orts— 
gemeinde ein Amt bekleidet. Die Kultusgemeinde aber iſt Dem Staats— 
organismus nicht eingegliedert; fie fteht außerhalb desſelben; daher find 
ihre Beamten auch nicht mittelbare Staat3beamte‘). Überdies ift der 
Rabbiner durch 8 30 Iud.-Ed. ausdrücklich auf firchliche Verrichtungen 
beſchränkt. 


Weniger zweifellos geſtaltet ſich die Antwort auf die zweite Frage. 
Das Strafgeſetzbuch definiert nicht, was es unter einem öffentlichen 
Amte verſtanden wiſſen will. Es haben ſich infolgedeſſen zwei Mein— 
ungen gebildet. Die eine, insbeſondere von OlShaufen?) vertretene, 
geht dahin, daß unter. einem öffentlichen Amte ein durch das öffentliche 
Recht begrenzter Kreis von Gejchäften öffentlichen Charakters zur ver- 
ftehen jei, daß das Kirchenrecht einen Zeil des öffentlichen Rechtes bilde 


1) Legt man mit Laband bei der Definition des Staatsbeamten das Haupt: 
gewicht darauf, daß der Staatsbeamte ſich in ein befonderes Gemwaltöverhältnis des 
Staates begebe und nimmt man im Anſchluß hieran — wie E. Mayer, Kirchen: 
hoheitsrechte S. 199 — an, „Daß mittelbare Staatsbeamte ſolche Korporationsdiener 
jeien, die fich durch den Anftellungsvertrag mit der Korporation der Disziplinargewalt 
derjelben unterwerfen, welche Disziplinargewalt ihrerfeitS wiederum der Korporation 
vom Inhaber der Staatögewalt delegiert wurde”, jo fommt man erft recht dazu, Die 
Eigenſchaft des Rabbiners als eines mittelbaren Staatsbeamten zu leugnen. Denn 
eritens begiebt ſich der Rabbiner feineswegs in eine Diszipfinargewalt der Kultus: 
gemeinde und zweitens hat dieſe vom Staate eine Disziplinargewalt über den Rabbiner 
überhaupt nicht übertragen befommen. — Wollte man aber vielleicht aus $ 30 Jud.-Ed., 
welcher den Nabbinern „alle Einmifhung in bürgerliche und Gemeinde-Angelegenheiten 
bei ernitlichen Geld- und Arreftftrafen, nach Umftänden felbft der Entlafjung“ ver: 
bietet, ſchließen, derjenige, welcher Rabbiner werde, ftelle ſich hiedurch unter eine be- 
fondere Disziplinargewalt des Staates, fo käme man zu dem abjonderlichen Nejultate, 
daß der Staat die Leute, welchen er „bei ernftlichen Geld- und Arreſtſtrafen“ die Gin: 
mifhung in feine Angelegenheiten unterfagt, hiedurch zu feinen Beamten machte. 


2) Ols ha uſen, Kommentar zum Strafgejegbuche, 4. Aufl. 1892 $ 31 Anm. 7. 
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und daß daher die Kirchenämter als folche unter den Begriff der öffent— 
lichen Amter fallen. Die andere, hauptſächlich vom Keichsgerichte !) 
vertretene Anficht erachtet das Kirchenamt nicht als öffentliches Amt im 
Sinne des Strafgefebbuches. Das Reichsgericht ſtützt fich hiebei ins— 
bejondere auf die Motive und, die Entjtehungsgefchichte des 8 31). 

Ich Halte es für ein vergebliches Bemühen, aus dem nadten Wort- 
Yaute des 8 31 mit Sicherheit ableiten zu wollen, was unter „öffent 
lichen Ämtern” zu verftehen jei. Aus allgemeinen Erwägungen aber 
laſſen fich unanfechtbare Gründe für die eine oder andere Anficht meines 
Erachtens auch nicht gewinnen. Es jcheint mir daher richtig, in den 
Motiven und in der Entftehungsgeichichte des $ 31 den Willen des 
Gefeßgebers zu ſuchen, wie dies das Neichsgericht gethan hat. Hienach 
- aber (fiehe Ann. 2) gehören Kirchenämter nicht zu den öffentlichen Ämtern 
im Sinne des 8 31 St.-G.-B. Dies findet jeine Beitätigung noch 
darin, daß Preußen durch Gefeß vom 11. Mai 1873 8 21, Baden 
durch Gefeh vom 23. Dezember 1871 Art. 14, VIL, Heſſen durch jolches 
vom 23. April 1875 Art. 8 erft ausdrücklich die Unfähigkeit zur Be— 
Eleidung kirchlicher Amter als Folge der Verurteilung zur Zuchthaus⸗ 
ſtrafe und der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ausjprachen. 
Hätte man unter den öffentlichen Ämtern des 8 31 die Kirchenämter 
mitverftehen müffen, jo wäre die angeführte Partikulargeſetzgebung über- 
flüffig gewejen?). 

Auch das Amt des Rabbiners zählt demzufolge nicht zu den öffent- 
lichen Ämtern im Sinne des Strafgejeßbuches. 


1) Entſch. d. R.G. in Strafſachen, 10. Bd. S. 199 ff. Vgl. auch Oppenhoff, 
Kommentar zum Strafgejegbud, 12. Aufl. 1891. $ 31 Anm. 7 u. 8. 

2) Das Neichgericht jagt: „In den Motiven wurde bemerkt, die Bekleidung 
öffentlicher Amter fege ein bejondered Vertrauen und ein nach jeder Seite unge: 
Schwächtes Anjehen in der Perſon der Träger voraus; „der zur Aufrechterhaltung 
der Gejege öffentlich Angeftellte” habe die erhöhte Pflicht, feine Handlungen dem Ge- 
je entiprechend einzurichten. Dieſer Hinweis läßt einesteils erkennen, daß Der 
zwifchen dem „Amte” und dem „Beamten“ bejtehende Zufammenhang auch bei Ab- 
faſſung des Geſetzentwurfes anerkannt wurde, andererſeits aber auch, daß als öffent— 
liche Amter im Sinne des 8 31 a. a. O. bloß diejenigen Ämter angeſehen wurden, 
deren Träger als Organe der Staatögewalt zu betrachten find.” Auch das preuß. 
Strafgeſetzbuch von 1851, dem die in Frage ftehenden Vorschriften entnommen worden 
feien, habe unter öffentlichen Ämtern nur die unmittelbaren und mittelbaren Staats- 
ämter verftanden. 

3) Val. auch Thudihum, Deutjches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts. 2. 
Bd. ©. 63. Leipzig 1878. 
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8 20. 6. Der rechtliche Charakter der Stellung des Rabbiners zur 
Kultusgemeinde. 


Das Verhältnis des Rabbiners zur Kultusgemeinde bezw. zu den 
in einen Rabbinatsdiſtrikt vereinigten Kultusgemeinden iſt im Grunde 
ein rein civilrechtliches. Es beruht auf einem zwiſchen Rabbiner und 
Gemeinde abgeſchloſſenen Vertrage des Inhaltes, daß der Rabbiner ſich 
gegen Gewährung eines bejtimmten Gehaltes verpflichtet, der Gemeinde 
jein theologiſches Wiffen zur Verfügung zu ftellen. Man kann diejen 
Vertrag als eine Dienftmiete bezeichnen. Inder Regel wird Derjelbe 
auf die Lebenszeit des Rabbiners gejchloffen. In Bayern ift, ſoviel 
mir bekannt, fein Rabbiner nur auf eine gewifjfe Zahl von Jahren 
angejtellt. Ob der Rabbiner Penfionsanfprüche befist, hängt von der 
vertragsmäßigen Vereinbarung mit den Gemeinden ab. Der Gehalt 
ift gewöhnlich in der Weife gefichert, daß jede Gemeinde des Nabbinats- 
diftriftes die Verpflichtung übernimmt, eine ihrer Seelenzahl und 
ihrem Vermögensſtande entiprechende Quote zur Nabbinerbejoldung. 
beizuftenern. 

In das im Prinzip rein privatrechtliche Verhältnis zwiſchen Rabbiner 
und Gemeinde mijchen ſich öffentlich-vechtliche Momente, injoferne näm- 
fi, als ſowohl Anftellung wie Entlafjung des Rabbiners von jtaat- 
ficher Genehmigung abhängig gemacht ift ($ 26 Jud.-Ed.). Überdies 
it in der Pfalz im Anſchluß an das franzöfijche Dekret vom 17. März 
1808 durch die Regierungsentſchließung vom 8. Dftober 1523 Art. 9: 
für den Rabbiner ein Gehaltsminimum von 450 fl. vorgejehen. Für 
Bayern rechts des Rheins findet ſich eine ſolche Feſtſetzung nicht, ob⸗ 
wohl ſie in den vorbereitenden Berichten zum Judenedikte vorge— 
ſchlagen war. 


Der Rabbiner bezieht für einzelne religiöſe Verrichtungen den Stol— 
gebühren ähnliche Kaſualien. In der Pfalz iſt die Höhe derſelben 
durch Regierungsentſchließung vom 15. Juli 1845 (U.-Bl. ©. 240) 
feſtgeſetzt, während im diesjeitigen Bayern ein ſtaatlich genehmigtes 
Gebührenregulativ nicht beiteht '). 


1) Silbernagl, Verfaffung und Verwaltung u. f. w., 3. Aufl. 1893 ©. 299 - 
fcheint irrigerweife das Vorhandenſein eines ſolchen Negulatives anzunehmen. 
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8 21. II. Der Rabbinerjubititut. 


Unter einem NRabbinerfubftituten hat man einen geprüften Rabbi— 
natsfandidaten zur verftehen, ‚welcher dem Rabbiner zur Unterftügung - 
in der Ausübung feiner firchlichen Verrichtungen beigegeben it. 


Das Judenedikt drückt fich iiber die Stellung des Subſtituten nicht 
genau genug aus. Man fünnte nämlich angefichtS der Beitimmung 
in 8 25 Ab. 2 Iud.-Ed.!) zu der Meinung gelangen, als ob unter 
einem Subftituten auch jeder Vorjänger zu verftehen fei, da deſſen Ber- 
richtungen ja ganz ohne Zweifel ebenfalls als firchliche bezeichnet werden 
müffen. Dies kann jedoch nicht die Abficht des Ediktes jein. Denn 
die 88 26, 27 und 34 des Ediktes ftellen an den Subftituten in Bezug 
auf Vorbildung die gleichen Anforderungen wie an den Rabbiner. 
Daß diefe Vorfchriften auch für den Vorfänger gelten follen, hat aber 
feit dem Beftehen des Ediktes noch niemand angenommen. 


Ziff. 5 Abſ. 1 der Miniſterial-Entſchließung vom 29. Juni 1863 
ipricht gleichfall3 von einem „Subjtituten”. Hier kann unter dem „Sub— 
ftituten” 2) nicht das nämliche zu verftehen jein wie im Edikte. Cs 
ſoll mit diefem Worte hier nur ein Stellvertreter im allgemeinen be- 
zeichnet werden. Darauf deutet, abgejehen von anderen Gründen, ſchon 
der Zuſatz „geeignet“ Hin. Ein geprüfter und bejtätigter Rabbinats- 
fandidat ift zur Leitung der Begräbnisfeierlichfeiten immer geeignet, 
und es bedarf nicht erjt der Erwägung des Nabbiners, ob derjelbe in 
der That „geeignet“ jet. 


Es hätte indefjen, nachdem das Edift mit der Bezeichnung „Sub- 
ftitut” einen fejten Begriff verbindet, vermieden werden jollen, das Wort 
nochmals in anderem Sinne zu gebrauchen. 


Im übrigen trifft das über den Rabbiner Gejagte auch auf den 
Subitituten zu. Nur hängt der Umfang feines Wirkungskreiſes von 
der Vollmacht ab, welche ihm die Gemeinde bei jeiner Aufitellung 
überträgt. 


1) „Wo eine Synagoge befteht, darf außer dem Nabbiner oder dem bejtätigten 
Subjtituten fein anderer Kirchliche Verrihtungen ausüben.“ 


2) „Der Rabbiner hat .. .. die Begräbnisfeierlichfeiten in eigener Perſon 
oder durch einen geeigneten Subftituten zu leiten.“ 


Bu DE A u. Ba DL ae 
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8 22. III Der Religionslehrer. 


Nach dem jüdischen Geſetze ift jeder Vater verpflichtet, feine Kinder 
im Gefege jelbft zu unterrichten oder unterrichten zu laſſen und zur 
Befolgung der jüdischen Sayungen anzuhalten; einen eigentlichen veligiöjen 
Schulunterricht, ein Lehrfach der „Religion“, kennt das Geſetz, abgejehen 
vom Studium der Erwachjenen, nicht). ES hat fich jedoch, wie jonft, 
fo auch hier das Bedürfnis nach einem gemeinjchaftlichen Unterrichte 
geltend gemacht, und jo bildete fi allmählich das Inſtitut der Religions- 
lehrer aus. Bei der hervorragenden Bedeutung, die dem Unterrichte der 
Sugend in der Religionslehre zufommt, hat ſich auch der Staat mit 
Anordnungen über denjelben befaßt und Hinfichtlich der Verjonen, welche 
den Unterricht zu erteilen haben, Vorjchriften erlaffen. Diejelben finden 
fi in verjchiedenen Minifterialentjchließungen zerftreut ?). 


Als Religionslehrer fünnen nur Inländer angeftellt werden, welche 
guten Leumund bejigen?). Diejelben müfjen in einem Schullehrerjeminare 
vorgebildet worden fein‘). Es jteht ihnen frei, eine der Seminare zu 
Würzburg, Bamberg, Schwabach und Kaiferslautern zu wählen’). In 
Würzburg ift ihnen überdies Gelegenheit geboten, eine eigene „iSsraelitijche 
Lehrerbildungsanftalt“ (drei Seminarkurje), welche aus freiwilligen 
Beiträgen der Israeliten unterhalten wird, zu bejuchen °). 


In den Seminarien erhalten die israelitiſchen Zöglinge den gleichen 
Unterricht wie die chriftlichen, nur in der Religionslehre und der hebräischen 
Sprache Haben fie den Unterricht von dem Rabbiner zu nehmen, welcher 
am Seminarorte feinen Wohnfis hat. — Wohnung und Verpflegung 
wird ihnen im Seminare nicht gewährt; fie müfjen folche „unter der 


1) Bgl. Zunz a. a. D. ©. 212. 

2) Vgl. Englmann-Stingl, Handbud) des bayer. Volksſchulrechtes. 3. Aufl. 
Münden 1883 ©. 512 ff. 

3) Min.-Entfhl. v. 28. Januar 1828 3. 1. Döllinger VI. ©. 163. 

4) Ebenda 3. VI. 

5) Min.-Entiäl. vom 14. März 1843 u. v. 3. Juni 1844. Döllinger VI 
©. 439 u. 440. 

6) Entſchl. d. Kreiäregierung von Unterfranken u. Aſchaffenburg v. 4. Dft. 1864 
(Kreisamtsblatt v. 1864), die Gründung diefer Anftalt betr. 


| 
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Aufficht des Seminarvorftandes bei Familien nehmen, welche fich durch 
Sittlichfeit umd gute Haushaltung auszeichnen 9. 

Die Prüfung, welcher fi) die Kandidaten zu unterziehen haben, 
ſoll umfaſſen „die Elementarunterrichtsgegenſtände, die hebräiſche und 
deutſche Sprache, den israelitiſchen Lehrbegriff, die jüdiſche, beſonders 
bibliſche Geſchichte, die Auslegung der heiligen Schrift, die Kenntnis 
ihrer beſonders wichtigen und ſchönen Stellen, die gewöhnlichen Gebete, 
die Erläuterung und Deutung des jüdiſchen religiöſen Ceremoniels und 
Rituals, den Talmud und ſeine einzelnen Teile nach Zuſammenhang 
und verſchiedenem Wert, die Verhältniſſe der Juden zum Staat und 
zu den Gemeinden?)“. In der Praxis wird gegenwärtig die Religions— 
fehrerprüfung in der Weije abgehalten, daß die Kandidaten der Schluß⸗ 
prüfung an dem Lehrerfeminare, in welchem fie Unterricht genofjen, ſich 
unterziehen ?), ans den Religionsfächern aber von einem Rabbiner, der 
zur Prüfung zugezogen wird, eraminiert werden. 

Nach) beitandener Prüfung fünnen die Kandidaten von den Kultus— 
gemeinden als Neligionslehrer der Kreisregierung zur Betätigung in 
Vorſchlag gebracht werden?). 

Der Gehalt des Religionslehrers wird durch freie Übereinkunft 
zwifchen diefem und der Kultusgemeinde fejtgejegt unter Betätigung des 
Dienftvertrages durch die Kreisregierung. 

Bei dem Mangel einer jochen Übereinkunft ift die Gehalts- 
regufierung der Sreisregierung, vorbehaltlich der Bejchwerde gegen deren 
Enticheidung, überlafien?). 

Die Entlaffung des Neligionslehrers kann nur mit Genehmigung 
der Kreisregierung erfolgen ®)”). 


1) Normativ über die Bildung der Schullehrer im Königreih Bayern v. 29. 
. Septbr. 1866 8 49 Abſ. 2 (Rultusminifterialblatt v. 1866 ©. 226 ff.). 

2) So in der Min.-Entfhl. v. 28. Januar 1828 3. I (Döll. VI. ©. 163). 

3) „Söraeliten, welche das Seminar nicht bejucht haben und die Seminar: 
austrittsprüfung erſtehen wollen, haben um die Zulafjung bei der Kreisregierung 
unter Vorlage entiprechender Zeugnifjfe über. gehörig genoſſenen Unterricht und fitt- 
liches Wohlverhalten nachzuſuchen.“  Normativ über die Bildung der Schullehrer 
8 80 Abf. 3. 

4) Vogl. bezüglich der Anftellung die Min.-Entſchl. v. 29. Januar 1838 (Döll. 
XXI. ©. 438 u. 439), wonach die israelitiichen Religionslehrer im allgemeinen nad) 
gleichen Normen zu behandeln find, wie die chriftlichen Lehrer an deutjchen Schulen. 

5) Min.-Entichl. v. 28. I. 28 Ziff. XII. 

6) Bgl. M.-E. v. 29. I. 38 (Döll. XXII. ©. 438 u. 439). 

7) Siehe auch die Äußerung des Staatöminifters Dr. von Müller in der 
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8 23. IV. Sonjtige Kultusbedienitete. 


1. Der Borfänger. 


Derjelbe hat die Aufgabe im öffentlichen Gottesdienfte vorzuftngen 
bezw. vorzubeten. Bon Staatswegen wird vom VBorjänger nichts weiter 
verlangt, al3 daß er köriglicher Unterthan d. h. bayerijcher Staatsan— 
gehöriger, ohne Makel des Wuchers oder eines betrüglichen Bankerotts 
und ſonſt von einem guten, fittlichen Lebenswandel ſei). In Wirk— 
fichfeit Haben die Vorfänger gewöhnlich Höhere Vorbedingungen erfüllt, 
da fie zumeijt gleichzeitig als Religionslehrer fungieren und daher deven 
Rorbildung genofjen Haben müfjen. Ihre Wahl erfolgt durch die Stultus- 
gemeinde, die Beftätigung — vorausgejeßt, dab fie nicht zugleich Die 
Stelle des Religionslehrers verſehen — durch) ‚die Diftriktspolizeibehörde 
nach zuvor erholtem Gutachten des Diftriktsrabbiners?). 

Ihr Verhältnis zur Gemeinde beruht lediglich auf dem Dienftver- 
trage®). Der Gehalt wird durch freie Vereinbarung feſtgeſetzt. 

Der Dienſt des Vorſängers ſoll mit jenem des Religionslehrers 
thunlichſt vereinigt werden‘). Dagegen ſoll, wenn irgend möglich, dem 
Vorſänger nicht die Funktion des Schächters übertragen werden ?). 


2. Der Beichneider. 


Die Approbation als Bejchneider darf vom Rabbiner niemand 
erteilt werden, der nicht vom Bezirksarzte feines Wohnortes ein Zeug— 
nis beibringt, daß er die erforderliche chirurgische Fertigkeit zur Bor- 
nahme der Bejchneidung beige °). 


Situng der Kammer der Abgeordneten von 7. April 1892, welcher die Stellung der 
iSraelitifchen Neligionslehrer als eine rein private erklärt. 

Bol. ferner K-M.-E. vom 17. X. 74 (abgedruct in den Bl. f. adminift. Br. 
XXV. ©. 336). Diejelbe jchreibt vor, daß für Regierungsentſchließungen, durch 
welche israelitiihen Neligionslehrern die Betätigung ihrer Anftellung erteilt wird, die 
fog. Geheimrat3-Taye nicht zu erheben ſei, da die Neligionslehrer feine Staats: 
Diener jeien. 

1) M.-E. 

2) M.-E. 


22. Mai 1825. Döllinger VI. ©. 186. 
. Sanuar 1840. Döllinger XXII ©. 426. 
3) M.E. v. 21. Februar 1825. Döllinger VI. ©. 186. 
4) M.-E. v. 28. Januar 1828 3. XIV. Döllinger VI ©. 168. 
5) Ebenda Ziff. XV. 
6) M.-E. v. 7. Dez. 1829 (Döll. VI. ©. 151u. 152), M.-G. v. 19. Juli 1845 
(Böll. XXIL ©. 422). 
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In der Negel hat der Beſchneider feine feſte Anftellung in der 
Gemeinde, fondern empfängt von Fall zu Fall eine Gebühr. 


3. Der Schädter. 


Derfelbe wird durch die Kultusgemeinde angejtellt, nachdem ihn 
der Rabbiner approbiert hat. Seine Stellung beruht auf dem Dienft- 
vertrag. Einer Betätigung des Iegteren durch eine vorgeſetzte Behörde 
bedarf es nicht '). 

Da dem Rabbiner die Approbation und Autorijation, jowie die 
Beauffichtigung der Kultusdiener obliegt, jo kann er dem Beichneider 
und dem Schächter die Approbation auch entziehen, wenn diejelben ihr 
Amt nicht den Ritualvorschriften entiprechend verjehen?). 


S 24. Staatlich geforderte Einrichtungen der Kultusgemeinde, 


Die Minifterialentfchließung vom 29. Juni 1863 verordnet im 
Ziff. 4 Abf. 3: „In jedem Falle und unabhängig von dem Wider- 
fpruche der Mehrheit der Gemeindeglieder muß in jeder igraelitiichen 
Kultusgemeinde neben einer dem Zwede und der Würde ihrer Be— 
ftimmung entſprechenden Synagoge jamt innerer Einrihtung, als Ge— 
jegesrollen u. ſ. w. für a) Religionsſchule, b) vorihriftsmäßiges Ritual- 
bad, c) Beihaffung ritualmäßigen Fleiſches, d) ritualmäßiges Begräbnis 
Sorge getragen fein.” 

Um zu verjtehen, wie das Miniſterium dazu gelangte, derartige 


1) Siehe bezüglich der Schächterfunftion eine Entihliefung der f. Regierung 
von Unterfranfen und Ajchaffenburg vom 29. Dezember 1871, mitgeteilt in den 
Blättern für adminiftrative Praxis. Bd. 22 ©, 312 ff. 

Vgl. auch Silbernagl, Verfaſſung und Verwaltung ſämtlicher NReligionsgefell- 
Ichaften in Bayern. 3. Aufl. Regensburg 1893 ©. 303. 

2) Menn Rabbiner und Kultusgemeinde ſich über die Perſon des aufzuftellenden. 
Schächters nicht zu einigen vermögen und ftaatlihe Hilfe nachſuchen, jo iſt meines 
Erachtens die Gemeinde anzuhalten, den vom Rabbiner in Vorſchlag gebrachten 
Kandidaten anzuftellen, da nur diefer, nicht die von der Gemeinde vorgejchlagenen 


. . Kandidaten, die Approbation des Nabbiners befigen, ohne ſolche aber fein Schächter 


aufgeftellt, andererjeits auch der Rabbiner nicht gezwungen werden kann, eine ihm 
nicht tauglich ericheinende Perjönlichfeit zu approbieren. Ohne Schädter aber kann 
man die Gemeinde auch nicht laffen, da für ritualmäßiges Fleisch gejorgt fein muß 
(M.-E. v. 29. VI. 63) und Rabbiner und Gemeinde darüber, daß ein Schächter not= 
wendig tft, auch gar nicht uneinig find. 
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Beitimmungen zu erlafien, die ohne Zweifel innere Angelegenheiten der 
israelitifchen Religionsgefelfchaft berühren, muß man fich folgendes ver- 
gegenwärtigen: 

Es ift im Laufe diefes Jahrhunderts, wie ſchon in 8 10 gelegent- 
lich erwähnt, im Judentum eine religiöfe Spaltung eingetreten. Es 
hat fich ein Gegenſatz zwifchen Orthodorie und Neologie herausgebilvet, 
wie er zur Zeit der Verkündung des Judenediktes noch nicht voraus- 
gejehen werden konnte. Ein Teil der Israeliten warf eine Menge 
religiöfer Grumdfäge und Einrichtungen über Bord, welche zu Anfang 
des Jahrhunderts von der großen Mehrheit der Israeliten noch als 
göttliche Vorſchriften und Inftitutionen geachtet und bewahrt wurden. 
Infolgedeſſen gewann es den Anjchein, als ob die neologiſch Gefinnten 
unter den Israeliten fih allmählich in eine Neligionsgejellichaft um— 
wandelten, die nicht mehr diejenige war, welche der Staat als die 
israelitiſche aufgenommen hatte. Die Regierung konnte dies nicht ruhig 
gejchehen laſſen, da ohne ihre Genehmigung die Bildung einer neuen 
kirchlichen Geſellſchaft nicht zuläſſig iſt. 

Wie ſollte ſie aber der ohne ihre vorherige Genehmigung ſich voll- 
ziehenden Umwandlung der israelitiſchen Religionsgeſellſchaft entgegen— 
treten? Jedenfalls mußte zunächſt feſtgeſtellt werden, welches die weſent— 
lichen Merkmale derjenigen Religionsgeſellſchaft ſeien, die im Jahre 
1813 aufgenommen worden war. Dann konnte man ſagen, daß fernerhin 
nur ſolche Gemeinden als zur israelitiſchen Religionsgeſellſchaft gehörig 
betrachtet würden, welche dieſe Merkmale beibehielten. 

Das Miniſterium befand ſich nun gegenüber dem Judentum in 
der mißlichen Lage, keine oberſte Inſtanz in Glaubensſachen vor ſich 
zu haben, die ihm die erforderlichen Anhaltspunkte bezüglich der Frage 
der Rechtgläubigkeit hätte an die Hand geben können. Wollte ſich das 
Miniſterium über Weſen und notwendige Einrichtungen der israelitiſchen 
Religion unterrichten, ſo blieb nichts übrig, als ſich um Aufſchluß an 
eine Anzahl jüdiſcher Theologen zu wenden, deren Außerungen aber 
auch nur den Wert ſachverſtändiger Privatmeinungen haben konnten. 


Die hier intereſſierenden Fragen, welche das Miniſterium außer 
anderen zum Teile ſchon früher erwähnten, verſchiedenen angeſehenen 
Rabbinern vorlegte, lauteten: „Welches ſind die allgemeinen Kriterien 
der Rechtgläubigkeit im Judentum, ohne welche der Beſtand desſelben 
nicht angenommen werden kann?“ und: „Welche beſondere Bedürfniſſe 
hat jede israelitiſche Kultusgemeinde ?” Die Antworten auf die erſte 
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Frage fielen je nad) dem mehr oder weniger orthodoxen Standpunkte, 
welchen die einzelnen Rabbiner einnahmen, jehr verjchieden aus. Das 
Minifterium vermochte ſich aus denjelben fein ficheres Urteil zu bilden. 
Auch bezogen fie ſich faft nur auf reine Glaubensſachen, während es 
dem Minifterium, welches Nichter in Glaubensjachen nicht jein fanıt, ° 
mehr um augenfällige Kennzeichen der Orthodoxie zu thun war. In 
diefer Beziehung boten ihm die Antworten auf die zweite Trage den 
gewünschten Anhalt. Diefelben waren mit großer Einhelligfeit gegeben, 
und insbejondere zeigten fich die in anderen Richtungen mehr neologiſch 
gefinnten Rabbiner gerade Hier orthodor. Als notwendige Einrichtungen 
jeder Kuftusgemeinde wurden erklärt: Eine Synagoge oder Bethaus, 
eine Religionsſchule, einen Begräbnisplag, ein Frauenbad. An Kultus 
perfonal wurde außer dem Neligionslehrer und dem Vorbeter ein 
Schächter zur Beihaffung ritualmäßigen Fleifches als erforderlich be- 
zeichnet. 

Hierin glaubte das Minifterium diejenigen Einrichtungen erbliden 
zu können, welche in minimo jede Kultusgemeinde befigen müfje, wenn 
fie noch zu der im Jahre 1813 aufgenommenen Neligionsgejellichaft 
gehören wolle. Man vergegenwärtige jich die einjchlägige Stelle aus den 
Motiven zu der Min.-Entiehl. v. 29. VI. 63 (ſ. ©. 35): „Die Grundlagen 
des auf der Offenbarung ruhenden mojaischen Neligionsjyitemes, wie 
folche bei Anerkennung und Aufnahme der Neligionsgejellichaft (1813) 
unbezweifelt fejtftanden, und namentlich in den einzelnen äußeren 
Attributen des Kultus zum Ausdrud gelangen, müjlen, wenn 
der Staat nicht in kurzem eine ganz andere Neligionsgejellihaft in 
feiner Mitte haben will, in Straft des verfafjungsmäßig begründeten 
Oberanffichtsrechtes auch ferner aufrecht erhalten werden.“ In anbe- 
tracht deſſen traf das Miniſterium die oben aufgeführte Beitimmung. 

Die rechtliche Bedeutung, welche derjelben zukommt, beſteht in folgen: 
dem: Eine Kultusgemeinde, welche nicht alle die Einrichtungen: befißt, 
wie fie die Mintftertalentichliegung in Ziff. 4 Abi. 3 aufzählt, wird 
von der Staatsregierung nicht mehr als zu derjenigen Neligionsgejell- 
Schaft gehörig angejehen, die im Jahre 1813 als die iSraelitiiche die 
Itaatliche Anerkennung und Aufnahme erlangte. Sie wird als eine 
Slaubensgejellihaft betrachtet, welche die Fünigliche Genehmigung noch 
nicht erhalten hat und darum eime Criftenzberechtigung nicht befikt. 
ALS nächite Folge hieraus ergiebt ſich der Wegfall der Befugnis zur 
Abhaltung gemeinjchaftlichen Gottesdienftes. Für Gemeinden, die erſt 
gegründet werden follen, gilt das Gleiche. 
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Einen Zwang und eine unbefugte Einmiſchung in das Gebiet der 
inneren Kirchenangelegenheiten ſchließt die fragliche Beſtimmung, ob— 
wohl fie ſolche innere Angelegenheiten berührt, keineswegs in ſich). 
Sie erteilt in Wirklichkeit nur eine Beftätigung für jolche Einrichtungen, 
welche eine vom Staate aufgenommene Glaubensgejellichaft ſchon von 
Haus aus befist, und giebt den Behörden den Auftrag, bei den einzelnen 
Kultusgemeinden aus dem etwaigen Mangel diejer Einrichtungen Die 
Konjeqguenzen zu ziehen. Wenn dann hHiebei Zwang angewendet wird, 
fo entjpricht dies Lediglich dem Nechte des Staates, Feine Glaubens- 
gejellichaft zu dulden, die er nicht anerfannt hat?)?). 


1) Siehe dagegen Seydel VI. ©. 345 Arm. 2 u. ©. 333 Anm. 4. 

2) Hinfichtlich der Religionsſchule und des Neligionsunterrichtes vgl. Dölt. VI. 
©. 159 ff. 200 f. XXIL ©. 427 u. 438 ff. Siehe auch Entſch. d. 3.6.9. IH. 
S. 124: „Zur legtinftanziellen Entſcheidung von Differenzen, welche die Änderung 
oder Aufhebung beitehender israelitifher Religionsſchulverbände oder auch die Neu— 
bildung folder Verbände betreffen, ift der Verwaltungsgerichtshof nicht zuftändig,” 
ferner B.-©.:9. III. ©. 484 ff. 

Die israelitiichen Religionsſchulen unterftehen den ordentlihen Schulinjpektionen 
M-E. vo. 28 1. 8 3. IX. u. X. (DEI. VI ©. 164) Bel. aud M.-E. v. 
14. April 1865 (Weber VI. ©. 433). 

3) Es könnte die Frage auftauchen, ob nicht die politiihe Gemeinde, da der 
Religionsunterricht ein obligatorifcher Lehrgegenftand ift, zur Aufbringung des Neal: 
bedarf für die israelitifche Neligionsichule verpflichtet jei. Meines Erachtens ift dies 
zu verneinen und zwar aus folgenden Gründen: Die obligatoriihe Cigenjchaft des 
Keligionsunterrichtes bei allen Konfeſſionen macht ji nur gegenüber den ichulpflichtigen 
Kindern geltend; dieje werden gezwungen, den von ihrer Kirche gebotenen Religions- 
unterricht zu beſuchen. Dagegen hat fie feine Bedeutung gegenüber den politiſchen 
Gemeinden. Letzteren liegt die Fürſorge für den Religionsunterricht überhaupt nicht 
ob (vgl. V.G.“H. IV. S. 161); dieſe Fürſorge iſt lediglich Sache der betreffenden 
Religionsgeſellſchaften (ſiehe auch 8 38 lit. d Rel.“Ed.). Eigentlich haben Daher die 
Religionsgejellihaften aud den Realbedarf für den KReligionsunterricht zu beichaffen. 
Wenn in Wirklichkeit dennod) die Gemeinden Lofal, Beheizung u. |. m. ftelfen, jo ift 
dies freier Wille oder beruht auf befonderen Rechtsverhältniffen (Herfommen oder dgl.). 
Mas den israelitiihen Religionsunterricht anbelangt, jo jprechen gegen die berührte 
Verpflichtung der Gemeinde noch befondere Gründe: $ 32 des Judenediktes bejagt, daß bie 
Judenkinder mit den Chriftenfindern gleichen Schulunterricht erhalten „mit Ausnahme 
der Religionslehre” und die Min.-Entiehl. v. 29. Juni 1863 überläßt e3 den Kultus: 
gemeinden, für eine Religionsſchule zu jorgen. In beiden Fällen ift es aljo den 
Kultusgemeinden ausdrüdlich anheimgegeben, für den Keligionsunterricht der israelitiichen 
Kinder feldft aufzufommen. Hiemit iſt ihnen aber nicht blos die Aufitellung eines 
Lehrers, ſondern auch die Bejchaffung des erforderlichen Unterrichtslofales und des 
fonftigen Realbedarfs zur Pflicht gemacht. Denn die Fürforge für eine Neligions- 
ſchule umfaßt beides. 

Heimberger. 5 9 
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8 25. Die Autonomie der Kultusgemeinde, 


Man fpricht häufig von der „Autonomie der Kultusgemeinde,“ 
ohne über deren Bedeutung und Umfang einig zu fein. Zumeiſt wird 
fie dort als Schlagwort gebraucht, wo man im einzelnen Falle nicht 
weiß, wie man einer von diefer oder jener Kultusgemeinde getroffenen 
Anordnung einen vechtlichen Halt geben ſoll. Bei der Häufigkeit der 
Fälle, in welchen man diejem Worte begegnet, fünnte man in der That 
glauben, den Kultusgemeinden ſei ein Selbitgejeggebungsrecht von ganz 
ungewöhnlichem Umfange eingeräumt. Steht man aber näher zu, jo 
zeigt fih, daß dasjelbe nicht fo gar weit über die Befugnifje hinaus- 
geht, welche den chriftlichen Kirchengejellichaften zuftehen. 

Mas mit Sicherheit von diejer Autonomie der Kultusgemeinde ge- 
jagt werden fann, dürfte Folgendes jein: 

Bor Verfündung des Judenediktes trugen die Judengemeinden — 
es rührt Dies noch aus dem Mittelalter her — nicht blos Firchlichen, 
jondern auch politischen Charakter, fie waren zugleich bürgerliche Ge— 
meinden‘) Zur Erfüllung ihrer Zwede als jolche mußten ſie die 
Befugnis haben, die zur Regelung ihrer Verhältnifje notwendigen An: 
ordnungen mit Nechtswirkjamfeit für ihre Angehörigen zu erlafjen. Sie 
übten in der That auf diefe Weije ein nicht unbedentendes Selbſtgeſetz— 
gebungsrecht. Mit Verkündung des Judenediftes wurde dies anders. 
Die Judengemeinden hörten auf bürgerliche Gemeinden zu jein, und 
biemit fielen von jelbjt alle jene autonomen Befugnijje weg, die ihnen 
zur Erreihung ihrer bürgerlihen Gemeindezwede vorher unent— 
behrlich waren. 

Dagegen festen fie ihre Exiſtenz als firchliche Gemeinden fort. Als 
jolche erhielten fie durch S 23 J.E. zunächit alle jene Befugnifje ein- 
geräumt, welche das Neligionsedift von 1809 den chrijtlichen Privat- 
kirchengeſellſchaften zugefteht, aljo insbefondere das Recht zur jelbftändigen 
Ordnung ihrer inneren Kirchenangelegenheiten. Abgejehen hievon be- 
hielten bezw. erwarben fie in einigen Beziehungen auch eine eigentliche 
Autonomie d. h. das Necht, Normen zu erlaſſen, die mit äußerer Rechts— 
verbindlichkeit für die Gemeindeglieder ausgeftattet find. 

Vor Allem gilt dies für das Gebiet des Beftenerungsrechtes. 


1) Näheres fiehe in S 30, wo die wichtigfte autonome Befugnis, das Befteuerungs- 
vecht, zur Crörterung fommt. 
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Letzteres konnte man den Sultusgemeinden nicht nehmen, wenn man 
ihnen nicht die Forteriftenz als Kirchengemeinden unmöglich) machen 
wollte. Der eingehende Nachweis biefür findet fich unten in $ 30. 

Außerdem aber läßt fi auch aus den pofitiven Beitimmungen 
des Judenediktes die Einräumung einer Autonomie ableiten: 


S 31 J.E. überträgt den Kultusgemeinden die Verwaltung ihres 
Vermögens und die Wahl der mit derjelben zu betrauenden Perjonen. 
Nähere Bejtimmungen über die Führung der Verwaltung, über Wahl 
und Kompetenz der VBermögensverwalter find nicht getroffen. Es ver- 
jteht jich von jelbit, daß die Kultusgemeinde diefe vom Edifte gelafjenen 
Lücken in eigener Zuständigkeit auszufüllen hat, wenn fie dem Willen 
des Gejebgebers, der ihr die Verwaltung des Kultusvermögens nicht 
bloß als Befugnis, jondern auch als Verpflichtung übertragen hat, nach— 
fommen will. Sie kann daher die Modalitäten der Verwaltung, die 
Befugniffe der diejelbe führenden Perſonen, das Stimmrecht der Gemeinde- 
mitglieder in den WVermögensangelegenheiten, das aftive und pajlive 
Wahlrecht zu den Verwaltungsorganen jelbftändig orönen. 


Da 8 26 FE. den Kultusgemeinden auch den Vorſchlag und 
hiemit die Wahl der Kultusbeamten überläßt, ohne jelbjt Die Voraus— 
jegungen der aktiven Wahlfähigfeit zu ordnen, jo muß auch hier die 
Gemeinde normierend eingreifen. 

Was fie in Ausführung der SS 26 und 31 J.E. über Die vor: 
genannten Punkte beftimmt, ift für die Gemeindeglieder rechtsverbindlich. 

Weiter geht die Autonomie nicht‘). 

In welcher Weife innerhalb des angegebenen Rahmens das Selbit: 
gejeggebungsrecht zu üben ift, darüber läßt fich nur der allgemeine 
Grundſatz aufftellen, daß die in Handhabung der Autonomie erlafjenen 
Beitimmungen nicht mit den Staatsgejegen in Widerſpruch stehen 
dürfen ?). 

1) Bol. hiezu Seydel VI. ©. 345, ber ebenfalls ein Selbftgefeggebungsrecht 
in dem hier zugegebenen Umfang — jedoch mit Ausnahme des Befteuerungsrechtes 
— annimmt. 

2) Über Einzelfragen hat jich der 2.:8..9. in verfchiedenen Erkenntniſſen ver- 
— J. S. 265: Frage der Zuläſſigkeit des Manifeſtationseides zur Feſtſtellung 
der Größe des Vermögens behufs Heranziehung zu Kultusabgaben. 


Boͤ. IX. S. 198: Modalitäten der Kultusgemeindewahlen. — Befugnis der 
£ 9* 
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Eine Erefutionsbefugnis ift den Kultusgemeinden nicht eingeräumt. 
Bur zwangsweiſen Durchführung der von denfelben autonom getroffenen. 
Anordnungen hat die Staatsgewalt den weltlichen Arm zu leihen'). 

Die im Wege der Selbftgejeßgebung erlafjenen Normen pflegt die 
Mehrzahl der Gemeinden in „Statuten“ niederzulegen. Genehmigung 
diefer Statuten durch die Diſtriktspolizeibehörde oder die Kreisregierung 
ift nicht erforderlich; fie ift nirgends vorgejchrieben?). Nur dann, wenn 
im einzelnen Falle Streit entjteht, hat die zur Entjcheidung berufene 
Behörde über die Nechtsgültigfeit der betreffenden ftatutariichen Be— 
ftimmung zu befinden. 

Geſchieht es troßdem, daß den Bezirfsämtern oder den Regierungen 
die Statuten „zur Genehmigung” vorgelegt werden, jo kann Dies feine 
andere Bedeutung haben, als daß die Kultusgemeinde ſich des jachver- 
ftändigen Gutachtens der betreffenden Behörde über die Zuläſſigkeit der 
in den Statuten niedergelegten Bejtimmungen verfichern will. Als eine 
Sanftion der Statuten ift diefe „Genehmigung“ aber nicht aufzufafjen. 


Das Sinanzredbt der Kultusgemeinde. 


8 26. I. Brivatrechtsperjünlichfeit der Kultusgemeinde. 


Man hat zeitweise die israelitiichen Kultusgemeinden als Söcietäten 
betrachtet?), und hat von einem Gejellichaftsvertrage geiprochen, den die 
Geſellſchaftsmitglieder Hinfichtlich ihrer religiöjen Bedürfnifje mit einander 
ihliegen. Es ift num zwar an und für fi nicht unmöglich, daß auch 


Kultusgemeinden, die Ausübung des Wahlrechtes an die vorgängige Entrihtung einer 
Aufnahmsgebühr zu fmüpfen. 

BD. IX. ©. 315: Befugniffe der Einſchätzungskommiſſion. 

BD. X. ©. 364: Stimmrecht der Frauen. 

Siehe auch noch Bd. X. ©. 136: Zuſtändigkeit des V.G.H. zur Entſcheidung 
eines beftrittenen Anfpruches auf Anerkennung des aktiven oder pafjiven Wahlvechtes 
der Hultusgemeindeglieder. 


1) Val. auch Entſch. des oberſten Gerichtshofes in Civilſachen 5. Bd. ©. 971 ff. 
2) Siehe auch Entidh. des 8.6.9. vom 25. XI. 91 BD. 13 ©. 323 ff. 


3) Bol. Entf. des oberſten Gerichtshofes v. 21. Dezbr. 1852 (BI. f. NR.-X. 
Bd. 18 ©. 362). 
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Bereinigungen des öffentlichen Nechtes den Charakter der Societät tragen !), 
aber bei den iSraelitiichen Kultusgemeinden trifft dies nicht zu. Sie 
find universitates, Slorporationen, juriftiiche Perſonen. Sie beſaßen 
zumeift Nechtsperjönlichfeit ſchon vor Erfafjung des Judenediktes und 
nahmen fie in die durch legteres gejchaffenen Berhältniffe mit herüber. 
Wenn auch durch das Edikt (8 21) die Judenforporationen, d. h. Die 
über eine ganze Provinz oder ein herrjchaftliches Gebiet ſich erſtreckenden 
forporativen Verbände der Juden?), aufgehoben wurden, jo erfuhr 
hiedurch doch die Korporationgeigenjchaft der einzelnen Gemeinden keine 
Beränderung. Sie fand im Gegenteil ihre Anerkennung durch 8 31 
des Sudenediktes, der das jüdische Kicchenvermögen dem jüdiſchen Kultus 
vorbehält und es im Eigentum der einzelnen Kultusgemeinden wie 
bisher beläßt. 

Mit der Eigentumsfähigfeit befigt die Kultusgemeinde naturgemäß 
auch Exrwerbsfähigfeit, wenn dies im Edifte auch nicht bejonders ausge- 
iprochen ift. Die Erwerbsfähigfeit ift eine Folge der Eigentumsfähigteit. 

Theorie und Praxis erkennen gegenwärtig einhellig die Eigenfchaft 
der Kultusgemeinde als Korporation und des Kultusvermögens als 
Korporationsvermögen- an?). 


II. Das Selbitbejtenerungsrecht der Kultusgemeinde, 


8 27. 1. Die Praxis des Minifteriums und des oberſten Gerichts- 
hofes bis zur Errichtung des Verwaltungsgerichtshufes. 


In den erften achtzehn Jahren nad) Erlaß des Judenediktes kam 
das Minifterium nicht in die Lage, über das Selbftbefteuerungsrecht 
der israelitiichen Kultusgemeinden oberftrichterfih ſich zu äußern; 


1) 3.8. die übrigen Privatkirchengeſellſchaften in Bayern, welchen Korporations⸗ 
eigenſchaft nicht verliehen wurde. 

Dal. auch Rofin, Das Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft, Freiburg i. B. 
1886 S. 52. 

2) Bl. Gotthelf, Hiſtoriſchogmatiſche Darſtellung u. ſ. w. S. 60 ff. 

- 3) Bgl. Roth, Bayer. Civilrecht 1. Teil 2. Aufl. 1881 S. 292 ff. (Anm. 14, 

15, 16, 17). 

Seydel, VI. ©. 335. 

E.. Mayer, a. a: D. ©. 272. 

Entid. d. 3.6.9. IX. ©. 388; XU. ©. 425 ff. 
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wenigftens iſt feine Entſcheidung in dieſer Frage veröffentlicht. Nur 
aus dem Jahre 1826 findet fih eine Entſchließung), welche der Ver- 
waltungsbehörde die Einleitung einer Vermögensſchätzung behufs Aus- 
mittelung der Konfurenzquote zur Bejoldung eines Rabbiners zu unter: 
Laffen gebietet und es den Istaeliten der einzelnen den Rabbinatsbezirk 
bildenden Orte anheimgiebt, ſich über den Maßſtab des von jedem Orte 
jährlich zu leiſtenden Beitrags zur Rabbinerbeſoldung jelbjt zu vereinigen. 

Erft anfangs der dreißiger Jahre hatte fi) dag Miniſterium 
mit der berührten Frage zu befafjen. Im einer Entſchließung vom 
6. November 18312), den Rekurs der igraelitifchen Handelsleute N. 
N. und Conj. zu N. wegen des Maßjtabes der Geldumlagen betreffend, 
wide ausgefprochen, „daß, da die im ben verichiedenen Orten Des 

Königreichs wohnenden israelitifchen Glaubensgenoſſen nad 8 22 des 
Ediktes über ihre PVerhältniffe vom 10. Juni 1813 feine eigenen 
Judengemeinden bilden und in religiöfer Hinficht nad) 8 23 des näm- 
fichen Ediftes in Verbindung mit dem $ 32 der 2. Beilage zur Ber- 
faſſungsurkunde als Privatgejellichaft geachtet werden, lediglich 
den Israeliten zu N. zu überlaffen ſei, die hinfichtlich der Beitrags: 
feiftung zur Befriedigung ihrer bejonderen Bedürfnijje obwaltenden 
Differenzen unter fich felbjt auf gütliche Weife auszugleichen oder im 
Rechtswege auszutragen.” 

Eine weitere Entichliefung vom 5. März 1832°), den Rekurs des 
iSraelitifchen Handelsmanns N. in N. wegen Entrihtung von Vereins- 
beiträgen betr., entipringt der gleichen Auffafjung: „Es jei allen Zwangs— 
maßregeln gegen den Nefurrenten im adminiftrativen Wege Anſtand zu 
geben und den Beteiligten zu überlaffen, die zwiſchen ihnen obwaltende 
— nad) der Natur ihrer Vereinszwede nicht als Kuratelfache erjcheinende 
Differenz auf gütliche Weile auszugleichen oder im Nechtswege aus- 
zutragen.” 

Beide Entjchließungen behandeln allerdings nur die Zuftändigfeits- 
frage, aber fie laſſen feinen Zweifel über die Anficht des Minijteriums 
in der Sache jelbft. Würde das Miniftertum das Selbjtbejtenerungs- 
recht der Kultusgemeinden anerkennen, jo dürfte es, da die demjelben 
entiprechende Verpflichtung der Gemeindeglieder, wenn jie vorhanden 
it, nur im öffentlichen Nechte wurzeln fan, die Mitwirkung der Ver: 


1) Döllinger VI. ©. 187: M.:E. v. 11. Dezbr. 1826 3. 2. 
2) Döllinger VI ©, 19. 
3) Döllinger VI ©. 19. 
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waltungsbehörden zur Zwangsbeitreibung der Kultusabgaben nicht ab- 
lehnen !). 

Sehr bald änderte jedoch das Minifterium feine Anſchauung voll: 
ftändig.. Eine Entſchließung vom 12. Dezember 18332) — diefelbe 
bildet heute noch die Grundlage für die Rechtſprechung — äußert fich folgen- 
dermaßen: „Die Frage in Betreff der Konfurrenzpflicht zu den Kultus: 
bedürfnifjen der israelitiſchen Kultusgemeinde in München Löft fich klar 
aus den beitehenden Gejegen. Jede von dem Staate autorifierte Kicchen- 
gejellichaft iſt verpflichtet, diejenigen Laſten zu tragen, welche die Auf- 
rechthaltung des Kultus bedingen. Diefe Verbindlichkeit ift nicht wur in 
der Natur der Sache begründet, fondern auch in Art. I Abſ. b Nr. 10 
des Umlagengeſetzes vom 22. Juli 1819°) geſetzlich ausgejprochen. 
Gemäß diefen Prämiſſen ift es Klar, daß die jüdischen Glaubensgenofjen, 
namentlich in jenen Orten, wo fie, wie in München, nah) S 24 des 
Ediktes vom 10. Juni 1813 eine eigene firchliche Gemeinde bilden, 
Ihuldig und verbunden find, nach Maßgabe des Umlagengejeges vom 
22. Sult 1819 zu den Bedürfnifjen ihres Kultus zu konkurrieren, und es 
fünnen jelbe eine Ausnahme von dieſem Grundſatze um jo weniger anjprechen, 
als ihnen nirgends eine Bevorzugung derjelben vor jenen Kirchengejell- 
Ichaften zugejtanden ift, welche verfafjungsmäßig als die bevorzugten 
anerfannt und ausgeiprochen find, und als es in feinem geordneten 


1) Bol. hiezu auch BI. f. admin. Br. XVI. ©. 220 u. 221, 
2) Döllinger VI. ©. 196. 
3) Die einjchlägigen Stellen des Umlagengejetes lauten: 
Art. I. Lokal-Umlagen. 
b) Zwecke. 
Die Zwede, für welche ſolche Umlagen erhoben werden fünnen, find folgende: 


9) Zum Neubau und zur Neparation von Kirchen, Pfarr, Meßner- und 
Schulhäufern, nad) den hierüber beftehenden Verträgen, Urkunden, Herkom— 
men, Verordnungen und geltenden Gefegen, und injoferne die Gemeinden 
der älteren Gebietsteile vor dem Jahre 1808 und jene der erworbenen 
Sänder vor ihrer Vereinigung mit der Krone Bayern hiezu verbunden 
waren. 

10) Zur Anjchaffung von Kirhen- und Schulrequifiten, dann zum Unter: 
haltszuſchuß für Geiftlihe, Schullehrer, Schulgehilfen und PBräparanden, 
nad) den beſtehenden Verträgen, Urfunden, Herfommen und gelienden Gejegen, 
infofern nämlich die auf dem Finanzetat hiezu geſetzlich bejtimmten Summen 
und das hiezu geeignete Stiftungsvermögen nicht ausreichen. 
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Staate bei dem Intereffe der Gejamtheit an dem Bejtehen eines ge- 
vegelten Kultus für jedes Glaubensbekenntnis nie der Willkür einzelner 
Mitglieder anheim gegeben jein kann, ben Berfall aller Neligions- 
übungen herbeizuführen. — Nach den bisherigen Direftiven wird die 
hegierung...n ...- bei Nichterreichbarkeit eines gütlichen Abkommens 
durch die ftantspolizeiliche Anhaltung der £onkurtenzpflichtigen Mit 
glieder zu Bezahlung der nötigen Kultusausgaben nach Art. VI des 
mehrerwähnten Umlagengejeges den Fortbeftand des israelitiichen Kultus 
dahier mit jener Umficht und Thatkraft fichern, welche allein die bereits 
eingetretenen Übelftände zu befeitigen imftande iſt.“ 

Borftehende Entſchließung wurde unter dem 15. Dezember 1534 
an fämtliche Kreisregierungen zur Darnachachtung mitgeteilt!). Sie be- 
herrfchte nun auf längere Zeit die Praxis. 

1847 trat ein Rückſchlag in der Anſchauung des Miniftertums ein. 
Es ergingen in israelitiſchen Kultusftenerjachen furz nacheinander mehrere 
Entſchließungen, die auf den Standpunkt des Minifteriums von 1831 
und 1832 zuritcfehrten?). Ihr wejentlicher Inhalt ift der folgende: 
Nach 8 22 des Iudenediftes bilden die in den verjchiedenen Drten des 
Königreich wohnenden Israeliten feine eigenen Judengemeinden und 
find in veligiöfer Beziehung nach 8 23 desjelben Ediktes in Verbindung 
mit 8 32 des Neligionsediftes als Pivatgefellfchaften zu erachten, 
weshalb die Differenzen, welche hinfichtlich der Beitragsleijtung zur Be- 
friedigung ihrer Kultusbedürfnifje zwifchen ihnen entjtehen, nicht Kuratel- 
gegenftand find und zur Entfcheidung auf dem Adminiftrationswege ſich 
nicht eignen, jondern als Streitigfeiten iiber privatrechtliche Verhältniſſe 
vor die Civilgerichte gehören. 

Die nächjten Jahre zeigen einen mehrfachen Wechjel der Auffafjung. 
Eine M.-Entichl. v. 31. Ian. 1850°) und ein Erfenntnis des oberjten Ge— 
tichtshofes vom 19. Dezember 1853*) (im jeiner Eigenjchaft als Ge- 
richtshof zur Entjcheidung von Kompetenzkonflikten) brachten wieder Die 


1) Döllinger VI. ©. 19. 


2) M.⸗E. vom 6. XII. 47 
re RE TE ET | 
„nn 27. VO. 48 ! Döll. XXI. ©. 432—435 
WE —— 


2} ” „ 2. XL 48 
3) Döllinger XXU. ©. 435—36. 
. 4) Blätter für Nechtsanwendung Bd. 19 ©. 123 ff. 
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Entſchließung vom 12. Dezember 1833 zu Ehren. Nichtsdeftoweniger 
vertrat das Minifterium in Entichließungen vom 4. Juli 1854 und 
8. März 18551) den entgegengejegten Standpunkt. Hiedurch wurde 
das Erkenntnis des oberjten Gerichtshofes vom 23. April 1856?) ver- 
anlaßt. Die vom Minifterium wegen Unzuftändigfeit abgewiejene Kultus: 
gemeinde hatte fich an die Civilgerichte gewandt, erfuhr jedoch hier die 
gleiche Zurücdweilung. Infolgedeſſen gelangte die Sache zur Entjchei- 
dung des negativen Kompetenzfonflittes vor den oberiten Gerichtshof. 
Diejer befaßte ſich nun nicht blos, wie er hätte thun müſſen, mit der 
Entſcheidung der Zuftändigfeitsfrage, ſondern unterwarf den ihm unter: 
breiteten Fall auch der materiellen Würdigung. Nach Bejahung der 
Zuftändigfeit der VBerwaltungsbehörden entjchied ex, auf die Min.Entſchl. 
v. 12. Dez. 1833 ich beziehend, in der Sache ſelbſt — e8 handelte 
ſich hier um ein Eintrittsgeld — dahin, daß die Israeliten auf Grund 
der jchon erwähnten Beitimmung des Umlagengejeßes zur Beitrags- 
feiftung für die Deckung ihrer Kultusbedürfniſſe verpflichtet jeien ?). 

Vondda an blieb ſich die Rechtsanſchauung in den oberjten Inſtanzen 
gleich. Eine Minifterialentjchliefung vom 1. Dftober 1865*) findet es 
faum mehr für notwendig, die Verpflichtung zur Umlagenzahlung be- 
ſonders zu begründen und begnügt ſich mit dem Hinweis auf die Ent- 
ſchließung vom 12. Dezember 1833 und die vielfachen Entſcheidungen 
des oberjten Gerichtshofes und eine Minifterial - Entjhlieung vom 
6. Juli 18755) jeßt gar feinen Zweifel an dem Selbſtbeſteuerungsrechte 
der Kultusgemeinden mehr voraus. 


8 28. 2. Die Rechtſprechung des Verwaltungsgerichtshofes. 


Dur) Art. 8 3. 36 des Gejehes vom 8. Auguft 1878, Die Er- 
richtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Ver— 
waltungsrechtsjachen betreffend, wurden Streitigfeiten über „Anfprüche 
und Reichniffe aus dem israelitifchen Kultusverbande” al3 Verwaltungs: 
rechtsſachen erklärt, zu deren Entjcheidung in erjter Inftanz die Diſtrikts— 


1) Beide erwähnt im Bayer. Regierungsblatt von 1856 ©. 197. 

2) Neg.-Blatt v. 1856 ©. 193 ff. 

3) Vol. auch noch die in gleihem Sinne ergangene Entſcheidung des oberjten 
Gerichtshofes vom 23. April 1855, BL. f. Rechts-Anw. 20. BD. ©. 300. 

4) Minifterialblatt für Kirchen: und Schulangelegenheiten 1865 ©. 216 ff. 

5) Ebenda 1876 ©. 90 ff. 
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verwaltungsbehörden (Bezirksämter und Magiſtrate der unmittelbaren 
Städte), in zweiter und letzter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof be— 
rufen iſt )). 

Durch die Einſtellung der Ziffer 36 in das Geſetz hatte die Auf 
faſſung des Minifteriums und des oberjten Gerichtshofes von der öffent- 
lich-rechtlichen Natur der Abgabenftreitigfeiten in den Kuftusgemeinden 
die Anerkennung des Gefebgebers erlangt. Allerdings war damit nur 
über die prozeffuale Frage der Zuftändigfeit definitiv entichieden; über 
die materielle Seite der Sache Sprach ſich der Gejeßgeber nicht aus, 
wenn auch, wie wohl anzunehmen ift, auf Grund der Praxis der letzten 
beiden Jahrzehnte Niemand in den gejeggebenden Körpern an dem 
Seibftbeftenerungsrechte der Kultusgemeinden gezweifelt haben wird?). 

Die Fragen, welche der Gerichtshof bisher hinfichtlich des Selbit- 
beftenerungsrechtes der Kultusgemeinden zu entjcheiden hatte, laſſen ſich 
in zwei Gruppen jcheiden. Sie betreffen zum Teil die Erhebung 
eigentficher Umfagen, alſo Abgaben, die von allen Gemeindegliedern 
nach einem beftimmten Maßſtabe gefordert werden, zum Teil Beiträge, 
die nur von einzelnen Gemeindegliedern aus bejonderen in ihrer eigenen 
Perſon oder in ihrer Familie ſich ergebenden Anläffen zur Erhebung 
fommen. Bu den legteren gehören die Gebühren für die Aufnahme in 
die Gemeinde (Eintrittsgelder), ferner Abgaben bei dem Abzug aus der 
Gemeinde (Abzugsgelder), endlich Zeiftungen bei der eigenen Verehelichung 
oder bei der Verheiratung der Kinder, bei leßterer hauptiächlich, wenn 
das Kind aus der Gemeinde hinausheiratet (Heimftener, Brautgelder). 


1. Die eigentliben Amlagen. 
Die erfte Äußerung des Gerichtshofes findet fich, jedoch noch ohne 


1) Art. 9 des Gej. v. 8. Aug. 1878. 

2) Die Motive zu Ziff. 42 des Art. 7 des Entwurfes (nun Art. 8 3. 36), 
abgedrudt in den Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten im Jahre 1877/78, 
Beilagen-Band III. ©. 19, enthalten nur Folgendes: 

„Die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden in Bezug auf Anſprüche und 
Neichniffe aus dem israelitiichen Kultusverbande ift durch eine Neihe von oberit- 
richterlichen Erfenntniffen anerkannt. Hinſichtlich der Pfalz insbeſondere ift Die 
Biffer 1118 der Verordnung vom 6. November 1817, die Aufhebung der Kommiſſion 
der apminiftrativen Justiz betr. (Amtsblatt der Pfalz vom Jahre 1817 S. 567) zu 
erwähnen. Hiernach find Streitigkeiten, welche ſich über die Verteilung der Beiträge 
zur Bezahlung der Schulden der jüdischen Gemeinden unter den Mitgliedern derjelben 
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Begründung, in einem Erfenntniffe vom 20. Dezember 1880), 8. 4. 
„Die Kultusgemeinde vermag durch ordnungsmäßige Beichlüffe wohl 
ihre Mitglieder zur Entrichtung von Kultusumlagen zu verpflichten, 
nicht aber andere Perfonen, die ihrem Kultusverbande nicht angehören.” 
Der Gerichtshof adoptierte, wie hieraus erfichtlich ift, die vom Minifterium 
und dem oberften Gerichtshofe zulegt vertretene Anschauung. Aus einer 
Enticheidung vom 13. Mat 1881?) läßt ſich das Gleiche entnehmen; 
freilich wird Hier der Anſpruch auf die Abgabe zurückgewieſen, aber 
nur weil die in Anspruch Genommenen nicht mehr Angehörige der 
Hagenden Kultusgemeinde waren. Wieder ohne nähere Begründung 
werden in einem Erfenntniffe vom 30. Dezember 1881?) „die Kultus- 
gemeindeglieder fir verpflichtet” erklärt, „erforderlichen Falles wie zu 
den Kuftusbedürfniffen überhaupt, jo auch zu dem Bedarfe der Religions- 
ſchule mit Umlagen nach dem in der Kultusgemeinde feitgejegten Map- 
ftabe zu fonfurrieren”. 


Der erjte Verſuch, durch Gründe das Selbſtbeſteuerungsrecht Der 
Kultusgemeinden darzuthun, ift in der Entjcheidung vom 18. Januar 
18829 anzutreffen. Allerdings beſchränkt ſich der Gerichtshof darauf, 
auf die frühere Praxis Bezug zu nehmen. Seine Argumentation iſt 
lediglich folgende: 

„Die Zahlungsweigerung des N. N. kann nicht als gerechtfertigt 
erachtet werden. Durch mehrfache oberjtrichterliche Erfenntniffe und 
durch die Minifterial-Entihliegung vom 12. Dezember 1833 ift nämlich 
anerfannt, dat die israelitiichen Neligionsgenofjen namentlich da, wo 
fie eine eigene Kultusgemeinde bilden, gehalten find, nach Maßgabe des 
Umlagengejetes vom 22. Juli 1819 zu den Kultusbedürfniffen beizu- 
tragen. Diejes Geſetz ift auch zur Zeit noch Hinfichtlich dev Umlagen 
aus dem firchlichen oder Kultugverbande maßgebend (Art. 60 ver 
dDiesrh. Gemeindeordnung vom 29. April 1869).” 

Etwas eingehender geftalten fich die Ausführungen des Gerichts— 





ergeben könnten, ſofern dabei von vertragsmäßigen Verhältniſſen die Rede iſt, den 
Gerichten zugewieſen.“ 

Art. IIg der V. O. v. 6. XI. 17 lautet wörtlich fo, wie er hier in den Motiven 
angeführt ift. 

1) Sammlung der Entſch. d. 3.:6.9. 2. Bd. ©. 357 ff 

2) Sammlung II. ©. 26 ff. 

3) Sammlung III. ©. 484 ff. 

4) Sammlung II. ©. 5l4 ff. 
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hofes in der nächſten Entſcheidung (vom 23. Februar 18831): „Jede 
vom Staate autorifierte Kirchengefellfchaft ift nun verpflichtet, Die er- 
forderfichen Mittel für ihren Beftand und die Sicherung ihrer konfeſ⸗ 
fionellen Zwecke aufzubringen und ift insbeſondere hinfichtlich der Israeliten 
durch die Normativentichliegung des k. Staatsminifteriums des Innern’ 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten vom 29. Juni 1863 vorge 


ichrieben, daß in jeder Kultusgemeinde neben einer... . Synagoge 
ſamt innerer Einrichtung, für die Religionsſchule, für das vorſchrifts⸗ 
mäßige Ritualbad . . . . - Sorge getragen fein muß. Aus diejer Ver— 


pflichtung der Kultusgemeinde folgt naturgemäß die Verpflichtung ihrer 
Mitglieder, zur Dedung der Kultusbedürfnifje beizutragen. 

Das Edikt über die Verhältnifje der israelitijchen Gaubensgenofjen 
vom 10. Suni 1813 jelbit enthält Feine Norm für dieje Kultusbeitrags- 
pflicht an fich oder für das Maß derſelben; es müfjen daher im 
Bezug hierauf, wie dies ſchon in der Meinifterialentihliegung vom 
12. Dezember 1833... und durch vielfache Entjcheidungen des 
oberjten Gerichtshofes anerkannt worden ift, die Beitimmungen des 
Semeindeumlagengejeges vom 22. Juli 1819 analog zur Anwendung 
gebracht werden, wie ſolche ja auch zur Zeit noch bei den öffentlichen 
Keligionsgejellihaften entiprechend in Anwendung zu kommen haben. 

Nach dem angeführten Gejege find die fonfefjionellen Bedürfniſſe 
in Ermangelung fonftiger Deckungsmittel duch Umlagen von den Mit- 
gliedern der Kultusgemeinde aufzubringen... . .. nn 

Nichts wejentlich Neues bringen die Erfenntnifje vom 8. Juni 1883?) 
und vom 29. San. 1886°), nur zieht das eritere zur Vergleichung die 
Allerhöchften Verordnungen über die Verhältniffe der Israeliten in der 
Pfalz vom 27. Jan. 1854 Art. VII und vom 27. März 1872 Art. XIIan, 


2. Die ſonſtigen Kultusabgaben. 
a) Eintrittsgelder. 


Die weitaus größte Zahl der Kultusgemeinden, wenn nicht viel- 
feicht alle mit Ausnahme von München, erheben von Perſonen, die in 
die Gemeinde einziehen, ein Eintrittsgeld, das je nach dem Vermögen 

1) Sammlung IV. ©. 343 ff. 

2) Sammlung IV. ©. 504 ff. 

3) Sammlung VII ©. 99 ff. 
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des Einziehenden verjchieden abgeftuft iſt). Der Grund, welcher wohl 
an den meiſten Orten zur Einführung des übrigens ſchon lange. her- 
gebrachten Eintrittsgeldes Veranlafjung gab, findet fi) in 8 42 der 
Würzburger Kultusgemeindeftatuten folgendermaßen dargelegt: „Da die 
älteren Gemeinde-Mitglieder bei Konftituierung des hiefigen israeliti- 
ſchen Kultusverbandes jehr bedeutende Beiträge zum Ankauf, zur Er- 
bauung und Einrichtung der Gemeinde-Nealitäten, namentlich der 
Synagoge, leiften mußten, jo ericheint es gerecht und billig, daß auch 
neu eintretende Mitglieder einen im Verhältnis zu jenen Leiftungen 
jehr mäßigen Eintrittsbeitrag liefern.” 

Der Berwaltungsgerichtshof gefteht den Kultusgemeinden die Be— 
rechtigung zur Erhebung ſolcher Eintrittsgelder zu. Die rechtliche Be— 
gründung liefert er in folgender Weife: 

Wenn man auch in dem Umlagengejege von 1819 feinen rechtlichen 
Halt für die Zuläffigkeit der Erhebung von Eintrittägebühren finden 
fönne, jo ſeien diejelben hiedurch doch noch nicht ausgeſchloſſen?). „Der 
Umstand nämlich“, lautet die weitere Ausführung, „daß weder das 
Sudenedift vom 10. Suni 1813, noch das Neligionsedift vom 26. Mat 
1818 Beitimmungen enthält, durch welche die Frage der Zuläſſigkeit 
der Eintrittsgelder eine Löfung finden könnte, daß ferner auch die An- 
wendung der Grundjäge der Gemeindeordnung vom 29. April 1869 
auf Zeiftungen aus dem Kirchenverbande ausgejchlofjen ift, daß amderer- 
ſeits aber durch Art. 8 3. 36 des Gejeges vom 8. Augujt 1878 
Differenzen über Leiftungen aus dem israelitischen Kultusverbande als 
verwaltungsrechtliche Streitigkeiten anerfannt find, bedingt offenbar für 
die Beurteilung leßterer die Zugrundelegung der für analoge Verhältnifie 
erlaffenen Grundſätze des öffentlichen Rechtes. Damit erübrigt aber 
lediglich ein Zurückgreifen auf die vor dev Gemeindeordnung vom 29. 
April 1869 bejtandenen gemeindegejeßlichen Normen für die aufgeworfene 
Frage und erſcheint dies umſomehr rechtlich veranlaßt, als dieſe Normen, 
wie auch das Umlagengeſetz vom Jahre 1819 beweiſt, vordem ſtets der 
Beurteilung der Leiſtungen aus dem Kirchenverbande zur Grundlage 
dienten. 


1) Nürnberg erhebt 20—400 Mk., Würzburg 30—150 M., Aſchaffenburg 40 bis 
300 ME., Kitzingen 50-150 Mk.; in Augsburg erfolgt die Erhebung prozentual nad) 
dem Vermögen; das Minimum beträgt 3 "2 fl. München erhebt nach dem Entwurfe 
feiner neuen Statuten fein Eintrittsgeld mehr. 

2) Sammlung Bd. VIII. ©. 4 ff. Entſch. vom 9. April 1886. 
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Es enthält nun allerdings weder das Edift über das Gemeinde- 
weien vom 24. September 1808 noch auch jenes vom 17. Mai 1818 
Beftimmungen über gemeindliche Aufnahms- oder Bürgerrechtsgebühren; 
vielmehr war in dieſen Gejegen Die Semeindegliedichaft unabhängig von 
folchen Leiftungen bejtimmt, - 

Die Erhebung von Gemeinde oder Bürgeraufnahmsgebühren iſt 
aber gleichwohl in gewiſſen Grenzen als zuläflig erfannt worden — 
ch. $ 7 des Geſetzes über Anſäſſigmachung vom 11. Septbr. 1825) — 
und wurden bei Nevifion diejes Geſetzes die Gemeinden allgemein zur 
Erhebung von Aufnahmsgebühren nach beftimmten Sätzen berechtigt erklärt. 

Hiemit findet aber die aus dem Rechte Der israelitiſchen Kultus— 
gemeinden zur autonomen Ordnung ihrer inneren Kirchenangelegenheiten 
gemäß 88 38 und 39 der II. Verfaſſungsbeilage abzuleitende Befugnis, 
die zur Verwirklichung diefes Rechtes dienenden Regelungen zu treffen, 
eine gejegliche Stütze.“ 

Ganz die gleichen Grundfäge find ausgejprochen in der Entjcheidung 
vom 14. Mat 1886?). 

Eine Entjcheidung vom 6. Mai 1891?) wiederholt diejelben und 
fügt erfäuternd bei, daß der Gerichtshof dem 8 7 des Anſäſſigmachungs— 
gefeßes nicht die Bedeutung beigelegt habe, daß derjelbe in Bezug auf 
die Erhebung von Aufnahmsgebühren für den Eintritt in eine Kultus— 
- gemeinde nach allen Richtungen hin und unbedingt maßgebend ſei; der 
Gerichtshof habe nur hervorgehoben, daß in dieſem Paragraphen im 
Zuſammenhalte mit den SS 38 und 39 des Neligionsediftes die Be- 
rechtigung der israelitiihen Kırltusgemeinden zur Erhebung einer 
bejonderen Gebühr für den Eintritt in eine Kultusgemeinde im allge- 
memen eme gejeslihe Stüße finde. — 


b) Abzug3- und Heimftener-(Braut-)Gelder. 
Beide Arten von Kultusabgaben erklärt der Gerichtshof für unzu— 
fälfig und zwar aus folgenden Gründen: 
Das auf die iSraelitiihen Kultusgemeinden analog anzumendende 


1) 8 7 des Anſäſſigmachungsgeſetzes lautet: 

„Die in mehreren Gemeinden eingeführten Lofalabgaben für die Einwanderung. : 
und für die Aufnahme als Gemeindeglied, Ortöbürger oder Schubverwandter find 
einer genauen Prüfung und billigen Ermäßigung zu unterwerfen und dürfen in 
feinen Falle den Betrag von 100 fl. überfteigen, noch da, wo fie weniger betragen, 
über das dermalen bejtehende Maß erhöht werden.“ 

2) Sammlung VIII. ©. 21 ff. 

3) Sammlung XII. ©. 203 ff. 


Die Kultusgemeinde. SS 28, 29. 143 


Umfagengejeg gejtatte in Ermangelung jonftiger Dedungsmittel für 
fonfeffionelle Bedürfniſſe, diefe durch Umlagen von den Mitgliedern 
der Kultusgemeinde aufzubringen, und in der Negel habe al3 Maßſtab 
diefer Umfagen der Steuerfuß zu gelten. Nach Art. VI des Umlagen: 
gejeges !) ftehe es num wohl den Kultusgemeinden frei, ftatt des Steuer: 
fußes einen anderen zwedmäßigen Maßitab zu beftimmen, z. B. Ber- 
mögen, Familienhäupter; es gehe aber nicht an, einzelne Mitglieder 
aus bejonderen Anläffen unverhältnismäßig zu belaften. Eine jolche 
Belaftung müſſe aber darin gefunden werden, daß eine Kultusgemeinde 
beichließe, ein Gemeindeglied habe beim Wegzuge aus der Gemeinde 
einen beftimmten Teil feines Vermögens zu Gunften der Kultusfafje 
zuriczulaffen und damit zu den Bedürfniſſen der Kultusgemeinde vor- 
aus beizuftenern in einem Momente, in welchem es aufhöre Gemeinde: 
glied zu jein und nicht mehr in der Lage fei, die rituellen Einrichtungen 
der Gemeinde zu benüten?). Ebenſo müffe es als unverhältnismäßige 
und darum unzuläffige Belaftung erachtet werden, wenn ein Gemeinde: 
glied bei jeiner Verehelihung einen Teil der Ausſteuer der Braut?) 
oder bei der Verheiratung eines Kindes eine Abgabe von dejjen Aus- 
jtener an die Kultuskaſſe zu feiften habe‘). Es ‚feien dieg mehr oder 
weniger zufällige Anläffe, die mit dem Kultusverbande in feiner Be— 
ziehung ftünden. 


8 29. 3. Kritif der bisherigen Prazis und Rechtſprechung. 


An der Spibe eine in den Blättern für Rechtsanwendung’) 
enthaltenen Aufſatzes aus dem Jahre 1854 über israelitiiche Kultus— 
beiträge finden fic) als Motto die Worte: „O Schickſall Hier und 


1) Art. VI des Umlagengeſetzes: 

„In der Negel gilt der Steuerfuß als Maßſtab der Gemeindeumlagen, und die 
Repartition der Beiträge richtet fi) nad) der Hause, Grund» und Sewerbefteuer eines 
jeden Teilnehmers. Es bleibt jedoch den Gemeinden überlaffen, einen anderen zweck— 


mäßigen Maßſtab als den Steuerfuß zu wählen... ..- u 
2) Entſch. v. 8. Juni 1883, Sammlung IV. ©. 504 ff. 
3) Entſchl. v. 14. Mai 1886, Sammlung VII. ©. 21 ff. 
4) Entſchl. v. 27. Februar 1883, Sammlung III. ©. 343 ff. 
5) 19. Bd. ©. 121. 
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dort verfuchte ich mein Glück; an jeder Pforte rief der Herr vom 
Haus: Zurück!“ 

Das Motto Fennzeichnet den damaligen Stand der Rechtſprechung 
in Streitigkeiten über israelitiſche Kultusabgaben aufs Treffendſte. Denn 
ſchroffer konnten ſich die Rechtsanſchauungen in den oberſten Stellen in- 
der vorwürfigen Frage nicht gegenübertreten und einem raſcheren Wechjel 
mochten die Entſcheidungen faum unterworfen fein als damals, wo 
heute der Nichter, und morgen der Verwaltungsbeamte die Hilfejuchende 
Kultusgemeinde von feiner Schwelle wies. 

Es iſt ficher als ein Verdienft des oberjten Gerichtshofes und ſpäter 
des Verwaltungsgerichtshofes zu erachten, daß ſie die Rechtſprechung 
ſchließlich doch in feſte Bahnen lenkten. Mag auch, wie ſich aus den 
folgenden Erörterungen ergeben wird, den Ausführungen der beiden 
Gerichtshöfe nicht immer zuzuſtimmen ſein, ſo iſt doch zu bedenken, daß 
dieſelben ſich oft mit recht ſpärlichem und lückenhaftem Geſetzes— 
material behelfen und dieſes in Einklang mit den Bedürfniſſen des 
Lebens bringen mußten, und daß ihre Entſcheidungen jedenfalls den 
Forderungen der natürlichen Gerechtigkeit entſprechen, wenn auch da 
und dort dem Buchſtaben des Geſetzes im Intereſſe der aequitas einige 
Gewalt angethan wurde. 


Bon den beiden bis zum Jahre 1856 fich ſchroff gegenüberjtehenden 
und im Minifterium felbft miteinander wechjelnden Anjchauungen weijt 
die eine, die fich in den Jahren 1831/32, 1847/48, 1854/55 vertreten 
findet, eine Befafjung der VBerwaltungsbehörden mit den Streitigkeiten 
über Aufbringung des Bedarfs der iSraelitiichen Kultusgemeinden von 
vornherein zurüd, weil die Kultusgemeinden Privatgejellichaften jeien und 
Streitigfeiten der bezeichneten Art privatrechtliche Verhältniſſe beträfen, 
die auf dem Civilrechtswege ausgetragen werden müßten. 

Diefe Anficht ift zweifellos unrichtig. Sie beruht auf einer Ver: 
fennung des rechtlichen Charakters jowohl der israelitiichen Neligions- 
gejellichaft, als der Brivatlirchengejellichaften überhaupt. Das Minifterium 
war der Meinung, der Unterjchied zwiſchen einer öffentlichen und einer 
Brivatkirchengejellfchaft bejtehe darin, daß die erjtere fich auf dem Gebiete 
des öffentlichen Nechtes, Teßtere anf jenem des Privatrechtes bewege, 
eine Annahme, die längit als unrichtig erfannt ift. Die Privatkirchen— 
gejellichaft gehört dem öffentlichen Rechte ebenjo an, wie die öffentliche‘). 


1) Dal. 8 8. 
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Der Unterschied zwifchen beiden liegt nur darin, daß der leßteren einige 
Befugniffe mehr eingeräumt find als der evfteren, ohne daß jedoch durch 
den Mangel derjelben die Privaticchengejellichaft vom Boden Des 
öffentlichen Nechtes verdrängt wäre. 

Das Ministerium hätte aljo die ihm unterbreiteten Fragen einer 
materiellen Würdigung unterftellen müſſen. Es läßt fich indefjen aus 
der Haltung des Miniftertums in ber Trage der Zuftändigfeit auch) 
auf feine Stellungnahme zur Sache jelbft ſchließen: Jedenfalls erkennt 
es eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur Zahlung von Kultusbeiträgen 
nicht an; ſonſt hätte es jeine Zuſtändigkeit annehmen müſſen. 

Die zweite nunmehr herrſchend gewordene Anſchauung iſt die in 
der Miniſterial-Entſchließung vom 12. Dezember 1833 begründete und 
ſpäterhin auch vom oberſten Gerichtshofe und vom Verwaltungsgerichts— 
hofe angenommene. Es iſt in Anbetracht der verſchiedenen Ergebniſſe, 
zu welchen der Verwaltungsgerichtshof in ſeinen Ausführungen gelangt, 
erforderlich, auch hier einen Unterſchied bezüglich der eigentlichen Umlagen 
und der ſonſtigen Abgaben zu machen. 


1. Die eigentlichen Umlagen. 


Sowohl für das Miniſterium wie für den oberſten und den Ver— 
waltungs⸗Gerichtshof bildet 3. 10 des Abſ. b im Art. I des Umlagen- 
gejeßes vom 22. Juli 1819) die Hauptjtüge ihrer Ausführungen. Es 
zeigt ſich nur injoferne ein Unterſchied, al3 das Minifterium und der 
oberjte Gerichtshof — doch ift Diejer hierin ſchwankend — das Um— 
lagengeſetz direkt, der Berwaltungsgerichtshof nur analog angewendet 
wilfen will. Es ift jedoch) die direfte wie die analoge Anwendbarkeit 
meines Erachtens ausgejchlofjen. Bon einer direkten Anwendung des 
Umlagengeſetzes kann von vorneherein nicht die Rede ſein; denn das 
Umlagengeſetz erging für die politiſchen Gemeinden, erwähnte die Kultus— 
gemeinden mit keiner Silbe und dachte offenbar auch nicht entfernt 
an die Bedürfniſſe derſelben und deren Deckung. Hierüber kann es 
keinen Zweifel geben. 

Ich halte jedoch auch die analoge Anwendung erſtens nicht für mög— 
lich und zweitens — wie ſich aus dem folgenden Paragraphen ergeben 
wird — überhaupt nicht für notwendig. 

Will man von einer analogen Anwendung des Umlagengeſetzes 

1) Vgl. den Tert diefer Beſtimmung oben ©. 135 Anm. 3. 


Heimberger. 10 
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auf die finanzrechtfichen Verhältniſſe der israelitiichen Kultusgemeinden 
iprechen, jo müffen zunächft die chriftlichen Kirchengeſellſchaften, von 
welchen man nämlich die Analogie hernimmt, jelbit in jenem Geſetze 
eine Befugnis zur Umlagenerhebung eingeräumt erhalten haben. Daß 
dies aber jedenfalls nicht direkt geſchehen iſt, darüber iſt ein begrün— 
deter Zweifel nicht wohl möglich. Denn das Umlagengeſetz ſpricht von 
einem Beſteuerungsrechte der Kirchengeſellſchaften kein Wort; es regelt 
einzig und allein das Umlagenweſen der politiſchen Gemeinden. Aller— 
dings werden in dem Geſetze Leiſtungen für kirchliche Zwecke berührt, 
da in Ziffer 9 und 10 a. a. D. als Zwecke, für welche Umlagen er— 
hoben werden können, der Neubau und die Reparatur von Kirchen, 
Pfarr- und Mefnerhäufern, die Anſchaffung von Kirchenrequifiten, dann 
Unterhaltungszuſchüſſe für Geiftliche aufgeführt find. Allein es handelt 
ſich hier immer um nichts Anderes als um Leiftungen der politijchen 
Gemeinde — von der Kirchengemeinde findet fich fein Wort. 

Nun wird allerdings angenommen !), e8 habe fich gewohnheits- 
rechtlich das Beſteuerungsrecht und die Abgabenpflicht für Firchliche 
Zwecke von der pofitijchen Gemeinde auch auf die Kirchengemeinde über— 
tragen. Aber da muß man fich doch fragen, welche Summe von Be- 
fugniffen und Pflichten denn von der politiichen auf die firchliche Ge- 
meinde habe übergehen fünnen. 

Sedenfall3 konnte die Kirchengemeinde von der politischen nicht 
mehr an Rechten und VBerbindlichkeiten überfommen, als dieje jelbjt ge- 
habt hatte Worin bejtanden dieſelben? Man ift zumeift der 
Anfiht, das Umlagengeſetz habe Der politiichen Gemeinde eine 
Pfliht — Mayer jagt: nur ein Recht — übertragen, bei Infufficienz 
des Kirchen- oder Pfründevermögens durch Umlagen für Dedung der 
kirchlichen Bedürfniffe zu jorgen. Allein in diefem Umfange ift die 
Annahme nicht zutreffend. Das Umlagengejeß wollte weder eine allge- 
meine Verpflichtung noch ein allgemeines Recht der politischen Gemein- 
den zur Dedung kirchlicher Bedürfniſſe Schaffen. Seine Abficht ift eine 
andere. Unmittelbar an die in Ziff. 9 und 10 a. a. D. ſich findende 
Aufzählung der oben erwähnten Firchlichen Zwede, für welche Umlagen 
erhoben werden dürfen, jchließen fich nämlich die Worte an: „nad 
den hierüber beftehenden Berträgen, Urkunden, Herkommen, Verord- 
nungen und geltenden Gejegen.” Das heißt nichts Anderes, als daß 


1) Dal. insbejondere E. Mayer, Kirhenhoheiterechte S. 268. 
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die politiiche Gemeinde für bejagte Zwecke Umlagen erheben dürfe, wenn 
fie fraft eines jchon bejtehenden Verpflihtungstitels, ſei der- 
jelbe ein Bertrag, eine Urkunde, ein Herfommen, eine Verordnung oder 
ein Gejeß, bereits verbunden jei, Leiltungen für dieſe Zwecke zu machen. 
Eine neue Verpflichtung ſchuf das Umlagengejeg nicht, es hat nur die 
etwa jchon begründeten DVerbindlichkeiten der Gemeinde im Auge). 
Was ich demzufolge gewohnheitsrechtlich von der politischen auf die 
ficchliche Gemeinde hätte übertragen fünnen, wäre jehr wenig. 

Der k. Verwaltungsgerichtshof bezieht ich indefjen nicht einmal 
auf eine jolche durch Gewohnheit erfolgte Rechtshildung, ſondern er 
läßt das Umlagengeſetz ſelbſt auf die öffentfichen Kirchengeſellſchaften 
zur Anwendung kommen?) und nimmt dann von dieſen die Analogie 
für die israelitiihen Kultusgemeinden her. Nachdem aber, wie dar: 
- gethan, das Umlagengejeb die öffentlichen Kirchengejellichaften überhaupt 
nicht berührt, muß auch bejagte Analogie ausgejchlofjen fein. 

Übrigens wäre auch weder mit der direkten noch analogen An- 
wendung des Umlagengejeges durchaus gedient. Denn es fehlt dann 
immer noc) für die Zeit von 1813—1819 die rechtliche Begründung des 
iSraelitiichen Umlagenwejeng — und, eg wurde doch auch ſchon damals 
die Beftenerung der Kultusgemeindeglieder geübt. 

Entweder hat das Beſteuerungsrecht der iSraelitii hen Kultusge— 
meinden 1819 jchon bejtanden oder es bejteht überhaupt nicht. 

Sch möchte hier noch folgender Deduktion des k. Verwaltungs— 
gerichtshofs begegnen?): Durh die Normativentichliegung vom 
29. Zuni 1863 jei den Kultusgemeinden die Sorge für eine wiürdige 


1) Bol. hiezu die eingehenden Grörterungen von J. V. in einem Aufjage: „Über 
die rechtliche Verpflichtung israelitiiher Glaubensgenofjen zu Beiträgen für ihre Kultus: 
zwede” in den Blättern für admin. Praxis Bd. 16 ©. 219 u. 231 ff., insbejondere 
©. 232 u. 233. Ferner Seydel VI. ©. 276 ff. in dem Abjchnitte über Kirchen 
gemeinden und Kirchenabgaben. 

2) Der 3.-6.-9. ftügt fih auf Art. 60 der Gemeindeordnung v. 29. IV. 69. 
(Vgl. Bd. I. ©. 11 u. 12.) Urt. 60: „Die Verpflichtung zu Dienftleiftungen oder 
Umlagen, welde fih aus dem Kirchengemeindeverbande ergeben, bemißt ſich nach den 
hierüber beftehenden bejonderen Beſtimmungen.“ Selbjt wenn hiedurch das Umlagen— 
geſetz aufrecht erhalten werden wollte, ſo konnte der Artikel, wie er lautet, doch nichts 
in dasſelbe hineintragen, was nicht ſchon darin enthalten war — und über Zeiftungen 
für kirchliche Zwecke war eben gar nichts anderes darin enthalten, als daß die politiſche 
Gemeinde für folde Zwecke Umlagen erheben durfte, wenn fie auf Grund ſchon be- 
ftehender Rechtstitel zu derartigen Leiftungen verpflichtet war. 

3) Sammlung Bd. IV. ©. 344. 

10% 
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Synagoge, eine Religionsſchule, Ritualbad, Begräbnis u. j. w. auferlegt 
worden. Aus diefer Verpflichtung der Kultusgemeinde folge naturgemäß 
die Verpflichtung ihrer Mitglieder, zur Dedung der Kultusbedürf- 
niffe beizutragen. Es ift zuzugeben, daß dem Laien diefe Beweis— 
führung einfeuchtend fein könnte. Allein der Juriſt wird fih doch ° 
fragen, ob denn durch eine Minifterialentihliegung Staats— 
angehörigen eine Verpflichtung aufgebürdet werden fünne, Die ihr 
Eigentum ergreift, während doch nach Tit. VII. $ 2 der Berfafjungs- 
urkunde Rechtsſatzungen, die das Eigentum der Staatsangehörigen be- 
treffen, nur mit dem Beirate und der Zuftimmung des Landtages, aljo 
im Wege des formellen Geſetzes, erlafjen werden fünnen. 

Keine Stütze für die Umlagenpfliht der Kultusgemeindeglieder 
bieten ferner die vom Gerichtshofe!) zur Vergleichung herangezogenen 
Art. VII. bezw. XII. der Allerh. Verordnungen für die Pfalz dv. 27. 
I. 54 und 27. II. 72. Denn die hier ausgejprochene Berpflichtung 
gründet fich auf das Napoleonifche Dekret vom 17. März 1808 bezw. 
das durch dasjelbe genehmigte Neglement Art. 23, aljo auf gejeßliche 
Unterlage. 


2. Die fonitigen Rultusabgaben. 


a. Eintrittsgelder. 


Es ift vor allem zu betonen, daß der oberjte Gerichtshof in jeiner 
Entjcheidung vom 4. März 1856 injoferne fehlt, als er das Eintritt3- 
geld unter die Lofalumlagen rechnet und diejen gleich behandelt. Unter 
Umlagen versteht man, wie ſchon der Name jagt, Abgaben, Die auf die 
Gemeindeangehörigen „umgelegt” d. h. wenigjtens im der Pegel von 
allen Gemeindegliedern, alfo nicht bloß von dem Einen oder dem An— 
deren, in deſſen Perſon fich ein ſpezieller Anlaß ergiebt, erhoben werden. 

Der Berwaltiingsgerichtshof adoptiert mit Recht diefe Anficht des 
oberjten Gerichtshofs nicht und verneint, daß man fich zur rechtlichen 
Begründung der Eintrittsgelder auf das Umlagengejeß berufen fünne. 

Allen es jcheint mir auch die von DWerwaltungsgerichtshofe ge- 
brachte Begründung nicht haltbar. Sein Standpunkt ift der folgende: 
Es fünden fich in feinem Gejege Beſtimmungen über die Auläffigfeit 
der Eintrittsgelder. Da aber der Gejebgeber duch Einftellung der 
Biffer 36 in den Art. 8 des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof 


1) Sammlung IV. ©. 505. 
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den öffentlich-vechtlichen Charakter der israelitiichen Kultusftreitigfeiten 
anerkannt habe, jo gehe man jedenfalls nicht fehl und handle im Sinne 
des Gejebgebers, wenn man die für analoge Verhältnifje beftehenden 
Grundſätze des öffentlichen Nechtes der Beurteilung der Zuläfiigfeit der 
Eintrittsgelder zu Grunde lege. Don folchen Grundſätzen fünne, da 
die Gemeindeordnung von 1869 in Art. 60 ihre Anwendung auf Eicdh- 
liche Verhältnifje ſelbſt ausschließe, nur der in S 7 des Geſetzes über 
die Anſäſſigmachung vom 11. September 1825 enthaltene in Betracht 
fommen, weil nur bier eine Beftimmung über Aufnahmsgebühren fich 
finde. Da aus dieſem S7 fich aber ergebe, daß der Geſetzgeber bei Verbänden 
des öffentlichen Nechtes eine Aufnahmsgebühr zulafje, jo werde man es 
wohl als mit jeinem Willen nicht in Widerjpruch ftehend erachten 
dürfen, wenn auc) die israelitischen Kultusgemeinden, ebenfalls Verbände 
des öffentlichen Nechtes, Eintrittägelder erhöben. Man erblide in $ 7 
des Anſäſſigmachungsgeſetzes freilich nicht den Nechtsgrund Fiir dieſe 
Befugnis der Kultusgemeinden; denn dieſer Tiege in dem durch die 
SS 38 und 39 Nel.-Ed. den Israeliten eingeräumten Nechte der auto- 
nomen Ordnung ihrer inneren Kirchenangelegenheiten; aber ST a.a.d. 
jei eine rechtliche Stüge für die Annahme der Zuläſſigkeit eines Ein- 
trittsgeldes. 

Seydel!) nennt es „äußerst ſchwer, ich in dieſen Gedanfengang 
hineinzufinden.” Ich vermag dem nicht zuzuftimmen. Die Ausführ- 
ungen de3 Verwaltungsgerichtshofs find durchſichtig. Allerdings aber 
gehen fie, wie mir fcheint, von unrichtigen Vorausjegungen aus. Ihre 
Unrichtigfeit ergiebt ji aus folgendem: 

Der Gerichtshof tritt hier plötzlich mit der Behauptung hervor, 
daß das Recht der Selbftbeftenerung der Kultusgemeinden auf den 


1) Staatsrecht VI. ©. 342. Seydel lieft hier aus den Entſcheidungen des 
Berwaltungsgerichtshofes verſchiedenes heraus, was diefem zu jagen gar nicht in den 
Sinn fam. So foll 3. B. der Gerichtshof das Selbftbeiteuerungsrecht der Kultus: 
gemeinden aus Art. VI. des Umlagengeſetzes gerechtfertigt haben. Daran dachte der 
Gerichtshof nicht. Er bezog fich auf dieſen Mtifel, der vom Umlagenmaßjtab handelt, 
einzig und allen, um darzuthun, daß die Kultusgemeinden ftatt des Steuerfußes 
auch einen anderen zwedmäßigen Maßftab, 3. B. Yamilienhäupter, Vermögen u. dal. 
beftimmen fünnten. (Vgl. Entſch. Bd. II. ©. 516 unten; IV. ©. 344 unten ; IV. 
©. 505; VII. ©. 102.) Ferner ſoll der Gerichtshof behauptet haben, „vie israelitifchen 
Kultusgemeinden feien fraft $ 7 des Anſäſſigmachungsgeſetzes zur Erhebung von 
Eintrittögelvern berechtigt.” Es ift weder diejer noch ein dem Sinne nad) gleicher 
Sat in den Entfcheidungen zu finden. 87 a. a. O. wird als Stüße, feineswegs 
aber als Grundlage für die Berechtigung der Gintrittögelder angejehen. — Endlich 
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88 38 und 39 des Religionsediftes berube. Anders kann nämlich der 
Satz: „Hiemit findet die aus dem echte der israelitiichen Kultus- 

. gemeinden zur autonomen Ordnung ihrer inneren Kirchenangelegenheiten 
gemäß 88 38 und 39 der II. Berf.-Beil. abzuleitende Befugnis, Die 
zur Verwirklichung diejes Rechtes dienenden Negelungen zu treffen, ° 
eine geſetzliche Stüße“ ?) nicht wohl aufgefaßt werden. Denn wenn man 
ihn zergliedert, lautet er: Die 88 38 und 39 Rel.-Ed. gewähren den 
Sgraeliten die Befugnis ihre inneren Kirchenangelegenheiten autonom 
zu ordnen. Sollen fie dieſe Befugnis aber verwirklichen fünnen, jo 
muß ihmen auch das Recht zugeftanden jein, die hiezu erforderlichen 
Regelungen zu treffen, d. h. die Mittel aufzubringen, die notwendig 
find, um die inneren Kirchenangelegenheiten zu ordnen. 

Das Gleiche müßte natürlich bezüglich aller aufgenommenen Kirchen 
gejellichaften gelten. 

Die Deduktion des Verwaltungsgerichtshofes ift jedoch nicht ſtich— 
haltig. Mit der Beftimmung in $ 38 Nel.-Ed. will der Geſetzgeber 
weiter nichts ſagen, als daß der Staat in die inneren Angelegenheiten 
einer Kirche nichts hineinreden wolle. Darüber aber, wie die einzelne 
Kirche ſich mit der Ordnung dieſer inneren Angelegenheiten abfinden 
ſolle oder könne, beſtimmt 8 38 nichts. Man darf wohl als ſicher 
annehmen, daß der Geſetzgeber es zum Ausdrucke gebracht hätte, wenn 
er mit der in 8 38 den Kirchengeſellſchaften übertragenen Befugnis 
zugleich das jo wichtige Recht der Beſteuerung hätte gewähren wollen. 
Präſumieren läßt fich ein jolches Necht nicht. 

Wäre übrigens die Folgerung, die der Verwaltungsgerichtshof hier 
aus 8 38 Rel.-Ed. zieht, zuläffig, jo dürfte man billigerweife fragen, 
warum denn der Gerichtshof diejelbe nicht auch benüßt zur Begründung 
der Umlagenpfliht der Kultusgemeindeglieder überhaupt, ja noch 
mehr, warum ſich denn der Verwaltungsgerichtshof und die Praxis, 
erfterer feit feiner Errichtung, Ießtere jeit einem halben Jahrhundert 
und länger, abmühen mittel3 fünftlicher Operationen ein Selbſtbeſteue— 


legt es Seydel dem Gerichtähofe noch zur Laft, daß diefer den für die israelitifchen 
Gemeindeverhältniffe unpaffenden $ 7 des Anſäſſigmachungsgeſetzes vermittels einer 
den Israeliten zugefprochenen Autonomie habe „brauchbar machen wollen. Auch hier 
fcheint mir Seydel im Unrecht zu fein; denn von einem Brauchbarmachen des 
8 7 ift gar nicht die Nede. Der Gerichtshof jagt nur: Es zeigt ſich aus dieſem Artikel, 
dab der Gejeggeber bei öffentlichen Verbänden die Zuläffigfeit einer Aufnahmsgebühr 
anerkennt; daher darf man annehmen, daß die Erhebung einer jolchen auch bei den 
israelitiſchen Kultusgemeinden feinen Abfichten nicht entgegenlaufe. 
I) Siehe ©. 142. 
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rungsvecht der Kirchengejelligaften aus dem Umfagengejeße von 1819 
abzuleiten. Warum fagten fie nicht von Anfang an: 8 38 Rel.Ed. 
gewährt den Kirchengejellichaften die Befugnis, ihre inneren Angelegen- 
heiten zu ordnen und infolgedeffen auch das Recht, die Mittel hiezu 
auf dem Wege der Beftenerung aufzubringen? Dann wäre ja aller 
Not abgeholfen geweien. Dies fam dem Gerichtshof aber nicht in den 
Sinn, es jchien ihm diefe Folgerung eben ſelbſt juriftiich unmöglich). 
Um jo überrajchender ift es, einem folchen Gedanken nun auf einmal 
bier gelegentlich einer Erörterung über die Zuläffigfeit der EintrittS- 
gelder zu begegnen. 


b. Abzugs- und Heimftener-(Braut-)Öelder. 


Es iſt nur konſequent, wenn der VBerwaltungsgerichtshof von jeinem 
Standpunkte aus die Zuläffigfeit der Erhebung von Abzugs- und Heim— 
ftenergeldern verneint. Denn auf das Umlagengeſetz läßt fie fich nicht 
ftügen, da diefe Abgaben Feine „Umlagen“ find. Außerdem aber findet 
ſich auch auf feinem anderen Gebiete des öffentlichen Rechtes heutigen 
Tags mehr ein Analogon, das auf eine zujtimmende Stellungnahme 
des Geſetzgebers zur Frage der Abzugsgelder 2c. ebenfo wie zur Frage 
der Eintrittsgelder ſchließen ließe. 


8 30. 4. Begründung des Selbſtbeſteuerungsrechtes der 
Sultusgemeinden. 


Wenn man die zahlreichen Verſuche überblict, welche den Beweis 
von der Eriftenz eines Selbftbeftenerungsrechtes der Kultusgemeinden 
erbringen jollten und, wie ic) glaube, nicht erbracht haben, jo könnte 
man fich faſt zu der Meinung gedrängt fühlen, daß eine Begriimdung 
dieſes Nechtes überhaupt nicht zu Tiefern jet, und daß der rechtliche 
Boden für eine Beſteuerung der Israeliten durch ihre Kultusgemeinden 
ganz und gar fehle. 

Bergegenwärtigt man fich jedoch, wie jeit langer Zeit Verwaltung 
und Berwaltungsrechtiprehung umentwegt an dem Selbitbeitenerungs- 
rechte der Kultusgemeinden feſthalten und wie leßtere ſelbſt dieſe Beſteuerung 
nie aufgegeben haben, bedenkt man ferner, daß die zeitweiſe abweichenden 
Anſchauungen des Miniſteriums immer nur auftauchten, um in Bälde 
wieder zu verſchwinden, und daß ſie ſich überdies bloß auf die zweifellos 
unrichtige Vorausſetzung ſtützten, als ob die Kultusgemeinden nur 
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Privatgefellfchaften, Vereinigungen des Privatrechtes jeien, erinnert 
man fich ſchließlich, daß der Gejeßgeber ganz augenſcheinlich jelbit zu 
dem Glauben an die Eriftenz diefes Beftenerungsrechtes ſich befannte, 
wenn er dem Verwaltungsgerichtshofe die Rechtſprechung in Streitigfeiten 
über Ansprüche und Neichniffe aus dem israelitiſchen Kultusverbande 
übertrug, ſo wird man ſich angeſichts alles deſſen der Überzeugung nicht 
verſchließen können, daß eine ſo althergebrachte und im Rechtsbewußtſein 
aller beteiligten Kreiſe ſo feſtgewurzelte Einrichtung doch nicht lediglich 
ein Phantaſiegebilde ſei, daß ſie vielmehr eines rechtlichen Untergrundes 
nicht entbehren könne und daß der Rechtsgrund ihres Beſtandes wohl 
auch nachzuweiſen ſein müſſe. 


Vor der Erlaſſung des Judenediktes beſtanden in verſchiedenen 
Teilen des Königreiches innerhalb zahlreicher Städte und Dörfer eigene 
Judengemeinden, die nicht bloß in religiöſer, ſondern auch in politiſcher 
Beziehung eine ſelbſtändige Exiſtenz führten. Sie bildeten Gemeinden 
in der Gemeinde und waren, wenn ſie auch zur politiſchen Gemeinde 
des Ortes Abgaben (Schutzgeld u. dgl.) zu entrichten hatten, im übrigen 
von derſelben doch unabhängig. Sie beſaßen ihre eigene Gerichtsbarkeit, 
ein von der chriſtlichen Gemeinde getrenntes Armenweſen, hielten ſich 
an manchen Orten eigene Elementarſchulen, wohl überall aber Religions— 
ſchulen, ſtellten Rabbiner und Lehrer an, kurz ſie beſaßen, was ihre 
ſelbſtändige gemeindliche Exiſtenz erforderte!). Teilweiſe wurden von Staats— 
wegen den Juden noch beſondere Auflagen zur Vervollkommnung ihrer 
gemeindlichen Einrichtungen gemacht. Es ſchreibt z. B. das Regulativ für 
die Münchener Judenſchaft vom 17. Juni 1805 Ziff. 13?) vor, daß Die bei 
der Sudenschaft angeftellten Individuen, als Vorbeter, Schächter u. dgl. 
von der Judenſchaft beſoldet werden und nicht auf den Erwerb durch) 
Handel angewiefen fein follten. Noch im jelben Jahre erhält die 
Münchener Judenſchaft den ftriften Auftrag, für ihre Jugend eine eigene 
Schule zu errichten, zwei Lehrer anzuftellen, ein geeignetes Lofal und 
die erforderlichen Geldmittel zu beichaffen‘). Durch Min.-Entichl. vom 
28. März 1810 wird diefer Auftrag von neuem eingejchärft!) und 


Dal. Gotthelf, Hiſtoriſch-dogmatiſche Darftellung u. |. w. ©. 68 u. 69. 
Döllinger VI ©. 14 ff. 

Döll. VI. ©. 204. 

Döll. VI ©. 204. 
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durh Min.-Entjchl. vom 31. Dezember 1810 3. 3 wird der Vorſteher 
der Münchener Judenſchaft aufgefordert, für den Neligionsunterricht 
der Judenkinder geeignete Sorge zu tragen). 

Es ift klar, daß alle diefe gemieindlichen Einrichtungen beträchtliche 
Mittel erforderten; ebenjo klar ift es aber, daß dieſe nicht Lediglich auf 
dem Wege der freiwilligen Beiftener feitens der einzelnen Gemeindeglieder 
aufgebracht werden konnten. Die Gemeinden mußten vielmehr ein 
Mittel haben,. das ihnen die Möglichkeit gewährte, auf alle Fälle für 
die Erfüllung ihrer Zwede zu jorgen; ein folches Mittel beſaßen fie 
in einem ſehr ausgiebigen Bejtenerungsrechte gegenüberihren Angehörigen ?). 
Es ift dies eine ganz befannte Thatjache und wird von feiner Seite 
beftritten. Auch Seydel, der das Selbftbeitenerungsrecht der Kultus: 
gemeinden für die Zeit nach) Erlafjung des Ediktes vollftändig feugnet?), 
erkennt dasjelbe für die vorhergehende Zeit ausdrüdlich an®). 

Wann diefes Necht entjtanden ift, läßt ſich kaum nachweilen. 
Sedenfalls hat es jeinen Urſprung in der jüdischen Religionslehre jelbit. 
Denn dieje fpricht die Verpflichtung zur Beitragsleiſtung, hauptſächlich 


1) Döll. VI. ©. 205. 

2) Dal. Gotthelf a. a. D. ©. 69. 

3) Seydel VI. ©. 346. 

4) Seydel VI. ©. 327. Nur ſcheint Seydel der Ansicht zu fein, als ob 
ein Beſteuerungsrecht bloß den ZJudenforporationen, d. i. den über ein größeres Ge⸗ 
biet ſich erſtreckenden korporativen Verbänden der Juden zugeſtanden hätte. Dies iſt 
aber nicht richtig. Es waren nicht alle Judengemeinden zu Korporationen vereinigt, 
vgl. die Münchener. — Dieſe nicht vereinigten Gemeinden bildeten ebenfalls ſelbſt— 
ſtändige politiſch-kirchliche Körperſchaften mit eigener Verwaltung innerhalb der chriſt— 
lichen Gemeinden und beſaßen gleichfalls ein Recht der Selbſtbeſteuerung. Vgl. Gott— 
helf a. a. O. ©. 66 u. 69. Es kann übrigens mit Grund nicht einmal bei den zu 
einer Korporation vereinigten Gemeinden angenommen werden, daß nicht ſie, ſondern 
nur die Korporation als ſolche ein Beſteuerungsrecht geübt habe. Das Berhältnis 
zwijchen Korporation und Gemeinde ift vielmehr ungefähr das gleiche geweſen wie 
heutigen Tags jenes zwiſchen Kreis und Gemeinde. Die Korporation erhob Umlagen 
für die allen Gemeinden gemeinjamen Bwede, z. B. für Beſoldung des LZandrabbiners 
und der Sandbarnojen, zur Bezahlung des der ganzen Korporation auferlegten Schuß: 
geldes u. dgl., die einzelne Gemeinde aber kam für ihre jpeziellen Bedürfniſſe, wie 
Synagoge, Rabbiner, Lehrer u. ſ. w. felbft auf. So betrachtet aud) Gotthelf (©. 66) 
die Sachlage. Er jagt: „Diejenigen Gemeinden, welche Glieder größerer Korporationen 
find, nehmen zunächſt an der Stellung de3 größeren Ganzen Anteil. Sie find aljo 
den Landrabbinern, Landbarnofen, den gemeinfamen Abgaben u. ſ. w. unterworfen, 
im übrigen aber zeigen fie dieſelbe vechtliche Geftalt, wie die tolierten Gemeinden.” 
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für religiöfe Gemeindezwede, bejonders aus‘). Die ftaatliche Aner- 
fennung erlangte das Beftenerungsrecht umfomehr, al3 das Mittelalter 
geneigt war, die fozialen Kreife, darunter die Juden, auch rechtlich von 
einander zu jcheiden und in eigene Korporationen abzujchließen?), inner- 
halb deren fie dann für ihre Bedürfniſſe ſelbſt und zwar nötigenfalls ° 
durch Zwang gegen die Mitglieder zu jorgen hatten. 

Jedenfalls war auch noch fpäter und in der Zeit unmittelbar vor 
Erlaffung des Iudenediktes das Beltenerungsrecht der Sudengemeinden 
ftantlicherjeit3 anerkannt. Denn wenn der Landesherr den Gemeinden 
Auflagen macht, wie die Errichtung von Schulen, Anftellung von Lehrern, 
Befoldung von Vorbetern u. ſ. w., jo verfteht es fid) ganz von ſelbſt, 
daß er es nicht dem Belieben der einzelnen Gemeindeglieder anheim— 
ſtellt, ob dieſe etwa durch freiwillige Beiträge die Erfüllung ſolcher 
Auflagen ermöglichen wollen oder nicht. In der Auflage ſelbſt liegt 
ſchon eine Anerkennung des Beſteuerungsrechtes, eine Anerkennung der 
Erzwingbarkeit der Beiträge. 


Um übrigens auch ein Beiſpiel für die ausdrückliche Anerfen- 
nung diefes Rechtes von feiten der Staatsgewalt beizubringen, verweiſe 
ich auf eine Min.-Entfchl. vom 24. Februar 1809 (Döll. VI ©. 203), 
welche in den einfchlägigen Stellen lautet: „Da es rückichtlich des 
jüdischen Sugendunterrichtes Schon durch frühere Allerh. Verordnungen 
als Grundſatz ausgejprochen ist, daß die eigenen Schulen und Schul- 


1) Bol. BPhilippfon, Die israelitiiche Religionslehre, 3. Bd. 1865 ©. 219: 
„Sobald an einem Orte fich foviele Männer befinden, wie zu einem öffentlichen 
Gottesdienfte erforderlich find, jo haben fie die Verpflichtung, eine Synagoge heraus 
ftellen. Am angemefienften gefchieht dies auf dem Wege der freiwilligen Gaben. 

.... Genügen aber die freiwilligen Spenden nicht, jo Tann der Reit durch 
Umlage erhoben werden, und das traditionelle Gejet gewährt hiezu der Gemeinde 
ausprücdli Die Gewalt.” Bd. 1 ©. 149: „Die Pflicht, eine Synagoge zu bauen, 
wurde dahin gefchärft, daß die Glieder der Gemeinde einander dazu zwingen könnten.‘ 
(Orach Chajim 150 $ 1.) 

Beiträge zur Armenpflege: Philippſon Bd.4 ©. 223 u. 224: „Von Alters 
her beitand in jeder Gemeinde eine Armenanftalt Armenbücfe) . . . . Es war hiezu 
jedermann nac jeinem Vermögen zu einem bejtunmten Betrage tariert, und wie er 
freiwillig mehr geben Fonnte, wurde er entweder Durch Züchtigung oder durch Pfänd— 
ung gezwungen, das ihm Auferlegte zu leiſten.“ .... „Sobald ſich jemand an 
einem Orte niederlieh, trat fin ihn die Beitragspflicht zur Armenbüchſe ein.“ 

2) Val. au Stobbe, Die Juden in Deutjchland während des Mittelalters, 
Braunjchweig 1866 ©. 140. 
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_ lehrer der Judengemeinden von diejen jelbjt unterhalten werden müfjen 
— ———— ‚ jo wird das Generalkommiſſariat des Illerkreiſes das 
Landgericht Dornbirn hienach zu verbejcheiden und dieſes die Juden— 
gemeinde zu Hohenems zu einer angemefjenen Gehaltsvermehrung ihres 
Schullehrers anzubalten wiljen, Damit deſſen Gehalt . . . . . wenigjtens 
auf 200 fl. erhöht werde. Von diefen Gemeindebeiträgen zur 
Unterhaltung der öffentlihen Volksſchulen jind diejenigen 
reiheren Sudenfamilien, welche jich fürihre Kinder eigene 
Hauslehrer halten, feineswegs ausgenommen, vielmehr 
find dieſe als Gemeindeglieder nach dem Berhältnifje der 
übrigen Gemeindeabgaben-Nepartition zu Fonfurrieren 
verpflichtet. Hienach hat das k. Generalfreisfommifjariat in vor- 
liegenden und ähnlichen Fällen zu verfügen.” 

Auch in den Borverhandlungen zum Iudenedikte wird dag Beſtehen 
eines Bejteuerungsrechtes häufig erwähnt. 

Nach alledem fteht e3 außer Zweifel, daß die Judengemeinden vor 
Erlaffung des Judenediktes ein Selbjtbeitenerungsrecht, und zwar mit 
jtaatlicher Anerkennung, ausübten. 


1. 


Sit nun diefes Selbſtbeſteuerungsrecht durch das Judenedikt auf 
gehoben worden? 

Es ließe fich eine Aufhebung in doppelter Weiſe denfen: entweder 
durch ausdrückliche Entziehung oder durch den Erlaß jolcher neuer 
Beitimmungen, mit welchen ein Fortbeſtehen des Beftenerungsrechtes 
nicht mehr vereinbar gewejen wäre. 


1. Bon einer ausdrüdlichen Entziehung findet fich im Judenedikte 
nichts. Das Beftenerungsrecht wird in demjelben überhaupt nicht er: 
wähnt. Wäre aber jeine Aufhebung beabfichtigt gewejen, jo hätte der 
Gejeggeber die Erwähnung eines jo wichtigen Punktes nicht unterlafjen. 
Denn überall, wo er mit den bisher vorhandenen Nechtsinftituten der 
Judenſchaft aufräumen will, jagt er Dies fehr deutlich und mit aus— 
drücklichen Worten; vgl. die Auflöjung der Sudenforporationen (S 21 
J.E) die Abſchaffung des politischen Charakters der Judengemeinden 
(8 22), die Aufhebung der Gerichtsbarkeit der Rabbiner und Barnojen 
($ 30). 

Andererfeits enthält das Iudenedift aber auch gar feine Beltim- 
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mungen, mit welchen der Fortbeſtand des Beſteuerungsrechtes umver- 
einbar wäre. 

Vielleicht mag allerdings eine folche in der Anordnung des 8 22 
erblickt werden, wonach die Juden feine eigenen Judengemeinden mehr 
Bilden, fondern in Gemeindeangelegenheiten fich an die chriftlichen Be— 
wohner des Ortes anfchließen und mit diefen eine Gemeinde ausmachen 

follen. Es fünnte hieraus der Schluß gezogen werden wollen, daß 
mit dem Wegfall der Judengemeinde, des Subjeftes des Beſteuerungs— 
rechtes, Ießteres felbft untergegangen jei: Doc) das wäre ein Irrtum. 
Die Zudengemeinden hörten zu egiftieren nur auf, ſoweit fie den Charakter 
als politiiche Gemeinden trugen; nur „in &emeindeangelegen- 
heiten” follten fi die Juden an die chriftlichen Bewohner des Drtes 
anschließen. Freilich mußte infomweit auch ihr Bejtenerungsrecht ein 
Ende nehmen; e8 ging in jenem der politifchen Gemeinde des Drtes 
in dem Umfange auf, als es bisher zur Dedung folcher Bedürfnifje 
- der Sudengemeinden geübt wurde, deren Befriedigung nunmehr der 
vereinigten chrijtlich-jüdichen Gemeinde oblag. — Als kirchliche Ge- 
meinden blieben die Judengemeinden aber nach wie vor bejtehen. Ihre 
jelbftändige Eriftenz in dieſer Beziehung wollte ihnen durch die Be- 
ftimmung des 8 22 nach deren Sinn und Wortlaut feineswegs ge- 
nommen werden. Es iſt dies auch in einer zum Vollzuge des Juden: 
ediktes ergangenen Min.-Entichl. v. 6. Dezember 1813 3.3 (Döll. VI 
©. 197) ausdrüdlich anerfannt!)?). 

Das Sachverhältnis it aljo das folgende: Die Judenge- 
meinden beftehen weiter, aber mit verminderten, auf das 
kirch liche Leben, teilweijenocd auf das Schulmejen ($33 J.E. 
beſchränkten Sweden; und joweit die Erfüllung dieſer 
Zwecke es erfordert, ift ihnen das, weder ausdrüdlih noch 
durch etwaige jein Fortbeftehen ausjchließende Beftim- 
mungen aufgehobene, Selbſtbeſteuerungsrecht geblieben. 

2. Bisher habe ich mich in der Erörterung an das Edikt 
jelbjt gehalten; es läßt fich aber auch aus den vorbereitenden Verhand- 

1) Vol. $ 9. 

2) Seydel giebt dies ebenfalls zu. Bd. 6 ©. 332: „Die beftehenden Juden: 
gemeinden bleiben als „Kirchengemeinden“ aufrecht“ und ©. 335: „Die örtlichen 
Verbände läßt es (das Edikt) beſtehen; letztere jollen aber feine politifchen Gemeinden 
mehr ſein, jondern lediglich Kirchengemeinden. Als folche ſetzen fie die frühere 
Nechtsperjönlichkeit fort.‘ 
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lungen zum Edifte der Nachweis führen, daß der Gefeßgeber den 
Fortbeſtand des Beftenerungsrechtes für notwendig und jelbftverftändtich 
erachtete. 

Zunächſt findet fich in den Beratungen der Minifterialpolizei- 
jeftion, welcher die Ausarbeitung eines Gefegentwurfs über die Ver- 
hältnifje der Juden zuerit übertragen war, folgender Vorſchlag des 
Derichteritatterst): Es müfje zwifchen den Juden, welche Landwirtjchaft 
oder ein ordentliches Gewerbe, und jenen, welche Nothandel?) trieben, 
unterjchieden werden. Die Lebteren jollen eigene, von den Chriſten— 
gemeinden ihrer Orte getrennte Judengemeinden bilden; eritere jollen 
in den ordentlichen Gemeindeverband treten, mit einer Judengemeinde 
aber „ganz allein durch ihre Religion” zujammenhängen und 
„nur an die jüdiihe Kirchenkaſſe dieſer Gemeinde nod) 
ihre verhältnismäßigen Beiträge leiften”. Der Antrag ging 
nicht in der Weije durch, wie er gejtellt war. Man z0g es vor, ſämt— 
fihe Juden, fie mochten Nothandel oder ein bürgerliches Gewerbe 
treiben, in den Gemeindeverband eintreten zu laſſen. Dagegen. jollten 
fie „ordentliche “irchliche Gemeinden” bilden und Kirchenverwaltungen 
BiBemaaue. 22....: . Berichtigung der vorhandenen älteren, vor 
der neuen Verordnung entjtandenen Gemeinde: oder der auf die ein- 
zelnen Orte auszuteilenden Korporationsſchulden“. 

Jeder unbefangene Lefer muß aus diefen Säten die Überzeugung 
gewinnen, daß man in der Kommiffion für Abfafjung des Judenediktes 
in der That an nicht® weniger dachte, al3 an eine Aufhebung des 
Beftenerungsrechtes der Kultusgemeinden. Wenn man auf der einen 
Seite der Kultusgemeinden die Berpflichtung auflegen wollte, die Schulden 
der bisherigen Judengemeinden und Judenforporationen zu tilgen, jo 
wäre es doch ganz widerfinnig gewejen, auf der anderen Seite fie 
der einzigen Möglichkeit, dieſer Verpflichtung nachzukommen, zu berauben. 

SeydeLl?) meint freilich, es ſei über Abgabenweſen nichts aus- 
drüclich gejagt, obwohl man die Notwendigkeit von Beiträgen zur Be— 
ftreitung der Kultusbedürfniffe, Schuldentilgung u. |. w. in den Ver— 
handlungen betont und im Entwurfe die Errichtung von Judenſchulen 
geftattet Habe. Allein es war eine ausdrückliche Bemerkung über das 
Abgabenweien auch gar nicht notwendig. Was konnte man denn jagen? 


1) Val. $ 1 diefer Abhandlung ©. 13. 
2) Haufieren, Trödelhandel, Viehmäklerei u. dgl. 
3) Staatsrecht VI. ©. 329. 
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Daß Abgaben erhoben werden dürften? Das war ja ohnehin jchon jeit 
langem erlaubt; das Abgabenweſen der Judengemeinden brauchte nur 
im alten Geleife weiterzulaufen. ine erneute Betätigung war über- 
flüffig. Wenn man die Notwendigfeit von Beiträgen betonte und 
Einrichtungen (Sudenjchulen)-geftattete, die unbedingt Beiträge und zwar’ 
Pflichtbeiträge erforderten, jo war zur Anerkennung des bejtehenden 
Rechtes genug gejchehen. 

Sm weiteren Verlaufe der Beratungen in den vereinigten geheimen 
Ratsſektionen des Innern, der Finanzen und der Juſtiz wurde der Schwer- 
punft auf die Schaffung Leiftungsfähiger Gemeinden gelegt, welche 
ihren Kultusaufwand zu beftreiten vermöchten). Sollten leiſtungsfähige 
Gemeinden etwa folche jein, die möglichjt viele freigebige Mitglieder 
zählten, von denen namhafte freiwillige Beiträge zur Dedung der KultuS- 
ausgaben zu erwarten waren? Die weiteren Ausführungen des Bericht- 
erftatter8 geben den erforderlichen Aufihluß: Die Kultusausgaben jollen, 


ſoweit das Stiftungsvermögen nicht zuveicht, von den Kirchengemeinden 


„nach der bisherigen Übung d. i. nach dem Vermögensftande der Ein- 
zelnen“ aufgebracht werden?). Die Juden jollen „mit Ausnahme der 
Auslagen auf Kultus, welche fie ſelbſt bejtreiten“ zu den Gemeinde- 
laften beitragen ?). 

Aus diefen Beratungen der vereinigten geheimen Ratsſektionen 
ging das Edift fertig hervor. Wer fünnte denn glauben, daß mit der 


Erlaſſung des Ediktes, nachdem man eben erjt des Öfteren die Notwen- 


digkeit der Kultusuntagen hervorgehoben hatte, das Bejtenerungsrecht 
hätte abgejchafft werden wollen? 


Bevor ich in der Beweisführung weiter gehe, möchte ich zum Vor— 
jtehenden noch folgendes bemerken: Es ijt immer fejtzuhalten, daß es 
fich hier nicht um die Frage handelt, ob ein ganz neues Nechtsinftitut 
in dem Selbſtbeſteuerungsrechte erjt habe eingeführt, jondern darum, 
ob ein längſt beftehendes habe aufgehoben werden wollen. Im eriteren 
Falle würden freilich auch noch jo günstige Anhaltspunkte in den Vor— 
beratungen zum Edikte nicht genügen; es wäre eine ausdrüdliche Be- 
ftimmung im Edikte jelbjt wohl faum zu entbehren. So aber wie die 
Sache liegt, genügt der Nachweis, daß das Edikt nichts enthalte, was 
dem Fortbejtande des Beitenerungsrechtes widerftritte, daß im Gegen- 


gl. $ 1 ©. 14. Auch Seydel betont dies. Bd. VI ©. 329. 
gt. $ 1 ©. 16 diefer Abhandlung. 
1 ©. 16 ebenda. 
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‚teil auch die Vorberatungen den Willen des Gejeßgebers, das bejtehende 
nicht aufzuheben, mit Sicherheit erkennen laſſen. 

3. Es erübrigt jegt noch ein Doppeltes: zunächſt darzuthun, daß 
auch die Beweggründe, welchen die Erlafjung des Ediktes entjprang, 
eine Aufhebung des Bejtenerungsrechtes geradezu ausichliegen, und 
ferner, daß man auch noch nach der Verkündung des Ediktes vom Fort 
beitande jenes Rechtes feit überzeugt war. 

a. In einer Allerh. Entſchließung vom 26. Januar 1801?) (Döll. 
VI © XI), in welder die verjchiedenen Landesitellen zur Abgabe 
von Gutachten über die Verbefjerung der Verhältniſſe der Juden auf: 
gefordert werden, wird ausgeiprochen, daß der Kurfürft für die Juden 
eine Einrichtung treffen möchte, „durch welche fie allmählich zu nütz— 
lichen Staatsbürgern erzogen würden.“ Dieje „Erziehung der Juden 
zu nüßlichen Staatsbürgern” blieb auf längere Zeit das Schlagwort 
für die Beitrebungen der Negierung zu Gunften der Juden, und im 


Edikte vom 10. Juni 1813 wurden fchließlich jene Beitimmungen er- . 


faffen, welche man als geeignet und notwendig zu dieſer Erziehung 
der Juden erachtete. Das Judenedikt jollte ein „Erziehungsgejeß” jein. 
Das wurde vor und nach feiner Verkündung oft genug hervorgehoben. 


In richtiger Erkenntnis deſſen, daß geordnete veligiöje Verhält— 
nifje eine Hauptbedingung für die gedeihliche Erziehung eines Volkes 
bilden, war man darauf bedacht, eine einheitliche Negelung der Firch- 
lichen Lage der Israeliten zu ſchaffen. Insbeſondere aber war man 
gewillt, zu den Rabbinerftellen nur gebildete und würdige Männer zu: 
zulaffen. (Vgl. 88 26, 27, 28, 29, 34 J.E.) Wollte man Dies durch— 
führen, jo war an eine Aufhebung de3 Betenerungsrechtes gar nicht 
zu denken. Die geplanten Verbeſſerungen des jüdischen Kirchenweſens, 
die Anftellung humaniſtiſch und theologijch gebildeter Rabbiner erforder- 
ten Geldmittel. Es verfteht fich von ſelbſt, daß tüchtige Rabbiner ſich 
faum für Stellen gefunden hätten, in welchen e8 auf den guten Willen 
und die Freigebigfeit der Gemeindeglieder anfam, ob der Rabbiner 
morgen noch den Gehalt beziehen konnte, der ihm heute von der Ge— 
meinde in Ausficht geftellt worden war.?). 


1) Siehe $ 1 ©. 9 diefer Abhandlung. 

2) Der Referent für die vereinigten Sektionen deö Geheimen Rates Sagt jelbft, 
daß im Intereſſe der Unabhängigkeit des Rabbiners von der Gemeinde demjelben 
ftatt der von der Polizeifeftion des Minijteriums vorgejhlagenen 300 fl., ein Gehalt 


5 A a Fe er erh hi > - N REN 
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Man müßte es doch als eine recht fonderbare Berbefjerung des 
jüdischen Kirchenweſens bezeichnen, wenn man zu bejjern damit ange- 
fangen hätte, daß man den Kirchengemeinden durch Entziehung des 
Beftenerumgsrechtes die Möglichkeit nahm, ihre Rabbiner und ſonſtigen 
Kultusbeamten zu beſolden und ihre anderweitigen Kultusbedürfniſſe 
zu beſtreiten. — Wie ließe ſich übrigens auch mit der Abſchaffung des 
Beſteuerungsrechtes die Beſtimmung in 8 26 Abſ. 2 J.E. „Die Be- 
ftätigten (Rabbiner und Spbjftituten) können ohne Bewilligung des 
Generalfommiffariats nicht entlaffen werden” zufammenreimen? Wenn 
die Gemeinde gezwungen werden foll, einen Rabbiner länger zu behalten 
und zu bezahlen, als fie will, jo muß fie doch auch ihrerjeits ein 
Zwangsmittel gegen die einzelnen Mitglieder haben, um den Gehalt 
aufzubringen. 


„Es ift, wenn man die Gedanken erwägt, aus welchen das Juden- 
edift hervorgegangen ift, nicht anzunehmen, daß man den SEraeliten 
ein Recht habe zugeftehen wollen, das den öffentlichen Glaubensgejell- 
ſchaften verfagt blieb,” jagt Seydel‘). — Ich habe dem gegenüber 
ſoeben erörtert, daß gerade die Gedanken, aus welchen das Judenedikt 
hervorging, die Aufhebung des Beitenerungsrechtes als etwas Unmög- 
liches erfcheinen laſſen. Hat man aber den Israeliten ein Recht zuge- 
ftanden, das den öffentlichen Kirchengejellichaften verjagt blieb, jo hat 
dies feinen guten Grund. Erſtens befaßen fie diejes Recht jchon längit, 
und zweitens waren und find ihre Verhältniffe ganz anders geartet, 
als jene der öffentlichen Kirchengeſellſchaften. Die meiften kirchlichen 
Inſtitute der öffentlichen Kicchengejellichaften, und zwar viele davon jeit 
alter Zeit, find genügend und zum Teil jehr reich dotiert, jo daß aus 


dem vorhandenen Bermögen Neal- und Berionalbedarf hinlänglich ge 


deckt werden kann, und wo dies nicht der Fall it, beitehen Verpflicht— 
ungen des Patron, der Decimatoren, der VBarochianen, teilweije' auch 
der politischen Gemeinden. Bei den Jsraeliten findet ſich all dies nicht. 
Die vielen Berfolgungen und die daraus entjpringende Unficherheit der 
Eriftenz der Gemeinden ließen es zur Bildung und Anfammlung kirch— 


lichen Vermögens wenigjtens bis zur Erlaſſung des Judenediktes nicht 


von mindeſtens 600 fl. nebſt freiem Quartier gegeben werden müſſe. Denn da man 
von einem Rabbiner eine befondere Dualififation und gute Dienfte fordere, jo müſſe 
man ihn auch gut bezahlen. 


1) Seydel VI. ©. 346. 
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fommen!). Der Kultusbedarf mußte daher ſtets durch Beiträge dev 
Kultusgenofjen gedeckt werden. Wenn man infolgedeflen den Juden 
ein Recht beließ, das man den öffentlichen Kicchengejellichaften noch 
verjagte, jo beruht dies eben darauf, daß jene desjelben viel dringender 
bedurften als diefe.. 


b. Es bleibt jegt noch das Eine darzuthun, daß man in der nächſten 
Zeit nad Erlafjung des Ediktes, al3 die Erinnerung an das, was mit 
dem Edikte bezweckt werden wollte, noch gm lebhafteften war, auch nicht 
anders wußte, als daß das Edikt eine Aufhebung des Bejtenerungs 
rechtes nicht beabfichtigt hatte. — Ich brauche zu diefem Zwecke nur 
darauf hinzuweifen, daß dus Minifterium alsbald den Kultusgemeinden 


wieder Auflagen machte, die zu erfüllen denfelben allein möglich fein 


konnte, wenn fie ein Beftenerungsvecht befaßen. 


Sp erging durch M.-E. vom 11. September. 1821?) an die 


Regierung des Nezatkreifes der Auftrag, die Kultusgemeinde Thal- 
meifingen anzuhalten, „entweder eine eigene Schule zu errichten und 


zu diejem Ende für die Bejoldung eines geprüften Lehrers und die Her- 


ftellung oder Mietung des erforderlichen Schullofals zu jorgen, oder 
wenn fie feine bejondere, jelbftändige Schule errichten und unterhalten, 
fondern die Vereinigung mit den ſchon beftehenden Schulanftalten des 


Ortes vorziehen wollten, alle hiedurch veranlaßten Koften auf Zofalität, - 


Real: und Berjonalerigenz ohne Weiteres zu übernehmen.” 
Durch M.-E. v. 1. März 1824°) wird ber Kultusgemeinde Fürth 
furzer Hand befohlen, zwei nad) den Vorjchriften der SS 27 und 33 


des Ediktes vom 10. Juni 1813 gebildete Neligionslehrer aufzuftellen 


und jeden mit 400 fl. zu befolden. Die Anftellung derjelben foll ftändig 
fein; fie follen nur von der k. Regierung entlafjen werden können. 

Eine M.-E. vom 28. Januar 1828*) jehreibt fr ſämtliche Juden— 
gemeinden des Königreiches vor, dat an alle Kinder im Alter von 
6-12 Jahren Religionsunterriht zu erteilen und dazu die erforder- 
fichen, vorichriftsmäßig gebildeten Lehrer anzuftellen jeien. 

Wer wird fich davon überzeugen können, das Minifterium habe 
diefe Vorschriften nur in der Hoffnung erlaffen, daß ſich in den einzelnen 


1) Sept ftrebt man da oder Dort nach Bildung von Nabbinatsfonds, 3. B. im 
Rabbinatsdiſtrikte Schweinfurt. 

2) Döll. VI. ©. 210. 

3) Döll. VI. ©. 160. 

4) Dölt. VI. ©. 163 ff. 


Heimberger. ‚1 
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Gemeinden gute Leute finden würden, die durch freiwillige Beiträge den 
Vollzug der miniſteriellen Befehle ermöglichten ? Hätte e8 das Minifterium 
nicht für ganz ſelbſtverſtändlich erachtet, daß die Mittel zur Ausführung 
feiner Auflagen durch Erhebung von Pflichtbeiträgen gefichert wären, 


dann hätten die angeführten Entſchließungen wohl unterbleiben müfjen. - 


Man war alfo noch bis ans Ende der zwanziger Jahre über Die 
Eriftenz des Befteuerungsvechtes Der Kultusgemeinden im Klaren, bis 
1831 durch falfche Auslegung des 8 32 des Religionsediktes in Dingen, 
die bisher niemand zweifelhaft waren, Verwirrung entitand. 


"8 31. 5. Die Arten der Beitenerung. 


Auf die Arten der Beftenerung übergehend, Habe ich zunächit zu 
erörtern, in welcher Weife das Befteuerungsrecht bis zum Erlaſſe des 
Judenediktes gebt worden war. 

Im allgemeinen laſſen ſich zwei Hauptklaffen der Beſteuerungsarten 
unterjcheiden: 

1. die regelmäßige Beſteuerung fämtlicher Gemeindeangehöriger, 

2. die Beitenerung Einzelner bei bejonderen Anläfjen. 

Zu 1. Die regelmäßige Beftenerung jämtlicher Gemeindeglieder 
wurde in verschiedener Weife, je nach) dem Herfommen in den einzelnen 
Orten, geübt: 

a) nach dem Vermögen, 

b) nach dem Familienhaupte, 

c) nach dem Familienhaupte und dem Vermögen, 

d. i. in der Art, daß zunächit jedes Familienhaupt einen gleichmäßigen 
Betrag und außerdem noch eine nach dem Vermögen abgejtufte Cumme 
zu leiſten Hatte. 

Zu 2. Bejondere Anläfje zur Bejtenerung Einzelner waren: 

a) Der Einzug in die Gemeinde, 

b) der Abzug aus der Gemeinde, 

c) die eigene Verheiratung oder die VBerheiratung eines Kindes. 

ad) Man kann hieher auch noch die Sterbeanlage rechnen d. i. die 

Forderung eines prozentualen Anteils an dem Nachlafje eines 
Berjtorbenen. 

Da, wie in dem vorhergehenden Paragraphen nachgewiejen, dag 
Beftenrerungsrecht der Kultusgemeinden aufrecht erhalten blieb, im Edikte 
aber feine abändernden Beitimmungen bezüglich der Bejtenerungsarten 
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getroffen wurden, jo muß angenommen werden, daß dieje auch jo, wie 
fie waren, vom Gejeßgeber anerfannt werden wollten. 

Es fragt ſich nur, ob die voraufgeführten Beitenerungsarten auch) 
jest noch in ihrem alten Umfange zu Recht beftehen. Dies wird dann 
nicht der Fall fein, wenn fie entweder inzwijchen eine ausdrückliche 
Abänderung erfahren haben oder wenn feither Rechtsjagungen entitan- 
den find, neben welchen ein Fortbeitand jener nicht mehr möglich ift. 

Bekanntlich hat fich der Gefeßgeber mit dem Beſteuerungsrechte 
der Israeliten ex professo jeit Verkündung des Judenediftes nicht be- 
faßt und infolgedeffen auch ausdrückliche Beſtimmungen über den Be- 
ftenerungsmodus nicht erlaffen. ES kann alſo nur in Frage kommen, 
ob aus jonjtigen Gründen Änderungen eintraten. 

Meines Dafürhaltens ift dies zu bejahen und zwar bezüglich der Ab- 
zugsgelder und der Befteuerung einer ruhenden, jowie einer aus der Ge— 
meinde hinausgehenden Erbichaft. 

Die Gründe find folgende: E3 ift mittlerweile für die israelitiſche 
Keligionsgejellichaft der bei den chriftlichen Konfeijionen geltende Satz 
zur Anerkennung und Durchführung gelangt, daß Mitglied einer Kirchen— 
gemeinde nur derjenige ſei, welcher abgeſehen von der Zugehörigkeit zu 
dem betreffenden Glaubensbekenntniſſe auch innerhalb des Kirchſprengels 
ſeinen Wohnſitz habe. Da der Abgabenpflicht nach der Natur der Sache 
nur Kultusgemeindeglieder unterliegen, ſo muß demnach Wohnen im 
Kultusgemeindebezirke und Zugehörigkeit zur moſaiſchen Religion zu— 
ſammentreffen, wenn eine Perſon als abgabenpflichtig ſoll in Anſpruch 
genommen werden können. 

Sobald dieſe beiden Vorausſetzungen zur Begründung der Abgaben— 
pflicht unbedingt erforderlich wurden, mußten die bisher üblichen Be— 
ſteuerungsarten eine Einſchränkung erfahren, inſoferne bei ihnen auf die 
eine oder andere jener Vorausſetzungen nicht Rückſicht genommen 
war. Demzufolge mußten die Abzugsgelder und die Beſteuerung der 
ruhenden, ſowie der aus der Gemeinde hinausgehenden Erbſchaft fallen. 
Denn das Abzugsgeld wurde immer in jenem Augenblicke fällig, in 
welchem der Abziehende den Wohnſitz in der Gemeinde aufgab und hie— 
durch die Gemeindemitgliedſchaft und damit zugleich die Abgabenpflicht 
abſtreifte. Was die ruhende Erbſchaft anbelangt, ſo kann dieſelbe nach 
der Natur der Sache keiner Konfeſſion und ſomit keiner Kirchengemeinde 
angehören, muß daher ebenfalls von der Kultusabgabe frei bleiben '), 





1) &o aud) 2.-6.-9. U. ©. 362. 
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Kommt die Erbſchaft aus der Gemeinde hinaus an anderwärts 
wohnende Perſonen, ſo beſteht für dieſe gleichfalls keine Abgabenpflicht, 
weil ſie nicht Mitglieder der Kultusgemeinde find }). 

In allen anderen Beziehungen haben die hergebrachten Abgaben 
ihren rechtlichen Beſtand behalten?). Ich ſcheue mich nicht, diefe Konje- - 
quenz aus den vorhergehenden Ausführungen zu ziehen. Dabei gebe ich 
vollftändig zu, daß jene Abgaben zum Teil mit den heutigen Rechts— 
anfchanungen nicht mehr übereinftimmen, und daß ber k. Berwaltungs- 
gerichtshof jehr im Nechte ift, wenn er fie als unzwedmäßige Bejteuer- 
ungsarten bezeichnet. Aber all das kann nichts an ihrem rechtlichen 
Beitande ändern. . 

Die Kultusgemeinden würden gerne die jet zumeift übliche Be- 
ftenerung auf Grund einer Vermögenseinfchägung mit der zuverläfjigeren 
Beftenerung nach dem ftaatlichen Steuerfuße vertaufchen; allein Die 
letztere ift mit Schwierigfeiten um deswillen verfnüpft, weil den Kultus- 
gemeinden die rentamtlichen Steuerliften nicht zugänglich find?). 


8 32. III. Die Verwaltung des Kultusvermögens. 


Nach 8 31 des Judenediktes ift das jüdiſche Kirchenvermögen in 
den einzelnen Kultusgemeinden durch den Nabbiner und zwei von der 
Gemeinde erwählte Mitglieder zu verwalten. Dieje Art der Zuſammen— 
ſetzung des Verwaltungsorganes fand aber, wie jchon in 8 14 bemerft, 
feinen Eingang in die Praris. Die Verwaltung wird vielmehr ohne 
Buziehung des Nabbiners in Hleineren Gemeinden vom „Borjtand”, in 
größeren von diefem und der „Repräjentation“ gemeinschaftlich bejorgt. 


Diefe Organe haben naturgemäß nicht bloß das vorhandene Ber- 
mögen zu verwalten, jondern auch für die Beſchaffung desjelben auf 
dem Wege des den Kultusgemeinden zuftehenden Bejtenerungsrechtes zu 
jorgen. Inwieweit fie hiebei jelbjtändig verfahren fünnen, ob fie ins: 


1) So aud) 23.6.9. IV. ©. 271. 


2) Die Kultusgemeinde München hat übrigens in den Entwurf ihrer neuen 
Statuten die Einzugsgelder nicht mehr aufgenommen. 


3) Gegenüber den politifhen Gemeinden ift den Nentämtern duch Art. 46 der 
Gemeindeordnung vom 29. April 1869 die Verpflichtung auferlegt, die Einficht in 
die Steuerliften zu geftatten. Zu Gunften der Kultusgemeinden befteht eine jolche 
Beltimmung nicht. 
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bejondere die Art der Beftenerung nach eigenem Ermeſſen feftiegen und 
abändern dürfen, dies hängt ganz von der Vollmacht ab, welche ihnen 
die Kırltusgemeinde übertragen hat. Ihre Kompetenz ift in den einzelnen 
Gemeinden verjchieden geregelt, jo daß ſich allgemeingültige Grundjäge 
nicht aufjtellen laſſen. Vgl. S 14. 


Im Zweifelsfalle ſteht die Entſcheidung jedenfalls der Geſamt— 
gemeinde zu, da bei dieſer die Fülle der Regierungsgewalt liegt. Siehe 
>14 


Der Staat übt feine Kuratel über die Vermögensverwaltung der 
Kultusgemeinden!). Einzig jene der Kultusgemeinde zu Fürth unter- 
jteht der Aufficht der E. Regierung von Mittelfranken ?). 


Auch im Einzelfalle kann ſich die Staatliche Verwaltungsbehörde 
von Aufjihtswegen weder von ſich aus noch auf Anrufen im die 
Bermögensverwaltung der Kultusgemeinden einmijchen. Es fehlt ihr 
hiefür die Zuftändigfeit?). Dagegen verfteht es ſich von jelbjt, daß 
der Berwaltungsrichter auf Anrufen, ſoweit ich feine Zuſtändigkeit 
begründen läßt, jeinen Schuß nicht verjagen darf. 


1) Dal. M.-E. v. 2. Nov. 1848 u. 5. Febr. 1850 (Döll. XXI. ©. 435, 
436, 437). 

Ssraelitiiche Stiftungen dagegen fünnen ebenfo wie andere der jtaatlichen Kuratel 
unterliegen. 


2) Dies beruht auf der M.-E. v. 5. IL. 50 (DöLll. XXI. ©. 436/37): „Wenn 
die £ Regierung jedoh auf Bitten der genannten Kultusgemeinde wie früher ſich 
dieſem Geſchäfte (d. i. der Uberwachung des Rechnungsweſens) unterziehen will, jo ſoll 
dies .... dem Ermeſſen derſelben anheimgeſtellt bleiben.” Die Regierung führt 
aus freiem Willen dieſe Kuratel noch heute. 


3) Eine Minifterial-Entfhliegung vom 8. April 1877 (Weber XII. ©. 46), 
das Rechnungsweſen der israelitifhen Kultusgemeinde Forth betr., vertritt allerdings 
die entgegengejegte Anficht. Zur Begründung der Zuftändigteit der Verwaltung be: 
zieht fie fich auf $ 38 Rel.-Ed., welcher auch gegenüber den Privatkirchengeſellſchaften 
das ſtaatliche Oberaufſichtsrecht vorbehalte. 

Seydel VI. ©. 346 Anm. entgegnet hierauf zutreffend, daß $ 38 nur von 
inneren -Kirchenangelegenheiten, nicht aber vom NKultusvermögen handle. Die ent 
ſcheidende Vorjchrift fei jene des S 75 Rel.-Ed.: „Die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens fteht nad) den hierüber gegebenen Gejegen unter dem Königlichen oberjten 
Schutze und Königlicher oberfter Aufſicht.“ Solde Geſetze beſtehen aber nicht bezüg- 
lich des israelitiſchen Kultusvermögens. 


er 
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I. Kapitel. 
Die Aultusgemeinde in der Pfalz, befonderes Recht derfelben. 


8 33. Fortbeſtand älterer Kultusgemeinden. 


Diejenigen Vereinigungen israelitiſcher Glaubensgenoſſen, welche ſich 
vor der Verkündigung der Allerhöchſten Verordnung vom 27. San. 18541) 
zur gemeinſamen Ausübung ihres Kultus und zur Beſtreitung der Koſten 
desſelben gebildet haben, beſtehen, ohne Rückſicht auf die Zahl der 
vereinigten Familien, als „israelitiſche Kultusgemeinden“ fort?). 

Dieſe Beſtimmung iſt wörtlich aus der Verordnung vom 27. Jan 1854 
Art. J. in jene vom 27. März 1872 herübergenommen. Die Bezirks⸗ 
ämter haben zu entſcheiden, welches jene Gemeinden ſind?). 


8 34. Gründung und Auflöfung von Kultusgemeinden, 


Die Israeliten der Pfalz befinden fich in Bezug auf die Möglic)- 
feit der Gemeindebildung im allgemeinen in günftigerer Lage als die 
Israeliten im diesrheinifchen Bayern. Es ift für die Pfalz die be- 
ichränfende Beftimmung des 8 24 Jud.-Ed., wonach die Jsraeliten nur 
dort, wo fie in einem gewifjen mit der Territorialeinteilung des Reiches 
iibereinftimmenden Bezirke von wenigftens 50 Familien vorhanden find, 
eine Gemeinde bilden dürfen, durch Art. II. der Verordnung vom 
27. Januar 1854 zufammen mit Art. XXIV. (beide Artikel ſtimmen 
mit Art II. und XXVI. d. B.-O. v. 27. III. 72 überein) aufgehoben. 


Nach gegenwärtigen Nechte können Kultusgemeinden auf Anjuchen 
einer angemefjenen Anzahl Familienhäupter, welche ausreichende Mittel 
zur Beftreitung der Kultusausgaben nachweijen, gebildet werden®). 
Unter Fantilienhäuptern hat man nicht bloß Familienväter zu verjtehen, 
fondern alle einen jelbftändigen Haushalt führenden großjährigen Per— 
fonen männlichen Gejchlechts. Welche Anzahl Familienhäupter als eine 


1) Kreisamtsblatt der Pfalz v. 1854 ©. 138—146. 

2) Art. I. d. V.⸗O. v. 27. II. 72 (Kult.-Min.-Blatt 1872 ©. 109 ff.). 
3) Ebenda. 

Ay Art. IL 0. BD. 0. 27. TR 2. 
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„angemefjene” zu erachten jei, jagt die. Verordnung nicht. Mean wird 
wohl diejenige Zahl als angemefjen anjehen müſſen, die eben zur 
Deckung der Kultusbedürfniffe fähig ift. Außerdem giebt die iSraelitijche 
Religionslehre ſelbſt noch durch die Beitimmung einen Anhaltspunkt, 
dat zum gemeinjchaftlichen Gottesdienit mindeftens zehn religiös jelbit- 
ftändige d. i. über 13 Jahre alte Perfonen männlichen Gejchlechtes 
vorhanden jein müljen. 

Eine Auflöfung beftehender Gemeinden kann erfolgen, wenn 
diefelben die Mittel zur Beftreitung ihrer Kultusausgaben nicht aufzu— 
bringen vermögen oder wenn die Mehrheit der Yamilienhäupter es 
beantragt‘). Die Beitandteile der aufgelöften Gemeinde find anderen 
nahegelegenen Gemeinden, nach Einvernahme derjelben mit ihren Erin— 
nerungen, zuzuweiſen. 

Zur Bildung und Auflöfung von Gemeinden, fowie zur Zuweiſung 
der Beftandteile aufgelöfter Gemeinden an andere Gemeinden find Die 
Bezirksämter zuftändig?). 


S 35. Zugehörigkeit zur Kultusgemeinde. 


Hier gelten genau diejelben Grundfäge wie in Bayern vecht3 des 
Rheins. Art. II. der B.-D. von 1872 (ebenjo wie v. 1854) beſtimmt: 
„Jede israelitiihe Familie, ſowie jeder einzeln stehende Israelite 
muß derjenigen Sultusgemeinde angehören, welcher jein Wohnort zu- 
geteilt ijt” ?). 


8 36. Wahl- und Stimmrecht der Gemeindeglieder. 


Das aktive und paſſive Wahlrecht ſteht allen männlichen Mit- 
gliedern der Kultusgemeinde zu, welche zu ben Koften des Kultus Bei— 
träge leiften, das 25. Lebensjahr vollendet haben, jelbftändig und 
bayerijche Staatsangehörige find‘). | 

Die Ausnahmen von diefem Wahlrecht find jo ziemlich die gleichen, 


1) Ebenda. 

2) Ebenda. Art. II. d. V.⸗ 
3) Bgl. Entihl. d. V.G.⸗H 
4) Art. V. d. BD. v. 1872 


jr 


D. v. 1872 ftimmt genau mit Art. I. d. V.O. v. 1854. 
:5. XI. ©. 218 ff. 
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wie fie bei allen anderen öffentlichen Wahlen ſich finden‘). Sie beruhen 
zum Teil auf der durch Kriminalftrafen bedingten Rechts— und Ehren- 
minderung der Perfon, zum Teil auf der Erwägung, daß Berjonen, 
denen die felbftändige Verfügung über ihr Vermögen gerichtlich ent— 
zogen ift, oder eben entzogen werden ſoll, nicht an der direkten, noch ° 
einer durch Wahlen zu bethätigenden indirekten Verwaltung gemeind- 
lichen Vermögens teilzunehmen geeigenjchaftet find. 

Der Verluſt der Wählbarfeit nach gejchehener Wahl erfordert Die 
Niederlegung des durch die Wahl erlangten Amtes ?). 


8 37. Vertretung der Kultusgemeinde. 


An der Spitze einer jeden Kultusgemeinde jteht ein „Synagogen- 
ausſchuß“ von drei Mitgliedern, welche auf 5 Jahre gewählt werben. 


a. Die Wahl des Synagogenausjhufjes. 


Die Wahl findet ftatt durch die wahlftimmberechtigten Mitglieder 
der Kultusgemeinde unter Leitung eines von dem k. Bezirksamte er- 
nannten Kommiſſärs; demfelben fteht ein Wahlausihuß von drei Mit- 
gliedern zur Seite, welche bei Beginn der Wahl durch die anmwejenden 
Wahlberechtigten beftimmt werden. Mit der Wahl des Synagogen— 
ausſchuſſes ift die Wahl von zwei Erjaßmännern zu verbinden, welche 
in Abgangsfällen einzutreten haben ?). 

Die Wahl des Synagogenausjchuffes iſt eine geheime und ge- 
Ichieht durch Wahlzettel, welche mit Nummern verjehen unter die wahl 
berechtigten Kultusmitglieder verteilt, dann ohne Unterjchrift ausgefüllt 
und zufammengelegt, von dielen perjünlich zuriteigegeben werden. Über 
die abjtimmenden Wähler ift ein fortlaufendes Namensverzeichnis zu 
führen. Zeit und Ort der Wahl, jowie die Frift für die Stimmabgabe 
wird durch den Wahlfommilfär feitgefeßt und in den zum Kultusver— 
bande gehörigen Gemeinden veröffentlicht. Nach Ablauf der beftimmten 
Stift, welche durch Beſchluß des Wahlausschuffes eine einmalige Ver- 
längerung erhalten fann, wird der Wahlakt geſchloſſen, das Ergebnis 
feftgejtellt und befannt gemacht ®). 

1) Art. V. d. BO. v. 1872. 

2) Art." V. Adi. 3.0. a. D. 

3) Art. IV. d. 2:0. v. 27. II, 72. 

4) Art. VI. ebenda. 
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Über alle Anftände, welche ich bei der Wahl ergeben, entjcheidet 
der Wahlausſchuß duch Mehrheitsbeichluß; eine Berufung hiegegen 
findet nicht ftatt. Iſt bei einer folchen Beanjtandung ein Mitglied des 
Wahlausjchuffes beteiligt, jo hat. an deſſen Stelle der Wahlkommiſſär 
mitzuftimmen, welcher außer diefem Falle an der Abftimmung nicht 
teilzunehmen hat. Gegen die vollzogene Wahl ift eine Nichtigkeitsbe- 
jchwerde zuläflig, welche binnen 8 Tagen bei dem k. Bezirksamte, als 
legte Inftanz, geltend zu machen und zu begründen ift?). 

Bei der Wahl entjcheidet relative Stimmenmehrheit und zwar in 
der Art, daß die drei mit der größten Stimmenzahl Gewählten die 
Mitglieder des Synagogenausichuffes, die beiden folgenden die Erſatz— 
männer find. Perſonen, welche miteinander als Vater, Sohn oder Bruder 
verwandt oder als Stiefvater, Stiefjohn, Schwiegervater oder Schwieger- 
john verſchwägert find, können nicht zugleich im Synagogenausſchuſſe 
fein. Trifft die Wahl ſolche Perſonen, jo hat der mit der größten 
Stimmenzahl Gewählte das Recht zum Eintritt. Ber Stimmengleichheit 
entjcheidet das Loos. Die Gewählten find mit ihrer Erklärung über 
Annahme oder Ablehnung der Wahl zu vernehmen. Im Yalle 
einer Ablehnung tritt der nach der Neihenfolge berufene Erfagmann 
ein. Über die Wahl ift von dem Ausschuffe ein Protokoll zu errichten, 
in welchem das Ergebnis derjelben niederzulegen, die Bejcheidung der 
Anftände zu Eonftatieren und welchem das Verzeichnis der abjtimmenden 
Wähler beizuheften ift. Die Wahlprotofolle find dem k. Bezirksamte 
vorzulegen, bei welchem fie in Verwahrung bleiben. Alle Durch die 
Wahl veranlaßten Koften fallen der israelitiichen Kultusgemeinde zur 
Lait?). 

Wenn nad) Eintritt der Erfaßmänner nur noch zwei Ausſchuß— 
mitglieder vorhanden find, jo fann auch während ber fünfjährigen 
Wahlperiode durch das k. Bezirksamt eine Neuwahl angeorönet werden. 
Die Gewählten beffeiden in diefem Falle, wie auch im Falle der Auf- 
löſung des Synagogenausſchuſſes ihre Funktion nur für die Neftzeit 
der laufenden Wahlperiode ?). 


b. Die Geſchäftsführung des Synagogenausſchuſſes. 
Dem Synagogenausſchuß präſidiert der „Vorſtand“. Derſelbe wird 
von den Ausſchußmitgliedern aus ihrer Mitte gewählt. Seine Wahl 


1) Art. VII. ebenda. 
2) Art. VIII. ebenda. 
3) Art. IX. Ab. 5 u. 6. 


170 III. Abſchnitt. 


bedarf der Beſtätigung des Bezirksamtes, welche jedoch nur unter An— 
gabe von Gründen verſagt werden kann. 

Im Falle der Verhinderung des Vorſtandes vertritt ihn das an 
Lebensjahren älteſte Ausſchußmitglied. 

Der Ausſchuß iſt, gehörige Ladung vorausgeſetzt, auch dann beſchluß⸗ 
fähig, wenn nur zwei Mitglieder erſchienen ſind. 

Dem Vorſtande oder deſſen Stellvertreter ſteht im Falle der Stimmen- 
gleichheit bei der Beichlußfaffung die Entjheidung zu 5; 


e. Auflöfung des Synagogenausjhujjes. 

Das Bezirksamt kann den Synagogenausſchuß ganz auflöjen und 
eine Neuwahl anordnen. Gegen eine desfallfige Verfügung it binnen 
einer Friſt von vierzehn Tagen die Berufung an die Kreisregierung 
als fette Inftanz zuläflig?). 


8 38. Das Finanzrecht der Kultusgemeinde. 


I. Korporationseigenihaft der Kultusgemeinden. 


Die privatrechtliche Stellung der pfälziſchen Kultusgemeinden tft 
die gleiche wie die der rechtsrheiniichen. Sie befigen ebenfalls Korpo- 
rationgrechte. Wenn nicht früher, jo wurde dies jedenfall durd) 3. 3 
der Verordnung vom 8. Oftober 1823 — $ 31 Jud.-E.) anerkannt. 


iR Beiteuerungstedt. 


Die Kultusgemeinden der Pfalz erfrenen fich in fteuerrechtlicher Be- 
ziehung im allgemeinen geordneterer Verhältniſſe als die Gemeinden 
rechts des Aheins. Sie verdanken dies zum großen Teil der franzöftichen 
Geſetzgebung. 


a. Eigentliche Umlagen. 


Eine Abgabenpflicht der Gemeindeglieder zur Beſtreitung der Kul— 
tusbedürfniſſe iſt Schon im Art. 23 des franzöſiſchen Reglements vom 
17. März 1808?) begründet: „Jedes Konfiftorium begutachtet bei der 


1) Art. IX. 

2) Art. XI. 

3) Siebenpfeiffer: Handbuch der Verfaſſung, Gerihtsordnung und ges 
famten Verwaltung Nheinbayerns. 2. Bd. 1832 ©. 517 ff. Siehe auch den Anhang! 
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Behörde einen Maßſtab zur Verteilung unter die Israeliten für den 
Gehalt der Rabbiner; die übrigen Kultfoften werden von der Obrigkeit 
auf Begehren der Konfiftorien feitgejeßt und verteilt.” Durch k. Ver- 
ordnung vom 6. April 1818!) wurde das bezeichnete Neglement und 
mit demjelben diefe Beſtimmung aufrecht erhalten. Sie ging, in der 
Faſſung etwas modernifiert, in die Verordnung vom 27. Januar 1854 
über, wojelbjt fie in Art. VIII. niedergelegt lautet: „Die Ausgaben des 
iSraelitiichen Kultus werden aus den Einfünftern der betreffenden Kultus— 
gemeinden und, wo diefe nicht ausreichen, durch Umlagen auf die Kultus 
genofjen beftritten.” In die Verordnung vom 27. März 1872 wurde 
dies wörtlich herübergenommen und findet ſich Hier in Art. XI. 

Feſtzuhalten ift, daß die Kultusumlagenpflicht der pfälziichen Israeliten 
nicht auf den zulegt genannten Kgl. Verordnungen beruht, durch welche 
fie zufolge der Beitimmungen des Tit. VII. 8 2 der Verfafjungsur- 
funde gar nicht hätte eingeführt werden können, jondern daß fie fich 
auf jene älteren vor der Verfaſſung ergangenen Sabungen gründet, 
durch welche der noch nicht an die Mitwirkung einer Volfsvertretung 
gebundene Herricher derartige Pflichten mit Gejegeskraft feitjegen konnte. 

Über die Modalitäten der Umlagenerhebung enthält die Verordnung 
vom 27. März 1872 eingehende Beftimmungen. Der Hauptjat lautet: 
„Dieje Umfagen werden in der Pegel nad) Klaſſen der einzelnen 
Mitglieder der israelitifchen Kultusgemeinden verteilt.” Art. XU. 
Adi. 2. Zur Erfüllung diefer Vorſchrift geichieht folgendes: 

Der Synagogenausſchuß teilt nach Aufforderung des Bezirksamtes 
unter Vorſitz feines Vorſtandes alle Angehörigen der Kultusgemeinde 
nach freier Erwägung ihrer Vermögensverhältniſſe in Klaſſen, deren 
Zahl und Verhältnis zu beſtimmen in ſeinem Ermeſſen ſteht. Die notoriſch 
Zahlungsunfähigen ſind in die erſte Klaſſe zu ſetzen, welche von aller 
Beitragsleiſtung befreit iſt. Von der Klaſſifizierung ſind die Mitglieder 
des Synagogenausſchuſſes vorläufig auszunehmen. 

Hat ſich der Synagogenausſchuß über dieſe Klaſſifizierung ſchlüſſig 
gemacht, ſo hat der Vorſtand die hienach entworfene Liſte an das 
k. Bezirksamt abzugeben, welches dieſelbe den Bürgermeiftern derjenigen 
politifchen Gemeinden, welche die betreffende israelitische Kultusgemeinde 
bilden, mit dem Auftrage zufchiet, die in ihrer Gemeinde wohnhaften, 
umlagenpflichtigen Israeliten von dem Inhalte der Lifte in Kenntnis 


1) Siehe den $ 2 8. II. der Abhandlung. 
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zu jeßen. Bugleich beftimmt das f. Bezirksamt einen präffufiven Termin, 
Bis zu welchem Neflamationen gegen den Entwurf der Klaſſifikation 
augebracht werden können. Letztere ſind ſchriftlich von jedem Reklamanten 
bei dem Bürgermeiſteramte ſeines Wohnortes anzubringen, welches ſie 
dem Bezirksamte zur weiteren Verfügung überſendet. Jeder Umlagen— 
pflichtige kann nur gegen ſeine eigene Klaſſifikation, nicht auch gegen 
jene ſeiner Mitbürger, reklamieren. (Art. XIII.) 


Nach Ablauf der Reklamationsfriſt beruft der Vorſtand des 
Synagogenausſchuſſes alle Umlagenpflichtigen der Kultusgemeinde zu einer 
Verſammlung. Die Verſammlung hat aus den Umlagenpflichtigen 
fünf Gemeindeglieder, welche über die angebrachten Reklamationen zu 
entſcheiden haben, und zwei Erſatzmänner zu wählen. Nicht wählbar 
ſind diejenigen, welche auch von der Wahl in den Synagogenausſchuß 
ausgeſchloſſen ſind. Jeder, welcher nach der auf ihn gefallenen Wahl 
in einen Fall gekommen iſt, der ſeine Wahlfähigkeit ausſchließt, hat 
ſofort aus dem Reklamationsausſchuß zu treten. (Urt. XIV.) 


Die Mitglieder des Synagogenausfchufjes fünnen nicht in den 
Reklamationsausſchuß gewählt werden, jedoch den Situngen desjelben 
beiwohnen, um Aufſchlüſſe zu erteilen. Hat einer der fünf Gemwählten 
veflamiert, jo muß er bei Entjcheidung feiner Reklamation abtreten. 
Über die Auläffigfeit der Ablehnung der Wahl oder des Austrittes 
eines Mitgliedes entjcheidet das Bezirksamt. (Art. XV.) 


Der Ausschuß ift bejchlußfähig, wenn drei Mitglieder desjelben ver- 
jammelt find. Kann fich derjelbe nicht mit abjoluter Mehrheit über eine 
Reklamation ſchlüſſig machen, jo ift von der, dem Reklamanten nach— 
teiligften Abjtimmung angefangen, herabzuzählen und diejenige Ab— 
ſtimmung als die entjcheidende zu betrachten, welche die für die abjolute 
Majprität notwendige Zahl vollftändig macht. Hat der Ausschuß alle 
angebrachten Reklamationen entichieden, jo ftellt er auch die Klaſſi— 
fifation der Synagogenausichußmitglieder feſt, wobei der Beteiligte 
immer abzutreten hat. Gegen die Enticheidungen des NReflamations- 
ausſchuſſes kann von den Neflamanten innerhalb acht Tagen ein 
Rekurs an das in leßter Initanz erfennende Bezirksamt ergriffen werden. | 
(Art. XVD. 


Die definitiv feſtgeſetzte Klafjeneinteilung bildet fünf Jahre den 
Maßſtab der Beitragspflicht aller Gemeindeangehörigen. Die in 
der Zwiſchenzeit neu eintretenden Gemeindeglieder werden in derſelben 
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Weiſe durch den Synagogenausihuß eingeftenert. Ebenſo hat der- 
jelbe jährlich die Klafjififationslifte zu vevidieren und alle erheblich) 
ericheinenden Veränderungen nachzutragen. Bei diefen Veränderungen 
und Nachträgen in der Kafjififationstifte tritt an die Stelle der in 
Art. XII. vorgefchriebenen Publikation eine einfache Benachrichtigung 
des Beteiligten durch den Synagogenausihußvorftand und der präflufive 
Termin, der bei der Hauptklafjififation fejtgejeßt worden war, tft auch 
bier anwendbar. Reklamationen werden wie bei der Hauptklaflififation 
bejchteden. Der gemäß Art. XIV. gebildete Neflamationsausjchuß 
bleibt zu dieſem Zwecke fünf Jahre in Wirkſamkeit. Ergeben fich 
während diejer Zeit Abgänge von Ausihußmitgliedern, jo haben die 
Erjagmänner nach der Reihe ihrer Wahl einzutreten. Nach Ablauf der 
fünf Jahre beruft der Vorſtand den Synagogenausihuß wieder zufammen, 
um auf die nämliche Weife die Klaffififation durch einen neugebildeten 
Ausſchuß der Umlagenpflichtigen neu zu entwerfen und feſtſtellen zu 
lafjen. (Art. XVII). 

Das Umlagenregifter wird auf Grund des abgejchlofjenen Budgets 
vom Synagogenausjhuß angefertigt und vom Bezirksamt fir vollziehbar 
erffärt. (Art. XIX.) 

Umfaßt eine Kuftusgemeinde politische Gemeinden, welche zu ver 
ſchiedenen Bezirksämtern gehören, jo ift zur Bollziehbarfeiterklärung 
der Umlagenregifter dasjenige Bezirksamt zuftändig, im deſſen Amts— 
bezirf die Hauptgemeinde liegt. (Art. XXI). 


b. Sonjtige Abgaben. 


An folchen find, fo viel mir befannt, in der Pfalz lediglich Einzugs— 
gelder üblich. Auf befondere gejegliche Beftimmungen gründet fich ihre 
Erhebung aber ebenjowenig wie im rechtsrheinijchen Bayern. 

Die Praxis und Rechtſprechung hat die Zuläffigfeit der Eintritts- 
gelder angenommen. Eine pfälziiche Negierungsentichließung vom 
15. April 1840 genehmigt die Forterhebung derjelben da, wo fie bisher 
obfervanzmäßig bejtanden haben‘). Cine Kultusminifterialentichliegung 
vom 16. März 18652) erflärt fie gleichfalls für zuläffig unter folgender 
Begründung. 

Das franzöfiiche Dekret vom 17. März 1808 enthalte in Art. 23 





1) Geibs Handbuch I. Bd. S. 131. 
2) KM-Bl. 1865 ©. 71 ff. 
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die Grundlage der Verpflichtung der Israeliten der Pfalz zur Dedung 
der Kultusbedürfniſſe. Im Anſchluſſe an Art. 23 a. a. O. habe die 
Kgl. Verordnung vom 27. Januar 1854 (Art. VIII) ebenfalls die Ver— 
pflichtung der Kultusgenofjen ausgeiprochen, durch Umlagen zur Dedung 
der Kultusausgaben für den Fall zu fonfurrieren, daß die Einfünfte 
der Kultusgemeinde nicht zureichen. Wenn mun bei Neubildung einer 
Kultusgemeinde zur Verminderung ber regelmäßigen Kultusumlagen 
und als Entgelt für die Benügung der Kultusanftalten für die neu- 
eintretenden Mitglieder in ftatutarifcher Weife ein Einfaufsgeld eingeführt 
werde, jo fünne hierin nur eine bejondere Modalität der Aufbringung 
der Mittel zur VBeftreitung der Kultusausgaben und „eine teilweije 
Bezeichnung der Einfinfte der Kultusgemeinden“ gejehen werden und 
e3 beftehe fein geſetzlicher Grund, den Hierauf gerichteten Beſchlüſſen 
der Synagogenausſchüſſe die Genehmigung und Vollziehbarkeitserklärung 
zu verweigern. 


Die in dieſer Entſchließung gegebene Begründung ſcheint mir nicht 
zureichend. Sicher iſt, daß die Verordnung von 1854 im Anſchluß an 
das Dekret von 1808 nur die Erhebung von „Umlagen“ geſtattet. 
Zu dieſen gehören aber die Eintrittsgelder nicht. Die Entſchließung 
ſucht ſich nun damit zu helfen, daß ſie ſagt, es ſeien die Eintrittsgelder 
ein Teil der Einkünfte der Kultusgemeinde, bei deren Inſuffizienz, wie 
oben erwähnt, Umlagen erhoben werden dürfen. Hiemit iſt aber nicht 
das Geringſte bewieſen. Daß die Eintrittsgelder, wenn ſie bezahlt 
werden, Einkünfte der Gemeinde ſind, wird kaum jemand beſtreiten. 
Aber dargethan ſoll ja werden, mit welchem Rechte ſich die Gemeinden 
die Befugnis zur Erhebung ſolcher Einkünfte beilegen. Es ſoll ein 
Rechtstitel hiefür nachgewieſen werden. In dieſer Beziehung läßt die 
Entſchließung vollkommen im Stich. 


Der Verwaltungsgerichtshof ſchließt ſich der Anſchauung des Mini— 
ſteriums über die Zuläſſigkeit der Eintrittsgelder an, allerdings mit 
anderer Begründung. Im einem Erfenntnifje vom 30. Juli 18861) 
argumentiert er genau ebenjo wie in den für Kultusgemeinden im rechts— 
rheinischen Bayern ergangenen Entſcheidungen. Nur jegt er in ſeine 
Deduktion an Stelle des S 7 des Anſäſſigmachungsgeſetzes von 1825 
die Verordnung der bayerischen Landesadminiftration in der Pfalz vom 
9. Auguft 1816, die Wiedereinführung des Bürgergeldes betr. Ich fan 


1) Sammlung VII. ©. 56 ff. 
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diefe Argumentation aus den bereits oben erörterten Gründen (vgl. 
829 Ziff. 2a) nicht für zutreffend Halten. Ein Erkenntnis vom 15. Mat 
18891) bringt nichts weentlich Neues; es jpricht unter Zugrumdelegung 
der früheren Entſcheidung aus, daß auch ein Nichtbayer zur Zahlung 

des Eintrittsgeldes verpflichtet jei, eine Auffaffung, der zuzuftimmen ift, 
wenn Eintrittsgelder überhaupt erhoben werden dürfen. Die Entjcheivung 
vom 25. November 18912) wiederholt, was bereit8 unter dem 30. Juli 
1886 ausgeſprochen worden war, und giebt eine Erläuterung der Her- 
einziehung der oben genannten Verordnung vom 9. Auguft 1816 genau 
jo, wie fich eine jolche in der Entjcheidung vom 6. Mai 1891), bezüg- 
fich des S 7 des Anſäſſigmachungsgeſetzes findet. 

Die ftreitige Frage ift meines Erachtens folgendermaßen zu be 
antworten: 
Art. XXIII des franzöfiihen Defretes vom 17. März 1808 und 

im Anjchluffe daran Art. VIII der Kgl. Verordnung vom 27. Januar 
1854 und Art. XII der Kgl. Verordnung vom 27. März 1872 regeln 
erihöpfend die Aufbringung des Bedarfs der iSraelitiihen Kultusge- 
meinden der Pfalz. Die Kultusbedürfnifje find nad; dieſen Bejtimmungen 
in erfter Linie aus den Einkünften der Kultusgemeinden zu deden, und 
wenn diefe nicht ausreichen, find Umlagen zu erheben. Zu diefen „Um- 
Lagen” zählen jedoch die Eintrittsgelder nicht; es ift dies bereits oben 
8 29 3. 2a hervorgehoben worden. Ob fie aber zu ben rechtlich be- 
gründeten, eventuell mittels ftaatlichen Zwangs beizutreibenden „Ein- 
fünften” der Kultusgemeinden gehören, hängt davon ab, ob ih ein 
Rechtstitel für fie findet. Auf SS 38 und 39 des Religionsediktes laſſen 
ſie ſich keinesfalls gründen. Vgl. die Ausführung oben unter 8 29 
3.2a. Eine andere gejchriebene Rechtsſatzung findet ſich auch nit. Es 
kann ſich ihre Zuläffigfeit infolgedejjen höchſtens auf eine gewohnheits⸗ 
rechtliche Bildung ſtützen. Man wird deshalb im Einklang mit der 
oben eitierten Regierungsentſchließung vom 15. April 1840 jagen müſſen, 
daß fie nur dort, wo ſich eine Objervanz, ein Herkommen, gebildet hat, 
zuläffig jeien, anderwärts aber nicht‘). 





1) ©. XI. ©. 218 ff. 

2) ©. XII. ©. 323 ff. 

3) ©. XII. ©. 203 ff. 

4) Die gleiche Auffafjung findet ſich in einer nicht gedrudten M.-E. v. 4. Mai 
1865 Nr. 2455 vertreten, welche in Geibs Handbuch II. Bd. 1884 S. 131 ci 
tiert ift. 
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III. Dermögensverwaltung. 


Borbemerfung. In allen Angelegenheiten, welche das Ber- 
mögen der israelitiſchen Kultusgemeinden betreffen, haben die Borftände, 
foweit nicht anderes ausdrüdlich beftimmt ift, die in den betreffenden 
Beziehungen für Gemeinden und Stiftungen beftehenden Geſetze und 
Verordnungen in analoge Anwendung zu bringen (Art. XXIV). 


a) Aufftellung des Budgets. 


Der Vorstand des Synagogenausſchuſſes fertigt in jedem Jahre 
einen Entwurf der Kultusausgaben und der Einnahmen des leten 
Jahres. Die Ausgaben für den VBolfsunterricht im Falle des Art. XI 
der Verordnung vom 8. Dftober 1823 werden den Kultusausgaben 
gleichgeachtet. Nach Anfertigung dieſes Entwurfs zieht der Borjtand 
die Synagogenausſchußmitglieder zu einer Beratung bei, in welcher die 
einzelnen Poſitionen feftgejegt werden. Das jo feitgejeßte Budget 
wird nebft dem Beratungsprotofolle fofort dem k. Bezirksamte zur 
Genehmigung vorgelegt. Über Einnahmen und Ausgaben, die nicht 
ihon im Budget vorgefehen find, hat der Synagogenausſchuß bejon- 
deren Beichluß zu fafjen und dem Bezivfsamte vorzulegen. (Art. XVIII.) 


b) Rehnungsführung. 


Der Synagogenausſchuß beitellt einen Nechner zur Erhebung und 
Verrechnung aller Einkünfte der Kultusgemeinde, welcher eine entjprechende 
Hebegebühr zu beziehen und auf Verlangen des Synagogenausſchuſſes 
genügende Bürgichaft zu leiften hat; derjelbe hat feine Funktionen nach 
Analogie der über das Gemeinde- und Stiftungsrechnungswejen be- 
ftehenden Normen zu richten. 

Gegen Zahlungsfäumige ift in der für Gemeindeumlagenrüdjtände 
vorgeſchriebenen Weife zu verfahren. (Art. XX). 

Am Schluffe eines jeden Jahres ftellt der Rechner Rechnung über 
Einnahme und Ausgabe, welche von dem Synagogenausſchuſſe geprüft 
und von dem Bezirksamte abgejchloffen wird. (Art. XXI). 


IV. Gemeinfbaftlibe Laften mehrerer Kultusgemeinden. 


Die gewöhnlichften gemeinschaftlichen Laſten für mehrere Kultu3- 
gemeinden werden der Gehalt des Rabbiners, die Unterhaltung des 
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Friedhofes und vielleicht der Nefigions- und eventuell israelitifchen 


Elementarſchule fein. 


Die Vorſtände der an der Tragung einer gemeinfchaftlichen Laft 
beteiligten Gemeinden jollen unter Leitung eines Bezirksamtes jährlich 


vor Entwerfung ihres Budgets zufammentreten, um fic) teils über Die 


Größe der gemeinfamen Ausgabe für das kommende Jahr zu verftändigen, 
teils eine Übereinkunft über die Beitragspflicht der einzelnen Ge— 
meinden zu treffen. 


Bezüglich der Angelegenheiten, welche das Bezirfsrabbinat!) be- 
treffen, iſt das hiefür zujtändige k. Bezirksamt dasjenige, in deſſen 
Amtsbezirt der Bezirfsrabbiner jeinen Sit hat. Für die übrigen 
Angelegenheiten hat die Sreisregierung, Kammer des Innern, das 
Bezirksamt zu bejtimmen, unter deſſen Leitung der Zuſammentritt ftatt- 
zufinden hat. 


Sit der ftetS für die nächiten drei Jahre auszumwerfende Bedarf 
des Bezirfsrabbinats feitgeftellt, jo haben die betreffenden Synagogen- 
vorjtände die Gejamtlaft nach Maßgabe der zahlungsfähigen Familien 
ihrer bezüglichen Gemeinden zu repartieren. 


Hiebei kann jedoch durch Mehrheitsbeichluß bejtimmt werden, daß 
der jo feſtgeſetzte Gejamtbeitrag der wohlhabenderen Kultusgemeinden 


1) Hinſichtlich der Verteilung der Rabbinatskoſten enthält die Reg.Entſchl. v. 
5. Dezember 1868 Nr. 21,670 folgende Vollzugsbeſtimmungen: 


1. Will die Berfammlung der Kultusvorftände für die Verteilung der Um— 
lagen unter die Gemeinden einen anderen Maßſtab als den verordnungs- 
mäßigen Mafftab der Familienzahl beitimmen, jo kann dies nur für die— 
jenigen Kultusgemeinden gejchehen, deren anmejende Vertreter ihre aus- 
drüdlihe Einwilligung hiezu erklären. Ein die Minorität bindender 
Mehrheitsbeſchluß ift alſo nit zuläffig, da hiedurch das verordnungs— 
mäßige Erfordernis einer „Übereinkunft mit den von erſterer vertretenen 
Kultusgemeinden nicht erſetzt wird. Nicht vertretene Gemeinden find an 
einen befonders feftgejeten Maßſtab dann gebunden, wenn folcher mit 
Stimmenmehrheit vereinbart worden ift, und überdies ihre Vorftände mit 
dem sub Ziff. 3 bezeichneten Präjudiz geladen waren. 


I, Kommt eine Stimmeneinhelligfeit nicht zuftande, jo find diejenigen Kul- 
tusvorftände, welche für ihre Gemeinde nicht den orbnungsmäßigen Maß: 
ftab der Familienzahl beabfichtigen, zur Erklärung aufufordern, ob ſie 
infolge des beftehenden Widerſpruchs auf den von ihnen gewünſchten 
beſonderen Maßſtab verzichten oder ob ſie — ungeachtet des ſich dann 


— 12 
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bis zu höchitens 33'/s Prozent erhöht und daß der hiedurch erzielte 

Überſchuß zur entiprechenden Abminderung der Beitragsquoten der 

gering bemittelten Kultusgemeinden verwendet werde. In dem einen 

wie in dem anderen Falle unterliegt diefe Verteilung der höheren Ge⸗ 

nehmigung und zwar, je nachdem ſie ſich entweder über die israelitiſchen 
Kultusgemeinden mehrerer Bezirksämter oder nur über die eines ein- 

zigen erftrect, der Genehmigung der Kreisregierung, Kammer des Innern, 

oder des Bezirksamtes. 


Der fo für jede Gemeinde fejtgejegte Anteil an der Gejamtlaft 
ift alg Ausgabe in das Budget für das nächte Jahr zu fegen und 
auf die einzelnen Gemeindeglieder umzulegen, wie jede andere Ausgabe 
der Kultusgemeinden. (Art. XXII). 


8 39. Beſtimmungen allgemeiner Art. 


Umfaßt eine Kultusgemeinde politiiche Gemeinden, welche zu ver- 
ichiedenen Bezirksämtern gehören, jo ift bezüglich aller Angelegenheiten 
der Kultusgemeinden dasjenige Bezirfsamt das zuftändige, in deſſen 
Amtsbezirk die Hauptgemeinde Tiegt. (Art. XXI). 


ergebenden verjchiedenartigen Verfahrens — denjelben gleihwohl wenig— 
ftens für die von ihnen vertretenen Gemeinden angewendet willen wollen. 
Innerhalb diejer Ietteren, füme dann zur Repartition nad) dem verein- 
barten bejonderen Maßſtabe diejenige Summe, welche fi ergiebt, wenn 
der nad) Maßgabe der Familtenzahl des ganzen Nabbinatsbezirtes auf 
die anderen Gemeinden treffende Koftenanteil von dem Gejamtbedarf ab» 
gezogen wird: 


3. Sämtlihe Kultusvorftände find gegen Infinuationsbejheinigung zum Er- 
ſcheinen in Perſon oder durch Stellvertreter aus dem Synagogenausfhuß 
mit dem ausdrüdlichen Präjudiz einzuladen, daß fie im Falle des Nicht- 
ericheinens den etwa ftinmmeneinhellig vereinbarten bejonderen Repartitions- 
maßſtab für ihre Gemeinden als zuftimmend erachtet und überdies eines 
jeden Einfpruchsrechtes gegen die von der Verjammlung efgetiellte Klaſſi⸗ 
fikation verluſtig werden. In den künftig aufzunehmenven Protokollen 
ſind die vertretenen und nichtvertretenen Gemeinden ausdrücklich zu be— 
zeichnen und iſt genau anzugeben, ob ein beſonderer Maßſtab ſtimmen— 
einhellig oder unter dem Widerſpruch welcher Kultusvorftände vereinbart 
worden ift. 


(Sp in Geib3 Handbuch I. Bd. ©. 130.) 
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Überall, wo in den Beſtimmungen der Verordnung v. 27. März 1872 
die Bezirksämter als die entſcheidenden Behörden bezeichnet ſind und 
nichts Anderes ausdrücklich verordnet iſt, entſcheidet in letzter Inſtanz 
die K. Regierung der Pfalz, Kammer des Innern. (Art. XXV.) 


Seit Verkündung des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878, die Errichtung 
eines Verwaltungsgerichtshofes u. ſ. w. betr., gehören jedoch alle Sachen, 
welche unter Art. 8 3. 36 dieſes Gejeges fallen (Streitigkeiten über 
Anſprüche und Neichniffe aus dem israelitiichen Kultusverbande) in 
feßter Inſtanz vor den k. Verwaltungsgerichtshof. | 
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Edict vom 10. Juni 1813, die Verhältniſſe der jüdiſchen K* 
Glaubensgenoſſen im Königreihe Bayern betreffend. 
(Regierungsblatt 1813, Stüd 39 ©. 921.) Be 


Um den judiſchen Glaubensgenoſſen in Unſerem Königreiche eine gleichförmige 
und der Wohlfahrt des Staats angemeſſene Verfaſſung zu ertheilen, haben Wir nach 
Vernehmung Unſeres geheimen Raths beſchloſſen, und beſchließen hiemit wie folgt. 


s19) u 

Nur diejenigen jüdiſchen Glaubensgenoſſen können die in diejem Edicte ausge 
ſprochenen bürgerlichen Rechte und Vorzüge erwerben, welche das Indigenat in Un 
jern Staaten auf gefegliche Weiſe erhalten haben. * 


S 2. 2 


Zum Genuß derjelben wird die Eintragung in die bei Unfern Rolizeibehörden 7 
anzulegende Judenmatrifel vor Allem vorausgeſetzt. . 
$ 3. — E 
Zu diefem Ende müffen binnen drei Monaten nad der Kundmachung dieſes 
Edicts alfe in Unferem Reiche befindlichen Juden bei der PRolizeibehörde ihres Wohn 
ortes mit Angebung ihres Standes, Alters, Familienzahl und Erwerbungsart ſich 
melden und ihre Schugbriefe, Conceffionen oder Aufenthaltsbewilligungen urfchriftlih - 
vorlegen. Bi 
84. 
Dieſe Polizeibehörde Hat die Aufnahmsurkunden nach Unſern früheren Edicten 
und Deelarationen vom 31. Dezember 1806 (Regierungsblatt 1807 ©. 189), vom 


1) Die Sg 1 bis 22 find veraltet. Bol. $ 2 diejer Abhandlung! 
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19. März 1807 (Regierungsblatt ©. 476), dann 28. Juli 1808 (Regierungsblatt 
©. 1835) zu prüfen und wenn fie dieſelben giltig findet, von dem Juden die Er— 
klärung abzufordern, 
1. ob und welchen bejtimmten Familiennamen derjelbe, wenn er nicht ſchon 
einen hätte, annehmen wolle, und 
2. ob er den durch die Gonititution des Reichs Tit. 1 S 8 vorgefchriebenen 
Unterthanseid ablegen wolle? 


85. 

Den Juden ift nicht erlaubt, biebei Namen von befannten Familien, oder 
ſolche, welche ohnehin ſchon häufig geführt werden, zu ihren fünftigen Familiennamen 
zu wählen. Es bleibt jedoch denjenigen Juden, welche eine Handlungsfirma unter 
ihrem vorigen Namen führen, unbenommen, denjelben noch ferner neben ihrem neuen 
Namen beizubehalten. 

8 6. 

Die Rolizeibehörde hat die in Folge defjen gegebenen Erklärungen dem Gene 
ralfommifjariate vorzulegen, welches entjcheidet, ob der Jude zur Aufnahme in die 
Matrikel ſich eigne, oder nicht. 

& 7. 

Menn das Generalcommifjariat den Juden zur Aufnahme in die Matrifel ge- 
eignet findet, muß derjelbe den oben vorgefchriebenen Unterthanzeid auf die Bibel 
ablegen, worauf defjen Eintragung in die Matrifel geſchieht, und ihm zu feiner Legi- 
timation ein Auszug aus derjelben ertheilt wird, welche für ihn und jeine Nachkom— 
men’ die Stelle der bisherigen Schußbriefe vertritt. 


88. 


Die Matrifel muß den alten und den neuen Namen der Judenfamilien enthalten 


und bei dem Generalcommiffariate hinterlegt werden. Jede untere Bolizeibehörde 
erhält Hievon den betreffenden Auszug. 


Sa 
Der Jude ift verbunden, den in der Matrifel eingetragenen neuen Namen in 
allen jeinen Gejhäften zu führen. 
8 104 
Diejenigen Juden, welche binnen drei Monaten entweder 


1. ihre Aufnahmsurfunde nicht vorlegen, oder 
2. einen Familiennamen anzunehmen, oder 
3. den Unterthanseid abzulegen fich weigern, 


folfen fünftig lediglich al3 fremde Juden behandelt werden. 


Seil, 
Jede Einwanderung und Niederlafjung fremder Juden im Königreiche ift durch— 


aus verboten. 
8 12. 


Die Zahl der Judenfamilien an den Diten, mo fte dermal beftehen, darf in 
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der Regel nicht vermehrt werden, fie joll vielmehr nad) und nach vermindert werben, 

wenn fie zu groß ift. E 
$ 12. 

Die Anſäſſigmachung über die Zahl am denfelben Drten, mo fich bereits Juden 


befinden, oder die Anfäfligmahung in Orten, wo noch feine Juden find, fann nur _ 


von der allerhöchften Stelle umd wird auch von derſelben nur unter den nachſtehen⸗ 
den Vorausfegungen bewilligt werden: 

1. wegen Errichtung von Fabriken oder großen Handelöunternefmungen ; 

2. bei Ergreifung eines ordentlichen Handwerks, wenn fie die Ausübung eines 
Meifterrechts erhalten haben ; 

3. wenn fie jo viel an Grund und Boden zur eigenen Bearbeitung erfaufen, 
worauf eine Familie vom Feldbau, ohne darneben Handel zu treiben, ſich 
gut ernähren kann. 

Es gibt daher der Ankauf eines unbedeutenden Gutes, eines Hauſes ohne 
Feldbau, oder ohne Treibung eines Handwerks, die Errichtung eines gewöhnlichen 
Maarenlagers oder Bude, und die Treibung eines anderen, wiewohl erlaubten Han- 
dels den Zuden fein Recht, weder in dem Orte ihres Aufenthaltes über die dort 
feft beftimmte Zahl, noch in einem anderen Orte ſich anfällig zu maden. 


8 14. 

Auch bei der Fortfegung reeipirter Familien wird fünftig die Erlaubniß zur 
Heirat auf den Schacherhandel nicht mehr ertheilt, wenn auch die Zahl der reeipirten 
Familien hiedurch nit vermehrt würde; jondern der die Heirat nachſuchende Jude 
muß neben der Ausweifung, daß dadurd) die beftimmte Zahl nicht überfchritten werde, 
noch befonders darthun, daß er mit Ausſchluß des Schaherhandels einen ordent- 
lichen, durch das Geſetz gebilligten Erwerbszweig treibe, und fih und feine Familie 
dadurch zu ernähren im Stande jet. 


8 15. 


Um die Juden von ihren bisherigen ebenfo unzureichenden als gemeinſchädlichen 
Erwerbsarten abzuleiten, und ihnen jede erlaubte, mit ihrem gegenwärtigen Zuftande 
vereinbare Erwerbsquelle zu eröffnen, jollen diejelben zu allen bürgerlihen Nahr- 
ungszweigen, als: Feldbau, Handwerfen, Treibung von Fabriken und Manufakturen 
und des ordentlichen Handels unter den nachfolgenden Bejtimmungen zugelafjen, da- 
gegen der gegenwärtig beftehende Schadherhandel allmählig, jedoch jobald immer mög- 
lich, ganz abgeitellt werden. 

8 16. 


Den Juden joll daher geftattet fein, das volle und das Nutzeigenthum (Domi- 
nium plenum et utile) von Häufern, Feld: und anderen liegenden Gründen zu er— 
werben, und diejes Eigenthum auf jede durch die Geſetze erlaubte Art zu benüßen. 
Das abgejfonderte Obereigenthum (Dominum direetum) über Gründe, deren Nußeigen- 
thum anderen zufteht, ſowie gutsherrlihe Rechte überhaupt zu erlangen und zu be 
figen, bleibt den Juden durchaus unterjagt. \ 

Einem Juden ift jedoch erlaubt, das Obereigenthbum desjelben Grundes, von 
welchem er das Nutzeigenthum ſelbſt beißt, an fich zu bringen, und hievon das volle 
Eigentum feines Grundes zu erlangen. 
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Häufer und liegende Gründe, welche die Juden nicht zur eigenen Bewohnung 
und Bebauung, fondern zum Wiederverfauf an ſich bringen wollen, fünnen fie nur 
bei öffentlichen Verfteigerungen oder in Concursfällen jure delendi erwerben. 
Zur Erfaufung von Häufern auch zur eigenen Bewohnung in der Reſidenzſtadt 
wird die Genehmigung der allerhöchſten Stelle erfordert. 


ME 


Die Juden können durch jüdiſche oder hriftliche Dienftboten ihre Felder bear⸗ 
beiten laſſen; die Verwendung ausländiſcher Juden wird jedoch nicht geſtattet. 
Die Pachtung von Feldgründen iſt ihnen erlaubt, die Verpachtung unterſagt. 


8 18. 


Die Betreibung aller Manufacturen, Fabriken, Gewerbe. und Handwerke, ſie 
mögen zünftig oder nicht zünftig jein (Bräuereien, Schenk- und Gaſtwirthſchaften aus: 
genommen) ift den Juden, infoferne ihrer Anſäſſigmachung nichts im Wege ſteht, wie 
den Chriften geitattet. 

Die zünftigen Gewerbe können von ihnen nur betrieben werden, wenn fie or⸗ 
dentlich eingezünftet find. Es follen aber feine eigenen jüdiſchen Zünfte bejtehen, 
ſondern die zur Betreibung eines Gewerbes oder Handwerkes hinlänglich befähigten, 
mit Berjonalconcefjionen, oder auch mit erworbenen Realgerechtigfeiten ‚verjehenen 
Juden können fi in die beftehenden Zünfte aufnehmen lafjen. Die von einem 
Meifter in die Lehre und als Gefellen aufgenommenen Juden follen von den Zünf- 
ten wie hriftliche Lehrjungen eingefchrieben, aufgedungen, freigefprochen und mit Lehr: 
briefen verjehen werden. 

Den Juden wird erlaubt, eigene Prämien für chriftliche Handwerfsmeifter, 
welche jüdiſche Kinder aufnehmen, auszufegen. Es versteht fi), daß jeder Jude, 
welcher einmal zur Meiſterſchaft gelangt ift, ſelbſt wieder hriftliche und jüdiſche Lehr— 
jungen und Gefellen aufnehmen und halten dürfe. 


$ 19. 

Ebenjo jollen die Juden zu dem ordentlichen Wechſel-, Groß: und Detailhan- 
del mit ordentlicher Buchführung (welche jedod nur in deuticher Sprache gejchehen 
darf) zugelafjen werden, wenn fie das hinreichende Vermögen, die gute Aufführung 
und die Gemwerbsbefähigung, welche die Geſetze vorjchreiben, ausgewiefen, und eine 
ordentliche Real oder Perſonal-Handelsconceſſion nad den allgemein geltenden 
Grundfägen erlangt haben. 

8 20. 

Aller Haufir, Noth und Schaderhandel joll in Zufunft gänzlich verboten, 
und eine Anjäfligmahung hierauf durchaus unterjagt bleiben. Nur von denjenigen 
hierauf bereits anfäfjigen jüdiſchen Hausvätern, welche ſich dermal auf andere Art zu 
ernähren nicht vermögen, darf derjelbe noch infolange fortgefegt werden, bis fte einen 
anderen ordentlichen Erwerbszweig erlangt haben, wozu die Volizeibehörden beſtens 
mitzwwirfen wiſſen werben. 

Das Haufiven unterliegt den bejonderen polizeilichen Beltimmungen. 


8 21. 
Alle in dem Königreiche noch beftehenden Sudencorporationen werden aufge: 
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Löft, die Gorporationsdiener entlaffen und die Corporationsſchulden unter jene 
Diftrifte, welche bisher jede Corporation gebildet haben, mit völliger Sicherftellung 
der Gläubiger vertheilt. Diefe Auflöfung fol in Zeit von 6 Monaten nad Kund— 
machung diefes Edict3 in Wirkung treten, und die Generalcommifjariate, in deren 
Bezirke fich dergleichen Corporationen befinden, werden angemwiejen, in Zeit von 
3 Monaten nad) diefer Vublication ihre detaillirten Gutachten über die Vollziehung 
der Auflöfung bei jeder Corporation insbefondere, und ein vollitändiges Project der 
Schuldenvertheilung an das Minifterium des Innern einzufenden. 


8 22. 


Die in den verfchiedenen Orten des Königreihs wohnenden Juden, fie mögen 
fich von ordentlichen bürgerlichen Gemwerben, oder noch ferner von dem Nothhandel 
ernähren, bilden feine eigenen Sudengemeinden, ſondern ſchließen fih an die chriſt— 
lichen Bewohner des Ortes in Gemeindeangelegenheiten an, mit welchen fie nur eine 
Gemeinde ausmachen. Sie theilen mit den übrigen Bewohnern die Gemeinderechte 
und PVerbindlichfeiten, jedoch mit der Ausnahme, daß die Nothhandel treibenden 
Juden an den Gemeinde-Gründen jener Orte, in welchen fie wohnen, (infoferne ihnen. 
nicht bisher ſchon Rechte darauf zuftanden, welche ihnen vorbehalten bleiben) feine 
Nugung und feinen Antheil haben. Die Landbau oder ordentliche conceffionirte 
Gewerbe treibenden Juden genießen hingegen auch in Nüdficht der Gemeindegründe 
die vollen Rechte der Gemeindeglieder. 


S 28. 

Den jüdischen Glaubensgenofjien im Königreiche wird vollfommene Ge— 
wiſſensfreiheit gefichert. Sie genießen alle den Brivatfirchengejeliihaften durch 
das Edict vom 24. März 1809 im 2. Capitel des II. Abſchnittes (Reg-Bl. 1809 
St. XI. ©. 904 u. f. w.) eingeräumten Befugniffe, injoferne fie in der gegen- 
wärtigen Verordnung nicht abgeändert oder näher beftimmt find. 

S 24. 

Wo die Juden in einem gewiffen mit der Territorial-Eintheilung des 
Reichs übereinftinmenden Bezirfe in einer Zahl von wenigitens 50 Familien 
vorhanden find, ift ihnen geftattet, eine eigene firchliche Gemeinde zu bilden 
und an einem Orte, wo eine Polizeibehörde bejteht, eine Synagoge, einen 
Nabbiner nnd eine eigene Begräbnißftätte zu haben. 


Ss 2». : 

Wo fie feine kirchliche Gemeinde bilden, find fie lediglich auf die einfache 
Hausandacht beichränft und alle heimlichen Zufammenfünfte unter dem Vor— 
wande des häusliihen Gottesdienstes find ihnen nach 86 deg 1. Capitels I. Ab— 
ſchnitts des Edicts vom 23. März 1809 (Reggbl.1809 St.XI. S. 899) verboten. 

Wo eine Synagoge beftebt, darf außer dem Rabbiner oder dem beſtätig⸗ 
ten Subſtituten kein Anderer kirchliche Verrichtungen ausüben. 


826. 
Die Ortsrabbiner und Subſtituten werden von den Mitgliedern der 
Kirchengemeinde vorgeſchlagen, von den General-Kreis-Commiſſariaten geprüft 
und nach Befund beſtätigt oder verworfen. 
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- Die Beftätigten können ohne Bewilligung des General-Commifjariat3 nicht 
entlafjen werden. 
8 27. 
Der zum Rabbiner oder Subftituten vorgeichlagene Sude muß 

a) al3 füniglicher Untertban in die Matrifel eingetragen, 

b) der deutichen Sprache mächtig, und iiberhaupt wiffenfchaftlich gebildet, 

e) ohne Mackel des Wuchers oder eines betrüglichen Bankerotts und 

fonft von einem guten und fittlichen Lebenswandel fein. 


8 28. 

Bei der Beftätigung hat der Rabbiner einen feierlichen Eid dahin abzu= 
legen, daß er den Gejegen des Reichs durchgehends jchuldige Folge leiftent, 
Nichts gegen diefelben lehren oder geitatten, wo er etwas dagegen erfahren 
würde, ſolches der Obrigfeit treulich anzeigen und in feine Berbindung irgend 
einer Art mit ausländishen Obern ſich einlafjen. werde. 


Ss 29, 
Die in den drei vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beltimmungen finden 
auch auf die dermal beitehenden Rabbiner ihre Anwendung. 


8 30. 

Der Wirfungskreis der Nabbiner wird ausfchliegend auf die Firchlichen 
Berrihtungen befhränft, und alle Ausübung von GerichtSbarfeit, unter wel- 
chem Vorwande fie immer angeiprohen werden wollte, fowie alle Einmiſchung 
derfelben und der Barnofen in bitrgerliche oder Gemeindeangelegenheiten wird 
bei ernitlihen Geld- und Arreftitrafen, nad) Umftänden ſelbſt der Entlafjung 
verboten, wobei fih die Nichtigkeit der Handlung von felbiten veriteht. Die 
Suden haben demnach, gleich den übrigen Unterthanen, bei Unſeren Behörden 
Recht zu nehmen und alle Gejege Unferes Reiches, infoweit nicht rückſichtlich 
der Suden Ausnahmen gemacht find, finden auch auf fie ihre Anwendung. 


Sl 
Das jüdische Kirchenvermögen bleibt dem jüdiihen Kultus ausſchließlich 


überlafien. — Es wird in den einzelnen Kirchen-Gemeinden durch den Rabbiner 
und zwei von der Gemeinde erwählte Mitglieder verwaltet. 
S 32. 

Die Judenkinder beider Gejchlechter find gleich jenen Unferer übrigen 
Unterthanen zum öffentlichen Schulbefuhe in Städten und auf dem Lande 
verbunden, und fie erhalten, mit Ausnahme der Religionslehre, gleichen Unter— 
richt mit denfelben, unter Beobachtung aller über das Schul und Erziehungs 
weſen beitehenden Verordnungen; Der Zutritt zu allen höheren Lehranftalten 
ift ihnen. geftattet. 

$ 3. 

Den Juden ift bewilliget, eigene Schulen zu errichten, wenn fie vorſchrifts⸗ 
mäßig gebildete und geprüfte Schullehrer aufſtellen, welche königliche Unter⸗ 
thanen ſind, und denen ein Gehalt von wenigſtens 300 fl. gefichert ift. Die— 
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felben find an den allgemeinen Lehrplan gebunden. Die Aufnahme von Haus | 
lehrern richtet fich nach den allgemeinen Beltimmungen. | 


5 3. 


Die Erlaubnik zum Studium der jüdischen Gottesgelehrtheit joll feinem 
jüdiihen Sünglinge ertheilt werden, bevor er von einer öffentlichen Studien= 
anftalt des Königreih8 über feine hinreichenden Borbereitungsfenntniffe ein 
günſtiges Zeugniß erhalten hat. 

In diefen Beſtimmungen werden die in Unferm Reiche befindlichen Suden 
einen Beweis Unserer auf das Wohl Unferer jämmtlihen Unterthanen fi er= 
ftredenden Sorgfalt ebenjo dankbar erfennen, als gejammte Bolizeibehörden 
fräftig mitzuwirfen haben, daß dieſe Verordnung allenthalben genau in Vollzug 
komme, weßwegen Wir dieſelbe durch das Regierungsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß bringen laſſen. 


München, den 10. Juni 1813. 
Mar Joſeph. 
Graf Montgela3. 


Auf Königlich Allerhöhitem Befehl: 
Der General-Sefretär 
3. Kobell. 


I. 


Auszug aus dem Landtagsabichiede vom 10. Novenber 1861, 
die Verhältniffe der israelitifchen Glaubensgenoſſen betr. 
(Gefegblatt 1861 Seite 70.) 


S 18. 


Dem an Uns gebradten Geſammtbeſchluſſe vom 8. Mai 28. Irs. ent⸗ 
ſprechend verordnen Wir mit Geſetzeskraft: 


Die gemäß der 88 12, 13 und 18 Abſatz 1 des Edicts vom 10. Juni 1813, 
die Verbältniffe der israelitiihen Glaubensgenofjen betreffend, rückſichtlich der 
Anſäſſigmachung und des Gewerbäbetriebes der SEraeliten in den Provinzen 
diesfeit3 des Nheines beftehenden Beichränfungen find aufgehoben. 
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LI, 


| Entſchließung vom 29. Juni 1863, 
die Verhältniſſe der israelitischen Cultus-Gemeinden betr. 


(Minift.-Bl. für Kirchen- und Schulangelegenheiten 1865 Nr. 18 ©. 218.) 


Staatsminifterium des Innern fir Kirchen- und Schulangelegenbeiten. 


Schon jeit längerer Zeit ift die Wahrnehmung gemacht worden, daß in 
den verichiedenen Landestheilen die beitehenden israelitifchen Cultusgemeinden 
theils durch häufige Auswanderungen und Ueberfiedelumgen i3raelitifcher Familien 
und einzelner SSraeliten, theil3 in Folge anderweitiger Urſachen vielfachen Ver— 
änderungen unterworfen und hiedurch nit felten in ihrem Beftande und in 
ihren Einrichtungen weſentlich beeinträdtigt find. Um den hieraus hervor— 
gehenden Nachtbeilen entgegenzuwirfen, und jedem iSraelitifchen Staatseinwohner 
die Ausübung feines Cultus und feiner religiöfen Gebräuche auf den von der 
StaatSgewalt anerfannten Grundlagen zu fihern, fieht fich das unterfertigte 
k. Staat3minifterium veranlaßt, die k. Regierung, K. d. J. auf diejenigen Ge— 
fihtspunfte und Grundjäge aufmerkſam zu machen, welche gegenüber den be= 
zeichneten Berhältniffen in Handhabung des ftaatlichen Oberaufſichtsrechtes und 
beziehungsweife im Vollzuge der SS 25 und 38 der II. Verfaſſungsbeilage zur 
Geltung zu bringen find. 

Bereit3 durch die zum Bollzuge des Ediktes über die Verhältniffe der 
iSraelitiihen Glaubensgenofien vom 10. Juni 1813 ergangenen Minifterialent- 
ſchließungen vom 6. Dezember 1813 Ziff. 3 und 29. Auguft 1824 Ziff. 1 u. 3 
Döllinger, Berordn.-Samml. Bd. VI ©. 157 u. 197) ift ausgeſprochen 
worden, daß der $ 24 des Ediftes dem Fortbeftande und der Bildung iSvaeli= 
tiiher Zofal-Eultusgemeinden nicht entgegenftehe, joferne nur dieſe Gemeinden 
einem beftinmten Rabbiner zugewiejen find. 

Hieran ift auch ferner feftzuhalten und biebei, was den Beſtand und die 
Einrihtung der einzelnen Eultusgemeinden betrifft, von nachſtehenden Grund⸗ 
ſätzen auszugehen: 

1. Diejenigen Vereinigungen israelitiſcher Glaubensgenoſſen, welche bisher 
zur gemeinfamen Ausübung ihres Eultus und zur Beftreitung der Koften des— 
jelben fich gebildet haben, jollen auch fünftig als „Sraelitische Eultusgemeinden“ 
fortbeftehen, jo lange fie noch die Mittel zur Beltreitung ihrer Cultusbedürfniſſe 
aufzubringen vermögen und die Anzahl der in ber Gemeinde vorhandenen, 
religiös jelbititändigen männlichen Gemeinde-Angehörigen nicht unter zehn Per— 
fonen herabfinft. 

Sind dieje Borausjeßungen bei einer Vereinigung iSraelitischer Glaubens- 
genofjen eines beitimmten Ortes nicht mehr gegeben, jo ift diejelbe nach Ver— 
nehmung der Betheiligten mit einer anderen, womöglich demfelben Rabbinats— 
bezirfe angehörigen und nicht über eine Stunde entfernten iöraelitifchen Ge— 
nofjenschaft zu einer israelitiſchen Gultusgemeinde zu vereinigen. 
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2. Jede israelitiihe Familie fowie jeder einzeln ftehende Jsraelite muß 


derjenigen ißraelitifchen Cultusgemeinde angehören, welcher fein Wohnort zus 
getheilt ift. 

3. Zur Berwaltung der Einkünfte, fowie zur Beforgung und Beihaffung 
der den Eultus betreffenden inneren Einrichtungen befteht in jeder Cultus— 
gemeinde ein Vorftand, in größeren Gemeinden außerdem eine angemejjene 
Repräſentation der Gemeinde, deren Mitglieder auf einen beftimmten Zeit- 
raum durch Wahl aller felbftftändigen Gemeindeglieder beſtimmt werben. 

Ueber die Zahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Gemeinde-Reprä— 
fentation, die Modalitäten der Wahl derjelben ſowie ihr Verhältnig zur Ge— 
fammtgemeinde entfcheiden das Herfommen, oder wo folche beitehen, Die Statuten 
der Cultusgemeinden. 

4. Die auf den Cultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben in den 
einzelnen Cultusgemeinden und zwar, foweit fie den Gottesdienst betreffen, nad) 
Maßgabe der beftehenden und genehmigten Synagogenordnungen, zunächſt der 
Bereinbarung des Vorftandes und der Eultusgemeinde- Mitglieder unter Auf- 
fiht des zuftändigen Bezirks-Rabbiners überlafjen. 

Es iſt jedoch daran feitzuhalten, daß wohl hergebrachte Einrichtungen gegen 
die Einſprache des Rabbiners oder eines Dritttheile3 der Gemeindeglieder nicht 
abgeändert werden Dürfen. 

In jeden Falle und unabhängig von dem Widerjpruche der Mehrheit der 
Gemeindeglieder muß in jeder israelitiihen Eultusgemeinde neben einer dem 
Zwecke und der Würde ihrer Beftimmung entjprechenden Synagoge ſammt innerer 
Einridtung, al3 Gefegesrollen u. ſ. w., für 

a) Neligiongichule, 
b) vorihriftSmäßiges Nitualbad, 
c) Beihaffung ritualmäßigen Fleiſches, 
d) ritualmäßiges Begräbniß 
Sorge getragen fein. 

5. Der Religionsunterricht, die ämmtlichen Eultus-Anftalten und Cultus— 
diener der Gemeinden fteben unter der Auffiht des Bezirks-Rabbiners. Der 
Rabbiner ift in dieſer Beziehung namentlich verpflichtet, der Ertheilung des 
Keligionsunterrichtes für die fchulpflichtige Sugend an Werktagen und Sabbathen 
jeine ganze Sorgfalt zuzumwenden und zu Ddiefem Zwede nah Maßgabe der 
Iofalen Berhältniffe den Neligionsunterricht entweder jelbft zu iibernehmen, oder 
deſſen Ertheilung durch die aufgeftellten NReligionslehrer in den einzelnen Ge— 
meinden mit bejonderer Aufmerkſamkeit zu überwachen; er ift ferner verpflichtet, 
für die Aufrechterhaltung der veligiöfen Einrichtungen und Stiftungen in den 
Gemeinden zu forgen, die beftehenden LZeichenordnungen zu überwachen und die 


Begräbnißfeierlichkeiten in eigener Verfon oder durch einen geeigneten Gub- - 


ftituten zu leiten. 

Der Rabbiner ift in feinem Bezirke ausichlieglih befugt zur Approbation 
und Autorifation der Eultusdiener, zur Vornahme der Confirmation der israde— 
litiichen Jugend da, wo fie eingeführt ift, fodann zur Vornahme von Trauungen, 
Dollzug von Ehefcheidungen und Befreiungen von der Leviratsehe (Chaliza). 

Hinfichtlic der allgemeinen den Neligionsverband bedingenden Aufſichts— 
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rechte fann dem Rabbiner, al3 der nad) den Grundfägen der mofaifchen Religion 


beſtellten Autorität die Ausübung der gemäß der 88 39 his 41 des II, VBerf.- 
Edictes begründeten Befugniſſe, ſoweit ſie mit den Grundſätzen der iſraelitiſchen 
Religionsgeſellſchaft vereinbarlich ſind, nicht beanſtandet werden. 

Vorſtehende Grundſätze finden auch Anwendung, wenn in Folge der Be— 
ſtimmungen des Landtagsabſchiedes vom 10. Novbr. 1861 Abſchnitt III 8 15 


an Orten und in Bezirken, in welchen bisher Israeliten nicht anfällig waren, 


neue ißraelitiiche Cultusgemeinden zu bilden find. 


Die f. Regierung, K. d. J, hat hienach jederzeit zu verfahren, von Ober— 
aufſichtswegen namentlich auf die Errichtung und Erhaltung der sub Ziff. 4 
bezeichneten Cultusanſtalten, ſowie auf Erfüllung der den Rabbinern gemäß 
if. 5 zufommenden Berpflihtungen die forgfältigite Aufmerkſamkeit zu richten 
und von Vorſtehendem die Bezirksämter und unmittelbaren Magiſtrate, in 
deren Diftriften Ssraeliten fid) befinden, zur Darnachachtung in gegebenen Fällen 
geeignet zu beritändigen. 


Münden, den 29. Suni 1863. 
Auf Seiner Königlichen Majeſtät Allerhöchſten Befehl. 


v. Zwehl. 
Durh den Minifter: 
An die jänmtlichen f. Kreisregierungen, Der Generaljfefretär 
K. d. J,„ diesſeits des Rheins ergangen. Miniſterialrath v. Bezold. 
IV: 


Franzöſiſches Deeret vom 17. März, 1808. 


(Siebenpfeiffer, Handbud) der Berfaffung u. ſ. w. Rheinbayerns. Zweibrüden 1832. 
2. B8. ©. 517 ff.) 


Art. 1. Das in der Generalverfammlung der Juden am 10. Dezember 
1806 berathichlagte Reglement ſoll vollzogen und dieſem Decret beigefiigt werden. 


Neglement. 


Die Deputirten der iraelitiichen Verſammlung, zufammenberufen durch 
das Faierlihe Decret vom 30. Mai 1806, nad) Anhörung des Vortrags des 
Ausſchuſſes von 9 Gliedern, welche ernannt waren, um die Arbeiten der Ver— 
fammlung vorzubereiten, haben fich über die Organilation, welche ihren Glaubens⸗ 
genoſſen im Reiche in Bezug auf Religionsübung und die innere Polizei derſelben 
geziemen möge, berathen und folgenden Entwurf einhellig angenommen: 

Art. 1. Es fol eine Synagoge und ein Eonfiftorium in jedem Departe— 
ment, welches 2000 Juden enthält, errichtet werden. 


3 
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Art. 2. Im Falle ſich nicht 2000 Israeliten in einem einzigen Departe- 
ment vorfinden, ſoll der Gonfiftorialbezirk fopiel anftoßende Departemente um— 
faſſen, bis jene Zahl erreicht wird. Der Sit foll ftet in der Stadt fein, mo 
die meiften Israeliten wohnen. 

Art. 3. In keinem Fall kann mehr als eine Conſiſtorialſynagoge in einem 
Departement beſtehen. 

Art. 4. Keine Particularſynagoge darf errichtet werden, wenn nicht die 
Conſiſtorialſynagoge dazu den Antrag bei der zuſtändigen Behörde geſtellt hat. 
Jede Particularſynagoge ſoll durch zwei Notabeln und einen Rabbiner verwaltet 
werden, welche von der betreffenden Behörde ernannt werden ſollen. 

Art. 5. Für jede Eonfiftorialiynagoge joll ein Dberrabbiner beftehen. 
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Art. 6. Das Eonfiftorium befteht aus einem Oberrabbiner, einem Rabbiner, 


wenn e3 fein fann, und drei anderen SSraeliten, wovon zwei aus der Stadt, 
wo da3 Konfiftorium den Sig hat, zu nehmen find. 

Art. 7. Das Eonfiftorium präfidirt das ältefte Mitglied, welches den 
Namen „Neltefter” annimmt. 

Art. 8. Diezuftändige Behörde wird in jedem Conſiſtorialbezirk 25 Notabeln 
unter den höchitbefteuerten und fonft empfehlenswertheiten SSraeliten auswählen. 

Art. 9. Dieje Notabeln erwählen die Mitglieder des Eonfiftoriums, welche 
die Obrigkeit beftätigt. 

Art. 10. Niemand fann Mitglied des Conſiſtoriums fein, wenn er 1. nicht 
30 Sahre alt ift, 2. Bankrut gemadt hat und nicht ehrenvoll hergeftellt ift, 
3. wenn er al3 den Wucher ergeben befannt it. 

Art. 11. Ein Ssraelit, der fih im Inland niederlaffen will, muß binnen 
. 3 Monaten dem Confiltoriun, da3 feinem künftigen Wohnfis am nächſten, die 
Anzeige machen. 

Art. 12. Die Verrihtungen des Eonfiftoriums find: 1. darüber zu wachen, 
daß die Rabbiner weder öffentlich noch ſonſt Unterriht oder Erklärung des Ge— 
jeße3 geben, Die nicht den Antworten der Berfammlung gemäß wäre, welde 
durch den Sanhedrin in Lehrentiheidungen verwandelt find; 2. die Ordnung 
im Innern der Synagoge zu erhalten, die Erhaltung der Particularfynagogen 
zu überwachen, die Erhebung und Verwendung der Eultusfoften zu ordnen, und 
zu wachen, daß unter dem Vorwande der Religion, ohne befondere Bewilligung, 
feine Gebetverfammlung ſich bilde; die Israeliten des Bezirks durch alle mög- 
lihen Mittel zur Ausübung von Handwerfen aufzumuntern, und der Obrigfeit 
diejenigen anzuzeigen, die feine anerfannten Exiftenzmittel haben; 4. der Obrig- 
keit jedes Jahr die Zahl der Eonfcribirten des Confiftorialbezirf anzuzeigen. 

Art. 13. In Paris fol ein Gentralconfiftorium fein, beftehend aus drei 
Nabbinern und zwei anderen Siraeliten. 


Art. 14 Die Rabbiner diefes Centralconfiitoriumg follen aus den Ober: 


rabbinern genommen werden und die andern Glieder den Wahlbedingungen 
des Art. 10 unterworfen fein. 


Art. 15. Jedes Jahr tritt ein Glied des Gentralconfiftoriums aus, ift 
aber ftet3 wieder wählbar. 


Art. 16. Die ithrigbleibenden Glieder erwählen an feine Stelle; der 
Neuernannte kann erſt nad) Beftätigung der Obrigfeit eingefeßt werden. 
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Art. 17. Die Verrihtungen des Centralconſiſtoriums ſollen fein: 1. mit 
den Confiftorien zu correfpondiren; 2. über die Vollziehung dieſes Reglements 
in allen Seinen Theilen zu wachen; 3. der Obrigkeit alle Beeinträhtigungen 
dieſes Reglements, ſey's Durch Verlegung, ſey's durch Nichtbeobahtung, anzu: 
zeigen; 4. die Ernennung der Rabbiner zu beftätigen, und wenn der Fall.vor= 
handen, die Abjekung der Rabbiner und übrigen Mitglieder zu beantragen. 

Art. 18. Die Wahl des Oberrabbiners geſchieht durch die 25 Notabeln, 
welche Art. S bezeichnet. 

Art. 19. Der Neuernannte kann erſt eintreten, wenn er vom Central— 
confiftorium beftätigt iſt. 

Art. 20. Kein Rabbiner kann erwählt werden, 1. wenn er nicht geborner 
oder naturalifirter Snländer ift; 2. wenn er nicht ein Fähigfeit3zeugniß bon 
drei einheimifchen Oberrabbinern, desgleichen über deutiche Sprache, beibringt; 
wer nebft der hebräifhen Sprache auch einige Kenntniß der lateinischen und 
griechiichen beſitzt, ſoll bei jonft gleichen Eigenſchaften vorgezogen werden. 

Art. 21. Die Perrichtungen der Rabbiner find: 1. die Religion zu leh— 
ren; 2. die Zehre, welche in den Entjcheidungen des Großjanhedring enthalten 
iſt; 3. in jeder Lage zur Beobahtung der Geſetze, insbeſondere jener zu er= 
muntern, welche ſich auf Vertheidigung des Vaterlandes beziehen, und zwar 
vorzüglich jedes Jahr zur Zeit der Aushebung vom eriten Aufruf der Dbrig- 
keit bis zur Bollziehung des Geſetzes; 4. den SSraeliten den Waffendienit als 
eine beilige Pfliht darzuftellen, und ihnen zu erflären, daß während Diejes 
Dienftes das Geſetz fie von den Gebräuchen freifpricht, welche nicht damit ver— 
einbar wären; 5. in der Synagoge zu predigen und das Gebet für den König 
und die Föniglihe Familie zu verrichten; 6. die Heirathen zu feiern und Die 
Scheidungen zu erklären, ohne jedoch hiezu fchreiten zu fünnen, wenn nicht die 
Parteien fi über Die Erfüllung des Civilſtandsacts vorichriftsmäßig und hin— 
länglih ausgewiejeu haben. 

Art. 22. Der Gehalt der Rabbiner des Centralconfiltoriums ift auf 
6000 Fr. beitimmt, jener der Dberrabbiner der Confiftorialipnagogen auf 300U Fr.; 
jener der Rabbiner der Particulariynagogen wird auf den Verein der SSraeliten 
feftgejeßt, welche deren Errichtung verlangt haben; er fann nicht unter 1000 Sr. 
betragen. Die ZSraeliten der Bezivfe fünnen auf eine Vermehrung des Gehal⸗ 
tes ſtimmen. 

Art. 23. Jedes Conſiſtorium begutachtet bei der Behörde einen Maps 
ftab zur Bertheilung unter die SSraeliten für den Gehalt der Rabbiner; die 
übrigen Eultfoften werden von der Obrigkeit auf Begehren der Confiltorien 
feftgefeßt und vertheilt. Der Gehalt der Rabbiner des Gentralconiiftoriums 
wird von den Beiträgen der verjchiedenen Bezirke vorweg genommen. 

Art. 24. Jedes Eonfiltorium bezeichnet, außer jeiner Mitte, einen Israe— 
liten, der nicht Rabbiner ift, als Empfänger der Summen, welche im Bezirke 
erhoben werden. 

Art. 25. Diefer Einnehmer bezahlt vierteljährig die Rabbiner und Die 
übrigen Eultfoften auf Anweiſung von wenigitens drei Confiftorialgliedern. Er 
ftellt jedes Sahr, an beitimmtem Tage, dem verfanmelten Confiftorium, 
Rechnung. 
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Art. 26. Alle Rabbiner, die nah Vollziehung diefes Neglements fich 
nicht in Dienftthätigfeit befinden, und doch ihren Wohnfis im Inland behalten 
wollen, müſſen dur eine jchriftlihe und unterzeichnete Erklärung den | nt- 7 
icheidungen des Großſanhedrins beipflichten. Eine Abſchrift dieſer Erklärung, Er 
welche das Confiftorium aufnimmt, wird an das Gentralconfitorium gefandt. 

Art. 27. Die Rabbiner, welhe Mitglieder des Großjanhedrins find, 
ſollen foviel als möglich allen anderen zur Stelle der Oberrabbiner vorgezogen 


werden. 
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V. 


Ausſchreiben der Regierung des Rheinkreiſes 
vom 8. Oftober 1823. 


(Amtsblatt ©. 97; ferner Siebenpfeiffer, Handbud der Verfaſſung, Gerichts— 
ordnung und gefammten Verwaltung Rheinbayerns 2. Bd. Zweibrüden 1832, 
©. 520 ff.) 


Se. Maj. der König haben allergnädigit zu beſchließen geruht, daß in 
Angelegenheiten des jüdischen Cultus, und insbejondere hinfihtlich der Ernenn= 
ung und Beftätigung der Rabbiner, fowie rücfichtlich des Unterrichts, die ein= 
Ihlägigen Beftimmungen de3 EdicteS vom 10. Juni 1813 „die Berhältniffe der 
jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Königreih Bayern betreffend“ im Rheinkreiſe in 
analoge Anwendung fonımen follen. 

Zum Vollzuge diefer allerhöchſten Entichliegung werden demnach unter 
Zugrundlegung des conititutionellen EdictS über die äußeren Rechtsverhältnifje 
der Einwohner de3 Königreich! Bayern in Beziehung auf Religion und kirch— 
liche Gejellihaften vom 26. Mai 1818, und mit Rückſicht auf die damit im 
Einklang ftehenden Verordnungen, folgende Beitimmungen zur allgemeinen 
Kenntniß gebradt. 


1. Den jüdifhen Glaubensgenofjen wird vollfonnmene Gewifjensfreiheit 
gefichert. e 

Sie geniegen alle, den PBrivatfirchengefellihaften durch das conftitionelle 
Edict über die Berhältnifje der Einwohner des Königreihs in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Gejellichaften vom 26. Mai 1818 eingeräumten Bee 
fugniſſe. 

2. Wo die Juden in einem gewiſſen, mit der Territorialeintheilung des 
Kreiſes übereinſtimmenden Bezirke in einer Zahl von wenigſtens 50 Familien 
vorhanden ſind, iſt ihnen geſtattet, eine eigene kirchliche Gemeinde zu bilden, 
und an einem Orte, wo eine Polizeibehörde beſteht, mit Genehmigung der k. 
Kreisregierung eine Synagoge zu errichten, und einen Rabbiner aufzunehmen. 

3. Wo ſie keine kirchliche Gemeinde bilden, ſind ſie lediglich auf die ein— 
fache Hausandacht beſchränkt, und alle heimlichen Zuſammenkünfte unter dem 
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nahe des häuslichen Gottesdienstes find ihnen nach $ 4 des angeführten 
conſtitutionellen Edifts vom 26. Mai 1818 verboten. 
Mo eine Synagoge befteht, darf außer dem Rabbiner oder dent beftätigtert 
J kein anderer kirchliche Verrichtungen ausüben. 
4. Die Ortsrabbiner oder Subſtituten werden von den Mitgliedern der- 
Kirchengemeinde vorgeichlagen, von der Kreißregierung gepritft und nach Befund- 


beſtätigt oder verworfen. 


Die Beltätigten fünnen ohne Bewilligung der Sreißregierung nicht ent— 
laifen werden. 

5. Der zum Rabbiner oder Subitituten vorgefchlagene Jude muß 

a) fönigl. bayerifher Unterthan fein, b) der deutfchen Spracde 
mächtig und ec) ohne Makel des Wuchers oder eines betrüglichen. 
Banferuts, und jonit von einem guten fittlihen Qebenswandel fein. 

6. Bei der Beitätigung hat der Rabbiner oder der Subftitut vor dem be= 
treffenden fünigl. Landcommiſſariat einen feierlihen Eid dahin abzulegen, daß 
er den Gejegen des Reichs durchgebends ſchuldige Folge leiften, nicht gegen 
Diejelben lehren oder geitatten, wo er etwas dagegen erfahren würde, folches der 
Dbrigfeit treulich anzeigen, und in feine Verbindung irgend einer Art mit aus— 
ländiihen Dbern fih einlafjen werde. 

7. Die in den drei vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beltimmungen 
finden auch auf die dermal beitehenden Rabbiner und Subftituten ihre An— 
wendung. 

8. Das jüdische Kichenvermögen bleibt dem jüdischen Cultus ausſchließend 
überlaſſen. 

Es wird in den einzelnen Kirchengemeinden durch den Rabbiner und durch zwei 
von der Gemeinde gewählte, und von dem k. Landcommiſſariate beſtätigte Mitglieder 
verwaltet 1). 

9, Der Gehalt des Kabbiner3 wird von der iSraelitifchen Gemeinde feft- 
gejegt, welche die Errihtung einer Synagoge nachſucht. Sein Gehalt darf nicht 
geringer al3 vierhundertfünfzig Gulden fein. 

Die Repartition auf die einzelnen Glieder der Firchlichen Gemeinde wird von 
derjelben entworfen, und von der Regierung executoriſch erklärt 1). 


10. Die Sudenfinder beider Gejchlechter jind gleich jenen der übrigen kgl. 
Unterthanen zum öffentlihen Schulbefuhe in Städten und auf dem Lande ver= 
bunden, und fie erhalten, mit Ausnahme der Religionslehre, gleichen Unterricht 
mit denselben unter Beobachtung aller über das Schul= und Erziehungsmwefen 
beitehenden Verordnungen; der Zutritt zu allen höheren Lehranftalten ift ihnen 
geftattet. 

11. Den Suden ift bewilliget eigene Schulen zu errichten, wenn fie ein 
anftändiges und zwedentiprechentes Local ausmitteln, und vorſchriftsmäßig ge= 
bildete und geprüfte Schullehrer aufitellen, welche fünigl. Unterthanen find und 
denen ein Gehalt von mwenigftens dreihundert Gulden gefichert ift. Die Lehrer 
find an den allgemeinen Lehrplan gebunden. 


1) Bgl. Art. XVI der B.O. v. 27. III 72. 
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12. Die Erlaubniß zum Studium der jüdiichen Gottesgelehrtheit ſoll 
keinem jüdiſchen Jünglinge ertheilt werden, bevor er nicht von einer öffentlichen 
Studienanſtalt des Kbnigreichs über feine hinreichenden Vorbereitungskenntniſſe 
ein günſtiges Zeugniß erhalten hat. 


VL 


Königlich Allerhöchite Verordnung, 
die israelitiſchen Cultusgemeinden der Pfalz betr. 


Ludwig I. 


von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in Schwaben 2. 2c. 


Wir haben Uns im Hinblide auf die Vorftellung und Bitte der Borftände 
zahlreicher israelitiiher Cultusgemeinden der Pfalz allergnädigit bewogen ge= 
Funden, die Verordnung vom 27. Januar 1854 (KreiSamtsblatt der Pfalz 
©. 138—146) in Betreff der Regelung der Verhältniffe dieſer Eultusgemeinden 
mit Rüdfiht auf die durch die neueren Geſetze gebotenen Aenderungen einer 
Reviſion unterftellen zu laſſen und verordnen demnach, was folgt: 


Ardse 
Diejenigen Vereinigungen iSraelitiiher Glaubensgenoſſen, welche jich vor 
der Berfiüindung Unferer Verordnung vom 27. Januar 1854 zur gemeinfamen 
Ausübung ihres Eultug und zur Beftreitung der Koſten desjelben gebildet haben, 
Sollen auch Fünftig, ohne Rückſicht auf die Zahl der vereinigten Familien als 
„israelitiſche Cultusgemeinden“ fortbeitehen. Die k. Bezirkgänter haben zu 
entſcheiden, welches dieſe Gemeinden find. 


EL 


Die Bildung neuer ißraelitifcher Gemeinden, jowie die Auflöjung bereits 
beftehender fteht den f. Bezirfeämtern zu. 

Neue Gemeinden fünnen nur auf Anfırhen einer angemejjenen Anzabl 
Familienhäupter, welche ausreichende Mittel zur Beftreitung der Eultusausgaben 
nachweifen, gebildet werden. 

Beſtehende Gemeinden können aufgelöſt werden, wenn ſie die Mittel zur 
Beſtreitung ihrer Cultusausgaben nicht aufzubringen vermögen, oder auf An— 
trag der Mehrheit der Familienhäupter. 

Im Falle einer Auflöſung haben die k. Bezirksämter die Beſtandtheile der 
ehemaligen Gemeinden nah Maßgabe des Art. III. auderen nahegelegenen Ge— 
meinden, nad) Einvernahme derjelben mit ihren Erinnerungen, zuzuweifen. 
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 Sede ißraelitiiche Familie, jowie jeder einzelnftehende Ssraelite muß der- 
jenigen Rultusgemeinde angehören, welcher fein Wohnort zugetheilt ift. 


Art. IV. 

Sn jeder israelitiihen Cultusgemeinde beiteht ein Shnagogen= Ausschuß 
von drei Mitgliedern, welche auf 5 Sahre gewählt werden. 

Die Wahl findet ftatt durch die wahlltimmberechtigten Mitglieder der 
Kultusgemeinde unter Leitung eines von dem f. Bezirksamte ernannten Come 
miljärs; demſelben fteht ein Wahlausihuß von drei Mitgliedern zur Seite, 
welche bei Beginn der Wahl durch die anweſenden Wahlberechtigten beitimmt 
werden. 

Mit der Mahl des Synagogen Ausshuffes iſt die Wahl von zwei Erjaß- 
männern zu verbinden, welche in Abgangsfällen einzutreten haben. 


Art; V. 


Wahlitinnmberehtigt und wählbar find alle männlihen Mitglieder der 
Cultusgemeinde, welche zu den Koſten de3 Eultus Beiträge leiten, das 25. Lebens— 
jahr vollendet haben, jelbftändig und bayerische Staatsangehörige find. 

Ausgenommen jowohl von dem aftiven, al3 von dem paſſiven Wahlrechte 
find alle Mitglieder der ißraelitiihen Cultusgemeinde, welche 

1. öffentlihe Armen-Unterſtützung genießen, 

2, welchen durch rechtskräftiges richterliches Urtheil die bürgerlichen Ehren— 
rechte aberfannt find, folange dieſer Verluft dauert, dann jene, welche 

3. auf Grund der bisherigen bayerischen Strafgefeßgebung wegen eines 
Verbrechens oder wegen Vergehen des Diebitahls, der Unterfchlagung, 
des Betruges, der Hehlerei oder der Fälſchung verurtheilt worden find, 
oder in Folge rechtsfräftiger Verurtheilung wegen eines anderen Ver— 
gehen die in Art. 28 Ziff. 4 und 5 des bayeriſchen Strafgejeßbuches 
von 1861 bezeichneten Fähigkeiten oder einzelne derjelben verloren 
haben, joferne nicht feit der vollendeten Erftehung oder Verjährung 
oder dem Erlaſſe der Strafe in den Fällen der Berurtheilung wegen 
Berbrechens zehn Jahre und in den übrigen Fällen fünf Jahre abge- 
laufen find, oder früher vollftändige Rehabilitation "erfolgt ift; 

4. jene, gegen welche durch rechtäfräftiges richterliches Urtheil die Zus 
läfjiafeit der Stellung unter Polizeiauffiht oder nad Maßgabe der 
bisherigen Strafgejeßgebung die Zuläſſigkeit der Verwahrung in einer 
Polizeianjtalt oder nad) dem Strafgejeßbuche für das deutſche eich 
die Ueberweiiung an die Qandespolizeibehörde ausgeſprochen war und 
welche fih von dem Zeitpunfte an, wo die verhängte Maßregel be= 

endigt, oder deren Zuläffigfeit erloſchen ift, nicht mindefteng zwei Jahre 
vor der ftattfindenden Wahlhandlung klaglos verhalten haben ; 

5. jene, welche zur Zeit der Wahl einer ftrafrechtlichen Verfolgung wegen 
einer Handlung unterliegen, wegen welcher der Berluft der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte, oder die Zuläſſigkeit der Stellung a 


3 


aufficht, oder die Ueberweiſung an die Landespolize 
ſprochen werden fann; 
6. jene, welche Die Straffolge des Verluſtes eines öffentlichen 


durch richterliches Uxtheil verwirkt haben, wenn nad Beendigum: — 


Strafvollzugs nicht zwei Jahre verfloſſen ſind; 


7. jene, welche einem gerichtlichen Verfahren wegen Verhängung der — 


ratel unterliegen; 
8. jene, gegen welche ein gerichtliches Gantverfahren eröffnet wurde, 
fo lange dieſes Verfahren nicht beendigt iſt. 

Ein ſpäterer Verluſt der Wählbarkeit bedingt den Austritt aus dem Syna— 
gogenausſchuſſe. 

Art. U. 

Die Wahl des Synagogen Ausihufjes ift eine geheime und geſchieht durch 
Wahlzettel, welhe mit Nummern verjehen unter die wahlberehtigten Cultus— 
mitglieder vertheilt, dann ohne Unterfhrift ausgefüllt und zulammengelegt, von 
diefen perjönlich zurückgegeben werden. 

Ueber die abitimmenden Wähler ift ein fortlaufendes Nomenänerzeihiait 
zu führen. 

Zeit und Drt der Wahl, jowie die Friſt für die Stimmabgabe wird durch 
den Wahlkommiſſär feitgefeßt und in den zum Cultusverbande gehörigen Ge— 
meinden veröffentlicht. 

Nah Ablauf der beſtimmten Frift, welche durch Beſchluß des Wahlaus— 
Ichufjfes eine einmalige Berlängerung erhalten fann, wird der Wahlact geichlofien, 
das Ergebniß feitgeitellt und befannt gemadt. 


Art. VII. 


Ueber alle Anitände, welche ſich bei der Wahl ergeben, entjcheidet der 
Wahlausihug durch Mehrheitsbeſchluß; eine Berufung hiegegen findet nicht ftatt. 

Iſt bei einer folhen Beanftandung ein Mitglied des Wahlausſchuſſes be— 
theiligt, jo bat an deſſen Stelle der Wahllommiffär mitzuftinnmen, welder 
außer diefem Falle an der Abftimmung nicht theilzunehmen hat. 

Gegen die vollzogene Wahl ift eine Nichtigkeitsbeſchwerde zuläflig, welche 
Binnen acht Tagen bei dem Ffal. Bezirfsamte, als letzte Inſtanz, geltend zu 
machen und zu begründen ift. 


Art. VII. 


Bei der Wahl entjcheidet relative Stimmenmehrheit und zwar in der Art, 
daß die Drei mit der größten Stimmenzahl Gewählten die Mitglieder des 
Synagogenausſchuſſes, die beiden Folgenden die Erfasmänner find. 


Perſonen, welche mit einander als Vater, Sohn oder Bruder verwandt, 


oder als Stiefvater, Stiefjohn oder Schwiegerfohn verſchwägert find, fünnen 
nicht zugleich im Synagogen-Ausſchuſſe fein. 

Trifft die Wahl folde Perſonen, jo hat der mit der größten Stimmen= 
— — das Recht zum Eintritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
as Loo 










; ‚Die Gemwählten find mit ihrer Erklärung über Annahme oder Kolehmine 
der Wahl zu vernehmen. 

Im Falle einer Ablehnung tritt der nach der Reihenfolge berufene Er⸗ 
ſatzmann ein. 

Ueber die Wahl iſt von dem Ausſchuſſe ein Protocoll zu errichten, in 
welchem das Ergebniß derſelben niederzulegen, die Beſcheidung der Anſtände zu 
conſtatiren und welchem das Verzeichniß der abſtimmenden Wähler beizuheften iſt. 

Die Wahlprotocolle find dem k. Bezirksamte vorzulegen, bei welchen fie 
in Verwahrung bleiben. 
ei Alle durd die Wahl veranlaßten Koſten fallen der i8raelitiichen Eultus- 
gemeinde zur Laft. 


Yrt. N. 


Die Synagogen-Ausihugmitglieder wählen den Borftand aus ihrer Mitte; 
fie bedürfen der Beitätigung des k. Bezirksamtes, welche jedoch nur unter An- 
gabe der Griinde verjagt werden darf. 

Sm Falle der Berhinderung des Vorftandes hat ihn das an Lebensjahren 
ältefte Mitglied zu vertreten. 

Der Ausihug iſt, gehörige Ladung vorausgefeßt, aud dann beſchlußfähig, 
wenn nur 2 Mitglieder erihienen find. 

Dem Boritande oder deſſen Stellvertreter fteht im Falle der Stimmen= 
gleichheit bei der Beſchlußfaſſung die Entjcheidung zu. 

MWenn nah Eintritt der Criasmänner nur mehr 2 Ausschußmitglieder 
vorhanden jind, jo kann auch während der fünfjährigen Wahlperiode durch das 
f. Bezirksamt eine Neuwahl angeordnet werden. 

Die Gewählten befleiden in diefem Falle, wie auch im Falle der Auflöſung 
des Synagogen-Ausſchuſſes (Art. XI) ihre Zunftion nur für die Reſtzeit der 
laufenden Wahlperiode. 


WEIT, 

Die nad gegenwärtiger Wahlordnung neu zu bildenden Synagogen-Aus— 
ſchüſſe haben nad ihrer Conftituirung fofort in Thätigfeit zu treten. Bis da— 
bin bleiben die bisherigen Shynagogen-Ausihußmitglieder in Funktion. 

Fir die Folge find bei Ablauf des 5. Zunftionsjahres die Neuwahlen in der 
Regel im Monate Mai vorzunehmen. 

Sollten jedod der Vollendung der Wahl oder der Dienftes-Einweifung 
der Gewählten nicht zu bejeitigende Hinderniffe entgegenftehen, jo haben die 
Austretenden einftweilen ihre Funktion fortzufeßen. 


Axt. XL, 
Das k. Bezirksamt kann den Synagogenausfhuß ganz auflöjen und eine 


Neuwahl anordnen. 
Gegen eine deßfallſige Verfügung ift binnen einer Friſt von 14 Tagen Die 
Berufung an die f. Preisregierung als letzte Inſtanz zuläflig. 


Art. MI. 
Die Ausgaben des iSraelitiihen Cultus werden aus den Einkünften der 
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betreffenden Cultusgemeinden und wo diefe nicht ausreichen, durch Umlagen auf 


die Eultusgenofien beftritten. j 
Diefe Umlagen werden in der Negel nad Klafjen der einzelnen Mitglieder 


der iSraelitiihen Cultusgemeinden verteilt. 


Art. XI. 

Nach Aufforderung des Bezirfsamtes theilt der Synagogen⸗Ausſchuß unter 
Borfis feines Vorftandes alle Angehörige der Eultusgemeinde nad, freier Er= 
wägung ihrer Bermögensverhältnifie in Klafien, deren Babl und Berhältniß zu 
beftimmen in feinem Ermeſſen fteht. \ 

Die notoriih Zahlungsunfähigen find in die erfte Klaſſe zu jegen, welche 
von aller Beitraggleiftung befreit ift. 

Bon der Klaſſificirung find die Mitglieder Des Synagogen =» Ausichufies 


vorläufig auszunehmen. 


Hat ſich der Synagogen Ausſchuß über diefe Klaſſificirung ſchlüſſig gemacht, 
fo hat der Vorſtand Ne hienach entworfene Lifte an das k. Bezirksamt abzu— 
geben, welches diefelbe den Yiixgermeiftern derjenigen politischen Gemeinden, 
welche die betreſfende israelitiſche Ci tusgemeinde bilden, mit dem Auftrage 
zuſchickt, die in ihrer Gemeinde wohnhaften, umlagepflichtigen Israeliten von 
dem Inhalte der Liſte in Kenntniß zu ſetzen. 

Zugleich beſtimmt das k. Bezirksamt einen dräcluſiven Termin, bis zu 
welchem Reclamationen gegen den Entwurf der Klaſſification angebracht werden 
fönnen. EN 

Letztere find jhriftlih von jedem Reclamanten bei dem Bürgermeiſter— 
amte feines MWohnortes anzubringen, welces fie dem Bezirksamte zur weiteren 
Verfügung überiendet. N 

Seder Umlagenpflichtige kann nur gegen jeine eigene Klaſſification, nicht 
auch gegen jene feiner Mitbürger, reclamiren. N 


* 


Art. XIV. \ 

Nach Ablauf der Reclamationsfriit beruft der PVoritand des Synagogen— 
ausichuffes alle Umlagenpflichtigen der Eultusgemeinde zu einer Verſammlung. 

Die Berfammlung hat aus den Umlagenpflichtigen fünf Gemeindeglieder, 
welche über die angebrachten Reclamationen zu enticheiden haben, und zwei 
Erſatzmänner zu wählen. \ 

Nicht wählbar find diejenigen, welche gemäß Art. V gegenwärtiger Bor 
ordnung auch nicht in den Synagogenausſchuß gewählt werden fünnen. 

Jeder, welcer nad der auf ihn gefallenen Wahl in einen der im Art. W 
al: Fälle gefommen ift, hat fofort aus dem Reclamationsausſchuß zur 
teten. 







Art. XV. 

Die Mitglieder des Synagogenausſchuſſes fünnen nicht in den Reclamations* 
ausſchuß gewählt werden, jedoch den Situngen desjelben beimohnen, um Auf 
ſchlüſſe zu extheilen. 

Hat einer der 5 Gewählten reclamivt, jo muß er bei Entiheidung feiner 
Reclamation abtreten. 

Ueber die Zuläffigfeit der Ablehnung der Wahl oder des Austritts eines 

— 8 es 
Mitglieds entſcheidet das Bezirksamt. 
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Yrt. XVI. 

Der Ausſchuß iſt beihlukfäbig, wenn drei Mitglieder desfelben verfammelt 
find. Kann fich derjelbe nicht mit abjoluter Mehrheit über eine Reclamation 
ſchlüſſig machen, fo ilt von der, dem Neclamanten nachtheiligiten Abſtimmung 
angefangen, hevabzuzählen und diejenige Abftimmung al3 die entjcheidende 
zu betrachten, welche die für die abjolute Majorität nothwendige Zahl voll 
ſtändig madt. 

Hat der Ausſchuß alle angebrahten Reclamationen entichieden, jo ftellt er 
auch die Klaſſification der Spnagogenausihußmitglieder feit, wobei Der Bes 
theiligte immer abzutreten bat. 

Gegen die Entiheidungen des KReclamationsausihuffes kann von den 
Reclamanten innerhalb 8 Tagen ein Recurs an das in lebter Inſtanz erfennende 
Bezirksamt ergriffen werden. 


Art. XVII. 

Die definitiv feftgefeßte Klaſſeneintheilung bildet fünf Sabre den Maßſtab 
der Beitragspflicht aller Gemeindeangehörigen. 

Die in der Zwiſchenzeit neu eintretenden Gemeindeglieder werden in der⸗ 
jelben Weife durch den Synagogenausſchuß eingefteuert. 

Ebenſo bat derſelbe jährlich die Klaſſificationsliſte zu repidiren und alle er= 
heblich ericheinenden Veränderungen nachzutragen. Bei diefen Veränderungen 
und Nachträgen in der Klaffificationglifte tritt an Die Stelle der im Art. XI. 
porgeichriebenen Publication eine einfahe Benachrichtigung des Betheiligten 
durch den Synagogenausſchuß-Vorſtand und der präcluſive Termin, der bei der 
Hauptklaſſification (Art. XIII) feſtgeſetzt worden war, iſt auch hier anwendbar. 
Reclamationen werden wie bei der Hauptklaſſification beſchieden. Der gemäß 
Art. XIV gebildete Reclamationsausſchuß bleibt zu dieſem Zwecke fünf Jahre 
in Wirkſamkeit. 

Ergeben ſich während dieſer Zeit Abgänge von Ausſchußmitgliedern, ſo 
haben die Erſatzmänner nach der Reihe ihrer Wahl einzutreten. 

Nach Ablauf der fünf Jahre beruft der Borftand den Synagogenausihub 
wieder zufammen, um auf die nämliche Weile die Maffification durch einen neu 
gebildeten Ausihuß der Umflagenpflihtigen neu zu entwerfen und feititellen 
zu laſſen. 

Art. XVIII. 

Der Borftand des Synagogenausſchuſſes fertigt in jeden Jahre einen Ent⸗ 
wurf der Cultusausgaben und der Einnahmen des letzten Jahres. Die Aus— 
gaben für den Volksunterricht im Falle des Art. 11 der PBerprdnung dom 
8. Dftober 1823 werden den GEultusausgaben gleich geachtet. 

Nach Anfertigung dieſes Entwurfes zieht der Vorftand Die Synagogen⸗ 
ausſchußmitglieder zu einer Berathung bei, in welcher die einzelnen Poſitionen 
feſtgeſetzt werden. 

Das ſo feſtgeſetzte Budget wird nebſt dem Berathungsprotocolle ſofort dem 


k. Bezirksamte zur Genehmigung vorgelegt. 
Ueber Einnahmen und Ausgaben, die nicht ſchon im Budget vorgeſehen ſind, 
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bat der Synagogenausſchuß befonderen Beihluß zu fallen und dem Beritsante, 3 


wie angegeben, vorzulegen. 
Art. XIX. 


| Yuf Grund des abgeſchloſſ enen Budgets fertigt der 
das Umlagenregiſter, welches von dem k. Bezirksamte vollziehbar erflärt wird. 


Art. XX, 

Der Synagogenausſchuß beftellt einen Rechner zur Erhebung und Ver— 
rechnung aller Einfünfte der Cultusgemeinde, welcher eine entiprechende Hebge- 
bühr zu beziehen und auf Verlangen des Synagogenausſchuſſes genügende Bürg- 
fchaft zu leiften hat; derſelbe hat feine Funktionen nach Analogie der iiber das 
Gemeinde und Stiftungsrehnungsmwefen beftehenden Normen zu richten. 

Gegen Zahlungsſäumige ift in der für Gemeindeumlagenrüditände vorge— 
fchriebenen Weile zu verfahren. 

Art. XXL 

Am Schluſſe eines jeden Jahres ftellt der Rechner Rechnung über Ein 
nahme und Ausgabe, melde von dem Synagogenausſchuſſe geprüft und von 
dem Bezirksamte abgejchlofien wird. 


Art. XXI. 

Menn mehrere israelitiihe Cultusgemeinden eine Laſt gemeinfam zu tra— 
gen haben, fo jollen die Vorftände der betheiligten Gemeinden unter Leitung 
eines Bezirksamtes jährlih vor Entwerfung ihres Budget3 zufammentreten, um 
fich theils über die Größe der gemeinfamen Ausgabe für das fommende Sahr 
zu derftändigen, theil3 um eine Uebereinfunft über die Beitragspfliht der ein— 
zelnen Gemeinden zu treffen. 

Bezüglich der Angelegenheiten, welche daS Bezirfsrabbinat betreffen, it 
das hiefür zuftändige k. Bezirksamt dasjenige, in deffen Amtsbezirk der Bezirfs- 
rabbiner feinen Sitz hat. Für die übrigen Angelegenheiten hat die Kreisregier- 
ung, Kammer des Innern, das Bezirksamt zu beftimmmen, unter dejjen Zeitung 
der Zufammentritt ftattzufinden hat. 

Iſt der fiir das Bezirksrabbinat ftet3 für die nächiten drei Sahre auszu— 
werfende Bedarf feitaeftellt, jo haben die betreffenden Synagogenvorftände die 
Geſammtlaſt nah Maßgabe der zahlungsfähigen Familien ihrer bezüglichen 
Gemeinden zur repartiren. 

Hiebei kann jedoch durch Mehrheitsbeſchluß beftimmt werden, daß der fo 
feitgejeßte Gejammtbeitrag der wohlhabenderen Gultusgemeinden bis zu höch— 
ſtens 33/300 erhöht, und daß der hiedurch erzielte Ueberihuß zur entiprechen= 
den Abminderung der Beitragsquoten der gering bemittelten Gultusgemeinden 
verwendet werde. In den einen, wie in dem anderen Falle unterliegt dieſe 
Bertheilung der höheren Genehmigung. und zwar, je nachdem fie fich entiweder 


über die israelitiihen Cultusgemeinden mehrere Bezivfsämter oder nur über: 


die eines Einzigen erftredt, der Genehmigung der Kreisregierung, Kammer des 
Innern, oder des Bezirksamtes. 

Der fo für jede Gemeinde feftgefetste Antheil an der Geſammtlaſt iſt als 
Ausgabe in das Budget für das nächſte Jahr zu ſetzen und auf die einzelnen 
Gemeindeglieder umzulegen, wie jede andere Ausgabe der Cultusgemeinde. 
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Art. XXIII. 
Acer eine iSraelitiiche Cultusgemeinde politiiche Gemeinden, welde zu 
verſchiedenen Bezirksämtern gehören, jo ift bezüglich aller Angelegenheiten der 
Eultusgemeinde, namentlich auch zur Vollziehbarkeitserklärung der Umlagen— 


regiſter dasjenige Bezirksamt das zuſtändige, in deſſen ae die Haupt- 


mens liegt. 
Art. XXIV. 

Sn allen Angelegenheiten, welche das Vermögen der iraelitiihen Cultus— 
gemeinden betreffen, haben die Vorftände, foweit nicht Anderes ausdrücklich be= 
ſtimmt ift, die in den betreffenden Beziehungen für Gemeinden und Stiftungen 
bejtehenden Gejete und Verordnungen in analoge Anwendung zu bringen. 


Art. XXV. 

Ueberall, wo in den vorftehenden Artifeln die Bezirksämter als die ent— 
icheidenden Behörden bezeichnet find, und nicht3 Anderes ausdrücklich verordnet 
it, enticheidet in letzter Inſtanz unfere Regierung, Kammer des Innern, der 
Pfalz. 

Art. XXVI. 

Die Beſtimmungen der Verordnung vom 8. Oktober 1823, die Verhält— 
nifje der Israeliten im Rheinkreiſe in Beziehung auf Cultug und Unterricht 
betr. (Amt3blatt v. 3. 1823 Nr. IX. ©. 97) bleiben inſoweit in Giltigfeit, als 
fie mit den vorſtehenden Beftimmungen nicht im Widerfpruche find. 

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Befanntmahung 
durch das Regierungsblatt in Wirkſamkeit. 

Münden, den 27. März 1872. 

Ludwig. 
v. Lu. 
Auf Königlih Allerhöchiten Befehl 
der Generaljefretär 
Minifterialvatb v. Bezold. 
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Nabbinerjeminar 1052. 
Rabbinerſynode 54, 55, 591, 


Gehalt, 


Reglement, franzöfiiches, 


Schule, Elementarſchule, israelitiiche, 73 ff. 
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Religionsedikt 23 ff., 33, 34. 
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99, 100. 
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S. 


Sabbathfeier 77, 78. 


Skhädter 126, 1261, 2, 128. 
Shuldispens am Sabbath 77, 78. 


Religionsichule 112, 126, 129, 1293, 
Schulpflicht der israel. Kinder 32, 73. 
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Würzburg 123. 
Schwagerehe (Zeviratsehe) 112, 1122,113. 
Selbjtregierung der Kultusgemeinde 
50, 98. 
Selbitbefteuerungsredt. der Kultus- 
gemeinde 133 ff., ſiehe Beſteuerungsrecht. 
Staatsbeamten-Eigenjhaft, Mangel 
derjelben bei dem Rabbiner 119, 1191. 
Statuten der Kultusgemeinden 132. 
Sterbeanlage (Erbidaftsiteuer) 162 ff: 
Stiftungen 92 oben; jtaatlihe Kuratel 
über israel. Stiftungen 1651. 
Stimmredtin Kultusgemeindeangelegen- — 
heiten, deffen Ordnung Gegenftand der | 
Autonomie 131, 1312. 
Subftitut des Nabbiners 122, 112. 
Synagoge 8, 81-83, 831, 84, 86. 
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168 ff. 

Deſſen Wahl 168, 169; Geſchäftsfuhr⸗ 
ung 169, 170; Auflöſung 170. 
Synoden 54, 55, 591, 


T. 


Talmudſchule, ehemahlige, zu Fürth 105. 


Tauchbad, fiehe Ritualbad. 

Theologie, jüdifche, deren Studium 104, 
105. 

ß N. 
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gejellichaft 23 ff., 62, 65 ff. 

Umlagen der Aultusgemeinde 133 ff., 
fiehe Bejteuerungsredt. 
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135, 1353, 139, 140, 141, 143, 145 ff. 
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Unterfheidungsalter 23ff., 60. 
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in die israel. Religionsgeſellſchaft 58, 59. 


V. 
Bereinigung mehrerer Kultusgemeinden 
90, 167. 
Berfajjung, mangelnde, der iörael. Ge⸗ 
ſamtreligionsgeſellſchaft 48ff. 


Verfaſſung (Organiſation) der Kultus- 


gemeinden 97 ff., in der Pfalz 168 ff. 


Bertretung der Kultusgemeinden in der | 


Pfalz 168 ff. 


Bermehrung der jüdiſchen Bevölkerung | 
Zugehörigfeitzur Kultusgemeinde 3 ff. 
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Bermödgen der Kultusgemeinde. 
Rerwaltung des V. 164—165. 
Teilung des B. bei Abzweigung neuer 
Kultusgemeinden 89, 90. 

Berwendung bei Vereinigung u. Auf 
löfung von Kultusgemeinden 91, 92. 
In der Pfalz: Verwaltung 176. 
Berwaltungsgerishof, deſſen Zus 
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ſtändigkeit in Kultusabgabenſtreitigkeiten 
137, 138, 1382, 179. Zuſtändigkeit bei 
Streitigkeiten über Gemeindezugehörigfeit 
97, 973, Unzuftändigfeit bei Streitig- 
feiten über Errichtung und Umbildung 
von Aultusgemeinden 93. 
Volksſchulweſen, israelit., 73 ff. 
Bollziehbarfeitserflärung des Um— 
lagenregifters in der Pfalz 173. 
Borfänger (Vorbeter) 101, 1143, 125. 
Vorftand der Aultusgemeinde 72, 99, 
100, 1002. 
Borftand des Synagogenausſchuſſes in 
der Pfalz 169. 


W. 

Wahl der Gemeindeorgane 98, 99, 168. 

Wahl des Glaubensbekenntniſſes 23 ff., 
62 ff. 

Wahl des Rabbiner 109 fl 

Wahlrecht in Gemeindeangelegenheiten, 
deſſen Ordnung Gegenjtand der Auto- 
nomie der Kultusgemeinde 131, fiehe auch 
109; in der Pfalz 167 ff. 

Wohnort, Zugehörigkeit zur Kultusge- 
meinde des Wohnortes 94 ff., Begriff 
des W. 97. In der Pfalz 167. 

Württemberg, Verſaſſung der iörael. 
Religionsgeſellſchaft 49. 


8. 
Zugehörigkeit zur israel. Religionsge— 
ſellſchaft 56 ff. 
Aufnahme 57—64, Austritt 65, 66. 


BZuftändigfeit der Gemeindeorgane 100, 
164, 165; in der Pfalz 171, 172, 173, 
176. 

Zuftändigfeit der Behörden zur Cr- 
rihtung und Umbildung von Kultus: 
gemeinden 93. Pfalz: 179. Siehe aud) 
unter Verwaltungsgerichtähof. 

Zwangsgemeinden 9 ff. 
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Die staatskirchenrechtliche Stellung der 
Israeliten in Bayern; ein Beitrag zur Lehre 
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Freiburg i.B., Mohr, 1893. 
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